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Skandinavien übt einen besonderen Reiz aus. Wenn wir an 
Skandinavien denken, fallen uns mustergültige und egali-
täre Demokratien, offene Gesellschaften mit einem hohen 
Maß an sozialer Gerechtigkeit, ein vorbildlicher Wohl-
fahrtsstaat und leistungsfähige Volkswirtschaften ein. Ist in 
Skandinavien wirklich alles besser? Was macht eigentlich 
die nordeuropäische Politik aus? Kann man überhaupt von 
„dem Norden“ sprechen? Diese Leit fragen will das vorlie-
gende Heft beantworten. Dabei wird ein thematischer Bo-
gen gespannt, der zunächst das Konstrukt „des Nordens“ 
und im Anschluss das politische System und die Parteien-
landschaft, die Sozialpolitik und die Ökonomien der nord-
europäischen Länder in den Blick nimmt. Die Analyse aktu-
eller innen- und gesellschaftspolitischer Fragen sowie die 
Außen- und Europapolitik runden die Darstellung ab.
Himmelsrichtungen kann man philosophisch und kulturell 
aufladen. Der „Norden“ wird mit Erhabenheit, mit der Uto-
pie des „besseren, guten und gerechten Lebens“, mit Zukunft 
und Fortschritt gleichgesetzt. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
verdichtete sich diese „Nordlandsehnsucht“ im Modell des 
skandinavischen Wohlfahrtsstaats, der für Toleranz, Kon-
sens, soziale Sicherheit und Frieden schlechthin steht. Bernd 
Henningsen erörtert die verschiedenen Konnotationen des 
politisch-ideologischen Konstrukts und entlarvt dabei die 
Schilderung des „idealen“ nordischen Gemeinwesens als 
moderne Paradiesfloskel. Der europäische Norden ist 
nichts Außergewöhnliches. Die skandinavischen Länder 
sind vielmehr normale, moderne Gesellschaften. 
Das Unterfangen der schwedischen Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten, den Begriff „Nordisches Modell“ 
markenrechtlich schützen zu lassen, mutet absurd an. Zeit-
geschichtlich betrachtet sind diese Anstrengungen um den 
Markenschutz allerdings nur das jüngste Kapitel einer an-
haltenden Debatte über die Auslegung des Begriffs. Ur-
ban Lundberg skizziert die Entwicklung des „nordischen 
Modells“ von den 1930er Jahren bis in die Gegenwart. Erst 
die Genese des Konstrukts macht den symbolischen Ge-
halt, die begrifflichen Ambivalenzen und Konflikte um die 
Deutungshoheit verständlich. Gerade weil der Begriff des 
nordischen Modells vage ist, bietet er hinreichend Ermes-
sensspielraum für Interpretationen und genügend Anlässe 
für politische Kontroversen. 
Die nordischen Länder werden zu den funktionsfähigsten 
Demokratien weltweit gezählt. Allerdings unterscheiden 
sich die demokratischen Institutionen im europäischen Nor-
den beträchtlich. Sven Jochem zeigt in seinem Beitrag aus 
einer international vergleichenden Perspektive Gemein-
samkeiten sowie Unterschiede der nordischen Demokratien 
auf und unterscheidet dabei zwischen formellen und infor-
mellen Institutionen der Demokratie. Sowohl bei den for-
mellen Institutionen der Demokratie als auch bei „weichen“ 
Institutionen der Demokratie – hohes gesellschaftliches so-
wie politisches Vertrauen, ausgeprägter politischer Prag-
matismus sowie effektive gesellschaftliche Konzertierung 
– sind in Skandinavien in den vergangenen Dekaden Ver-
änderungen zu beobachten. Bei allen Unterschieden zwi-
schen den einzelnen Ländern entwickeln sich die nordi-

schen Demokratien tendenziell hin zu mehr Wettbewerb 
und weg von konsensualen Praktiken der Demokratie. 
Jens Gmeiner analysiert und vergleicht die Parteiensysteme 
Skandinaviens, die lange Zeit als „eingefroren“ galten. Fünf 
Parteifamilien, die sich entlang von gesellschaftlichen und 
kulturellen Konfliktlinien (cleavages) konstituiert hatten, wa-
ren lange Zeit dominierend. Erst in den 1970er Jahren kam 
Bewegung in die Parteienlandschaft: rechtspopulistische, 
grüne und ökosozialistische sowie christdemokratische Par-
teien entstanden. Diese Ausdifferenzierung der Parteien-
landschaft hat nicht zuletzt die Wählerbasis der skandina-
vischen Sozialdemokratie erodieren lassen. Der Fokus des 
Beitrags liegt auf den drei skandinavischen Kernländern 
Dänemark, Norwegen und Schweden, weniger auf Finn-
land und Island. Zunächst werden die historische Entwick-
lung der Parteiensysteme sowie die Kräfteverhältnisse bis 
zum Beginn der 1970er Jahre erörtert. Anschließend folgen 
eine Skizzierung der nach 1970 einsetzenden gesellschaft-
lichen, ökonomischen und kulturellen Veränderungen und 
eine Beschreibung neu hinzugekommener parteipolitischer 
Akteure. 
Seit den 1980er Jahren hat das wohlfahrtsstaatliche Mo-
dell Skandinaviens weltweit Bewunderung ausgelöst: In 
Skandinavien seien die sozialen Sicherungssysteme umfas-
sender ausgebaut als in allen anderen europäischen Staa-
ten. Matti Alestalo, Sven E. O. Hort und Stein Kuhnle stellen 
das skandinavische Wohlfahrtsmodell kritisch auf den Prüf-
stand. In dem Beitrag werden zunächst die zeitgeschichtli-
chen Entwicklungslinien sowie die wichtigsten Merkmale 
der wohlfahrtsstaatlichen Politik Skandinaviens skizziert. 
Nach einer Analyse der neueren Rahmenbedingungen wer-
den schließlich in vergleichender Perspektive „Lehren“ aus 
der Genese und Struktur sozialer Sicherungssysteme in Dä-
nemark, Finnland, Norwegen und Schweden gezogen. Die 
Autoren beschwören nicht das Ende des nordeuropäischen 
Wohlfahrtsmodells herauf, machen aber deutlich, dass die 
Leistungen des skandinavischen Wohlfahrtsmodells in 
jüngster Zeit merklich abgebaut wurden.
Die skandinavischen Länder haben allem Anschein nach 
die globale Finanz- und Schuldenkrise gut überstanden. 
Prognosen zufolge sind die aktuellen Wachstumsaussich-
ten durchaus positiv. Bereits zu Beginn der sich 2007 ab-
zeichnenden Krise waren die skandinavischen Volkswirt-
schaften aufgrund ihrer soliden Wirtschaftsentwicklung 
gut aufgestellt. Sie wurden dennoch nicht gänzlich von der 
Rezession verschont. Die unterschiedlichen Krisenpoliti-
ken, Konjunkturpakete und Bemühungen um eine geord-
nete Haushalts- und Finanzpolitik trugen mittelfristig zur 
ökonomischen Konsolidierung bei. Norwegen überstand 
die Krise nahezu unbeschadet, und auch Schweden sowie 
Finnland gelang es, ihre Wirtschaft wieder anzukurbeln. 
Islands und Dänemarks konjunkturelle Erholung hingegen 
verlief zögerlicher. Der Erfolg der skandinavischen Ökono-
mien – so das Fazit von Jørgen Goul Andersen – beruht auf 
einer adäquaten sozialen Absicherung und sozialen Inves-
titionen einerseits, auf Flexibilität und Wandlungsfähigkeit 
sowie einer aktiven Arbeitsmarktpolitik andererseits. 
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Die nordischen Wohlfahrtsstaaten gehören zu den Staa-
ten Europas, die überdurchschnittlich viel Geld in Bildung 
investieren und dementsprechend gut bei den PISA-Stu-
dien abgeschnitten haben. Susanne Wiborg erörtert die 
skandinavische Bildungspolitik und die Bildungsreformen 
der vergangenen 30 Jahre. Aufgrund veränderter ökono-
mischer Rahmenbedingungen und des sich verschärfen-
den internationalen Wettbewerbs gerieten Fragen der 
 Bildungspolitik immer stärker in den Fokus der nationalen 
Politik. Bildung avancierte zu einer wichtigen volkswirt-
schaftlichen Ressource. Auch wenn die Länder Skandinavi-
ens nach wie vor am eingliedrigen Gesamtschulsystem 
festhalten, haben sie ihre Bildungssysteme reformiert, um 
die Qualität und Effizienz des Bildungssektors zu verbes-
sern. Leitgedanke der Reformen war, dass miteinander 
konkurrierende Schulen das Leistungsniveau insgesamt 
anheben sollten. 
Die skandinavischen Länder haben auf das weltweite Mi-
grationsgeschehen und die kulturelle Diversität ihrer Ge-
sellschaften politisch durchaus unterschiedlich reagiert. 
Grete Brochmann und Anniken Hagelund skizzieren die 
verschiedenen Phasen der Integrationspolitik in den skan-
dinavischen Wohlfahrtsstaaten. Sie bilanzieren die Aus-
länder- und Zuwanderungspolitik seit den 1960er Jahren, 
als die ersten ausländischen Arbeitskräfte nach Schweden 
geholt wurden. Dabei skizzieren sie die zumeist von ar-
beitsmarktpolitischen Überlegungen geprägte und unter 
dem Gesichtspunkt der Integration oft halbherzig betrie-
bene Zuwanderungspolitik. Der Beitrag nimmt hauptsäch-
lich die schwedische, norwegische und dänische Integrati-
onspolitik in den Blick. Vergleicht man die drei Länder, tre-
ten die Unterschiede deutlich zutage: Die der liberalen 
Tradition folgende Integrationspolitik Schwedens gilt in-
ternational als ambitioniert und erfolgreich. Dänemark 
hingegen verfolgt einen restriktiven Kurs, Norwegen prak-
tiziert eine eher gemäßigte Politik.
Die Ostseeanrainerstaaten pflegten schon immer enge 
politische und kulturelle Verbindungen untereinander. Und 
dennoch war der Ostseeraum im 19. und 20. Jahrhundert 
ein Streitobjekt rivalisierender Großmächte um die Vor-
herrschaft in diesem Teil Europas. Der nach 1945 einset-
zende Kalte Krieg zog mitten durch die Ostsee einen Eiser-
nen Vorhang und unterbrach die historisch gewachsenen 
Verbindungen der Ostseeanrainer. Die Konfrontation der 
beiden Machtblöcke förderte die Attraktivität des „nordi-
schen Modells“, das einen drit ten Weg zwischen kapitalis-
tischer und kommunistischer Ideologie repräsentierte. Der 
Kalte Krieg verbesserte zwar die Kooperation der skandi-
navischen Länder untereinander. Bei entscheidenden Fra-
gen dominierten jedoch  die Partikularinteressen und poli-
tischen Präferenzen der einzelnen Länder, die auf ihre Sou-
veränität und nationale Integrität pochten. Angesichts der 
Hemmnisse und Differenzen konnte und kann die innernor-
dische Kooperation – so Uffe Østergård – nur zu beschei-
denen Erfolgen führen.
Die skandinavischen Staaten praktizieren untereinander 
eine enge, gut funktionierende Zusammenarbeit und über-
zeugen auf internationaler Ebene durch ein kohärentes Auf-
treten. Die europäische Einigung hingegen wird eher mit 
Skepsis betrachtet. Trotz dieser skeptischen Grundhaltung 
gibt es auf mehreren Politikfeldern pragmatische und ver-

lässliche Kooperationen zwischen den nordischen Staaten 
und der Europäischen Union (EU). Im Mittelpunkt der nordi-
schen Interessen stehen dabei die wirtschaftliche Koope-
ration, die ökonomische Wettbewerbsfähigkeit Europas 
sowie die Vollendung des Binnenmarktes. Nach einem kur-
zen Abriss der historischen Beziehungen zur EU erläutert 
Tobias Etzold die unterschiedlichen Integrationsansätze 
der einzelnen Staaten Skandinaviens anhand wichtiger 
Eckpunkte. Die anhaltende europäische Wirtschafts- und 
Schuldenkrise ließ auch Skandinavien nicht unberührt und 
hat nationale EU-Politiken verändert. Ihre Nachwirkungen 
sind mithin ein Grund für die in Skandinavien weit verbrei-
tete Auffassung, dass die EU zunächst ihre aktuellen Prob-
leme lösen sollte, bevor institutionelle und vertragsrechtli-
che Reformen in den Blick genommen werden. 
Die Außen- und Sicherheitspolitik der im 19. und 20. Jahr-
hundert entstandenen skandinavischen Nationalstaaten 
hat unterschiedliche Phasen durchlaufen. Eine 1930 zu-
nächst noch gemeinsam verfolgte Neutralitätspolitik blieb 
angesichts der machtpolitischen Konstellationen während 
des Zweiten Weltkriegs erfolglos. Nach 1945 waren die 
nordeuropäischen Länder bestrebt, ihre Souveränität zu 
wahren und sich im beginnenden Kalten Krieg zu positio-
nieren. 1948 wurde eine skandinavische Verteidigungs-
union erwogen, die letztlich an den Differenzen der nordi-
schen Staaten scheiterte. Dänemark, Norwegen und Island 
wurden Gründungsmitglieder der NATO, während Schwe-
den seine neutralitätspolitische Tradition fortführte und 
Finnland aufgrund der Grenzlage zur UdSSR einen prag-
matischen Kurs verfolgte. Um die unterschiedlichen sicher-
heitspolitischen Orientierungen zu kompensieren, wurde 
1952 der Nordische Rat gegründet, der mit einer aktiven 
und in internationaler Hinsicht mit einer stärker politisierten 
Außenpolitik einherging. In der Europapolitik hingegen 
zeigten sich die nordischen Länder eher zögerlich. Ambiva-
lent gestaltete sich auch die Kooperation mit den baltischen 
Ländern Estland, Lettland und Litauen. Die seit 2005 zu be-
obachtende Renaissance der nordischen Zusammenarbeit 
vermag die Heterogenität der von den skandinavischen 
Staaten verfolgten Außen- und Sicherheitspolitik – so das 
Fazit von Norbert Götz – nicht zu überdecken.
Bernd Henningsen und Sven Jochem, die mit ihrem fachli-
chen Rat wesentlich zum Entstehen des vorliegenden Hef-
tes beigetragen haben, bündeln in einem kurzen Fazit die 
hier versammelten Beiträge. Sie stellen dabei die nordi-
sche Homogenität und die Exzeptionalität des nordischen 
Modells in Frage. Die skandinavischen „Wunderländer“ 
sind kein monolithischer Block kulturell homogener Gesell-
schaften und Kulturen, sondern heterogene, weltoffene, 
multikulturelle, und letztlich vielschichtige Länder. Die He-
terogenität hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
noch zugenommen. Abschließend werden Desiderate be-
nannt, die für intensivere Forschungsbemühungen rich-
tungsweisend sein können.
Allen Autorinnen und Autoren sei an dieser Stelle herzlich 
gedankt. Ein besonderer Dank geht an Sarah Klemm, die 
mit der notwendigen wissenschaftlichen Genauigkeit und 
mit großer Umsicht die Texte redigiert hat. Dank gebührt 
nicht zuletzt dem Schwabenverlag und der Druckvorstufe 
für die stets gute und effiziente Zusammenarbeit.
 Siegfried Frech
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DER NORDEN – EINE UTOPIE?

Die kulturelle Konstruktion des Nordens
Bernd Henningsen

Himmelsrichtungen kann man philosophisch und kulturell 
aufladen. Nicht nur in der Literatur wird „der Norden“ 
mit Erhabenheit, mit der Utopie des „besseren, guten und 
gerechten Lebens“, mit Zukunft und Fortschritt gleichge-
setzt. Nach dem Zweiten Weltkrieg verdichtete sich diese 
„Nordlandsehnsucht“ im Modell des skandinavischen 
Wohlfahrtsstaats, der für Toleranz, Konsens, soziale Si-
cherheit und Frieden schlechthin steht. Bernd Henningsen 
erörtert die verschiedenen Konnotationen des politisch-
ideologischen Konstrukts und entlarvt dabei die Schilde-
rung des „idealen“ nordischen Gemeinwesens als mo-
derne Paradiesfloskel. Der europäische Norden ist nichts 
Außergewöhnliches. Die skandinavischen Länder sind 
vielmehr normale, moderne Gesellschaften. Anlass zum 
Nachdenken gibt allerdings die Ignoranz, die der Süden 
– trotz aller Wertschätzung und Überhöhung des nordi-
schen Modells – realiter dem Norden entgegenbringt. 
Nicht nur die Öffentlichkeit, auch die Wissenschaft hat 
den europäischen Norden nicht auf ihrem Kompass!

Der historische Norden als kulturelles Versprechen

Himmelsrichtungen sind nötig, sie geben uns räumliche 
Gewissheit, damit auch existentielle Sicherheit. Es ist fo-
rensischer Standard: Wer nicht weiß, wo er sich befindet, 
bekommt es mit der Psychiatrie zu tun, wenn er nicht gleich 
eingeliefert wird. Die Zivilisation verlangt von uns, dass wir 
uns sicher in Raum und in Zeit finden – es ist aber wohl auch 
mehr als nur ein Verlangen der Zivilisation. 
Die Himmelsrichtungen sind aber nicht nur eine „menschli-
che“ Einrichtung – auch die Natur ist von ihnen geprägt: In 
der Botanik kann man sie ablesen, die nach dem Wind in 
eine Richtung geneigten Büsche, die nördliche Bemoosung 
der Baumstämme, die zur Sonne (also nie nach Norden) 
sich drehenden Blüten; und in der Zoologie wissen die Vö-
gel beizeiten, wann sie nach Süden und wann sie nach 
Norden fliegen sollen, von den Zügen der Fische nicht zu 
reden. 
Allerdings ist es dem Menschen vorbehalten, den Him-
melsrichtungen nicht nur natürliche Eigenschaften zuzu-
schreiben, sondern sie auch philosophisch und kulturell 
aufzuladen. In Ernst Blochs Opus Magnum, dem „Prinzip 
Hoffnung“ von 1954/59 findet sich Folgendes: 
„[…] ultima Thule stimmt auf ganz besondere Weise zur 
letzten Grenze, zum Ende der Welt. Damit erschließt sich 
die Verhangenheit Thules zugleich in ihrem Grenzsinn 
selbst: sie ist, wie Herder sagt, ‚ein Ausgang der Welt in 
Erhabenheit‘. […] nordwärts utopisiert sich ein Todeszau-
ber geographisch, der eine ganze Weltvernichtung in sich 
einschließt, aber auch überwinden will, mit paradoxer Hei-
mat. Thule ist die geographisch-dialektische Utopie einer 
Welt, die ausgeht und untergeht, doch mit dem dauernd 
ineinander verschränkten Kontrastbild von Sturmnacht und 
Burg. Thule im Nordmeer ist die Mystik des schlechten 

Wetters, mit dem Kaminfeuer mitten drin“ (Bloch 1982: 
914). 
Die Verknüpfung „des Nordens“ mit Erhabenheit, mit Uto-
pia, mit Zukunft, mit Fortschrit t zieht sich durch die gesamte 
europäische Geschichte: Wenn Tacitus in seiner „Germa-
nia“ die Tapferkeitstugenden der Bewohner der germani-
schen Wälder – also des Nordens – beschreibt, wenn er 
sie tadelt wegen ihrer Trunksucht, aber ihren Willen und 
ihre Fähigkeit zu anständigem Zusammenleben lobt (dies 
wurde später zu demokratisch-parlamentarischem Brauch 
stilisiert und wurde damit zum Inhalt der „Tacitus-Le-
gende“), wenn er die Germanen also lobt, dann ist die Ab-
sicht dahinter, seinen dekadenten Römern am Ausgang ih-
rer Weltmachtzeit eine Utopie von Anständigkeit, von ge-
regelter Zivilisation vorzuführen.1 Der Norden, bei allem 
Wissen um seine klimatische und geographische Unwirt-
lichkeit, wird zum Gegenmodell spätrömischer Dekadenz; 
fast hat man den Eindruck, Tacitus nimmt die Ethik des 
nördlichen Protestantismus vorweg.
Bezeichnenderweise 1928 wird auf Deutsch die Schrift des 
Kanadiers Vilhjalmur Stefansson veröffentlicht, der den ho-
hen Norden, die Arktis, als Siedlungsgebiet der Zukunft 
propagiert. Für ihn sind die Probleme des Nordens nicht 
die Probleme der Vergangenheit oder der Gegenwart, 
sondern solche der Zukunft.2 Im Westen gibt es schon 
längst nichts Neues mehr – es geht gen Norden. Matthias 
Hannemann verweist darauf, dass hinter unserer aktuellen 
Entdeckerfreude und den gegenwärtigen Hoffnungen auf 
wirtschaftlichen Profit, der dem Klimawandel und der Eis-
schmelze folgen soll, auch die ewig lange utopische Kons-

Himmelsrichtungen kann man 
philosophisch und kulturell auf-
laden. Der Norden hypnoti-
siert, er hat eine magnetische, 
eine magische Kraft. Der Nor-
den wird mit der Utopie des 
„besseren, guten und gerech-
ten Lebens“, mit Zukunft gleich-
gesetzt. picture alliance/dpa
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truktionsgeschichte zum Norden steckt. Früher war es die 
Suche nach der Nordpassage, heute sind es die vermute-
ten Energiereserven unter dem Eis. Der Treck geht nicht 
nach Westen – der Traum vom Aufbruch verbindet sich mit 
dem Norden. Umso erschütterter sind wir, wenn da mal 
was schief geht, wenn ein Ministerpräsident erschossen, 
eine Außenministerin erstochen wird oder ein politischer 
Amokläufer 77 Menschen massakriert. 
Aber über die Zukunft können wir noch weniger sagen als 
über die Gegenwart – sie ist gleichwohl immer das Thema, 
das mit dem Norden verbunden ist, manchmal auf verklä-
rende, manchmal auf phantastische Weise. Ein älteres 
 Zitat illustriert dies, es ist dem zweibändigen Roman von 
Jules Verne entnommen, „Die Abenteuer des Kapitäns Hat-
teras“ aus dem Jahr 1866. Der Roman beginnt folgender-
maßen, geheimnisvoll:
„Am morgigen Tag, bei sinkender Flut wird die Brigg ‚For-
ward‘, unter Kapitän K. Z., Erster Offizier Richard Shandon, 
von New-Prince‘s-Docks abfahren und mit unbekanntem Ziel in 
See stechen. 
So konnte man es im ‚Liverpool-Herald‘ am 5. April 1860 
lesen. Das Auslaufen einer Brigg ist ein Ereignis von gerin-
ger Bedeutung für den geschäftigsten Hafen von England 
[…] Am 6. April drängte sich jedoch schon am frühen Mor-
gen eine beachtliche Volksmenge auf den Quais der New-
Prince‘s-Docks ein […] Die buntgeschmückten Pferdebah-
nen, die an der Außenmauer der Hafenbecken entlang 
verkehrten, brachten jede Minute eine neue Ladung Schau-
lustiger heran. Die Stadt schien nur noch eine einzige 
Sorge zu haben: der Abfahrt der ‚Forward‘ beizuwohnen“ 
(Verne 1991: 1/9ff.). 
Dass das Schiff Kapitän Hatteras‘ „Forward“ (Vorwärts) 
heißt, ist kein Zufall; auch Fridtjof Nansens Wunderschiff, 
das 1892 vom Stapel lief und mit dem er die Widrigkeiten 
des Nordpolarmeeres überstand, hatte diesen Namen: 
„Fram“. Im Norden, wohin die Reise des Kapitäns geht, liegt 
die Utopie, das Niemandsland; wo der Norden ist, ist im-

mer vorne, ist immer die Zukunft. Die Schiffsleute wissen am 
Anfang nicht, wohin die Reise gehen soll, das Ziel ist beim 
Ablegen unbekannt. Am Ende von zwei Bänden und insge-
samt über 550 Seiten ist das Ziel weiterhin diffus, die Rich-
tung stimmt aber, es geht auf seltsame Weise nach Nor-
den:
„Seit einiger Zeit pflegte Kapitän Hatteras in Begleitung 
seines treuen Hundes, der ihn sanft und traurig zugleich 
ansah, jeden Tag stundenlang spazieren zu gehen. Stets 
führte ihn sein Weg in eine bestimmte Richtung durch eine 
gewisse Allee zu Sten-Cottage hindurch, an deren Ende er 
stehenblieb, um dann rückwärts gehend zurückzukehren. 
Wollte ihn jemand anhalten, wies er mit dem Finger auf ei-
nen festen Punkt am Himmel […] Aufmerksam beobachtete 
der Doktor dieses so bizarre Verhalten, und bald erkannte 
er den Grund für den seltsamen Eigensinn. Er begriff, wa-
rum der Spaziergang immer in dieselbe Richtung ging, un-
ter dem Einfluß einer – wenn man es so sagen will –magne-
tischen Kraft. Kapitän Hatteras marschierte unbeirr t Rich-
tung Norden“ (Verne 1981: 2/272).
Der Norden hypnotisiert, er hat eine magnetische, ja eine 
magische Kraft. Insofern war es unausweichlich, dass das 
moderne Utopia, der Wohlfahrtsstaat, nach dem Zweiten 
Weltkrieg zu einer skandinavischen Spezialität wurde. 
Seither ist der Fortschrit t politisch und sozial handgreiflich, 
er wurde im europäischen Norden Realität. 

Der aktuelle Norden als soziale und 
friedliebende Utopie

Die Gleichsetzung des Nordens mit Fortschrit t und mit Zu-
kunft – was entgegen vielfacher Ansicht kein modernes 
Phänomen ist – wird von den jeweiligen Ländern für ihre 
Marketingstrategien, für ihr nation branding gerne einge-
setzt. Der Wohlfahrtsstaat steckt im Kern des nordischen 
Modells und ist eine wirkmächtige Begründung für die Be-
sonderheit, für die selbst empfundene und ja seit Jahrzehn-
ten propagierte „Exzeptionalität“ des Nordens. Die Nord-
landsehnsucht des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts 
(Barton 1998; Engel-Braunschmidt 2001; Henningsen 
2002; Fjågesund 2003; Stadius 2005) – die sich regelmä-
ßig nur auf Norwegen und Schweden, nicht auf Dänemark 
bezieht –, von den Romantikern erfunden, dann von Ri-
chard Wagner und dem Nordland-Reisenden Wilhelm 
Zwo (Marschall 1991) zu kultureller Größe erhoben und 
von Alfred Rosenberg zum biologischen Lebensendzweck 
erklärt, war und ist eine ideologische, sich auf Mythen und 
Phantasien gründende Schrulle, sie ist in der Postmoderne 
durch eine politisch-soziale Nordlandsehnsucht ergänzt, 
vielleicht ersetzt worden, in deren Mittelpunkt Toleranz, 
Konsens, soziale Sicherheit und ein freundliches Miteinan-
der stehen. Die Gleichsetzung von Wohlfahrtsstaat mit eu-
ropäischem Norden kann man im politischen Diskurs nach-
lesen. Sie wird – man müsste mal herausfinden seit wann 
– getoppt durch die Gleichsetzung von Norden und Frie-
den: die Stadt Oslo wirbt für sich beispielsweise mit dem 
Slogan: „Visit Peace“ (VisitOSLO 2011).
Die durch die Geschichte produzierten Bilder sitzen fest 
und haben die politischen, ökonomischen, sozialen und 
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kulturellen Veränderungen nachvollziehbar über zwei 
Jahrtausende überlebt; sie sind im je gegebenen Moment 
abrufbar und verschmelzen zu einer Ästhetik des Nordens, 
die so weit von der Realität entfernt ist wie der Osten vom 
Westen.3 Man betrachte nur die Wikinger Hollywoods 
oder die Normannen in den Geschichten von Asterix und 
Obelix, den Comicstar Hägar oder die rabiaten Helden in 
den modernen Computerspielen, nicht zu reden von den 
schwarzen Rechten, von Thor Steinar. Selbst die linke und 
die grüne Bewunderung für die Leistungen und Errungen-
schaften der modernen liberalen Wohlfahrtsstaaten hat 
nicht sonderlich viel Wissen über die nordeuropäische Zi-
vilisation in den Süden transportiert, denn im Grunde hat 
man den Skandinavierinnen und Skandinaviern kulturell 
übel genommen, dass sie sich auf dem ideologischen Links-
Rechts-Schema nicht einordnen ließen (der sozialdemo-
kratische Wohlfahrtsstaat wurde zu einer Alternative zu 
Kapitalismus und Sozialismus erklärt), und ihnen deshalb 
nur eine Nische im politischen Bewusstsein zugebilligt.
Himmelsrichtungen sind eine Frage der Perspektive. Wer 
am Nordpol steht, dem ist alles Süden. Wer am Südpol 
steht, dem ist alles Norden. Wo also liegt „der“ Norden? 
Mit Blick auf unsere Vergangenheit: Da klang diese Frage 
noch etwas abstruser als heute, da wurden Wesensart und 
Charakter eindeutig als räumlich bedingt gedacht, da 
fragte man nach dem „nordischen Wesen“, dem „nordi-
schen Menschen“. „Der Norden“ war aber keine geogra-
phische Bestimmung, sondern eine ideologische. Der poli-
tische Hintersinn, der der geographischen mit der ideolo-
gischen Vermengung zugrunde lag, ist bis heute nicht 
überwunden, spricht man doch immer noch vom „Men-
schen des Nordens“, vom „Nordländer“. Beim „Südländer“ 
meint man es hingegen schon nicht mehr gar so ernst. Wer 
vom „Norden“ spricht, der kann sicher sein, dass er ver-
standen wird, die fertigen Bilder sind gleich zur Hand und 
vor Augen.4 „Und ewig singen die Wälder“ – wer weiß 
denn damit nichts anzufangen? Bis in die Verschwörungs-
diskurse während der europäischen Finanzkrise um die 
vom italienischen Philosophen Giorgio Agamben propa-
gierte Union des Südens als Gegenbild zum protestanti-
schen Norden, der auf strenge Haushalts- und Wirtschafts-
regeln pocht, war diese geographische, ja klimatische 
Konstruktionsgeschichte präsent (Agamben 2014).
Das Orientierungsbedürfnis nach den himmlischen Koordi-
naten ist vor allem im übertragenen, im metaphorischen 
Sinne von Bedeutung: Norden, Süden, Osten oder Westen 
waren und sind immens wichtige politische Orientierungs-
marken – der Osten, der Westen sind mehr als nur Him-
melsrichtungen. Immer verbindet sich mit ihnen eine kultu-
relle Werte- und Bedeutungsfüllung, die vorausgesetzt 
wird und über die ein literarischer, ein politischer und ein 
gesellschaftlicher Konsens herrscht; dieser ist selbstevi-
dent.5 Die Konventionen sind historisch und kulturell ge-
prägt, sie sind konstruiert, und sie gehören zum politischen 
Selbstverständnis einer Gesellschaft, beinahe möchte 
man meinen: genetisch.

Die „Einheit des Nordens“?

Lässt man sich also einmal von der politischen Vergangen-
heit des Nordland-Mythos irritieren und denkt sich „den“ 
Norden konkret als Einheit, so wird sehr bald der gesunde 
Menschenverstand rebellieren: Die flachen Ebenen Däne-

marks und die steilen Klippen der norwegischen Fjorde, 
die endlosen Wälder Finnlands und die industriellen Bal-
lungszentren Mittelschwedens, das milde Klima Gotlands 
und die Eiswüsten Grönlands, der dunkle Mystizismus 
Emanuel Swedenborgs und die scharfe Intellektualität Sø-
ren Kierkegaards, die Biedermeierlichkeit Hans Christian 
Andersens und die gründliche Gesellschaftskritik Henrik 
Ibsens, die EU-rebellischen Fischer Nordnorwegens und 
die Hightech-Yuppies von Stockholm oder Helsinki: Zwi-
schen den langen, hellen Sommernächten und den trübsin-
nigen Wintern ohne Sonne ist wohl doch nicht alles blond, 
blauäugig und langschädlig (Henningsen 1995).
Könnte es sein, dass es „den“ Norden gar nicht gibt? Dass 
er eine Erfindung der Europäer ist, um den je eigenen Platz 
im Koordinatenkreuz einer geographisch dimensionierten 
politisch-kulturellen Identität zu finden? Um dem National-
staat – jener unseligen Erfindung des späten 18. und des 
frühen 19. Jahrhunderts – in der gespiegelten Distanz eine 
vermeintlich schlüssige Begründung zu geben? Das Hete-
rostereotyp, das Fremdbild, wäre damit die notwendige 
Voraussetzung für das Autostereotyp, das Selbstbild. 
Diese These als Begründung, warum es so etwas wie „den“ 
Norden auf der mentalen Landkarte der so genannten zivi-
lisierten Welt gibt, wäre theoretisch recht einfach, sie ist 
vor allem aber deshalb nicht unproblematisch, weil ein 
Nicht-Skandinavier sie zu geben versucht, denn ein Nord-

Rosen liegen vor den Nordischen Botschaften in Berlin 
anlässlich der Anschläge in Oslo und auf der Insel Utøya. 
Der Süden hat einen Traum vom idyllischen Norden 
geträumt. Dieser Traum von einer nicht entfremdeten, heilen 
Welt war – so bitter es klingen mag – bereits vor der Insel 
Utøya ausgeträumt. picture alliance/dpa
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europäer antwortet, standort- und geschichtsbedingt, an-
ders. 
Bis die Kriminalromane von Maj Sjöwall und Per Wahlöö, 
von Henning Mankell, von Jo Nesbø, von Stieg Larsson und 
vielen anderen uns Zeitgenossen erschreckten, waren die 
skandinavischen Länder eine Idylle, man durfte gerne sein 
Fahrrad unverschlossen mitten in der Großstadt abstellen. 
Politische Träumer und die Dummköpfe der völkischen 
Ideologie haben uns seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
(aber auch schon davor) so nachhaltig weisgemacht, dass 
Skandinavien ein politisches und kulturelles Paradies sei, 
dass zum Schluss die Skandinavier selber glaubten, dass 
nicht nur sie selbst etwas Besseres seien, sondern dass das 
Böse nur von draußen kommen kann. Das Heterostereotyp 
wurde zum Autostereotyp: Schweden wurde sich selbst zur 
moralischen Großmacht, Norwegen unter den friedlieben-
den Nationen die friedliebendste. Intern war alles gut, das 
Böse war extern – für die Schweden sind dies die Russen, 
für die Dänen die Deutschen vor allem, aber auch die 
Schweden, für die Norweger wiederum die Schweden – 
und für alle zusammen die nichteuropäischen Ausländer. 
Judenpogrome und Antisemitismus hat es durch die Jahr-
hunderte fast überall in Europa gegeben – in Skandina-
vien machte sich der Antisemitismus fast ganz ohne Juden 
breit. Der schwedische Schriftsteller August Strindberg 
hasste die Frauen, er hasste aber vor allem die Juden, und 
er fand tätige Mitstreiter in seinem Antisemitismus – dass 
sein Verleger Jude war, irritierte ihn wenig. 
Insofern kann man durchaus zu dem Schluss kommen, dass 
mit dem friedliebenden, idyllischen, demokratischen, so-
zial ausgeglichenen Skandinavien – der Slogan vom 
„Wohlfahrtsmodell Skandinavien“ war die moderne Para-
diesfloskel schlechthin – ein geniales Branding-Konzept, 

wie man das heute nennt, gefunden war. Die Transport-
wege dieser Idyll-Marke sind recht putzige: Es ist noch 
überliefert aus den 1960er Jahren, dass Skandinavier sich 
verwundert die Augen rieben, wenn im Ausland vom „Mo-
dell“ gesprochen wurde, das wollte man nicht sein, erst 
recht nicht für das Ausland – Olof Palme war so ein sich 
wundernder Beobachter von Heterostereotypen (Palme 
1968). Bis die Skandinavier den Wert dieses Branding er-
kannten und ihr Marketing darauf abhoben. 
Selbst das Wissen vom innerskandinavischen Antisemitis-
mus, das Wissen von den weitverbreiteten Sympathien für 
das deutsche Naziregime und die erhebliche Kollabora-
tion mit der Besatzungsmacht; ja das Wissen von den 
Nazi-Werkstätten in Skandinavien, aus denen die rechte 
Szene in Deutschland in den 1960er und 1970er Jahren 
des 20. Jahrhunderts (teilweise bis heute) mit hier verbote-
nen Druckerzeugnissen versorgt wurde, oder auch mal 
Briefbomben verschickt wurden, ohne dass dagegen juris-
tisch oder polizeilich, vor allem nicht effektiv vorgegangen 
wurde, bis hin zu den jüngsten kriminellen Energien, die im 
Zusammenhang mit dem Finanzgebaren und den Finanz-
geschäften auf Island offenbar wurden6 – dieses Wissen 
hat das Bild vom dortigen politischen und kulturellen Glück 
nicht zerstört. Die Errungenschaften des Wohlfahrtsstaa-
tes, die flachen sozialen Hierarchien, ja die (relative) 
Gleichberechtigung der Frauen waren wichtigere Kompo-
nenten für die Imagekonstruktionen.
Der Süden hat einen Traum vom idyllischen Norden ge-
träumt – von Tacitus nicht nur bis Wilhelm Zwo – und ihn 
den Skandinaviern erzählt, diese haben ihn geglaubt und 
für Realität gehalten. Dieser Traum von einer nicht entfrem-
deten, heilen Welt war – so bitter es klingt – bereits vor 
Utøya ausgeträumt. Die Norweger und die Welt konnten 
schon längst besichtigen, dass sie in der Normalität leben 
und das nicht erst seit dem 22. Juli 2011. 
Meine Pointe, es ist angedeutet, ist eine banale: Der Nor-
den ist nichts Exzeptionelles, die skandinavischen Länder 
sind ganz normale, moderne Gesellschaften, in denen ge-
mordet, gehurt und gesoffen wird, alle Abartigkeiten 
menschlicher Existenz sind hier nicht nur möglich, sie kom-
men auch vor! Sie zu leugnen oder gar monokausal zu er-
klären, etwa durch Wohlfahrtsfaulheit, Alkohol, den Pro-
testantismus, eine spezifisch-regionale Ausländerfeind-
lichkeit oder was auch immer, muss in die Irre führen 
(Henningsen 2012).

Wo liegt der Norden?

Aber nicht nur bei Betrachtung der literarischen Quellen, 
von Tacitus bis z. B. Jules Verne, wird es diffus beim Ge-
brauch der Himmelsrichtungen, in diesem Fall des Nor-
dens, geht es unbestimmt, ja, geht es willkürlich zu. Auch im 
täglichen Einsatz des Begriffs herrscht die reine Willkür. Es 
ist klar, warum die Nordsee „Nordsee“ heißt – sie liegt im 
Norden von Deutschland. Im Osten von Deutschland liegt 
kein Meer, gleichwohl gibt es ein Gewässer, das „Ostsee“ 
heißt, eigentlich aber müsste es „Nordsee“ heißen … Kor-
rekterweise heißt es auf Estnisch „Westmeer“, wie die 
Nordsee auf Dänisch die „Westsee“ ist. Vielleicht waren 
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die Hamburger mit ihrer Perspektive verantwortlich dafür, 
dass die Ostsee im Deutschen so heißt, wie sie heißt.
Warum – noch eine polit-geographische Konstruktion – 
liegen Aachen und Köln in Nordrhein-Westfalen? Ein 
Westfale wird sich als Westfale empfinden, aber kein Köl-
ner würde sich als Nordrheinländer bezeichnen – er ist 
Rheinländer. Die britische Nachkriegserfindung dieses 
Bundeslandes brachte Westfalen zusammen mit den nörd-
lichen Teilen der preußischen Rheinprovinz – die nach dem 
Krieg aus politischen Gründen nach Preußen nicht benannt 
werden durfte. Und der Blick auf die Landkarte verdeutlicht 
diese absurde Namenskonstruktion noch mehr: Weder 
liegt NRW im Norden der Republik, noch in der Mitte, es ist 
allenfalls das westlichste Bundesland. Nur wenn man das 
Selbstverständnis der Kölner als Maßstab nimmt, könnte 
der Nord-Name vielleicht Sinn machen, versteht die Stadt 
sich doch als nördlichste Metropole Italiens …7

Beim Blick über unsere Landesgrenzen weitet sich die Kon-
fusion noch weiter: Der Autor des britisch-amerikanischen 
Buchtitels „Turner in the North“ beschäftigt sich nicht mit 
William Turners Reisen nach Skandinavien, dort war er gar 
nicht, sondern mit seinen Besuchen in Schottland und auf 
den nördlichen britischen Inseln (Hill 1996). Im Ostflügel 
des Pariser Louvre gibt es eine ganze Flucht von Ausstel-
lungssälen mit der einheitlichen Benennung „Les Écoles du 
Nord“. Ausgestellt sind dort aber mitnichten Maler aus 
nordeuropäischen Ländern, sondern die Vertreter der nie-
derländischen, der flandrischen, der deutschen Malerei 
des 15.–17. Jahrhunderts, vornehmlich aber des niederlän-
dischen Goldenen Zeitalters – es sind die Rembrandts, Ru-
bens, Frans Hals‘ usw. Ganz absonderlich ist der Buchtitel 
eines britischen Sachverständigen, schreibt er doch unter 
dem Titel „La Renaissance dans les pays du Nord“ (Harbi-
son 2009) über die Malerei einer Region von den Nieder-
landen, Flandern bis nach Franken – von Pieter Breugel 
dem Älteren bis Albrecht Dürer. Die mitgelieferte „Carte de 
l’Europe du Nord“, also „Nordeuropa“ (sic!), zeigt ganz 
Frankreich, die südlichste Stadt ist Rom, die nördlichste 
London, die östlichste St. Wolfgang bzw. Salzburg (Harbi-
son 2009: 9).

Norden vs. Süden vs. Europa

Nicht nur Himmelsrichtungen sind antagonistisch aufge-
stellt: Der Norden gegen den Süden, der Osten gegen den 
Westen, auch Idyllen brauchen ein Gegenüber. Das Ge-
genüber des Nordens ist aber interessanterweise nicht 
„der“ Süden, sondern „Europa“. Die nördliche Exzeptiona-
lität wird heute als Korrektiv zu den drei europäischen „Ks“ 
empfunden: konservativ, katholisch und kapitalistisch. 
Wenn der Norden in der Selbstwahrnehmung das poli-
tisch und kulturell Besondere ist, die Utopie vom geregel-
ten und guten Miteinander, vom Staat als dem tendenziell 
Guten, dem patriarchalisch Benevolenten, wenn die „nor-
dischen Werte“ beschworen werden, die volksnahen De-
mokratien und die soziale Sicherheit, dann ist Europa die 
Dystopie – undemokratisch, unregierbar, unsozial, über-
bürokratisch. 
Das ist nicht neu, die nordische Kultur wird der europäi-
schen schon seit dem späten Mittelalter, verstärkt über die 
frühe Neuzeit kulturell überlegen geschildert – dies wurde 
auf dem Konzil zu Basel 1434 postuliert, im Dreißigjähri-
gen Krieg war der skandinavische, der schwedische Nor-

den dem europäisch-österreichischen es erst recht. Die 
lange Überlieferungsgeschichte Gustav Adolfs, des „Lö-
wen aus Mitternacht“, gibt dafür ein gutes Beispiel. Von 
der Mitte des 16. Jahrhunderts bis ins 19. hinein etabliert 
sich ein ideologisches Kontinuum, das zur nachhaltigsten 
Konstruktion schwedischer Identität wurde, der „Götizis-
mus“; er wird aber nicht nur mit Schweden zusammenge-
bracht, sondern mit dem Norden insgesamt. Er bezieht sich 
auf die Gotenideologie, die Mythen und Überlieferungen 
seit der Antike, vor allem aber seit dem Mittelalter, wonach 
der Norden die Vagina der Zivilisation ist: Das Paradies 
wurde in der sommerlichen Moskitohölle und dem winterli-
chen Dunkel des Nordens lokalisiert, der Parnass der anti-
ken Götter stand in Schweden … (Henningsen 1997). In 
der Romantik dann war es die nordische Volksseele, die 
diesseits und jenseits der Ostsee entdeckt wurde. Ja, seit 
Johann Gottfried Herder gibt es diesen nordischen Geist 
(Henningsen 2008). Der Ursprung dieser Konstruktion liegt 
um 1809/1814, als am Ende der napoleonischen Kriege 
Schweden Finnland an Russland und Dänemark Norwe-
gen an Schweden abtreten musste, als der Absolutismus 
an sein Ende gekommen war und sich eine neue Öffentlich-
keit etablierte. Diese Norden-Konstruktion mit einer eige-
nen Kulturidentität, die der europäischen Kultur entgegen-
stand, konnte überzeugen und ihre Wirkung entfalten, weil 
der Norden in der Tat einige Besonderheiten aufwies, die 
dem Süden fehlten: Es gibt einen geographischen Zusam-
menhalt, es gibt eine nordische Antike, die Runensteine 
sind eine Besonderheit des Nordens; es gibt eine nordi-
sche Mythologie, die das 19. Jahrhundert zu einer germa-

Der Norden kann in der Tat 
einige Besonderheiten aufwei-
sen, die dem Süden fehlen: Es 
gibt eine Art nordische Antike, 
die Runensteine sind eine 
Besonderheit des Nordens.
 picture alliance/dpa
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nischen machte, weil es keine germanische gab; es gibt 
eine nordische Homogenität, die eine religiöse, sprachli-
che, ethnische, kulturelle ist.8 
Dieser substantielle Norden-Befund kontrastiert in merk-
würdiger Beständigkeit zur Ignoranz, die der Süden dem 
Norden gegenüber an den Tag legt. Gemeint ist zum einen 
die Ignoranz der Öffentlichkeit gegenüber der politischen, 
gesellschaftlichen und kulturellen Realität; zum anderen 
aber und vor allem die Ignoranz, die Universität und Wis-
senschaft im Hinblick auf den Norden an den Tag legen. 
Wer politische und oder historische Nachschlage- und 
Übersichtswerke zu Rate zieht, daraus etwas über den 
Norden erfahren will, der stößt in der Regel auf Leerstellen. 
In einem internationalen Großprojekt zu den „Europäi-
schen Erinnerungsorten“ (Boer 2012) eines renommierten 
Wissenschaftsverlags kommt der Norden nicht vor. Offen-
bar gibt es im europäischen Norden keine Erinnerungs-
orte, die zu abgesunkenem Kulturgut der Deutschen ge-
worden sind – so sie sich im europäischen Kontext an den 
Norden erinnern: Kein Gustav Adolf und die Grauen des 
Dreißigjährigen Krieges; kein Klopstock, der in Kopenha-
gen residierte; kein Schiller, der vom dänischen König ali-
mentiert wurde; kein Düppel 1864, das zum Initial der 
deutschen Reichseinheit 1871 wurde; kein Alfred Nobel, 
dessen Preis die Wissenschaftslandschaften maßgeblich 
veränderte; kein Frithjof Nansen, kein Niels Bohr, kein Dag 
Hammarskjöld usw. usf. Auch bei Tony Judt kommt der Nor-
den in seiner Analyse des europäischen Geistes nicht vor 
(Judt 2008) und ebenso nicht in Vittorio Magnago Lampu-
gnanis „Die Stadt im 20. Jahrhundert“ (Lampugnanis 2010).

Zu dieser Blindheit, die für die Wissenschaft in der Tat re-
präsentativ ist, passt die Bewertung, die in dem erwähnten 
Erinnerungsorte-Kompendium im Kapitel „Himmelsrichtun-
gen“ über den Norden erfolgt: „Der Norden besteht bei-
nahe nur als Gegenteil des Südens und als Reich der Kälte 
und der Dunkelheit. Von ihm selbst ist kaum die Rede“ (Kreis 
2012: 221). Die Diagnose, der Norden sei nur das Gegen-
teil des Südens, von ihm sei nicht die Rede, diese Diagnose 
sieht ab von literarischen, von historischen, von politischen 
Quellen, ja offenbar selbst von biblischen Quellen, nicht 
zu reden von Tacitus über Montesquieu bis Olof Palme. Es 
scheint in der europäischen Geschichtswissenschaft von 
heute vergessen zu sein, dass bis zum Wiener Kongress 
und der Neuordnung Europas Russland zum Norden ge-
rechnet wurde, erst seither gibt es einen europäischen Os-
ten. Der wiederum verschwunden ist seit der Implosion des 
sowjetischen Imperiums um 1990 – seither will alles Wes-
ten sein. 
An einem Punkt kann man den Nord-Süd-Antagonismus 
plastisch festmachen: an der Erfindung des Nordsterns als 
Symbol für die Macht und Herrlichkeit des Nordens, vertre-
ten durch den schwedischen König Karl XI. – dies wäre 
ohne Vergleich und das Imitationsbedürfnis mit den ande-
ren nicht denkbar gewesen (Henningsen 1997). Die Nord-
stern-Symbolik antwortet nämlich auf die Sonnensymbolik 
Ludwig XIV. Mit der Entstehungsgeschichte dieses Symbols 
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kann man belegen, wie Zug um Zug die französischen Alle-
gorien durch spezifisch nordische abgelöst werden, wie 
selbst griechische Götter- und Mythenbilder in das Symbol 
eingehen: Apollo, der Sonnengott, bewegt sich ständig am 
Firmament, während der Nordstern feststeht – für die Hy-
perboräer, also die Schweden, bleibt er beständig sicht-
bar: „Nescit occasum“ (Nationalmuseum 1993); der 
„Große Wagen“ heißt im Schwedischen bezeichnender-
weise „Karls-Wagen“. Noch im 19. Jahrhundert wiederho-
len sich ganz markant die Vergleiche: Die dänischen Offi-
ziere im besetzten Paris nach der napoleonischen Nieder-
lage lit ten darunter, keine eigenen „nationalen“ Lieder zu 
haben wie die Franzosen oder die Engländer – ein (erfolg-
loser) Wettbewerb wurde daher ausgeschrieben. Als in 
den revolutionsschwangeren 40er Jahren in Kopenhagen 
die Männerversammlungen ihre Eide auf die nordische Ein-
heit ablegten, wurde Bezug auf den Pariser Ballhaus-
schwur von 1789 genommen (Linde-Laursen 1995: 99).
Die Unbeweglichkeit des Sternbildes, seine Konstanz und 
Verlässlichkeit machen ihn zum Fixpunkt aller Orientierung, 
ohne Nordstern (= Polarstern) keine Navigation. Diese as-
tronomische Wahrheit überträgt sich in seine symbolische 
Bedeutung, beizeiten in seine astrologische. Die von Taci-
tus den Germanen zugeschriebene Standhaftigkeit, in 
Charakter und Verhalten, wird über den Götizismus, die 
Norden-Ideologie eines Richard Wagner, die Nordland-
schwärmerei eines Wilhelm Zwo und den Rosenberg‘schen 
Mythos des 20. Jahrhunderts zu einer Konstanten der Völ-
kerbeschreibungen. Im „Nazi-Sprech“ war „Aufnordung“ 
die Vermehrung nordischen Blutes durch sogenannte Ras-
senschutzgesetze, eine zielstrebige Geburten- und Famili-

enpolitik, bis hin zu kriminellen Ein- und Übergrif fen, die (im 
Krieg) einer „Entnordung“ vorbeugen sollten (Brackmann 
1988: 28). 
Vor diesem Hintergrund gehören die kulturellen Bedeu-
tungsinhalte, die man in Politik und Gesellschaft den Him-
melsrichtungen zuweist, zum politischen Selbstverständnis 
von Nationen und haben mehrere Funktionen: Sie sind 
nach innen gerichtet, aber sie weisen auch nach außen. 
Das Fremde, das positiv (häufig genug negativ) aufgela-
den sein darf, ist buchstäblich – und das heißt hier räum-
lich – zu verorten, hat Begriff und Namen. Insofern auch 
gehören die kulturellen Himmelsrichtungen zu den festge-
fügten Koordinaten im Prozess des sich ständig wandeln-
den Kulturaustausches. Sie geben im sozialen Kontext sozi-
ale und kulturelle Sicherheit.
Das Bedürfnis nach Ver-Ortung im Kreuz der Windrose – 
auch im Hinblick auf den Norden, wovon die Begriffe Ein- 
und (horribile dictu) Aufnorden zeugen – hat seine zivilisa-
tionsgeschichtliche Genese, die bis ins Altertum zurück-
reicht, aber besonders virulent wird sie mit der Neufassung 
der politischen Ordnung und dem Entstehen der modernen 
Nationalstaaten nach der Französischen Revolution: Das 
Niemandsland eines Thomas Morus, die „Utopia“, liegt in 
den weiten Wassern des Atlantiks, aber nirgendwo, das 
heißt also: überall. In der Moderne ist diese Ubiquität nicht 
mehr denkbar, spätestens seit dem 19. Jahrhundert braucht 
auch der Nicht-Ort seine Himmelsrichtung. Wie die mo-
derne, nördliche Antwort auf Morus‘ Niemandsland „Uto-
pia“ passt, ist auch das vielbeschworene, im übertragenen 
Sinne vielbesungene „Nordland“ auf keiner Karte ver-
zeichnet – es ist eine Phantasielandschaft (und ein „Süd-

An einem Punkt kann man den 
Nord-Süd-Antagonismus plas-
tisch festmachen: an der Erfin-
dung des Nordsterns als Sym-
bol für die Macht und Herrlich-
keit des Nordens. Die Unbe-
weglichkeit des Sternbildes 
macht ihn zum Fixpunkt aller 
Orientierung, ohne Nordstern 
(= Polarstern) keine Naviga-
tion. picture alliance/dpa
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land“ gibt es weder in der Realität noch im ideologischen 
Diskurs). 
Damit ist noch nichts zu den Inhalten gesagt, Erhebliches 
aber zur Präsentation und zur Verfestigung von Bildern, zu 
ihrer Wirkmächtigkeit für das Bewusstsein von den Ande-
ren, den Fremden: Man kann davon ausgehen, dass politi-
sche Symbole und Metaphern, dass Bilder hartnäckiger 
der wirklichen Politik – und dem wahren Leben – trotzen als 
Worte.

HINWEIS

Ich beziehe mich hier auf und entwickle weiter, was ich an verschiedenen 
Stellen ausgeführt habe, s. Literaturverzeichnis. 
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DAS NORDISCHE MODELL: EIN AMBIVALENTES KONSTRUKT

Das nordische Modell: 
sozialdemokratisches Markenzeichen oder 
gemeinsames kulturelles Erbe?
Urban Lundberg

Das Unterfangen der schwedischen Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten, den Begriff „Nordisches Mo-
dell“ markenrechtlich schützen zu lassen, mutet absurd 
an. Zeitgeschichtlich betrachtet sind diese Anstrengun-
gen um den Markenschutz allerdings nur das jüngste Ka-
pitel einer anhaltenden Debatte über die Auslegung des 
Begriffs. Urban Lundberg skizziert die Entwicklung des 
nordischen Modells von den 1930er Jahren bis in die 
Gegenwart. Erst die Genese des Konstrukts macht den 
symbolischen Gehalt, die begrifflichen Ambivalenzen 
und Konflikte um die Deutungshoheit verständlich. Ge-
rade weil der Begriff des nordischen Modells vage ist, 
bietet er hinreichend Ermessensspielraum für Interpreta-
tionen und genügend Anlässe für politische Kontrover-
sen. Das nordische Modell hat wie alle politischen Be-
griffe eine komplexe Geschichte, die weder von der 
Sozialdemokratie, noch von einer anderen Partei für sich 
reklamiert werden kann.

Markenzeichen oder Erbe?

Wahrscheinlich bringen die meisten Menschen das soge-
nannte nordische Modell mit einer besonderen Form sozi-
aldemokratischer Wohlfahrtspolitik in Verbindung. In den 
1930er Jahren ging dieses idealisierende Bild eines egali-
tären und wohlfahrtsstaatlich organisierten Gemeinwe-
sens in die politische Vorstellungswelt der Menschen ein. 
Zeitgenössische Werke wie Frederic Howes Denmark: The 
Cooperative Way (1936), Agnes Rotherys Finland: A New 
Nation (1936) und – vielleicht am bekanntesten – Marquis 
Childs Sweden: The Middle Way (1936) können als eine Art 
gesellschaftspolitischer Leit faden gelesen werden, mit 
dem in einer turbulenten, von Wirtschaftskrisen gebeutel-
ten Welt, in der sich ein militanter Faschismus auf dem Vor-
marsch befand, ein gangbarer, moderner und vor allem 
demokratischer Weg aufgezeigt wurde.
Als die schwedischen Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten im Januar 2011 beantragten, das Konzept des 
„Nordischen Modells“ markenrechtlich schützen zu lassen, 
runzelten jedoch so manche Zeitgenossen die Stirn. Ein 
 solcher Vorschlag wurde zwar nicht zum ersten Mal unter-
breitet, Diskurse über politische Begriffe finden aber au-
ßerhalb des juristischen Terrains statt.1 (Ob Ansprüche auf 
umstrit tene Begriffe überhaupt in dieser Form geltend ge-
macht werden können, ist eine ganz andere Frage.) Wa-
rum haben die schwedischen Sozialdemokraten diesen 
Disput vom Zaun gebrochen? 
„Das nordische Modell gehört zum kulturellen und politi-
schen Erbe aller nordischen Länder und deren Bewohner“, 

versicherte der Nordische Rat in einer eidesstattlichen Er-
klärung für das Schwedische Patentamt (PRV).2 Die Sozial-
demokraten ließen sich dennoch nicht unterkriegen. Die 
historische Verbindung des Begriffs mit der Arbeiterbewe-
gung sei „unstrit tig“, versicherten sie in einer längeren Peti-
tion, die sie mit zahlreichen wissenschaftlichen Aufsätzen 
und anderweitigen politischen Dokumenten anreicherten. 
Die Sozialdemokratie hätte nachweislich jahrzehntelang 
für das nordische Modell die Verantwortung getragen, oft-
mals in erbittertem Konflikt mit den Konservativen. Deshalb 
stehe es den schwedischen Sozialdemokraten zu, auch in 
Zukunft von dem Nimbus des Begriffs zu profitieren.
Nach mehreren Verhandlungsrunden willigte das PRV ein 
und entschied zugunsten der Sozialdemokraten. Mit der Ur-
teilsverkündung wurde es anderen Verbänden für einen Zeit-
raum von zehn Jahren untersagt, den Begriff „Nordisches 
Modell“ in ihren parteipolitischen Werbebroschüren und 
Verlautbarungen zu verwenden. Das nordische Modell 

Anfang der 1970er Jahre ste-
hen die sozialdemokratischen 
Parteiführer Europas vor der 
Sommerresidenz des schwedi-
schen Regierungschefs Olof 
Palme: Olof Palme (Schweden), 
Jens Otto Kragh (Dänemark), 
Bruno Kreisky (Österreich), 
Willy Brandt (Deutschland) und 
Trygve Brattlie (Norwegen). 
Das Unterfangen der schwedi-
schen Sozialdemokraten, den 
Begriff „Nordisches Modell“ 
markenrechtlich schützen zu 
lassen, mutet absurd an. Geht 
es letztlich darum, den Ruhm 
vergangener Zeiten zu retten?
 picture alliance/dpa
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wurde damit zu einem markenrechtlich geschützten Begriff. 
Sollte eine andere (partei-)politische Kraft den Begriff ver-
wenden, könnte sie im Falle einer widerrechtlichen Verwen-
dung des geschützten Markenbegriffs strafrechtlich verfolgt 
werden – ein Verstoß, der mit Geldbußen und unter gewissen 
Umständen sogar mit Haftstrafen geahndet werden kann.

Kampf um die sprachliche Deutungshoheit

Politik ist seit eh und je ein Machtkampf um die Deutungs-
hoheit über Schlüsselbegriffe, und politische Dispute wa-
ren – zumindest teilweise – immer schon Auseinanderset-
zungen um die sprachliche Vorherrschaft. In den letzten 
Jahren haben sich die Modalitäten und Kanäle der politi-
schen Kommunikation durch die Mediatisierung merklich 
verändert (vgl. Fairclough 2000; Friedenberg 1997; Lakoff 
2004). Bei Fragen des Themenmanagements bzw. des 
Agenda-Settings kommt den Medien eine immer größere 
Bedeutung zu. Politikerinnen und Politiker werden immer 
öfter von spin doctors und politischen Beratern unterstützt, 
die als Expertinnen und Experten maßgeschneiderte Bot-
schaften für die Medienöffentlichkeit kreieren (Esser 2013; 
Djerf-Pierre et. al., im Erscheinen). Insofern war es kein Zu-
fall, dass der Disput über das nordische Modell in einem 
Gerichtssaal endete.
Tatsächlich war bereits der Antrag auf Markenschutz ein 
Medienereignis. Die skandinavischen Sozialdemokraten 
werden seit geraumer Zeit von einem reformorientierten 
konservativen Lager herausgefordert, das sich erfolgreich 

von seiner traditionellen Oppositionsrolle gegen die wohl-
fahrtsstaatliche Politik emanzipiert hat (Lundberg/Peter-
sen, im Erscheinen; Lundberg/Petersen 2005; Etzler 2013; 
Lindbom 2010). Die konservativen Parteien blicken mittler-
weile begierig auf eben jenes Modell, das die Sozialde-
mokraten als große humanistische Errungenschaft für sich 
reklamieren. Das zeigte sich zum Beispiel auf dem Welt-
wirtschaftsforum in Davos 2010, auf dem schwedische 
Konservative die Initiative ergrif fen und die Denkschrift The 
Nordic Way zur Diskussion stellten. In diesem Dokument 
wurden die nordeuropäischen Länder als „Modell eines li-
beralen Wirtschaftswachstums mit sozialem Gewissen in 
Zeiten der Finanzkrise“ etikettiert (World Economic Forum 
2011; Swedish Institute 2012; Svensson 2013). Wie immer 
man auch über Schwedens Konservative, Dänemarks 
Venstre-Partei und Norwegens konservative Zentrumspar-
tei denken mag: sowohl ihre Rhetorik als auch ihre politi-
sche Agenda haben sich zweifelsohne geändert. Für die 
skandinavische Wählerschaft ist es längst keine unumstöß-
liche Tatsache mehr, dass die Sozialdemokraten das 
stärkste Bollwerk des Wohlfahrtsstaats bilden (Lundberg/
Petersen 2005). Für die Sozialdemokraten ging es beim 
Disput um den Markenschutz letztlich darum, sinkenden 
Zustimmungswerten Einhalt zu gebieten und dem politi-
schen Gegner auf möglichst spektakuläre Weise einen 
wertbesetzten rhetorischen Terminus streitig zu machen.
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Der erhoffte dramaturgische Effekt blieb allerdings aus. 
Stattdessen bewegten sich die Kommentare in der Presse 
zwischen süffisanter Belustigung und blankem Hohn. In 
erster Linie wurde die öffentlichkeitswirksam geplante In-
szenierung als Schwäche ausgelegt (Linder 2012; Hardis 
2012). Die Sozialdemokraten, die um ihre Wählerbasis und 
Zukunftsfähigkeit bangten, suchten Zuflucht im Marken-
schutz, um den Ruhm vergangener Zeiten zu retten. Als der 
eloquente Wortführer der schwedischen Konservativen, 
Per Schlingmann, um einen Kommentar zum Urteil des PRV 
gebeten wurde, nutzte er diese Machtverschiebung in der 
politischen Landschaft in äußerst geschickter Weise: 
„Während die Sozialdemokraten dabei sind, das nordi-
sche Modell mit Rechtsanwälten zu schützen, arbeiten wir 
an politischen Maßnahmen, die das Modell tatsächlich 
schützen“ (Zitiert nach Svensson 2013: 40ff.).

Nordische Ungewissheiten

Im Folgenden wird ein Überblick über die Ungewissheiten 
und Ambivalenzen gegeben, die sich im Zusammenhang 
mit dem sogenannten nordischen Modell abzeichnen. Hin-
tergrundfolie sind die gegenwärtigen Herausforderun-
gen, die sich – schenkt man aktuellen fachwissenschaftli-
chen Diagnosen und Szenarien Glauben – am Horizont 
abzeichnen: alternde Bevölkerungen, globaler Wettbe-
werb, europäische Integration, Klimawandel, Migration 
und der Aufstieg rechtspopulistischer Parteien, die sich an-
gemessenen und humanen Lösungen angesichts der Zu-
wanderung widersetzen. Vor diesem Hintergrund stellt 
sich die Frage, welche Rolle die Vorstellung einer spezifi-
schen skandinavischen Sozial- und Gesellschaftsstruktur 
in diesem Transformationsprozess spielen soll, der längst 
begonnen hat und andauern wird. 
Diese Transformationsprozesse sind vielleicht die wich-
tigste Erklärung für den Versuch der Sozialdemokraten, 
das nordische Modell vor einer „feindlichen Übernahme“ 
zu schützen, nämlich den symbolisch aufgeladenen Ge-
halt des Modells als Bindeglied zwischen Vergangenheit 
und Zukunft politisch zu nutzen. 
Im Januar 2012 hat das Vereinigte Komitee der nordischen 
Sozialdemokraten (SAMAK)3 ein Forschungsprojekt mit 
dem Titel „Das nordische Modell im Jahr 2030“ initiiert. Die 
aktuellen gesellschaftspolitischen Herausforderungen sol-
len in fünf Länderberichten und in fünf thematischen Be-
richten gründlich analysiert werden, um daraus in einem 
zweiten Schrit t politische Ziele ableiten zu können. Es ist 
nicht das erste Mal, dass die sozialdemokratischen Par-
teien Skandinaviens versuchen, die Zukunft des nordischen 
Modells selbst in die Hand zu nehmen. Auch wenn es bis 
2030 noch lange hin sein mag, gibt es guten Grund zu der 
Annahme, dass dies nicht der letzte Versuch bleiben wird.4 
Zum Teil hängt das auch mit den Modalitäten der innernor-
dischen Kooperation zusammen. In der innerskandinavi-
schen Zusammenarbeit zeigt sich immer wieder, dass es 
schwierig ist, emotionale und nationale Befindlichkeiten 
zugunsten konkreter Maßnahmen hintanzustellen.5 
(Die Anpassung eines Modells an eine sich ändernde 
Wirklichkeit unterscheidet sich letzten Endes gar nicht so 
sehr davon, einem Teenager ein Paar Jeans zu kaufen. Frü-
her oder später kommen sie entweder aus der Mode oder 
sie werden zu eng.)

Der mittlere bzw. Dritte Weg

Historisch betrachtet stellen die Anstrengungen der Sozi-
aldemokratinnen und Sozialdemokraten um ihr eigenes 
Markenzeichen bloß das jüngste Kapitel in einer anhalten-
den und turbulenten Debatte über die Auslegung des nor-
dischen Weges dar. Der symbolische Gehalt des nordi-
schen Modells bzw. der Prozess der (Selbst-)Etikettierung 
– also der Wunsch, Einfluss darauf zu nehmen, wie Skandi-
navien vom Rest der Welt wahrgenommen wird – ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Geschichte des nordischen 
Modells (Lundberg/Tydén 2008). Schon in der Zeit zwi-
schen den beiden Weltkriegen weckten nordische Politi-
kerinnen und Politiker das Interesse der internationalen 
Staatenwelt an ihrem eigenen Selbstbild – ihrem Autoste-
reotyp6 – verblüffend zeitnah durch gezielte Informations-
kampagnen und Maßnahmen des bewussten nation bran-
ding (Marklund/Petersen 2013; Stråth/Sørensen 1997; 
Stråth 1993). Früh wurden Informationswege ersonnen, 
und alle nordischen Länder achteten auf jene Publikatio-
nen, deren Inhalte auf ein internationales Publikum pass-
genau zugeschnitten waren (Petersen/Marklund 2009). 
Die internationale Berichterstattung über Skandinavien 
stützte sich dabei nicht immer auf gesellschaftliche Reali-
täten, auf das wirkliche Leben oder real gegebene soziale 
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Bedingungen. Die nordischen Demokratien waren Mitte 
der 1930er Jahre noch jung, und die Industrialisierung 
musste den Rückstand gegenüber dem europäischen Kon-
tinent erst aufholen. In Schweden, Dänemark und Norwe-
gen lebte der Großteil der Bevölkerung auf dem Land. 
Haupterwerbsquelle und wirtschaftliche Basis zugleich 
waren Land- und Forstwirtschaft (Hirdman/Lundberg/
Börkman 2012).
Es war jedoch etwas im Gange: In der Zwischenkriegszeit 
zeichnete sich die zunehmende Polarisierung der „großen“ 
ideologischen Lager ab. In dieser Situation konvergierte 
die internationale Wahrnehmung Skandinaviens mit den 
Anstrengungen der nordeuropäischen Länder. Der Sozial-
wissenschaftler Kazimierz Musiaĺ  hat aufgezeigt, dass die 
nordischen Länder rasch zu einem Synonym für einen zeit-
gemäßen Drit ten Weg zwischen Sozialismus und Kapita-
lismus wurden. Die skandinavischen Länder wurden gleich-
gesetzt mit einer vernünftigen und demokratisch legitimier-
ten Reformpolitik, die aus nationalen Volksbewegungen 
mit tiefen historischen Wurzeln hervorgegangen war (Mu-
siaĺ  2002). Die nordeuropäischen Staaten vermittelten die 
Vorstellung einer gänzlich neuen Art von Politik, die keinen 
Interessengruppen mehr hörig ist, sondern sich stattdessen 
durch besondere moralische Eigenschaften auszeichnet. 
Eine Vorstellung, der zufolge „in Skandinavien eine be-

stimmte Gesinnung, eine geistige Fähigkeit herrscht, dank 
der eine Wende zum Besseren als unausweichlich angese-
hen wird. Folglich wurde der skandinavische Weg, modern 
zu sein, als moralische Qualität wahrgenommen, durch die 
Menschen dazu gebracht wurden, innovativ zu handeln, 
neue Lösungen auszuprobieren und das Unerreichbare zu 
erreichen“ (Musiaĺ  2002: 10).
Diese positive Auffassung blieb weitgehend unwiderspro-
chen, zumindest bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs. Es 
kann den skandinavischen Ländern nicht unterstellt wer-
den, dass sie zur damaligen Zeit eine koordinierte Informa-
tions- und Kommunikationsstrategie verfolgten. Einzelne 
Länder unternahmen durchaus Anstrengungen, um aus der 
internationalen Aufmerksamkeit – vor allem in den USA – 
Kapital zu schlagen (Marklund/Petersen 2013). Ende der 
1930er Jahre wurde in den USA ein schwedisch-amerikani-
sches Nachrichtenbüro eingerichtet, das der Verbreitung 
von Informationen über die schwedische Wirtschaft und 
über gesellschaftliche Entwicklungen in Schweden dienen 
sollte. Alva und Gunnar Myrdal hielten Ende der 1930er 
Jahre an amerikanischen Universitäten regelmäßig Vor-
träge über schwedische und skandinavische Sozialpolitik 
(Myrdal, G. 1940; Myrdal, A. 1941; Myrdal/Myrdal 1941). 
Insgesamt waren ein reger Informationsaustausch und ein 
intensiver wissenschaftlicher Kontakt zwischen den USA 
und den Ländern Skandinaviens zu verzeichnen (Eyerman/
Jamison 1992; Thue 2006).
Die Idee eines gemeinsamen nordischen Wertesystems 
oder einer gemeinsamen politischen Kultur mit unverwech-
selbaren Charakteristika kann auch im Rahmen der Welt-
ausstellungen der 1920er und 1930er Jahre verfolgt wer-
den, auf denen die Pavillons der skandinavischen Länder 
oftmals als einheitliches Ensemble präsentiert wurden. Die 
gemeinsamen Charakteristika waren leicht erkennbar: die 
Fokussierung auf soziale Fragen und auf eine sozialver-
trägliche sowie gesamtgesellschaftlich nutzbringende 
technologische Entwicklung. Zeitgenössische Urteile und 
Pressekommentare besagten, dass die skandinavischen 
Länder im Begriff stünden, eine eigene Ästhetik mit einer 
funktionalistischen Architektur samt einem unverwechsel-
baren Design zu entwickeln, mit denen Massengesell-
schaften das Tor in die Zukunft geöffnet werden könnte 
(Mattsson/Wallenstein 2010, Glambek 1997).
In den Jahren zwischen den beiden Weltkriegen war die 
internationale Wahrnehmung der nordischen Länder vom 
Aspekt der Moderne geprägt, d. h. von der Art und Weise, 
Dinge neu zu denken und neu zu gestalten – und eben nicht 
von den Idealen der Sozialdemokratie. 
Sogar die Sozialpolitik wurde als eine Politik interpretiert, 
die durch adäquate Lösungen und soziale Maßnahmen 
eine humanere Gesellschaft anstrebte. Die nordischen 
Länder boten allerdings kein perfektes (und adaptierba-
res) Modell, sondern das genaue Gegenteil davon: die Fä-
higkeit, ausgefallene Lösungen für konkrete Probleme zu 
formulieren. Lösungen, die existierende Modelle und Poli-
tikmuster überschrit ten und Tradition mit Moderne, Freiheit 
mit Wohlstand, Demokratie mit Vernunft kombinierten – 
dies alles innerhalb politischer Parameter, die Wirtschafts-
wachstum stimulierten und garantierten (Mattsson/Wal-
lenstein 2010).

Der schwedische Volkswirt-
schaftler und sozialdemokrati-
sche Politiker Gunnar Myrdal 
und seine Frau Alva hielten 
Ende der 1930er Jahre an 
amerikanischen Universitäten 
regelmäßig Vorträge über 
schwedische und skandinavi-
sche Sozialpolitik. (Das Foto 
wurde im November 1977 
 aufgenommen.)
 picture alliance/dpa
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Die Situation während des Kalten Krieges

Der Zweite Weltkrieg war – insbesondere aus schwedi-
scher Perspektive – in vielerlei Hinsicht ein Einschnitt. Die 
schwedische Neutralität und die gleichzeitige Koopera-
tion mit Nazi-Deutschland in den ersten Kriegsjahren sorg-
ten für einen negativen Ruf. Studien, wie Sweden: Cham-
pion of Peace (1949) von David Hinshaw, unterstellten, dass 
Schwedens Wohlstand letztlich keine ethische Grundlage 
habe, da Schweden seine Bereitschaft bewiesen habe, 
sich mit dem Bösen zu verbünden, wenn nur der Preis 
stimmt. Als der schwedische Premierminister Tage Erlander 
kurz nach Kriegsende Großbritannien besuchte, hatte er 
dabei das „Gefühl einer drohenden Kreuzigung“ (Erlander 
2001: 143). Vertreter der schwedischen Exportindustrien 
warnten, dass der beschädigte Ruf des Landes in einer ra-
sant wachsenden Nachkriegswirtschaft zu einem merkli-
chen Verlust an Marktanteilen führen könnte. Regierung 
und Wirtschaft stellten beträchtliche Summen bereit, um 
die internationale Meinung, unter anderem über Nach-
richtenagenturen, zugunsten Schwedens zu beeinflussen 
(Glover 2011).
Erschwerend kam der Beginn des Kalten Krieges hinzu. Mit 
der Polarisierung der Welt in zwei große Machtblöcke ver-
lor der mittlere bzw. Drit te Weg, mit dem die nordischen 
Länder stets assoziiert wurden, einen Teil seiner Legitima-
tion. Schweden, das sich entschlossen hatte, keinem Mili-
tärbündnis beizutreten, war davon in besonders starkem 
Maße betroffen. Schwedens Pläne, eine ökonomische Brü-
ckenfunktion zwischen Ost und West einzunehmen und als 
„Anwalt den Interessen der Welt“ zu dienen – wie es Gun-

nar Myrdal beschrieb –, wurden abrupt geändert (Myrdal, 
G. 1944; Appelqvist 2000). Aus den öffentlichen Verlaut-
barungen der schwedischen Regierung verschwanden un-
verzüglich alle Verweise auf den Drit ten Weg, der, sowohl 
vom Kapitalismus als auch vom Kommunismus abweichend, 
eine Alternative sei. Stattdessen wurde ein weitaus be-
scheideneres Argument vorgebracht, dass Schweden 
nämlich eine kleine Nation in einer schwierigen geopoliti-
schen Position sei, die sich nach Kräften bemühe, ihr demo-
kratisches Gemeinwesen zu verteidigen (Molin 1991; Bje-
reld/Johansson/Molin 2008). 
Selbst das ambitionierte sozialdemokratische Ziel eines um-
fassenden sozialpolitischen Reformprogramms ließ im ame-
rikanischen Lager Bedenken aufkommen. Der Begriff der 
„sozialistischen Anleihen“ wurde immer häufiger bemüht 
(Silva 1999). Selbst das Konzept sozialpolitischer Strate-
gien und Maßnahmen, vielleicht die bedeutendste Idee der 
nordischen Länder überhaupt, wurde kritisiert. Das Buch 
des österreichischen Ökonomen und Sozialphilosophen 
Friedrich A. Hayek The Road to Serfdom (Der Weg zur 
Knechtschaft) wurde 1944 auf Englisch veröffentlicht und in 
der Folge in zahlreiche Sprachen übersetzt. In diesem Mei-
lenstein des Liberalismus startete Hayek einen Angriff ge-
gen alle gut gemeinten Versuche, ökonomische Aktivitäten 
zu regulieren, um eine „wahrhaftigere“ Freiheit zu erlangen 
(Hayek 1944). Hayeks Argument ist, dass Kollektivismus und 
Planwirtschaft in Widerspruch zu liberalen Individualrech-
ten geraten. Später erweiterte er diese Theorie und fügte 
hinzu, dass selbst staatliche Interventionen, die die freie 
Marktwirtschaft nicht grundsätzlich in Frage stellen, auf 
lange Sicht zur Abschaffung der Freiheit führen würden.

Sitzung des Nordischen Rates in Helsinki (27.10.2008). Im bedrohlichen Klima des Kalten Krieges begannen die skandinavi-
schen Länder, ihre Integrationsbemühungen zu koordinieren. Der Nordische Rat wurde 1952 als interparlamentarisches Gre-
mium für ökonomische, politische, soziale und kulturelle Zusammenarbeit eingerichtet.  picture alliance/dpa
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In diesem latent bedrohlichen Klima begannen die skandi-
navischen Länder, ihre Informationsbemühungen ernsthaft 
zu koordinieren. Im Jahr 1952 wurde der Nordische Rat, 
das interparlamentarische Gremium für kulturelle, ökono-
mische, soziale und politische Zusammenarbeit, eingerich-
tet. Im Jahr darauf wurde Freedom of Welfare veröffentlicht, 
mit dem einem internationalen Publikum, insbesondere den 
USA, ein umfassendes und differenziertes Porträt der nor-
dischen Wohlfahrtsstaaten präsentiert werden sollte (Nel-
son et. al. 1953). Sozialistisch konnotierte Tendenzen und 
Bezüge zum Begriff der Planwirtschaft – Schreckgespenst 
aller liberalen Kreise – wurden deutlich abgemildert. Statt-
dessen erklärten die Autorinnen und Autoren, dass die nor-
dischen Gesellschaften auf einer einzigartigen Verbin-
dung aus Individualismus und Solidarität basierten. Ihre 
Wohlfahrtsstaaten seien kein Ergebnis einer unumstößli-
chen theoretischen Lehre oder gar Orthodoxie. Vielmehr 
würden sich die skandinavischen Staaten an pragmati-
schen Grundsätzen orientieren, wobei sie sich, wie es die 
Verfasser formulierten, „auf in der Vergangenheit ge-
machte Erfahrungen stützten, die sie aber beliebig an sich 
ändernde Umstände anpassen würden“ (Nelson et. al. 
1953: 38–39). 
Die Auswirkungen solcher Informationskampagnen sind 
schwer abschätzbar. In den 1950er und 1960er Jahren be-
hielten die nordischen Länder ihren Status als „Wallfahrts-
orte“ – Orte, an denen man Trost und Inspiration fand, 
wenn das politische Klima im eigenen Land rauer wurde – 
für die sozial- und gesellschaftspolitisch interessierte Intel-
ligenz des Westens bis zu einem gewissen Grad bei 
(Marklund/Petersen 2013). 
Die Informationspolitik wurde mit Blick auf die internatio-
nale Staatenwelt verbessert und ebenso formalisiert wie 
Teile der innernordischen Zusammenarbeit. In den 1950er 
und 1960er Jahren wurde sukzessive die Freizügigkeit für 
die Bürgerinnen und Bürger Skandinaviens eingeführt. Rei-
sen ohne Pass- und Grenzkontrollen zusammen mit dem 
Recht, in den Nachbarländern zu leben und zu arbeiten, 
trugen wesentlich zum Gefühl einer gemeinsamen nordi-
schen Identität bei. Soziale und wohlfahrtsstaatliche Maß-
nahmen waren eine weitere wichtige Komponente skandi-
navischer Politik. Dies galt auch für die Organisation des 
Arbeitsmarkts. Gerade in einem weltweit überhitzten 
Wirtschaftsgeschehen, das sich nach wie vor auf den 
 Wiederaufbau und auf die Stärkung einer liberalen Wirt-
schaftsordnung konzentrierte, war die ausgeprägte Kom-
promisskultur, d. h. eine auf gegenseitigem Vertrauen 
 beruhende Beziehung zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern, durchaus nachahmens- und wünschenswert 
(Musiał 2002).
Das amerikanische Interesse an Skandinavien verstärkte 
sich während der Präsidentschaft von John F. Kennedy. Die 
nordischen Länder nahmen für einen kurzen Zeitraum ei-
nen zentralen Platz in der innenpolitischen Debatte der 
USA ein. Zeitgleich zeichnete sich im Hinblick auf die skan-
dinavischen Länder eine Polarisierung ab. Im Gegensatz 
zur eher investigativen Reiseberichterstattung der Zwi-
schenkriegsjahre kontrastierten nun positive und negative 
Bilder, geordnet nach der strengen Logik des Kalten Krie-
ges. Aus Sicht der Republikaner konnten sich die nordi-
schen Staaten nicht länger als exotische Unikate mit einer 
harmlosen Erfolgsstory darstellen. Schließlich standen im 
Kalten Krieg elementare amerikanische Werte auf dem 
Spiel. Als Präsident Dwight Eisenhower im Jahr 1960 das 

Wort an das National Committee der republikanischen Par-
tei richtete, wurde Schweden (bzw. ein „kleines sozialisti-
sches Land in Nordeuropa“, wie Eisenhower es formulierte) 
zu einem abschreckenden Beispiel. Die unermesslich ho-
hen Selbstmordzahlen des Landes, erklärte er, seien die 
direkte Folge einer Politik, die viel zu sehr dem Sozialismus 
huldige (Andersson/Hilson 2009).
Kritische Stimmen nahmen die Säkularisierung, die Erosion 
von Werten und die sexuelle Freiheit aufs Korn (Glover/
Marklund 2009). Gerüchte über „die schwedischen Sün-
den“ wurden 1955 in einem Artikel des Journalisten Joe 
David Brown im Magazin Time verbreitet. Brown zeichnete 
das Bild eines nordeuropäischen Landes, in dem die Pro-
miskuität überhand nahm, Abtreibung ein verbrieftes Recht 
war und nicht verheiratete Frauen zu Heldinnen stilisiert 
wurden. Browns Artikel enthielt zahlreiche Übertreibun-
gen und perfide Unterstellungen. Seine Beschreibung der 
vermeintlich freizügigen Sexualität musste in der internati-
onalen Debatte noch Jahrzehnte als Beispiel für Anomie 
und Irrwege herhalten, wenn ein Staat seinen Bürgerinnen 
und Bürgern allzu großzügig Freiheiten gewährte (Lenner-
hed 1994). 

Am Ende des Weges

Aufgrund der Debatten in den 1950er und 1960er Jahren 
vollzog sich ein Paradigmenwechsel. Die skandinavische 
Informationspolitik wies die unhaltbaren Übertreibungen 
zurück und es wurde sogar versucht, die positiven Aspekte 
der sexuellen Befreiung hervorzuheben (Glover/Marklund 
2009). Gleichzeitig änderte sich das internationale Mei-
nungsklima. Das Insistieren auf den Drit ten Weg wurde 
schwieriger. Die Kritik von rechts und links wurde immer ve-
hementer, insbesondere gegen Schweden, das oft als Ne-
gativbeispiel herhalten musste. Beide Lager führten immer 
stärkere Behauptungen ins Feld, welche positiven bzw. ne-
gativen Auswirkungen ein „starker“ bzw. um sich greifen-
der Staat auf die Freiheit des Einzelnen habe (Glover/
Marklund 2009). 
Die amerikanische Schriftstellerin und Essayistin Susan 
Sontag, die Schweden 1968 in der Hoffnung besuchte, ein 
funktionierendes sozialistisches Experiment zu erleben, 
war erstaunt über den dortigen Mangel an Lebensqualität. 
Schweden war in ihren Augen eine langweilige Gesell-
schaft, in der langweilige Menschen mit einem neuroti-
schen Verhältnis zu ihrem eigenen Wohlfahrtsstaat lebten. 
Die viel beschworene Emanzipation war im Wesentlichen 
eine Schimäre. Die sexuelle Freizügigkeit, die Mitte der 
1950er Jahre für Aufsehen sorgte, hatte nicht zu intimeren 
Beziehungen zwischen den Geschlechtern geführt. Statt-
dessen waren die Schweden auf morbide Weise vom Alko-
hol und von dessen schädlicher Wirkung besessen, die mit 
allen nur denkbaren Methoden bekämpft wurde (Sontag 
1969; Glover/Marklund 2009).
Die Kritik der Rechten fiel ähnlich aus. In seinem Buch The 
New Totalitarians, das bei seiner Veröffentlichung im Jahr 
1972 für eine Menge Wirbel sorgte, beschrieb der südafri-
kanische Journalist Roland Huntford eine Gesellschaft, in 
der formale Freiheiten, auch in sexueller und wirtschaftli-
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cher Hinsicht, in Wirklichkeit von der Elite des Landes in 
totalitärer Manier zur Kolonialisierung der Privatsphäre 
des Einzelnen gewendet würden (Huntford 1972). In den 
1970er Jahren und Anfang der 1980er wurden zahlreiche 
Berichte mit einer ähnlichen Sichtweise veröffentlicht. Dazu 
gehört auch der Essay Schwedischer Herbst des deutschen 
Schriftstellers Hans Magnus Enzensberger, der die „histo-
rische Unschuld“ und die für Außenstehende „frappierende 
Naivität“ hervorhob, die das Verhältnis zwischen Indivi-
duum und staatlichen Institutionen in den skandinavischen 
Wohlfahrtsstaaten kennzeichne (Enzensberger 1982).
Die kritische Berichterstattung enthielt substanziell kaum 
Neues. Tenor dieser Berichte war, dass sich neben dem 
utopischen Bild Skandinaviens nun ein dystopisches Ge-
genbild mit sämtlichen Spielarten repressiver sozialer Kon-
trolle etablierte. Interessanterweise folgte man in der Aus-
einandersetzung denselben Mustern, die lange Zeit die 
inländischen Debatten in den skandinavischen Ländern 
geprägt hatten, in denen der Wohlfahrtsstaat oftmals in 
Frage gestellt worden war (vgl. Lundberg/Tydén 2010; 
Marklund/Petersen 2013). Den konservativen Oppositi-
onsparteien gab das durchaus kritische internationale In-
teresse an der von der Sozialdemokratie inspirierten Ge-
sellschaftsstruktur willkommenen Auftrieb (Boréus 1994). 
Die nordischen Sozialdemokraten, daran gewöhnt, sich im 
internationalen Ruhm zu sonnen, fanden sich plötzlich in 
einer Situation, auf ureigenem Terrain zurückgedrängt zu 
werden. Die innerskandinavische Debatte verschärfte sich 
noch , als der wirtschaftliche Aufschwung der Nachkriegs-
zeit Ölkrisen, industrieller Stagnation und sinkenden 
Wachstumsraten weichen musste. Die langwierigen Ausei-
nandersetzungen über Steuerbelastungen, über das an-
haltende Wachstum des öffentlichen Sektors, über die 
„richtige“ Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik haben alle-
samt dazu beigetragen, dass der breite gesellschaftliche 
Konsens brüchig wurde (Lundberg/Petersen1998; Hilson 
2008). 
Spektakuläre Vorfälle trugen ebenfalls ihren Teil zu dieser 
Entwicklung bei, wie z. B. die Entrüstung, als der Filmregis-
seur Ingmar Bergman nach einem Streit mit den schwedi-
schen Steuerbehörden ins Exil nach Deutschland ging. 
Ebenso wenig förderlich waren die destruktiven Debatten 
der Sozialdemokraten sowohl in Norwegen als auch in 
Dänemark über die Mitgliedschaft in der Europäischen 
Union (EU) (Hansen/Wæver 2002; Bergman 1987). Däne-
marks Erdrutschwahlen im Jahr 1973, als die Fortschrit ts-
partei (Fremskridtspartiet) des Populisten Mogen Glistrup 
mit einem gegen Bürokratie und Steuern gerichteten Wahl-
programm an den Wahlurnen riesige Gewinne einfuhr, 
war ein ähnlich schockierendes Ereignis, das den Anbruch 
einer neuen Ära ankündigte (Lundberg/Petersen 1998).
Fortan wurde immer häufiger die Frage gestellt, ob das 
nordische Experiment überhaupt noch zeitgemäß sei. Den-
noch erhoben die Länder Skandinaviens auf dem interna-
tionalen Parkett nach wie vor Anspruch auf einen gewissen 
Sonderstatus. Die 1970er Jahre waren in Skandinavien al-
les andere als statisch. Trotz politischer Rückschläge und 
Wirtschaftskrise war das Reformtempo im Vergleich zu an-
deren Ländern anhaltend hoch. Das Arbeitsrecht wurde 
gestärkt, Maßnahmen zur Förderung der Geschlechter-
gleichstellung und der Familie wurden entwickelt und der 
öffentliche Sektor wurde – zum Teil als Versuch, dem wirt-
schaftlichen Abschwung etwas entgegenzusetzen – ra-
sant erweitert. Allerdings war der Diskurs in einen neuen 

Kontext eingebettet – in den Niedergang der europäi-
schen Sozialdemokratie und die Krise des Wohlfahrtsstaa-
tes (Lundberg/Petersen 1998).
Wie war es um den Wohlfahrtstaat in einer Situation be-
stellt, in der Skandinavien nicht länger auf ein nachhalti-
ges Wirtschaftswachstum bauen konnte? Wie attraktiv 
war er noch in einem politischen Klima, in dem zwar die 
Freiheit des Einzelnen, aber gleichzeitig ein geringeres 
Wachstum und ökologische Nachhaltigkeit beschworen 
wurden, in dem Margaret Thatcher und Ronald Reagan 
den radikalen Bruch mit dem Gesellschaftsmodell der 
Nachkriegszeit forderten? Selbst die Dauerregentschaft 
der Sozialdemokraten in Schweden schien ihr Ende er-
reicht zu haben. Im Jahr 1976 mussten Schwedens Sozial-
demokraten zum ersten Mal nach 1936 von der Regierung 
abtreten. Zu dieser Zeit hatten sich Norwegen und Däne-
mark, wo sich die Linke in mehrere Parteien aufgespalten 
hatte, bereits an das europäische Muster wechselnder Re-
gierungskonstellationen gewöhnt.

Die Krisen des nordischen Modells

Das Konstrukt des erfolgreichen nordischen Modells 
wurde bereits früh in der Nachkriegszeit bemüht, wie zum 
Beispiel in Hudson Strodes Sweden: Model for a World 
(1949) oder in einem Beitrag der Washington Post anlässlich 
des Besuchs einer schwedischen Gewerkschaftsdelega-
tion in den USA im Jahr 1963: „Ein kleines skandinavisches 
Land wird schnell zu einem Wirtschaftsmodell für die 
reichste Nation der Welt und seine 185 Millionen Einwoh-
ner“ (Zitiert in Marklund/Petersen 2013: 253). Doch erst 
Ende der 1970er Jahre begann das Konzept in den skandi-
navischen und internationalen politischen Debatten wirk-
lich eine Rolle zu spielen – allerdings nicht als zukunftsfä-
hige Vision, sondern als singuläres historisches Phänomen, 
das inzwischen mit ernsthaften Schwierigkeiten zu kämp-
fen hatte (Stråth/Sørensen 1997; Andersson 2009). 
Errungenschaften bewahren zu müssen, war der Aus-
gangspunkt einer Reihe von Initiativen, die von der SAMAK 
1983 ergrif fen wurden. Kommissionen, Ausschüsse und Ar-
beitsgruppen sollten für das immer mehr zur Disposition 
stehende nordische Modell tragfähige Wege für die Zu-
kunft vorschlagen (Lundberg 2006). Die Suche nach ange-
messenen Wegen war stets mit „therapeutischen“ Elemen-
ten im Hinblick auf die Zukunftsfähigkeit der Sozialdemo-
kratie angereichert. Letztlich handelt es sich dabei um die 
Auseinandersetzung mit einer im stetigen Wandel begrif-
fenen gesellschaftlichen und ökonomischen Realität, bei 
der die zentrale Herausforderung – die Wiederherstellung 
einer angemessenen Balance zwischen Markt und Politik 
– ständig neu formuliert werden muss (Lundberg 2006).
Die Veröffentlichungen der SAMAK spiegeln außerdem 
das politische Auf und Ab der letzten 30 Jahre wider. Die 
Themenbreite reicht hierbei von den Vorschlägen zur Etab-
lierung einer skandinavischen Suprainstitution mit der 
Machtbefugnis, die Mitte der 1980er Jahre an Boden ge-
winnende neoliberale Ideologie zurückzudrängen, über 
den Pessimismus im Anschluss an die Krise der 1990er und 
den Hoffnungen am Ende dieses Jahrzehnts, die sich auf 
eine Zusammenarbeit mit der EU und Tony Blairs New La-
bour stützten, bis zum postmodernen Modell, das in der 
Zeitschrift The Economist gelobt wird: „Die wichtigste Lek-
tion, die wir von den nordischen Ländern lernen können, ist 
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nicht ideologischer, sondern praktischer Art. Der Staat ist 
nicht deshalb beliebt, weil er so groß ist, sondern weil er 
funktioniert. Ein Schwede zahlt seine Steuern bereitwilliger 
als ein Kalifornier, weil er im Gegenzug ordentliche Schu-
len und ein kostenloses Gesundheitswesen erhält. Die nor-
dischen Länder haben weitreichende Reformen […] voran-
getrieben. Der Beweis dafür liegt vor. In den Wohlfahrts-
staat können Marktmechanismen injiziert werden, um 
seine Leistung zu verbessern. Sozialleistungsprogramme 
können auf solide Fundamente gestellt werden, um künf-
tige Generationen von Almosenempfängern zu vermeiden. 
Dazu braucht es aber die Bereitschaft, Korruption und Ka-
pitalinteressen auszurotten. Und es bedarf der Bereit-
schaft, überkommene orthodoxe linke und rechte Lehren 
aufzugeben und das gesamte politische Spektrum nach 
guten Ideen zu durchforsten. Die Welt wird das nordische 
Modell noch jahrelang untersuchen.“7

Es ist schwer einzuschätzen, in welchem Ausmaß die stän-
dige Selbstreflexion der nordischen Sozialdemokraten zu 
konkreten Ergebnissen geführt hat. Der umfassendste SA-
MAK-Bericht, „Den öffentlichen Sektor erneuern“ (Förnya 
den offentliga sektorn), der im Jahr 1990 veröffentlicht 
wurde und der mehrere führende Köpfe der skandinavi-
schen Sozialdemokratie an einen Tisch brachte, gab einen 
ersten Hinweis darauf, was noch bevorstehen könnte. Die 
offensiven Reformvorschläge wiesen den Weg zur Philoso-
phie des New Public Management. Den Verfasserinnen und 

Verfassern zufolge, zu denen Dänemarks Mogens Lykke-
toft und Schwedens Kjell-Olof Feldt gehörten, sei die nor-
dische Sozialdemokratie am Ende des Weges angelangt. 
Wenn sich die nordische Sozialdemokratie als unfähig er-
weise, neu aufgekommene Diskussionsstränge in der Wäh-
lerschaft aufzugreifen und den Wohlfahrtsstaat auf einen 
kostengünstigeren Kurs umzusteuern, werde die „konser-
vative Reaktion“ die Gesellschaften Skandinaviens mit vol-
ler Wucht treffen. Doch als dieser Bericht im Januar 1990 
auf einer Tagung in Kopenhagen vorgestellt wurde, war 
die Resonanz verhalten. Es fand so gut wie keine Ausspra-
che statt. Der Bericht hatte eine radikale, beinahe subver-
sive politische Vision entwickelt – doch niemand wollte 
sich diese Vision zu eigen machen, noch gab es klare Ad-
ressaten (Lundberg 2006).
Diese Schwächen liegen in gewissem Maße im Gedanken-
bild des nordischen Modells selbst begründet. Ein Modell 
ist immer eine Vereinfachung der Wirklichkeit, indem es die 
Komplexität reduziert. Ein Modell kann aber auch ein Set 
von Maßnahmen mit inspirierenden Beispielen sein (Lund-
berg 2009). Es wurde schon mehrfach hervorgehoben, wie 
ungemein schwierig es ist, sich auf eine gemeinsame Politik 
auf skandinavischer Ebene zu verständigen, die im Rah-

Ein Besucher vor einem Foto 
von Ingmar Bergman in der 
Ausstellung „Ingmar Bergman 
– Von Lüge und Wahrheit“ 
(Berlin 2011). Im Januar 1976 
wurde Bergman in Schweden 
der Steuerhinterziehung ange-
klagt. Die Anklage wurde bald 
wieder fallengelassen, aber 
Bergman verlegte aus Protest 
gegen die Behandlung seiner 
Person seinen Wohnsitz vorü-
bergehend nach München. 
Dieser Vorfall war nur ein Indi-
kator, dass der breite gesell-
schaftliche Konsens im Hinblick 
auf das „Nordische Modell“ 
brüchig wurde.
 picture alliance/dpa

99

DAS NORDISCHE MODELL:
SOZIALDEMOKRATISCHES MARKENZEICHEN ODER

GEMEINSAMES KULTURELLES ERBE?



men eines nationalen Kon-
textes bereits erfolgreich an-
gewandt wurde. Dieses Ar-
gument wurde von Svend 
Auken, Parteivorsitzender 
der dänischen Arbeiterpar-
tei (Arbejderpartiet) von 1987 
bis 1992, vorgebracht. Sein 
SAMAK-Bericht aus dem 
Jahr 1986, der für eine stär-
kere innernordische Zusam-
menarbeit plädierte, wurde 
auf einer Konferenz in Göte-
borg im selben Jahr heftig 
kritisiert. In der darauf fol-
genden Debatte gelang es 
Auken nicht, seine Enttäu-
schung zu verbergen: „Wir 
sympathisieren alle mit der 
nordischen Zusammenar-
beit. Sie ist beinahe schon zu 
einem Allgemeinplatz ge-
worden, den jeder guthei-
ßen kann und von dem sich 
niemand distanziert. Wenn 
sich aber niemand traut, für 
die nordische Zusammenarbeit einzutreten, läuft die nordi-
sche Kooperation Gefahr, von einer wohlwollenden Indif-
ferenz erdrückt zu werden, mit der Folge, dass die skandi-
navischen Völker ein wachsendes Gefühl der Entfremdung 
verspüren, wenn es um den Norden geht“ (zitiert nach 
Lundberg 2006: 284).
Aukens Gefühlsausbruch ist ein gutes Beispiel für die Span-
nungen, die in Debatten um das nordische Modell offen 
zutage treten. Der finnische Historiker Pauli Kettunen hat 
schlüssig aufgezeigt, dass das nordische Modell im Zeit-
verlauf abwechselnd einmal in eher passiver Perspektive 
als Objekt angesehen wurde, das vor gravierenden Her-
ausforderungen steht, ein andermal in aktiver Sicht als be-
sondere Form samt einem Set von Maßnahmen, um eben 
jene Herausforderungen in den Griff zu bekommen (Kettu-
nen 2011; Kettunen 2006). Im Laufe der Jahre gab es zwi-
schen diesen beiden Betrachtungsweisen ständige Rich-
tungswechsel. Das nordische Modell, das heute diskutiert 
und vor dem Hintergrund der Globalisierung interpretiert 
wird, unterscheidet sich sowohl von dem Dritten Weg zwi-
schen Sozialismus und Kapitalismus, der während der Zwi-
schenkriegszeit und nach dem Zweiten Weltkrieg erörtert 

wurde, als auch von dem ideologisch aufgeladenen Be-
grif f im Rahmen der kritischen Diskussionen der 1970er und 
1980er Jahre (Kettunen 2011). 
Das Zitat aus The Economist vergleicht das gegenwärtige 
nordische Modell am ehesten mit einem Rezept für globale 
Wettbewerbsfähigkeit, ein „Sammelsurium“ wie es das 
Magazin genannt hat, das in gleichen Anteilen flexible dä-
nische arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, norwegisches 
Öl, schwedische Sozialstaatsreformen und Privatisierun-
gen sowie finnische Anstrengungen um Humankapital ent-
hält. Diese Verschiebungen und Umschwünge sind keine 
Reaktionen auf einen Strategiewechsel der Konservativen 
oder eine neue globale Rahmenordnung, die auf anschei-
nend mysteriöse Weise den Gegensatz zwischen Rechts 
und Links oder zwischen Arbeit und Kapital aufgelöst hat. 
Als die nordischen sozialdemokratischen Regierungen ih-
ren wirtschaftspolitischen Kurs in den 1990er Jahren än-
derten, Sozialleistungen kürzten und den öffentlichen Sek-
tor rationalisierten und privatisierten, machten sie es ihren 
Gegnern schlichtweg leicht, sie dafür gleichzeitig zu loben 
und ihre Politik nachzuahmen (Lundberg/Petersen (er-
scheint in Kürze); Lundberg/Petersen 2006). 

Ein Plakat, herausgegeben von 
der Landesorganisation der 
schwedischen Sozialdemokra-
ten, anlässlich des 90-jährigen 
Jubiläums des 1. Mai. Ähnlich 
wie mit den Anstrengungen um 
den Markenschutz des „Nordi-
schen Modells“ wird auch hier 
die Vorstellung einer glorrei-
chen Vergangenheit der Arbei-
terbewegung beschworen. 
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Der Ruf nach Authentizität

Man kann durchaus konstatieren, dass der Begriffsinhalt 
des nordischen Modells im vergangenen Jahrzehnt ausge-
höhlt wurde und sich zu dem entwickelte, was postmo-
derne Theoretikerinnen und Theoretiker gerne floating sig-
nifier nennen, d. h. ein Begriff ohne einen spezifischen, all-
gemein akzeptierten Bedeutungsgehalt (Musiaĺ  2009). Ein 
Begriff also, dessen Bedeutung nie eindeutig bestimmbar, 
sondern lediglich über verschiedene Kontextualisierungen 
eingrenzbar ist. Das Konzept kann nach Belieben sowohl 
von Konservativen als auch von Sozialdemokraten ins Feld 
geführt werden, es kann auf die Politik der Vergangenheit 
ebenso angewandt werden wie auf die Politik der Gegen-
wart, es kann in einem utopischen Sinn gebraucht werden 
wie auch in einem dystopischen Sinn, und es kann mit dem 
Mantel der Nostalgie behängt oder dazu benutzt werden, 
einen Weg in die Zukunft zu beschwören.
All das bringt uns wieder zurück zu den Versuchen der So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten, dieses Konzept 
auf juristischem Wege in Beschlag zu nehmen. In gewisser 
Weise ist die Idee des Markenschutzes absurd. Das nordi-
sche Modell hat wie alle politischen Begriffe eine kom-
plexe Geschichte, die weder von den Sozialdemokraten, 
noch von irgendeiner anderen Partei allein für sich bean-
sprucht werden kann. Ein weiterer Faktor, der nicht igno-
riert werden darf, ist die transnationale Dimension: Ge-
rade weil das nordische Modell sowohl eine Vereinfa-
chung als auch ein singuläres Phänomen ist, kann es nur 
kontrastierend zu einer sich stetig ändernden Welt defi-
niert werden.
Wenn die Sozialdemokraten heute über markenrechtlichen 
Schutz als Möglichkeit reden, „schwarz auf weiß festzuhal-
ten, dass das nordische Modell ein sozialdemokratisches 
Projekt ist“, und Entwürfe zu seiner Weiterentwicklung an-
bieten, taucht neben der alten Bedeutung eine neue auf.8 
Man könnte es als antiquiertes Verständnis bezeichnen, das 
die Grundlage für eine Revitalisierung der Politik bieten soll. 
Diese konzeptionelle Innovation hat weniger mit der Ver-
gangenheit oder dem Rest der Welt zu tun. In erster Linie 
muss es als Reaktion auf die postmoderne Oberflächlichkeit 
und die Anstrengungen der (Partei-)Konkurrenz verstanden 
werden, von dem Konzept Besitz zu ergreifen und es im 
Dienste der eigenen Politik zu verwenden.
Genau an dieser Stelle rückt die Frage seiner Ursprünge in 
den Vordergrund: Mit dem Begriff wird ein verloren ge-
gangenes Paradies beschworen, in dem die Vorstellung ei-
ner harmonischen und vernunftgeleiteten Vergangenheit 
in einer instabilen und ungewissen Gegenwart glorifiziert 
wird. Die Sozialdemokraten wollen partout den Marken-
schutz, um zu beweisen, dass das Modell einen authenti-
schen Kern hat und trotz aller nostalgischen Anleihen der 
Zukunft standhält (Andersson 2009). Andere Akteure mö-
gen das Konzept in ihren propagandistischen Anstrengun-
gen, sich auf dem globalen Politikmarkt zu etablieren, miss-
braucht haben. Das heißt aber nicht, dass das „Original“ 
hinter all den irreführenden Bedeutungsschichten des Be-
grif fs nicht wiederentdeckt und wiedereingesetzt werden 
könnte – in ganz ähnlicher Art und Weise, wie ein beharr-
licher Restaurator hinter einer schäbigen Hartfaserplatte 
eine dekorative Ziegelsteinwand freilegt.
Man kann mit hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgehen, 
dass die beständige Thematisierung des nordischen Mo-
dells im politischen Diskurs in erheblichem Maße mit seiner 

Plastizität zu tun hat. Der Tatsache nämlich, dass das Kon-
zept sowohl hinreichend abstrakt ist, um mit endlosen 
neuen Bedeutungen aufgeladen zu werden, als auch hin-
reichend konkret, um Erinnerungen an vergangene Zeiten 
wachzurufen. 
Selbstverständlich sind auch andere Interpretationen 
möglich. Wenn die skandinavischen Länder in internatio-
nalen Diskussionen eine Rolle spielen, wie sie es regelmä-
ßig zu tun pflegen, ist der Endpunkt unweigerlich die „nor-
dische Utopie“ oder die Dystopie. Wenn auch in der Regel 
die positiven Bewertungen überwiegen, stellen die Kriti-
ken doch einen gleichermaßen wichtigen Teil der Ge-
schichte dar. Das Bild der kleinen, gut funktionierenden 
Wohlfahrtsstaaten am Rande Europas musste lange Zeit 
mit seinem Gegenbild konkurrieren: der unheimlichen Stille 
der unendlich weiten Wälder, der überzogenen Steuerlast 
und dem schutzbedürftigen Individuum in einer Kultur, in 
die Kollektivismus und gesellschaftliche Nivellierung ein-
geschrieben sind und das tägliche Leben prägen.
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ANMERKUNGEN

1  Im Vorfeld der Wahlen im Jahr 2010 haben Schwedens Christdemokra-
tinnen und Christdemokraten den Slogan „die realistischen Menschen“, 
den der Parteiführer Göran Hägglund im Jahr 2009 in einer Rede ge-
prägt hatte, markenrechtlich patentieren lassen. Der Begriff war jedoch 
zuvor schon von der populistischen Partei Neue Demokratie (NyDemo-
kratie), die zwischen 1991 und 1994 im schwedischen Parlament vertre-
ten war, verwendet worden. Die Christdemokraten hatten außerdem 
beantragt, „ein menschlicheres Schweden“ markenrechtlich patentie-
ren zu lassen, ein Satz, den zuvor die Liberale Partei in mehreren Wahl-
kampagnen verwendet hatte. Selbst die Zentrumspartei hat sich am 
Vorabend der Wahlen 2010 an das Schwedische Patentamt gewandt. 
Ihr Antrag bezog sich auf den Begriff „Bündnis“ – eine Bezeichnung für 
die alternative Regierungsplattform, die gemeinsam von Zentrumspar-
tei, Konservativer Partei, Christdemokratischer Partei und Liberaler Par-
tei vorgeschlagen wurde.

2  Der Fall kann auf der Website des schwedischen Patent- und Registrie-
rungsamtes verfolgt werden; URL: http://was.prv.se/vmi/default.jsp 
[25.5.2014].

3  SAMAK (The Nordic Forum for Social Democrats und Trade Unions) ist 
die Vernetzungsinstanz der sozialdemokratischen Parteien und Ge-
werkschaften der skandinavischen Länder. SAMAK soll die Zusammen-
arbeit forcieren, die politischen Ziele koordinieren und Projekte im nor-
dischen und internationalen Rahmen durchsetzen.

4  Vgl. URL: http://samak-nordicmodel.org/ [25.5.2014].
5  Vgl. den Beitrag von Uffe Østergård in diesem Heft.
6  Vgl. den Beitrag von Bernd Henningsen in diesem Heft.
7  Vgl. The Economist vom 2. Februar 2013: The Nordic Countries: The Next 

Supermodel. 2. Februar 2013; URL: http://www.economist.com/news/
leaders/21571136-politicians-both-right-and-left-could-learn-nordic-
countries-next-supermodel [28.5.2014].

8  Inger Segelström, der Generalsekretär der SAMAK, zitiert in: Aktuellt i 
Politiken vom 20.2.2012.
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U

N
SE

R 
A

U
TO

R

102

U
rb

a
n 

Lu
nd

b
er

g



SKANDINAVIENS DEMOKRATIEN IN VERGLEICHENDER PERSPEKTIVE

Die nordischen Demokratien  
Sven Jochem

Die nordischen Länder werden zu den funktionsfähigsten 
Demokratien weltweit gezählt. Allerdings unterscheiden 
sich die demokratischen Institutionen im europäischen 
Norden beträchtlich. Sven Jochem zeigt in seinem Bei-
trag aus einer international vergleichenden Perspektive 
Gemeinsamkeiten sowie Unterschiede der nordischen 
Demokratien auf und unterscheidet dabei zwischen for-
mellen und informellen Institutionen der Demokratie. 
Sowohl bei den formellen Institutionen der Demokratie 
als auch bei „weichen“ Institutionen der Demokratie – 
hohes gesellschaftliches sowie politisches Vertrauen, 
ausgeprägter politischer Pragmatismus sowie effektive 
gesellschaftliche Konzertierung – sind in Skandinavien 
in den vergangenen Dekaden Veränderungen zu beob-
achten. Bei allen Unterschieden zwischen den einzelnen 
Ländern entwickeln sich die nordischen Demokratien – 
so Sven Jochem – tendenziell hin zu mehr Wettbewerb 
und weg von konsensualen Praktiken der Demokratie. 

Einleitung

Die nordischen Demokratien werden in international ver-
gleichenden Studien nahezu ausschließlich zu den funkti-
onsfähigsten Demokratien weltweit gezählt. Allerdings 
zeigen andere Studien auch, dass unser Verständnis von 
einem homogenen nordischen Modell der Demokratie re-
vidiert werden sollte. Eine voreilige Subsumierung der fünf 
nordischen Territorialstaaten unter ein Demokratiemodell 
wäre zwar verlockend, gleichwohl entspräche dies kaum 
den empirischen Realitäten und historischen Entwicklungs-
logiken (Arter 2006, 2008; Bengtsson et al. 2014; Berg-
mann/Strøm 2011; Esaiasson/Heidar 2000; Heidar 2004; 
Jochem 2012). 
Im Folgenden werden die formellen Institutionen der nordi-
schen Demokratien in ihrer jetzigen Ausprägung sowie in 
ihrer historischen Dynamik dokumentiert und analysiert. Wo 
immer sinnvoll, sollen sie in eine international vergleichende 
Perspektive eingebettet werden. Allerdings bleibt diese 
Analyse nicht bei einer rein formellen Betrachtungsweise 
demokratischer Institutionen stehen, sondern nimmt auch 
„weiche“ Institutionen der Demokratie ins Visier. Hier können 
im Norden drei nicht konstitutionell oder gesetzlich festge-
schriebene aber historisch begründete Routinen des demo-
kratischen Prozesses ausgemacht werden: gesellschaftli-
ches und politisches Vertrauen, politischer Pragmatismus 
sowie Korporatismus bzw. gesellschaftliche Konzertierung. 
Die nordischen Demokratien werden zunächst aus einer in-
ternational vergleichenden Perspektive eingeordnet und im 
Hinblick auf ihre Leistungsfähigkeit evaluiert, dann werden 
die formellen und anschließend die informellen Institutio-
nen nordischer Demokratien analysiert. Ein letzter Abschnitt 
fasst die Befunde zusammen. Es wird argumentiert, dass so-
wohl in formeller als auch in informeller Perspektive unter-
schiedliche Dynamiken in den nordischen Ländern festzu-

stellen sind. Daher lautet eine These, dass die nordischen 
Demokratien vielschichtiger sind als gemeinhin ange-
nommen. Die zweite These lautet, dass die informellen und 
konsensualen Institutionen tendenziell (wenn auch mit un-
terschiedlichen Geschwindigkeiten) in allen nordischen De-
mokratien erodieren, also sich immer stärker Wettbewerbs-
muster durchsetzen. Eine dritte These lautet daher, dass die  
Vorstellung von konsensualen Verhandlungsdemokratien 
im Norden kaum den jetzigen Stand demokratischer Ver-
fassungen widerspiegelt – und Island diesem Phänotyp de-
mokratischen Regierens zudem nie wirklich entsprach. 

Qualitätsmerkmale und Muster nordischer 
Demokratien

Die akkurate Messung demokratischer Qualität ist in der 
empirischen Demokratieforschung umstrit ten. Nicht nur die 

Das Parlament in Helsinki. Die nordischen Länder werden zu 
den funktionsfähigsten Demokratien weltweit gezählt. Aller-
dings unterscheiden sich die demokratischen Institutionen in 
Skandinavien beträchtlich. picture alliance/dpa
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zu messenden Aspekte der Demokratie sind strit tig – was 
gehört zum Kern der Demokratie und wie lässt sich dies 
valide messen? Auch die methodischen Verfahren der Indi-
katorbildung und -aggregation werden kontrovers disku-

tiert (vgl. Jäckle/Wagschal/Bauschke 2012 einerseits so-
wie Merkel/Tanneberg/Bühlmann 2013 andererseits).
Trotz dieser Probleme kommen unterschiedliche Messver-
fahren demokratischer Qualität zum Ergebnis, dass die 

Abbildung 1: Korruption und Vertrauen in die Regierung (OECD 2012)
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Quelle: OECD (2013: 35). Anmerkung: Diese Daten basieren auf von Gallup World Poll durchgeführten repräsentativen Umfragen in den jeweiligen 
Ländern, bei denen den Interviewten ihre Einschätzung der politischen Korruption bzw. deren Vertrauen in die Regierungen abgefragt wurde. Die Daten 
für Chile, Deutschland und Großbritannien beziehen sich auf das Jahr 2011.

Tabelle 1: Nordische Demokratiequalitäten
Freedom
House- 
Index

SGI
Bertelsmann-Stiftung

Economist 
Demokratie-

messung

Democracy 
Barometer

Korruption

Status Index Management 
Index

Stand 
2012

Stand 2011 (Rangplätze in Klammern)
Stand 2012 

(Rangplätze in 
Klammern)

Stand 2005
(Rangplätze)

Stand 2012
Rangplätze in 

Klammern)

Dänemark Free 8,34 (5) 7,90 (3) 9,52 (4) 1 90 (1)

Finnland Free 8,52 (3) 7,79 (4) 9,06 (9) 2 90 (1)

Island Free 7,65 (10) 7,23 (8) 9,65 (3) 4 82 (11)

Norwegen Free 8,64 (2) 8,20 (2) 9,93 (1) 6 85 (7)

Schweden Free 8,65 (1) 8,29 (1) 9,73 (2) 5 88 (4)

„N“ der 
Studien

195 (und 14 
Territorien)

31 31 167 30 174

Quellen [14.10.2013]: Sustainable Governance Indicators 2011 der Bertelsmann Stiftung: http://www.sgi-network.org/index.php?page=download_2011; 
Freedom in the World 2013: Democratic Breakthroughs in the Balance: http://www.freedomhouse.org/sites/default/files/FIW%202013 %20
Charts%20and%20Graphs%20for%20Web_0.pdf.The Economist Intelligence Unit Limited 2013:https://portoncv.gov.cv/dhub/porton.por_global.open_
file?p_doc_id=1034. Democracy Barometer, Rangliste der Demokratiequalität: http://www.democracybaro-meter.org/ranking_de.html. Corruption Percep-
tion Index, Transparency International: http://cpi.transparen-cy.org/cpi2012/results/. 
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nordischen Länder in der weltweiten Spitzengruppe ver-
treten seien (vgl. Tabelle 1). 
Eine eher grobe Messung demokratischer Freiheiten wird 
von Freedom House durchgeführt: Für die nordischen Län-
der erhält diese Perspektive kaum einen informativen 
Mehrwert. Differenziertere Messungen, durchgeführt vom 
Economist, der Bertelsmann Stiftung oder dem erst kürzlich 
etablierten Democracy-Barometer, bestätigen insgesamt 
die Spitzenposition skandinavischer Länder, ermöglichen 
aber auch länderspezifische Differenzierungen.
Während der Economist und das Democracy-Barometer Is-
land in die internationale Spitzengruppe mit einrechnen, 
konstatieren die Messungen der Bertelsmann Stiftung eine 
im innernordischen Vergleich eher weniger leistungsfä-
hige Demokratie auf der Insel im Nordatlantik. Gestützt 
wird diese vorsichtige Einschätzung der isländischen De-
mokratie zudem von Messungen der (in der Bevölkerung 
wahrgenommenen) Korruption. Die nordischen Länder be-
legen hier von insgesamt 174 analysierten Staaten die ab-
soluten Spitzenplätze – mit partieller Ausnahme Islands. 
Die Korruption (bzw. ihre subjektive Wahrnehmung in der 
Öffentlichkeit) ist ein zentraler Faktor, gilt es die Zufrieden-
heit der Bevölkerungen mit ihren Regierungssystemen zu 
erklären. Anhand unterschiedlicher Messverfahren kom-
men unterschiedliche Analysen zu dem Ergebnis, dass das 
Vertrauen in die sowie die Zufriedenheit mit den Regierun-
gen im europäischen Norden stets stark ausgeprägt zu 
sein scheint. Wie jüngst die OECD in einer breit angeleg-
ten Studie zeigte, ist dieses Vertrauen fast vollständig von 
der Verbreitung bzw. von der Nichtexistenz politischer 
Korruption abhängig (vgl. Abbildung 1). 

Wenn in der Bevölkerung der Eindruck herrscht, die Regie-
rung vermeide Korruption, bevorzuge keine Personen-
gruppe, behandele also alle Bürger gleich, dann resultiert 
dies nach diesen Daten auch in einem hohen Vertrauens-
vorschuss der Bevölkerung gegenüber ihren Regierungen.1 
Just diese Logik lässt sich in den nordischen Ländern aus-
machen – mit der wichtigen Ausnahme Islands. Dort ist – 
als ein Effekt der schweren Finanzkrise – der Eindruck der 
Egalität in Politik und Wirtschaft extrem gesunken, mit dem 
Effekt, dass die isländische Regierung sehr wenig Ver-
trauen in der Bevölkerung genießt, das gesellschaftliche 
Vertrauen allerdings angestiegen ist (Growiec/Vilhelm-
dóttir/Cairns 2012; Erlingsson/Linde/Öhrvall 2013).
Aus einer historischen Perspektive betrachtet ist die beson-
ders stark ausgeprägte Demokratiequalität keine jüngere 
Errungenschaft des europäischen Nordens. Seit 1990 be-
richten die Werte des Democracy-Barometers mit leichten 
Fluktuationen für alle fünf nordischen Länder stabile Werte 
(vgl. Abbildung 2). Einzig für Island wird eine Verbesserung 
der demokratischen Qualität seit Mitte der 1990er Jahre 
berichtet. Da dies allerdings mit der Deregulierung des is-
ländischen Finanzmarktes und den sich seither verstärken-
den nepotistischen Tendenzen einhergeht, sollte dieser 
Befund kritisch hinterfragt werden (Jochem 2014b). Den-
noch: Im internationalen Vergleich werden die nordischen 
Demokratien nach den gängigen Messmethoden nicht nur 
zu den besten gezählt, diese Spitzenposition ist zudem 
auch über die jüngste Vergangenheit hinweg betrachtet 
weitgehend stabil.
Die Qualitätsmessung der Demokratie ist eine durchaus 
umstrit tene Forschungstradition. Andere Forschungsrich-

Abbildung 2: Demokratiequalität der nordischen Länder, 1990–2007
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* 30 Länder, für 1990 fehlt der Wert für Slowenien).

Quelle: http://www.democracybarometer.org/dataset_en.html [3. September 2013].

105

DIE NORDISCHEN DEMOKRATIEN
 
 



tungen versuchen, charakteristische Funktionsweisen rea-
ler Demokratien auf Begriffe zu bringen, ohne Qualitätsun-
terschiede zu implizieren. Die nordischen Demokratien 
werden in dieser Forschungsliteratur mit unterschiedlichs-
ten Attributen versehen. Während in einigen Beiträgen der 
konsensual-egalitäre Charakter der nordischen Demokra-
tien betont wird (Elder/Thomas/Arter 1982; Einhorn/Logue 
2003; Arter 2006), prägte der schwedische Politikwissen-
schaftler Herbert Tingsten in den 1960er Jahren den Be-
grif f der „glücklichen Demokratien“ des europäischen Nor-
dens aufgrund ihrer Stabilität und Offenheit gegenüber 
gesellschaftlichen Interessen (Tingsten 1966). Auf der Su-
che nach Konkretisierungen der nordischen Demokratie-
formen gibt es also ein reichhaltiges Angebot. 
Die institutionell-prozessualen Besonderheiten der nordi-
schen Demokratien können auf anschauliche Weise in An-
lehnung an die empirischen Studien von Arend Lijphart 
(1999) erfasst werden.2 Lijphart zufolge sind die nordi-
schen Demokratien besondere Formen moderner Verhand-
lungsdemokratien (vgl. Abbildung 3). Die Lijphartsche Ty-
pologie kombiniert institutionelle Dimensionen des Staats-
aufbaus (grob gesprochen die Frage der Zentralisierung 
oder Dezentralisierung bzw. Föderalisierung) mit Aspekten 
des Wettbewerbscharakters insbesondere im Parteiensys-
tem bzw. dem Zusammenspiel von Politik und gesellschaft-
lichen Interessen. Aufgrund dieser institutionellen Perspek-
tiven lassen sich vier Felder unterscheiden, in welchen in 
Abbildung 3 die jeweils idealtypischen Länder aufgeführt 
sind. 
Abbildung 3 zeigt, dass in den nordischen Demokratien im 
Gegensatz zur englischsprachigen Welt, aber im Einklang 
mit den genuinen Verhandlungsdemokratien wie Deutsch-
land oder der Schweiz, die Verhandlungen im Parteiensys-
tem und mit Verbänden über den Modus kooperativer Ver-
handlungen geführt werden. Im Gegensatz aber zu den 
deutschsprachigen Modellen föderaler Verhandlungsde-
mokratien sind die staatlichen Strukturen des Nordens 
weitgehend zentralisiert. 
Allerdings ist dies zu spezifizieren: Die Zentralisierung des 
europäischen Nordens sollte nicht als zentralistisches Dik-
tieren von Politik missverstanden werden. In allen nordi-

schen Demokratien haben lokale Gebietskörperschaften 
Freiräume bei der Implementation und Ausgestaltung 
wohlfahrtsstaatlicher Politik – und diese Freiräume sind seit 
den Reformen der 1990er Jahre eher größer geworden. So 
besteuern die nordischen Kommunen auch die Einkommen 
der Bürgerinnen und Bürger, was regional unterschiedli-
che Steuerquoten in einem Land impliziert (die Steuerlast 
im Norden Schwedens ist zum Beispiel höher als im Groß-
raum Stockholm). Entsprechend ist das Angebot an sozial-
politischen Dienstleistungen regional unterschiedlich 
(während im schwedischen Norden, den Hochburgen der 
Arbeiterbewegung, die Kommunen weiterhin ein dichtes 
Netz öffentlicher Sozialdienstleistungen anbieten, ist 
Stockholm, mit der dortigen Dominanz bürgerlicher Par-
teien, führend in Punkto Privatisierung). 
Allerdings sind die Gebietskörperschaften nicht über Insti-
tutionen der Politikverflechtung bei der zentralstaatlichen 
Entscheidungsfindung beteiligt. Konsequenterweise wur-
den die ursprünglich bikameralen Parlamente auch suk-
zessive im europäischen Norden in Einkammernparla-
mente umgewandelt – in Norwegen als Nachzügler ge-
schah dies erst 2009.
Grundsätzlich zeichnen sich die zentralisierten Demokra-
tien Skandinaviens durch fehlende föderale Verhand-
lungsnotwendigkeiten („Politikverflechtungen“) aus. Im 
parlamentarischen Regierungsprozess sind die politischen 
Akteure auf Verhandlungen und gesellschaftliche Integra-
tion ausgerichtet. Dies geschieht entweder aufgrund feh-
lender parlamentarischer Mehrheiten der Regierungen 
(vor allem in Dänemark, Norwegen und Schweden) oder 
aufgrund Großer Koalitionen (in Finnland). Diese formellen 
Anreize werden im Folgenden analysiert. 

Formelle Institutionen nordischer Demokratien 

Die nordischen Länder sind repräsentative Demokratien 
mit Parteien als dominanten politischen Akteuren (vgl. 
hierzu den Beitrag von Jens Gmeiner) – wenngleich auch 
dort immer stärker direktdemokratische Instrumente Einzug 
halten.3 Im Zusammenhang mit der Zentralisierung des de-

Abbildung 3: Verhandlungs- und Mehrheitsdemokratien im Vergleich (nach Lijphart)

Dimension des Parteienwettbewerbes

Verhandlungen / Konsens Mehrheit / Wettbewerb

Staatlicher 
Institutionenaufbau

Unitarisch /
 Einheitlich 

Unitarische Demokratien mit Ver-
handlungsnotwendigkeiten 

(Skandinavien)

„Westminster“-Modell

(UK, Neuseeland)

Föderal / 
Fragmentiert

Klassische Konsensusdemokratien

(Schweiz, Deutschland)

Föderale Demokratien mit partei-
politischem Wettbewerb

(USA, Kanada, Australien)

Anmerkung: In diesem Schaubild sind nur die beispielhaften Länder der Lijphartschen Demokratietypologien aufgeführt. Grenz-
fälle wie Japan, Frankreich oder Irland werden nicht berücksichtigt. Insofern handelt es sich bei dieser Darstellung um eine typolo-
gische Zuspitzung der empirischen Arbeiten von Arend Lijphart. Auch die skandinavische Welt kann nicht für jedes Land eindeutig 
dem linken oberen Quadranten zugeordnet werden (Finnland und Island sind Grenzfälle). Gleichwohl sind die prominentesten 
Fälle der empirischen Demokratieforschung Skandinaviens in diesem Quadranten zu lokalisieren. 

Quelle: Lijphart (1999) mit eigenen Anpassungen, vgl. Jochem (2012: 52).
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mokratischen Entscheidungsprozesses bewirkt die Domi-
nanz der politischen Parteien auch die starke Stellung der 
nordischen Parlamente. Heute existieren im europäischen 
Norden ausschließlich unikamerale Arbeitsparlamente. 
Während Island und Finnland semi-präsidentielle Republi-
ken sind, füllen in Dänemark, Norwegen und Schweden 
Königshäuser die Funktion des Staatsoberhauptes aus 
(vgl. Tabelle 2). 
Die Legislaturperiode erstreckt sich für alle Parlamente 
Skandinaviens über vier Jahre. Unterschiedlich ist die 
Frage der Parlamentsauflösung geregelt. Während dies in 
Norwegen gänzlich ausgeschlossen ist, kann in Island der 
Präsident (auf Anregung des Regierungschefs) die Auflö-
sung bestimmen. Mit der finnischen Verfassungsreform im 
Jahr 2000 wurde dieses präsidentielle Machtinstrument 
an den finnischen Regierungschef abgegeben. In Däne-
mark, Norwegen und Schweden existieren Regeln des ne-
gativen Parlamentarismus, die Minderheitsregierungen er-
leichtern.4 

Die Wahlsysteme des Nordens beruhen grundsätzlich auf 
einem proportionalen Wahlrecht. Gleichwohl liegen die 
Differenzen in den Details. Die Auszählverfahren sind un-
terschiedlich. Und vor allem in Island kommt es zu starken 
Ungleichgewichten, da die ländlichen Regionen stark be-
vorzugt werden. In Skandinavien existieren unterschiedlich 
hohe Sperrklauseln. Während eine parlamentarische 
Sperrklausel in Finnland nicht existiert und diese mit zwei 
Prozent in Dänemark niedrig ist, erreicht sie in den übrigen 
Ländern in etwa das Niveau der bundesdeutschen Fünf-
prozenthürde. 
Eine Auflistung der nordischen Regierungen in der Nach-
kriegszeit kann hier nicht geleistet werden (vgl. Jochem 
2014a). Gleichwohl zeigt eine zusammenfassende Statis-
tik, dass der europäische Norden – in der Literatur als Re-
gion der Minderheitsregierung bezeichnet (Jochem 2013; 
Strøm 1990) – höchst unterschiedliche Formen von Minder-
heits- aber auch Mehrheitsregierungen aufweist. In Däne-
mark, Norwegen und Schweden konzentriert sich das Re-
gieren vor allem auf das Regieren ohne klare parlamenta-

Tabelle 2: Eckpfeiler nordischer Regierungssysteme 
(Stand März 2014)

Staatsoberhaupt Parlament Wahlrecht

Dänemark Monarchie 
Margrethe II (seit 1972)

Folketing
179 Sitze, davon jeweils 2 
Sitze für Vertreter aus Grön-
land sowie Färöer Inseln, Ein-
kammernparlament seit 1953, 
Auflösungsrecht des Parla-
ments beim Ministerpräsiden-
ten, Legislaturperiode 4 Jahre, 
negativer Parlamentarismus

Allgemeines Wahlrecht seit 
1915, Proportionales Wahl-
recht, D’Hondt- Methode, 40 
Ausgleichsmandate, 10 Wahl-
bezirke, Sperrklausel 2 Prozent

Finnland Präsident/in
Sauli Niinistö (Konservative 
Partei, seit 2012)

Eduskunta 
200 Sitze, 1 Sitz für Vertreter 
aus Åland, Einkammernparla-
ment seit 1907, Legislaturperi-
ode 4 Jahre, seit 2000 Auflö-
sungsrecht des Parlaments 
beim Ministerpräsidenten

Allgemeines Wahlreicht seit 
1906, Proportionales Wahl-
recht, D’Hondt- Methode, 
keine Ausgleichsmandate, 15 
Wahlbezirke, keine offizielle 
Sperrklausel 

Island Präsident/in
Olafur Ragnar Grímsson (sozi-
alistische Volksallianz/Unab-
hängig, seit 1996)

Althingi
63 Sitze, Einkammernparla-
ment seit 1991, Legislaturperi-
ode 4 Jahre, Auflösungsrecht 
des Parlaments durch Präsi-
dent

Allgemeines Wahlrecht seit 
1915, Proportionales Wahl-
recht, D’Hondt -Methode, 9 
Ausgleichsmandate, Überre-
präsentation ländlicher Regio-
nen, 6 Wahlbezirke, Sperr-
klausel 5 Prozent

Norwegen Monarchie 
Harald V (seit 1991)

Storting
169 Sitze, Einkammernparla-
ment seit 2009, Legislaturperi-
ode 4 Jahre, Auflösung des 
Parlaments nicht möglich, ne-
gativer Parlamentarismus

Allgemeines Wahlrecht seit 
1913, Proportionales Wahl-
recht, Sainte-Laguë- Methode, 
16 Ausgleichsmandate, 19 
Wahlbezirke, Sperrklausel 4 
Prozent

Schweden Monarchie 
Carl VI Gustaf (seit 1973)

Riksdag
349 Sitze, Einkammernparla-
ment seit 1970, Legislaturperi-
ode 4 Jahre, Auflösung des 
Parlaments durch Regierung, 
negativer Parlamentarismus 

Allgemeines Wahlrecht seit 
1921, Proportionales Wahl-
recht, Sainte-Laguë- Methode, 
39 Ausgleichsmandate, 29 
Wahlbezirke, Sperrklausel 4 
Prozent

Quelle: Bengtsson et al. (2014: 18–20), Jochem (2012, 2014a).
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rische Mehrheit. In Finnland hingegen herrscht historisch 
betrachtet das Regieren in Großen Koalitionen vor. In Is-
land wird vorwiegend mit kleinst-notwendiger parlamen-
tarischer Mehrheit regiert (vgl. Tabelle 3). 
Gegenwärtig regieren in Dänemark, Norwegen und 
Schweden die jeweiligen Regierungskoalitionen ohne par-
lamentarische Mehrheiten. Während diese Regierungs-
weise in den Zeiten einer hegemonialen Sozialdemokratie 
unter den institutionellen Möglichkeiten eines negativen 
Parlamentarismus noch angestrebt wurde, waren spätes-
tens seit 1990 alle politischen Akteure in diesen drei Län-
dern darum bemüht, Minderheitsregierungen eher zu ver-
meiden. Allerdings konnten diese Mehrheiten oft nicht er-
reicht werden, da rechtspopulistische Parteien im Parlament 
das Zünglein an der Waage ausmachten und die Regie-
rungskoalitionen mit diesen Parteien nicht koalieren woll-
ten, sich daher lieber von ihnen oder anderen Parteien in-
formell unterstützen ließen. In Finnland regiert gegenwär-
tig – wie gewohnt – eine Große Koalition. Es ist bezeichnend 
für den politischen Pragmatismus in Finnland, dass nach 
der Wahl von 2012 die Konservative Partei (KOK) als Wahl-
siegerin die erstarkten Rechtspopulisten (Wahre Finnen) 
unmittelbar in die Regierungsverantwortung integrieren 
wollte. Allerdings kam eine solche Regierungsbeteiligung 
nicht zustande, da die Wahren Finnen die Krisenpakete für 
südeuropäische Länder rigoros ablehnten (Arter 2013; Jo-
chem 2014a). 
Die formellen Institutionen des europäischen Nordens sind 
unterschiedlich – gleichwohl lässt sich aus historischer Per-
spektive durchaus eine Stärkung des Parlamentarismus 
feststellen. Die Funktionen und demokratischen Partizipati-
onsrechte der Präsidenten wurden in Finnland faktisch ein-
geschränkt, in Island herrscht nach der unlängst geschei-
terten Verfassungsrevision eine gewisse verfassungsrecht-
liche Grauzone. Jenseits dieses Trends hin zu gestärkten 
parlamentarischen Prozessen und einer Stärkung des par-
teipolitischen Wettbewerbs kann die Funktionsweise nor-
discher Demokratien kaum zur Gänze erfasst werden; 
hierzu ist eine Analyse der informellen demokratischen 
Routinen notwendig. 

Informelle Institutionen nordischer Demokratien

Während die formellen Institutionen der nordischen De-
mokratien den Wettbewerbsgedanken fördern, wird un-
sere Vorstellung von „konsensualen“ nordischen Demokra-
tien vor allem durch informelle Routinen beflügelt. Diese 

Routinen sind keineswegs rein kultureller Natur. Sie sind 
eingebettet in einen Begründungszusammenhang aus kul-
turellen und religiösen Wertvorstellungen einerseits sowie 
historisch begründeten politischen Institutionen anderer-
seits. Beide Aspekte dieser zirkulären Kausalität sind ihrer-
seits eingebettet in Machtverhältnisse und Werteentwick-
lungen (Jochem 2014a). Die drei Formen informeller demo-
kratischer Institutionen können auf die Begriffe Vertrauen, 
Pragmatismus und Korporatismus gebracht werden. 
Die nordischen Bevölkerungen vertrauen nicht nur außer-
gewöhnlich stark ihren nationalen Regierungen (vgl. oben 
Abbildung 2), sie vertrauen auch sehr stark ihren Mitmen-
schen. Dieses soziale Vertrauen wird zum einen befördert 
vom lokalen „Organisationsfleiß“. Die nordischen Bevölke-
rungen sind führend bei der Mitgliedschaft in freiwilligen 
Organisationen, sie engagieren sich sehr stark und spen-
den auch überdurchschnittlich viel (vgl. Friedbeg/Kangas 
2008). 
Dieses sehr hohe sogenannte soziale Kapital erstaunt auf 
den ersten Blick. Die ausgaben- und dienstleistungsinten-
siven Sozialstaaten des europäischen Nordens (vgl. den 
Beitrag von Alestalo, Hort und Kuhnle) würden, so könnte 
man vermuten, freiwilliges Engagement überflüssig ma-
chen. Bo Rothstein zeigt jedoch, dass die Art und Weise, 
wie die nordischen Sozialstaaten organisiert sind, nicht 
freiwilliges Engagement überflüssig macht, sondern es im 
Gegenteil sogar befördert. Die institutionell verankerten 
Leitbilder des Universalismus, des Egalitarismus sowie die 
rechtsstaatliche Neutralität stärken Freiwilligkeit und ge-
sellschaftliches Vertrauen (Rothstein 2010; Holmberg/
Rothstein 2012; Uslaner/Rothstein 2012). 
Als eine Konsequenz dieses umfassenden gesellschaftli-
chen Vertrauens wird ein demokratischer Pragmatismus er-
möglicht. Seit den historischen Bündnissen zwischen Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbänden in den 1930er 
Jahren pflanzt sich die Routine des politischen Pragmatis-
mus, der pragmatischen Zusammenarbeit über ideologi-
sche Lagergrenzen fort. 
Lagerübergreifende Kooperationen werden ohne Zweifel 
durch die parlamentarischen Spielregeln des Minderheits-
parlamentarismus oder des Regierens in Großen Koalitio-
nen befördert. Diese Spielregeln können aber nicht allein 
die faktische Ausgestaltung des parteipolitischen Wettbe-
werbs erklären. So dominiert in Schweden seit den 1990er 
Jahren eine ausgeprägte Lagerstrategie die parlamentari-
sche Politik, jüngst wurde dies durch das Erstarken der 
Rechtspopulisten allerdings entschärft. In Dänemark oder 
Norwegen kam es ebenfalls zu Formen zugespitzter Block-

Tabelle 3: Minderheits- und Mehrheitsregierungen in Skandinavien, 1945–2012
Ein-Parteien- 

Mehrheit
Minimal 

Winning-
Koalition

Große Koali-
tion

Ein-Parteien- 
Minderheit

Minderheits-
Koalition

Gesamt

Dänemark -- 4 -- 14 18 36
Finnland -- 6 25 4 7 42
Island -- 23 1 3 1 27
Norwegen 6 5 -- 12 6 29
Schweden 3 6 1 16 3 29
Gesamt (%) 9 (6) 44 (27) 27 (17) 49 (30) 35 (21) 163 (101)

Quelle: Bengtsson et al. (2014: 25). Anmerkung: Minnimal Winning-Koalition umschreibt im Englischsprachigen eine kleinst-mögliche bzw. kleinst-notwen-
dige Koalition. Aufgrund von Rundungsungenauigkeit summiert sich die prozentuale Summe aller Regierungsformen auf 101 Prozent. Die in der Nach-
kriegszeit vorherrschende Regierungsweise ist fett hervorgehoben. 
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politik. Gleichwohl zehren diese Länder immer noch von 
Routinen des Pragmatismus, wie in Norwegen bis zur Wahl 
von 2013 oder in Dänemark nach 2011 zu beobachten ist. 
Der Inbegriff des politischen Pragmatismus kann in Finn-
land beobachtet werden. Auch nach der Verfassungsrevi-
sion von 2000 werden dort Koalitionen über alle Lager-
grenzen hinweg geschmiedet, es treffen dort „strange 
bedfellows“ (Arter 2008b: 235) aufeinander. 
Eine weitere informelle Institution mit konsensualer Wir-
kung kann im Korporatismus oder einer gesellschaftlichen 
Konzertierung gesehen werden. Der Begriff des Korpora-
tismus bzw. der Konzertierung umschreibt eine systemati-
sche Integration von Interessenverbänden in den Prozess 
der Politikgestaltung und -implementation sowie eine ge-
wisse Selbststeuerungskompetenz von Verbänden (Private 
Interest Government). Diese Aspekte der Konzertierung wa-
ren im europäischen Norden lange Zeit sehr stark ausge-
prägt. Empirische Messungen hierzu sind umstrit ten und 
rar (vgl. Siaroff 1999). Allerdings zeigen Per Ola Öberg et 
al. (2011), wie sich zum Beispiel die mit Verbandsvertretern 
besetzten Regierungskommissionen zur Vorbereitung von 
Gesetzesinitiativen in jüngster Zeit rückläufig entwickeln. 
Diese Kommissionen existieren zwar weiterhin, Verbands-
vertreter werden aber immer seltener integriert, „Experten“ 
aus dem Wissenschaftsbereich nehmen immer stärker ihre 
Plätze ein. 
Ein weiterer Aspekt kann in der nordischen Sozialpartner-
schaft gesehen werden. Allerdings kommt es auch hier seit 
den frühen 1990er Jahren zu Erosionstendenzen. Zum ei-
nen verzeichneten die Gewerkschaften eine organisatori-
sche Aufsplit terung, zum anderen verloren sie insgesamt 
Mitglieder und Macht. Im Norden besteht weiterhin eine 

sektorale Sozialpartnerschaft, allerdings nehmen auch 
dort die individualisierten Lohnfindungsprozesse zu, was 
zu einer zunehmenden Differenzierung der ehemals stark 
egalitären Einkommen führt (vgl. Jochem 2012). 
Informelle Institutionen der Demokratie sind per definitio-
nem schwer mess- und vergleichbar. Gleichwohl veran-
schaulichen die aufgeführten Beispiele, dass die ehemals 
auf Verhandlungen und konsensualen Ausgleich ausge-
richteten weichen Institutionen Skandinaviens schwächer 
werden. Gewiss gibt es auch hier signifikante Unterschiede 
zwischen den einzelnen Ländern – während in Norwegen 
noch das alte nordische Modell einer konsensualen Ver-
handlungsdemokratie gefestigt zu sein scheint, sind in Dä-
nemark, Finnland und Schweden die Erosionsprozesse 
deutlicher beobachtbar. Island hingegen kannte nie eine 
solche Vielzahl konsensualer weicher Institutionen, ist also 
eine klassische Wettbewerbsdemokratie in einer zudem 
zwischen städtischen und ländlichen Regionen gespalte-
nen Gesellschaft (Jochem 2014b). 

Fazit und Ausblick

Die nordischen Demokratien sind vielschichtiger und dy-
namischer als es auf den ersten Blick scheint. Sowohl die 
formellen als auch die informellen Institutionen veränder-
ten sich seit 1990. Ein erster Trend besteht darin, dass sich 
in den semi-präsidentiellen Systemen Islands und Finn-

Die nordische Sozialpartner-
schaft hatte lange Zeit eine 
konsensuale Wirkung. Aller-
dings kommt es seit den 1990er 
Jahren zur Erosionstendenzen. 
Das Bild zeigt Mitglieder der 
schwedischen Gewerkschafts-
dachverbände, die vor dem 
Reichstag in Stockholm für die 
Einhaltung von Tarifverträgen 
und gegen Dumpinglöhne 
demonstrieren.
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lands die Machtpositionen des Präsidialamtes abge-
schwächt haben. Augenscheinlich wurde dieser Trend hin 
zur Parlamentarisierung in der finnischen Verfassungsre-
form von 2000.
Ein zweiter Trend besteht in der Stärkung der nordischen 
Parlamente sowie der für einige Länder feststellbaren Ero-
sion konsensualer (weicher) Institutionen. Insbesondere 
die Erosion der gesellschaftlichen Konzertierung kann für 
einige Länder attestiert werden. Tendenziell entwickeln 
sich die nordischen Demokratien somit stärker in Richtung 
zentralisierter Mehrheits- bzw. Wettbewerbsdemokratien 
im Lijphartschen Sinne. Gleichwohl ist die Zufriedenheit 
der nordischen Bürgerinnen und Bürger mit ihren Demo-
kratien sehr hoch – mit Ausnahme Islands. Wie gezeigt 
werden konnte, hängt dieser Aspekt allerdings weniger 
mit Institutionen des demokratischen Entscheidungspro-
zesses per se zusammen. Vielmehr tragen eine abgesi-
cherte Rechtsstaatlichkeit und ein immer noch kulturell ver-
ankerter Egalitarismus dazu bei, dass die Korruption im 
Norden so gering und das Vertrauen in Regierung und De-
mokratie so hoch ist. 
Die nordischen Demokratien sehen sich mit ähnlichen Her-
ausforderungen konfrontiert wie die anderen europäi-
schen Demokratien. Eine voranschreitende Individualisie-
rung, ein Wertewandel hin zu Konkurrenz, Wettbewerb 
und Optimierung, die Implikationen einer Europäisierung 
nationaler Demokratien sowie allgemein Herausforderun-
gen sozialer, wirtschaftlicher und politischer Dynamiken in 
entgrenzten Räumen („Globalisierung“) können als Bei-
spiele genannt werden. Während jedoch diese Herausfor-
derungen außerhalb Skandinaviens kaum systematisch 
von staatlicher Seite untersucht werden, liegt hierin viel-
leicht eine weitere Besonderheit des europäischen Nor-
dens: Alle nordischen Länder – mit Ausnahme Islands – 
evaluieren systematisch die Funktionstüchtigkeit ihrer 
demokratischen Institutionen und leiten hieraus Re form-
bedarfe ab (vgl. Götz 2013; Jungar 2013). Zum einen kön-
nen somit auf einer systematischen empirischen Grund-
lage Aussagen zur Qualität der Demokratien gemacht 

werden. Zum anderen bieten diese Untersuchungen Platt-
formen an, um die demokratischen Spielregeln im Konsens 
weiter zu entwickeln. Dies ist vielleicht die beständigste 
Konstante in den sich wandelnden nordischen Demokra-
tien: die breit geteilte und kulturell eingeübte Einsicht in die 
Notwendigkeit einer immerwährenden und möglichst kon-
sensualen Anpassung demokratischer Institutionen an sich 
wandelnde Rahmenbedingungen. 
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ANMERKUNGEN

1  Eine weitergehende Erläuterung zu den Grundlagen des politischen 
und gesellschaftlichen Vertrauens wird im Abschnitt zu den weichen 
Institutionen nordischer Demokratien durchgeführt. 

2  Für Arend Lijphart (1999) war die Frage nach der Qualität unterschied-
licher demokratischer Praxen durchaus ein Thema. Vorsichtig plädierte 
er für eine höhere integrative Qualität der Verhandlungsdemokratien. 
Gleichwohl ist für ihn diese Frage verbunden mit dem Grad gesell-

schaftlicher Homogenität. Insofern bleibt die Frage nach der demokra-
tischen Qualität bei Lijphart eher in der Schwebe. 

3  In Skandinavien kam es vor allem im Zusammenhang mit Fragen der 
europäischen Integration zu direktdemokratischen Referenden. In Dä-
nemark wurden darüber hinaus landesweit weitere Referenden zu ver-
schiedenen Themen abgehalten (vgl. Jochem 2012: 70). Mit der Verfas-
sungsrevision im Jahr 2010 sind Referenden in Schweden nun auf loka-
ler Ebene verfassungsrechtlich abgesichert. 

4  Unter dem Begriff des negativen Parlamentarismus lassen sich parla-
mentarische Regeln verstehen, die nach Wahlen eine mehrheitliche 
Bestätigung des Regierungschefs (vergleichbar der deutschen Kanzler-
mehrheit) durch das Parlament nicht notwendig macht. In den drei ge-
nannten nordischen Ländern werden Stimmenthaltungen nicht als ab-
lehnende Voten gezählt; insofern können dort Minderheitsregierungen 
auch mit relativer Mehrheit und einer hinreichenden Anzahl von Enthal-
tungen an die Macht gelangen bzw. an der Macht bleiben. 
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SKANDINAVIENS PARTEIENLANDSCHAFT

Die skandinavischen Parteiensysteme 
zwischen Kontinuität und Wandel
Jens Gmeiner

Die Parteienlandschaft war in allen skandinavischen Län-
dern über 40 Jahre hinweg stabil. Fünf Parteifamilien, die 
sich entlang von gesellschaftlichen und kulturellen Kon-
fliktlinien (cleavages) konstituiert hatten, waren lange Zeit 
dominierend. Ausschlaggebend für Parteigründungen 
waren die kulturelle Konfliktlinie der „nationalen Revo-
lution“ sowie die durch die industrielle Revolution ent-
standene Konfliktlinie zwischen Kapital und Arbeit. Jens 
Gmeiner analysiert und vergleicht die Parteiensysteme 
Skandinaviens, die lange Zeit als „eingefroren“ galten. 
Erst in den 1970er Jahren kam Bewegung in die skandi-
navische Parteienlandschaft: rechtspopulistische, grüne 
und ökosozialistische sowie christdemokratische Parteien 
entstanden. Diese Ausdifferenzierung der Parteienland-
schaft hat nicht zuletzt die Wählerbasis der skandinavi-
schen Sozialdemokratie erodieren lassen. Der Fokus des 
Beitrags liegt auf den drei skandinavischen Kernländern 
Dänemark, Norwegen und Schweden, weniger auf Finn-
land und Island. Zunächst werden die historische Entwick-
lung der Parteiensysteme sowie die Kräfteverhältnisse 
bis zum Beginn der 1970er Jahre erörtert. Im Anschluss 
folgen eine Skizzierung der gesellschaftlichen, ökonomi-
schen und kulturellen Veränderungen, die in den 1970er 
Jahren einsetzten, und eine Beschreibung der neu hinzu-
gekommenen parteipolitischen Akteure. 

Einleitung: „eingefrorene“ Parteiensysteme 
im Wandel

Als Seymour Martin Lipset und Stein Rokkan 1967 ihre 
grundlegenden Beobachtungen über Parteiensysteme 
und gesellschaftliche Konfliktlinien (cleavages) formulier-
ten, sprachen beide von „eingefrorenen“ Parteiensystemen 
in Skandinavien. In der Tat waren zu diesem Zeitpunkt gut 
vier Jahrzehnte lang die Parteienlandschaften in allen 
skandinavischen Ländern bei all ihren Unterschieden au-
ßerordentlich stabil gewesen. Es dominierten die fünf Par-
teifamilien, die sich bis in die späten 1920er Jahre hinein 
entlang der dominierenden Konfliktlinien konstituiert hat-
ten: Kommunisten/Linkssozialisten, Sozialdemokraten, Li-
berale, Bauernparteien und Konservative (Berglund/Lind-
ström 1978: 16f.). Neue Parteienfamilien konnten erst seit 
den 1970er Jahren Fuß fassen, wobei Dänemark und Nor-
wegen als Vorreiter dieser Entwicklung angesehen werden 
können. Das schwedische Parteiensystem galt lange Zeit 
als „Insel der Stabilität“, während die skandinavischen 
Nachbarn bereits den gesellschaftlichen Wandel im Par-
teiensystem spürten. Erst Ende der 1980er Jahre wurden 
auch in Schweden gravierende Veränderungen im Partei-
ensystem erkennbar, als erstmalig mehr als fünf Parteien im 
Parlament vertreten waren. 

Seit den 1970er Jahren ist viel Bewegung in die Struktur 
der skandinavischen Parteiensysteme gekommen. Fast 
überall ist der Rechtspopulismus fest etabliert. Dagegen 
sind die lange Zeit international bewunderten skandinavi-
schen Sozialdemokratien seit Jahren im Sinkflug. Allein in 
Dänemark und Finnland sind die Sozialdemokraten ge-
genwärtig noch an Regierungen beteiligt, wobei sie in 
Finnland als zweitgrößte Partei in eine Sechs-Parteienre-
gierung eingebunden sind. Und in Dänemark ist der par-
teipolitische Liberalismus so stark wie seit Jahrzehnten 
nicht mehr (vgl. Tabelle 4). 
Im folgenden Beitrag werden die Parteiensysteme der fünf 
skandinavischen Länder vergleichend analysiert und lang-
fristige Mentalitäts- und Machtverschiebungen beleuch-
tet. Der Fokus liegt dabei vor allem auf den drei skandina-
vischen Kernländern Dänemark, Norwegen, Schweden 
und weniger auf Finnland und Island. Aufgrund der hier 
gebotenen Kürze werden nur sehr grundsätzliche bzw. all-
gemeine Entwicklungen der skandinavischen Parteiensys-
teme dargestellt. Parteiensysteme sind zudem immer nur 
ein Teil eines jeweiligen politischen Regierungssystems mit 
unterschiedlichen institutionellen sowie kulturellen Traditi-
onen. Daher weise ich darauf hin, dass es nicht nur Ge-
meinsamkeiten der skandinavischen Parteiensysteme gibt, 
sondern auch ganz erhebliche Unterschiede. 

Die Belegschaft der Trelle-
borg-Brauerei (aufgenommen 
am Ende des 19. Jahrhunderts). 
Als Folge der industriellen 
Revolution entwickelte sich die 
für die skandinavische Partei-
enlandschaft bedeutende Kon-
fliktlinie von Arbeit und Kapi-
tal, welche die politische Integ-
ration der Arbeiterbewegung 
widerspiegelt.
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Die historische Entwicklung der skandinavischen 
Parteiensysteme 

Die Genese von Parteiensystemen ist nach den Soziologen 
Seymour Martin Lipset und Stein Rokkan (1967) auf vier ge-
sellschaftliche Konfliktlinien zurückzuführen. Diese vier Kon-
fliktlinien lassen sich wiederum zwei Revolutionen zuordnen, 
die seit Beginn des 19. Jahrhunderts zu gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Umbrüchen geführt haben (Rokkan/
Lipset 1967: 13f.). Unter der „nationalen Revolution“ sind die 
Konfliktlinien zwischen Nationalstaat und Kirche sowie die 
von dominanter Mehrheitskultur und peripherer Kultur zu 
nennen, was auch Sprach- und Religionskonflikte beinhaltet. 
Die „nationale Revolution“ führte damit zu „der Verbreitung 
nationalistisch-demokratischer Ideologien“ und zum „Auf-
kommen regionaler Unabhängigkeitsbestrebungen“ (Rok-
kan 1994: 37). Der Aspekt der „industriellen Revolution“ be-
inhaltet ökonomische Konflikte zwischen städtischen und 
ländlichen Produzenten und die für die skandinavischen 
Parteiensysteme bedeutendste Konfliktlinie von Arbeit und 
Kapital, welche die soziale und politische Integration der 
Arbeiterbewegung widerspiegelt.
Für Finnland, Island und Norwegen, die als abhängige Ter-
ritorien lange Zeit unter Fremdherrschaft gestanden hat-
ten, fiel die Formierungsphase der jeweiligen Parteiensys-
teme zusammen mit dem Streben nach kultureller und nati-
onaler Unabhängigkeit. Spätestens seit den 1920er Jahren 
ist in allen skandinavischen Ländern der Formierungspro-
zess der Parteiensysteme abgeschlossen, der gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts einsetzte. Einen institutionellen Schub 
für diese Formierungsprozesse stellte zudem die Einfüh-
rung des allgemeinen Wahlrechts dar.1 
Für die skandinavischen Parteiensysteme war die Konflikt-
linie zwischen Staat und Kirche kein entscheidender forma-
tiver Faktor. Aufgrund der homogenen Konfessionsstruktur 
und der Entstehung von protestantischen Staatskirchen 
spielten religiöse Konflikte keine frühe parteibildende Rolle. 

Erst 1933 bildete sich in Norwegen eine dezidiert christliche 
Partei, die Christliche Volkspartei, die sich aus der pietisti-
schen Laienbewegung rekrutierte und sich gegen die luthe-
risch-orthodoxe Staatskirche und die liberale Alkoholpolitik 
wandte. Während sich die kulturelle Konfliktlinie in Norwe-
gen erst später mit der Bildung einer christdemokratischen 
Partei niederschlug, übersetzte sich in Gestalt der Schwe-
dischen Volkspartei diese Konfliktlinie zwischen peripherer 
Kultur und Mehrheitskultur in Finnland weitaus früher in das 
Parteiensystem. Die 1906 gegründete Schwedische Volks-
partei ist das Sprachrohr der schwedischen Minderheit in 
Finnland und wurde mit dem Ziel gegründet, eine schwe-
disch-finnische Identität gegenüber der finnischen Mehr-
heitsbevölkerung zu wahren (Arter 2008: 65). 
Die Gründungen konservativer Parteien Skandinaviens 
waren Gegenreaktionen auf die Bestrebungen der libera-
len Kräfte nach Wahlrechtsreformen, religiöser Freiheit 
und der Stärkung des Parlamentarismus. Die konservativen 
Parteien rekrutierten sich aus den Eliten in Staat, Wirt-
schaft und Politik, die ihre Privilegien gegenüber den Re-
formforderungen der aufkommenden Mittelklasse und der 
einfachen Bevölkerungsschichten verteidigen wollten. Ge-
nerell gelang es den konservativen Parteien in Skandi-
navien nicht, eine breite nationale Sammlungspartei zu 
formen, da mit den Liberalen und später den Bauern-
parteien immer eine starke parteipolitische Konkurrenz um 
die Mittelschichten aufgetreten war. Allein in Island, 
 dessen  Parteiensystem als besonderer Einzelfall hervor-
sticht,  gelang es der konservativen Unabhängigkeitspartei 
durch die Politisierung der Unabhängigkeitsbestrebungen 
von  Dänemark, eine parteipolitische Allianz zwischen 
städtischen Eliten, Arbeitern und Angestellten herzustellen 
(Kristjánsson 1979). Die Rolle einer übergreifenden natio-
nalen Sammlungspartei übernahmen in der frühen Demo-
kratisierungsphase meist liberale Parteien, die wie in Nor-
wegen rurale sowie urbane Mittelschichten gegen die 
 alten Eliten zusammenführten und sich schon frühzeitig mit 
Volksbewegungen verbündeten (Malmström 2005: 135). 
Die industrielle Revolution führte in Skandinavien dazu, 
dass sich im Laufe der Industrialisierung städtisch-
industrielle Interessen und agrarisch-ländliche Interessen 
gegenüberstanden, die sich vor allem an der Frage 
von Schutzzöllen und somit der Öffnung von Märkten, 
aber auch an kulturellen Fragen entzündeten (Rokkan 
1967: 20). Dabei bildeten sich Bauernparteien, die vor 
allem bei Kleinbauern Unterstützung genossen und enge 
Verbindungen mit ländlichen Interessenorganisationen 
aufwiesen (Sundberg 2003: 96f.). Begünstigt wurde die 
Bildung von Bauernparteien in Skandinavien, weil die 
Bauernfamilien relativ unabhängig waren und durch die 
emanzipatorische Volkshochschulbewegung politisiert 
wurden. Während die schwedischen und norwegischen 
Bauernparteien vergleichsweise kleinere Parteien bildeten, 
gelang es der isländischen und der finnischen Bauernpartei 
besondere Erfolge in der Zwischenkriegszeit zu erzielen. 
Die dänische Bauernpartei Venstre2 war zugleich eine 
liberale Partei, die durch die Wahrnehmung agrarisch-
ländlicher Interessen eine Hegemonialstellung im 
ländlichen Raum einnahm. Die von der Venstre im Jahr 1905 
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abgespaltene Radikale Venstre erhielt am meisten Zuspruch 
von Kleinbauern und städtischen Intellektuellen. 
Die Konfliktlinie zwischen Arbeit und Kapital, also der öko-
nomische Links-Rechts-Gegensatz, ist für die Enstehung sozi-
aldemokratischer und kommunistischer Parteien maßgeblich 
entscheidend gewesen. War die Frühphase der Demokrati-
sierung noch vom Konflikt zwischen Konservativen und Libe-
ralen um die Wahlrechtsfrage gekennzeichnet, tritt mit der 
Bildung der sozialdemokratischen Parteien Ende des 
19. Jahrhunderts ein neuer parteipolitischer Akteur in Skan-
dinavien auf, der im Zuge der späten, aber rapide einsetzen-
den Industrialisierung die Politik ab den 1930er Jahren rich-
tungsweisend prägen sollte. Durch die verspätete Industria-
lisierung in Skandinavien konnten die sozialdemokratischen 
Parteien neben der urbanen Arbeiterklasse auch ein ländli-
ches Proletariat in ihre Wählerkoalition integrieren. 
Die kommunistischen Parteien Skandinaviens entstanden 
als radikale Abspaltung von den bereits existierenden so-
zialdemokratischen Parteien und gehen größtenteils auf 
außenpolitische Ereignisse wie die Russische Revolution 
und die Gründung der Kommunistischen Internationalen 
zurück. Neben Island nahmen insbesondere in Finnland 
die Kommunisten eine führende Rolle im linken Spektrum 
ein. Während in Island persönliche Gegensätze die 
schwache Arbeiterbewegung mehrmals spalteten, liegen 
die Gründe für die 1918 in Moskau gegründete Kommunis-
tische Partei Finnlands tiefer. Dort gingen durch die späte 
Unabhängigkeit von Russland im Jahr 1917 und die Russi-
sche Revolution tiefe Risse durch die Arbeiterklasse, die 
durch das Verbot der Kommunistischen Partei nach dem 
blutigen Bürgerkrieg (1918) verfestigt wurden (Rokkan/Lip-
set 1967: 49f.). Der Kampf um nationale Unabhängigkeit 
und eine späte Industrialisierung erschwerten dadurch die 
Integration der Arbeiterklasse und führten in Finnland, Is-
land und auch in gewissen Teilen Norwegens dazu, dass 
sich größere Teile der Arbeiterbewegung radikalisierten.

Die Kräfteverhältnisse der skandinavischen Parteien 
(1930–1970) 

Die Phase von den Jahren 1930 bis Anfang 1970 kann grob 
vereinfachend als „goldene“ Ära der Sozialdemokratie be-
schrieben werden. Dies trif f t im größeren Ausmaß auf 
Schweden und Norwegen und mit einigen Abschwächun-
gen auch auf Dänemark zu. Finnland und insbesondere Is-
land weichen dagegen wiederum von diesem Muster ab 
(vgl. Tabelle 1). Warum also gewann die Sozialdemokratie 
in den drei skandinavischen Kernländern so stark an Zu-
spruch? 

Tabelle 1: Durchschnittliche Wahlergebnisse der 
skandinavischen sozialdemokratischen Parteien in 
Prozent (1920–1971)
Land 1920–1939 1940–1971

Dänemark 37,6 39,3

Finnland 33,1 24,7

Norwegen 31,8 45,5

Schweden 38,7 47,6

Island – 14,6
Quelle: Arter (2008: 73).

In den 1930er Jahren gingen die sozialdemokratischen 
Parteien in Dänemark, Schweden und Norwegen block-
übergreifende Bündnisse mit agrarischen und liberalen 
Parteien ein, um die Folgen der Wirtschaftskrise gemein-
sam zu bekämpfen. Dadurch, dass in den skandinavischen 
Ländern die kulturellen und sozialen Unterschiede zwi-
schen Bauern und Arbeitern überbrückbar waren, konnten 
diese Allianzen in Norwegen und Schweden gelingen 
(Lindström 2005: 83). Vor allem die schwedische sozialde-
mokratische Partei schwenkte frühzeitig auf einen reformis-
tischen Kurs um. Der Begriff des „Volksheims“ steht dafür, 
dass sich die Sozialdemokratie dort in einer schwierigen 
Modernisierungsphase frühzeitig von ihrer dogmatischen 
Klassenkampfrhetorik entfernte und sich zur schichten-
übergreifenden Volkspartei wandelte (Sejersted 2005: 
165). 
Ein weiterer Punkt, der häufig für die Stärke der Sozialde-
mokratie in Dänemark, Schweden und Norwegen heran-
gezogen wird, lässt sich auf die interne Fragmentierung 
des bürgerlichen Lagers zurückführen. Die kulturellen und 
sozialen Unterschiede zwischen Liberalen, Konservativen 
und Bauernparteien ermöglichten es den sozialdemokrati-

Der schwedische Ministerpräsident und Vorsitzende der 
schwedischen Sozialdemokraten, Olof Palme, neben einem 
Wahlplakat seiner Partei im Jahr 1985, als die „goldene Ära“ 
der Sozialdemokratie sich ihrem Ende zuneigte. Wie kein 
anderer Politiker prägte Palme das Bild Schwedens im Aus-
land durch seine engagierte Außenpolitik: durch seine Kritik 
am Vietnamkrieg, als UNO-Vermittler und durch seine 
Abrüstungsinitiativen wie z. B. die Palme-Kommission. Olof 
Palme wurde am 28. Februar 1986 auf offener Straße 
erschossen.  picture alliance/dpa
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schen Parteien lange Zeit, diese Differenzen machtpoli-
tisch geschickt auszuspielen. Hinzu kam, dass der Aufbau 
der skandinavischen Wohlfahrtsstaaten zwar ein gesamt-
gesellschaftliches Projekt darstellte, die sozialdemokrati-
schen Parteien allerdings maßgebliche Reformen durch-
führten, die den modernen Charakter des Wohlfahrtsstaa-
tes prägten. 
In Finnland war die Lage komplexer. Dort errichteten die 
Sozialdemokraten zwar Anfang des 20. Jahrhunderts eine 
moderne Massenpartei, die zwischen den Jahren 1907 
und der Unabhängigkeit Finnlands im Jahr 1917 durch-
schnittlich 41 Prozent der Stimmen holte. Gleichwohl sorg-
ten die tiefgehenden Risse in der Arbeiterbewegung nach 
dem Bürgerkrieg von 1918 dafür, dass die Sozialdemokra-
ten nach dem Zweiten Weltkrieg und der Legalisierung der 
Kommunistischen Partei Finnlands nicht an die Erfolge der 
skandinavischen Nachbarn anschließen konnten (vgl. Ar-
ter 2003: 83). 
Die finnische Arbeiterbewegung wurde tiefer als in den 
Kernländern in zwei gleich große Blöcke von Kommunisten 
und Sozialdemokraten gespalten. In Finnland erstarkte ne-
ben den Kommunisten auch frühzeitig die Bauernpartei, die 
sich später in Zentrumspartei umbenannte. Allerdings ver-
einten die finnischen Sozialdemokraten in fast allen Wahlen 
die meisten Stimmen auf sich. Dabei kam jedoch nicht der 
Sozialdemokratie, sondern der finnischen Zentrumspartei 
eine zentrale Schlüsselstellung im Parteiensystem zu, da 
ohne sie meist keine stabile Regierungsbildung möglich war 
(Arter 2009: 232). In Finnland konkurrierten somit bis Anfang 
der 1970er Jahre meist drei gleich große Parteien um die 
stärkste Position im Parteiensystem: die Kommunisten, die 
Sozialdemokraten und die Zentrumspartei.
Island dagegen war sozialdemokratische Diaspora, was 
wiederum auf zahlreiche Abspaltungen im linken Spektrum 
und die Integrationsfähigkeit der Mitte-Rechts-Parteien 
zurückzuführen ist. Während das Mitte-Rechts-Lager in 
Schweden, Dänemark und Norwegen deutlich gespalten 
war, konnte die konservativ-liberale Unabhängigkeitspar-
tei in Island viel stärker eine bürgerliche Sammlungspolitik 
forcieren (vgl. Tabelle 2).

Tabelle 2: Durchschnittliche Wahlergebnisse der 
 konservativen Parteien in Skandinavien in Prozent 
(1942–1969)
Land Bestes Wahlergebnis

(Jahr in Klammer)
Durchschnittsergeb-
nisse (1942–1969)

Schweden 17,1 (1956) 14,7

Dänemark 20,4 (1968) 17,6

Finnland 17,1 (1948) 14,8

Norwegen 21,1 (1965) 19,0

Island 42,5 (Juni 1959) 39,8

Quelle: Eigene Berechnungen nach den länderspezifischen Wahlergeb-
nissen von Arter (2008: 60–68).

Liberale Parteien waren vor allem in Dänemark erfolgreich, 
wo die liberale Venstre zwischen 18 und 25 Prozent erhielt 
und die sozialliberale Radikale Venstre zwischen fünf und 
zehn Prozent (Bille 1999: 355). Die Liberalen in Schweden 
erreichten im skandinavischen Vergleich bis Ende der 
1960er Jahre ebenfalls hohe Wahlergebnisse. Diese pen-
delten zwischen 13 bis 24 Prozent. Die Liberalen in Finn-
land hingegen blieben vergleichsweise schwach und er-
reichten nie mehr als acht Prozent.

„Erdrutschwahlen“ und die Veränderungen seit den 
1970er Jahren

Wie überall in der westlichen Welt setzte seit den späte-
ren 1950er Jahren auch in Skandinavien ein gesellschaftli-
cher und ökonomischer Modernisierungsprozess ein, der 
sich auf die Beschäftigungsstruktur und die Wertehaltun-
gen der Bevölkerung auswirkte (Inglehart 2008). Während 
die Anzahl der Beschäftigten in den industriellen und ag-
rarischen Sektoren zurückging, bildete sich vermehrt eine 
„neue Mittelschicht“, die sich langsam aus den traditionel-
len Parteibindungen zu lösen begann (Bergman/Strøm 
2011: 358). Zudem wurde mit der Öl- und Wirtschaftskrise 
im Jahr 1973 offensichtlich, dass das Wachstum der Nach-
kriegszeit an Grenzen gestoßen war. Auch der Ausbau des 
Wohlfahrtsstaates und die hohe Steuerbelastung der Bür-
ger gerieten unter Beschuss. Ende der 1960er Jahre radi-
kalisierte sich mit der 68er-Bewegung zugleich der gesell-
schaftliche und außenpolitische Diskurs. 
Für Dänemark und Norwegen stellten insbesondere die 
Abstimmungen über den Beitrit t zur Europäischen Gemein-
schaft zu Beginn der 1970er Jahre strit tige Themen dar, 
welche die traditionellen Konfliktlinien im Parteiensystem 
überlagerten (Bille 1999: 356). Die drastische Ausdifferen-
zierung der Parteiensysteme Dänemarks und Norwegens 
bei den „Erdrutschwahlen“ 1973 ist somit auf das Zusam-
mentreffen von langfristigen sozialen und ökonomischen 
Transformationsprozessen sowie kurzfristigen polarisie-
renden Ereignissen wie der Volksabstimmung über den 
EG-Beitrit t zu interpretieren. In Dänemark fiel bei der Wahl 
1973 der Stimmenanteil für die vier „historischen“ Parteien, 
der im Jahr 1971 noch bei 85 Prozent gelegen hatte, auf 58 
Prozent. Anstatt fünf Parteien waren nun zehn Parteien im 
dänischen Parlament vertreten. 
In Finnland hingegen trugen die Veränderungen seit den 
1960er Jahren eher Züge eines ländlichen Protests, als die 
Landvolkpartei den Unmut der Bevölkerung abseits der ur-
banen Zentren bei der Wahl 1970 kanalisiert und mehr als 
zehn Prozent erhalten hatte. In Island verloren bei den Par-
lamentswahlen im Jahr 1971 alle vier großen Parteien an 
Unterstützung und eine Abspaltung der Sozialisten ge-
wann auf Anhieb 8,9 Prozent (Arter 2011: 6). Das schwedi-
sche Parteiensystem blieb indessen bis Ende der 1980er 
Jahre relativ stabil, bevor dort mit den Grünen und den 
Christdemokraten im Jahr 1988 sowie der Steuerprotest-
partei „Neue Demokratie“ im Jahr 1991 drei neue Parteien 
ins Parlament gelangten. 
Obwohl die „Erdrutschwahlen“ von 1973 als Ausnahmeer-
scheinung gelten können, machten diese Wahlen drastisch 
deutlich, dass die „eingefrorenen“ Parteiensysteme lang-
sam auftauten. Allgemein lassen sich für die Phase ab 1970 
einige Veränderungen benennen, die alle Parteiensysteme 
in Skandinavien betrafen. Rein zahlenmäßig nahm die 
Zahl der Parteien in den Parlamenten zu und die Zahl der 
Wechselwähler stieg an. 
Außerdem veränderte sich seit den 1960er Jahren auch die 
Struktur des Parteienwettbewerbs. Das fragmentierte bür-
gerliche Lager konnte sich in den Kernländern Schweden, 
Dänemark und Norwegen auf gemeinsame Bündnisse und 
Kooperationen einlassen und damit die sozialdemokrati-
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schen Parteien herausfordern (Arter 1999: 155). In Finn-
land hingegen lösten die Sozialdemokraten die Zentrums-
partei in ihrer zentralen Verhandlungsstellung ab. In allen 
Ländern Skandinaviens bekamen ab Ende der 1970er 
Jahre die konservativen Parteien im Zuge der neoliberalen 
Wende mehr Zulauf als zuvor und stiegen damit häufig zu 
den stärksten Parteien im bürgerlichen Spektrum auf. 

Neue Parteien in Skandinavien seit den 1970er 
Jahren 

Obwohl zwischen 1970 bis 2011 mehr als 20 neue Parteien 
in die skandinavischen Parlamente einzogen, war die Le-
bensdauer vieler dieser Neugründungen sehr begrenzt. In 
Island existierte z. B. lange Zeit eine Frauenpartei, in Finn-
land die neoliberale Partei der Jungen Finnen und in Nor-
wegen die Küstenpartei. Vier Parteifamilien, die seit den 
1970er Jahren die politische Bühne betraten, haben aller-
dings die skandinavischen Parteiensysteme dauerhaft ver-
ändert (vgl. Tabelle 3). 

Rechtspopulistische Parteien
Das gilt zum einen für die Gruppe der rechtspopulistischen 
Parteien. Die Fortschrit tsparteien in Norwegen3 und Däne-
mark entstanden als wohlfahrtsstaatskritische und dezi-
diert markwirtschaftliche Parteien zu Beginn der 1970er 
Jahre und sind eng verknüpft mit schillernden Persönlich-
keiten wie dem dänischen Steueranwalt Mogens Glistrup 
und dem Norweger Anders Lange (Widfeldt 2010: 15). Das 
Thema Einwanderung wurde erst ab den 1980er Jahren 
von den Parteien aufgegriffen. 
Während die Geschichte der dänischen Fortschrit tspartei 
von diversen Abspaltungen und personellen Streitigkeiten 
geprägt ist, besteht die norwegische Fortschrit tspartei bis 
heute fort und konnte im Herbst 2013 zum ersten Mal als 
Juniorpartner einer Minderheitsregierung Regierungsver-
antwortung übernehmen. Die personellen Zerwürfnisse in 
der dänischen Fortschrit tspartei dagegen führten im Jahr 
1995 dazu, dass Pia Kjærsgaard, die damalige Parteivor-
sitzende, die Partei verließ und die Dänische Volkspartei 
gründete, die sich weniger an neoliberalen als vielmehr an 

nationalpopulistischen und wohlfahrtschauvinistischen In-
halten orientierte. Die Partei stützte ab dem Jahr 2001 bür-
gerliche Minderheitsregierungen und hat seitdem das ge-
sellschaftliche Klima in Richtung einer restriktiveren Ein-
wanderungspolitik verlagert (Widfeldt 2010: 23). Für die 
norwegische Fortschrit tspartei passt die Beschreibung 
„rechtspopulistisch“ weniger. Sie vereint in ihrer Program-
matik wirtschaftsliberale und sozialpopulistische Züge, 
gepaart mit einer restriktiveren Asyl- und Einwanderungs-
politik, verzichtet aber mittlerweile weitgehend auf eine 
aggressive Rhetorik. Beide Parteien können vor allem da-
von profitieren, dass die alte gesellschaftliche Konfliktlinie 
von Arbeit und Kapital durch neue kulturelle Konfliktlinien 
wie Immigration und Globalisierung überlagert werden. 
Die norwegische Fortschrit tspartei sieht sich selbst als 
Schwesterpartei der dänischen rechtsliberalen Venstre an. 
Dass der Rechtsterrorist Anders Behring Breivik, der Atten-
täter von Oslo und Utøya, für einige Jahre der Jugendor-
ganisation dieser Partei angehörte, hat sie vorübergehend 
Anhänger gekostet (Gmeiner 2013). 
In Schweden zogen, nachdem bereits die wohlfahrts-
staatskritische Steuerprotestpartei „Neue Demokratie“ 
zwischen 1991 und 1994 im Parlament vertreten war, im 
Jahr 2010 erstmals die Schwedendemokraten in den 
Reichstag ein. Die Partei, die sich vor allem auf das rechte 
Protestpotential in Südschweden stützt, konstituierte sich 
1988 als Fusion von mehreren Gruppierungen, deren Wur-
zeln teilweise ins gewalttätige rechtsextreme Milieu rei-
chen (Lodenius 2009: 15ff.). Die Schwedendemokraten 
sind seitdem bestrebt, ihr Image aufzubessern und allzu 
radikale Personen aus der Partei zu entfernen. Gleichwohl 
haftet ihr noch immer ein schweres Erbe an, das sie poli-
tisch viel stärker isoliert als die Parteien in Dänemark und 
Norwegen. In Finnland entstanden im Jahr 1995 aus den 
Resten der alten Landvolkpartei die Wahren Finnen4, die 
bei den Parlamentswahlen 2011 einen „Erdrutschsieg“ mit 
19 Prozent der abgegebenen Stimmen feiern konnten. Die 
Wahren Finnen unterscheiden sich auch von den Fort-
schrit tsparteien dergestalt, dass weder der Neoliberalis-
mus noch libertäre Themen dominieren, sondern ein Mix 
aus traditionellem Konservatismus, Populismus und Ethno-
nationalismus im Vordergrund steht (Arter 2010: 501f.). 

Der Chef der „Wahren Finnen“, 
Timo Soini, am Abend der Par-
lamentswahl 2011. Der „Erd-
rutschsieg“ der Rechtspopulis-
ten ist u. a. auf grelle und euro-
paskeptische Parolen zurückzu-
führen. Die „Wahren Finnen“ 
verkündeten im Vorfeld der 
Wahlen, nicht mehr für die 
„Nachtclubrechnungen“ ver-
schuldeter Länder in Südeu-
ropa aufkommen zu wollen.
 picture alliance/dpa
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Was alle Parteien eint, ist der überdurchschnittliche 
Wählerrückhalt bei ungelernten Arbeitern mit niedrigem 
Bildungsniveau, die sich anscheinend von Immigration und 
Globalisierungs- sowie Transnationalisierungstendenzen 
bedroht fühlen. Hinzu kommt, dass sich alle rechtspopulis-
tischen Parteien gegen die angebliche Konsenskultur der 
Eliten wenden und sich als Vertreter der „einfachen“ Leute 
stilisieren. In Island konnte sich bisher noch keine rechtspo-
pulistische Partei etablieren, was auf die Integrationsfä-
higkeit des Mitte-Rechts-Lagers schließen lässt. 

Grüne und ökosozialistische Parteien
Während sich am rechten Rand der skandinavischen Par-
teiensysteme neue Parteien etablierten, vollzogen sich 
auch im Mitte-Links-Spektrum Parteineugründungen und 
Parteitransformationen. Seit Anfang der 1980er Jahre bil-
deten sich auch in Skandinavien grüne Parteien, die in letz-
ter Zeit vor allem in Schweden und Finnland Erfolge erzielen 
konnten. Die Grünen in Schweden unterstützten von 1998 
bis 2006 sozialdemokratische Minderheitsregierungen, se-
hen sich aber zugleich als Partei abseits des Rechts-Links-
Schemas. In Dänemark und Norwegen hat die relative 
Schwäche der grünen Parteien vor allem damit zu tun, dass 
linkssozialistische Parteien, die das Erbe der kommunisti-
schen Parteien seit Ende der 1950er Jahre angetreten hat-
ten, dort seit langem erfolgreich einen rot-grünen Policy-
Mix verfolgen und libertäre Wählerschichten gewinnen 
konnten (Spier/Wirries 2007: 115). In Schweden hingegen 
modernisierten sich die Kommunisten innerhalb ihrer Orga-
nisation. In Island gründete sich Ende der 1990er Jahre eine 
„Links-grüne Bewegung“, die sich aus denjenigen ehemali-
gen Mitgliedern der alten Linksparteien speiste, die nicht 
der neuen sozialdemokratischen Allianz beitreten wollten. 
Bei der Parlamentswahl 2009 holte dieses Bündnis mehr als 
21 Prozent der Stimmen und bildete bis zur Wahl 2013 mit 
der sozialdemokratischen Allianz eine Regierung.
Die Skepsis der sozialdemokratischen Parteien gegenüber 
den neuen Konkurrenten im Mitte-Links-Spektrum hat sich 

nach vier Jahrzehnten mehr und mehr aufgelöst und linke 
 Re gierungs koalitionen ermöglicht. Neben wohl fahrts-
staat lichen Verteilungsfragen orientieren sich alle linksso-
zialistischen Parteien an postmaterialistischen Themen wie 
Ökologie und Feminismus und haben somit, abseits des 
traditionellen Arbeitermilieus, neue Wähler in den akade-
mischen Mittelschichten gewonnen (Arter 2011: 19). 

Christdemokratische Parteien
Die letzte Parteienfamilie, die sich seitdem etabliert hat, 
sind christdemokratische Parteien, die sich nach Vorbild 
der bereits früh gegründeten norwegischen Partei auch in 
Finnland (1958) Schweden (1964) und Dänemark (1970) 
konstituierten (Arter 2011: 20). Als Folge der zunehmenden 
Säkularisierung und gesellschaftlicher Liberalisierungs-
tendenzen haben sich diese Parteien entlang einer kultu-
rellen Konfliktlinie gruppiert, wo sie sich als Protestpartei 
gegen Schwangerschaftsabbrüche, eine laxe Sexualmo-
ral und gegen die angebliche Erosion christlicher Moral 
positionieren konnten. Die Christdemokraten in Skandina-
vien artikulierten allerdings niemals offizielle Standpunkte 
der Staatskirchen, sondern gründeten ihren Protest auf 
evangelikale und pietistische Gruppen innerhalb und au-
ßerhalb der Staatskirchen (Karvonen 1993: 32). Eine Basis 
abseits dieser Wählermilieus vermochten die Christdemo-
kraten in Skandinavien bisher nicht aufzubauen. Ihre 
Hochburgen liegen folglich auch in Gebieten, die histo-
risch von Freikirchen und der pietistischen Bewegung ge-
prägt wurden. Mehr als zehn Prozent erreichen die christ-
demokratischen Parteien allerdings fast nie bei Parla-
mentswahlen und ihr Gewicht im Parteiensystem nimmt 
zunehmend ab.

Tabelle 3: Die neuen Parteifamilien in Skandinavien und die letzten Wahlergebnisse bei Parlamentswahlen in 
Prozent (Stand 2013)

Ökosozialisten Grüne Christdemokraten Rechtspopulisten

Dänemark Sozialistische 
Volkspartei 
(9,2 %; 2011)

– Christdemokraten
(0,8 %; 2011)

Dänische Volkspartei
(12,3 %; 2011)

Finnland Linke Allianz
(8,1 %; 2011)

Grüne
(7,3 %; 2011)

Christdemokraten
(4,0 %; 2011)

Wahre Finnen
(19,1 %; 2011)

Island Links-Grüne
(10,9 %; 2013)

– – –

Norwegen Sozialistische Linkspartei
(4,1 %; 2013)

Grüne
(2,8 %; 2013)

Christliche Volkspartei
(5,6 %; 2013)

Fortschrit tspartei
(16,3 %; 2013)

Schweden Linkspartei 
(5,6 %;2010)

Grüne
(7,3 %; 2010)

Christdemokraten
(5,6 %; 2010)

Schwedendemokraten
(5,7 %; 2010)

Themen Feminismus, soziale 
Gerechtigkeit, Ökologie, 
Friedenspolitik

Feminismus, soziale 
Gerechtigkeit, Ökologie, 
Friedenspolitik

christliche Werte, 
Moralfragen, staatliche 
Bevormundung

Immigration, Nation und 
ethnische Identität, Anti-
Islamismus, Steuer- und 
Wohlfahrtspolitik

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Arter (2011: 19) mit Ergänzungen seit 2011 nach http://www.parties-and-elections.eu/ (letzter Zugriff am 
19.02.2014).
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Zusammenfassung und Ausblick 

Interpretiert man die Entwicklungen und Machtverschie-
bungen innerhalb der skandinavischen Parteiensysteme 
seit dem „Einfrieren“ in den 1920er Jahren, so wird deut-
lich, dass durch die gesellschaftlichen und kulturellen Ver-
änderungen seit den 1960er Jahren das traditionell stabile 
klassenbasierte Wahlverhalten erodiert ist. Damit sind 
Gelegenheitsfenster für neue Parteien entstanden, eine 
beweglichere Wählerschaft an sich zu binden. Grüne und 
ökosozialistische Parteien im Mitte-Links-Spektrum reprä-
sentieren seitdem neue postmaterialistische Konfliktlinien 
und sind vielfach als Protestparteien gegen die europäi-
sche Integration und die Einbindung in die NATO aufgetre-
ten. Rechtspopulistische Parteien in Skandinavien haben 
sich in unterschiedlichem Ausmaß eines Anti-Establish-
ment-Populismus und Wohlfahrtschauvinismus bedient, 
der mit konservativen sowie nationalistischen Versatzstü-
cken angereichert wurde. Insbesondere außenpolitische 
Themen wie der Beitrit t zur Europäischen Gemeinschaft 
haben mit ihrer inhärenten Sprengkraft zu einer Spaltung 
der Arbeiterbewegung in Norwegen, Dänemark und 
Schweden geführt und das Entstehen von populistischen 
Parteien rechts und links der Sozialdemokraten begünstigt. 
Dabei diente „Europa“ allerdings als Projektionsfläche für 
soziale Ängste und politische Veränderungen, die eigent-
lich mehr mit den innerskandinavischen Transformationen 
zusammenhängen als mit der europäischen Integration 
selbst (Stråth/Henningsen 1995: 245). 
Die Ausdifferenzierung der Parteienlandschaft und die 
multidimensionalen Konfliktmuster haben vor allem die 
Wählerbasis der Sozialdemokraten erodieren lassen. Eine 
Dominanz der Sozialdemokratie kann gegenwärtig weder 
in Dänemark und Norwegen noch in der ehemaligen 

Hochburg Schweden ausgemacht werden. Selbst die finni-
sche Sozialdemokratie erreichte mit 19,1 Prozent bei der 
Wahl 2011 das schlechteste Wahlergebnis ihrer Ge-
schichte. Dies hat in den ehemaligen Hochburgen der So-
zialdemokratie zur Folge, dass ein beständiger Übergang 
stattgefunden hat von einer Einparteiendominanz hin zu 
einer Blockpolitik eines linken und rechten Lagers, wobei 
die Mitteparteien (Liberale, Zentrumsparteien, Grüne) zu-
mindest offen für beide Lager sind (Heidar 2004: 57). 
In Finnland dominieren bis heute blockübergreifende 
Mehrparteienkoalitionen, die sich aufgrund des zersplit-
terten Mehrparteiensystems und der drei nahezu gleich 
großen Parteien (Zentrumspartei, Sozialdemokraten, Kon-
servative Partei) herausgebildet haben. Seit den 1980er 
Jahren hat in Finnland die Rechts-Links-Polarisierung ab-
genommen und es dadurch ermöglicht, dass fast alle Par-
teien Koalitionen miteinander eingehen können (Jahn/
Kuitto/Oberst 2006: 155). 
Obwohl die „traditionellen“ Parteien aufgrund der zuneh-
menden Konkurrenzsituation in den skandinavischen Par-
teiensystemen an Wählerrückhalt eingebüßt haben, kön-
nen sie bis heute einen immer noch beachtlichen Anteil der 
Wählerinnen und Wähler auf sich vereinen. Es ist zudem 
bemerkenswert, wie anpassungsfähig die Parteien sich 
über die Zeit gezeigt haben. Die agrarischen Bauernpar-
teien wandelten sich frühzeitig zu Zentrumsparteien. Die 
Sozialdemokraten setzten mehr oder minder seit den 
1980er Jahren auf „Drit te Wege“. Und die konservativen 
Parteien haben gegenwärtig, speziell in Schweden und 
Norwegen, ihre wohlfahrtskritischen Positionen aufgege-
ben und sich mit Er folg ein neues Image als „Parteien der 
Mitte“ angeheftet. Wer auf Parteien als Hauptakteure der 
Parteiensysteme blickt, wird mehr Veränderungsprozesse 
feststellen als es die systemische Perspektive zulässt. 

Reichstagswahlen in Schwe-
den 2006. In die skandinavi-
sche Parteienlandschaft kam 
erst Ende der 1970er Jahre 
Bewegung. Gelegenheitsfens-
ter für rechtspopulistische, 
grüne und ökosozialistische 
sowie christdemokratische 
Parteien entstanden. Diese 
Ausdifferenzierung der Par-
teienlandschaft hat nicht 
zuletzt die Wählerbasis der 
skandinavischen Sozialdemo-
kratie erodieren lassen.
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Auch in Skandinavien hat sich im Zuge der Erosion der 
Massen- und Mitgliederparteien der Fokus auf die Profes-
sionalisierung der Wahlapparate gerichtet, wobei die me-
diale Darstellung von Personen und zielgruppenorientierte 
Kommunikations- und Werbeformen an Gewicht gewon-
nen haben. Parteiloyalitäten werden zunehmend mehr 
über Sachfragen und Persönlichkeiten hergestellt als über 
„vererbte“ Parteibindungen. Viel spricht dafür, dass der im-
merwährende Balanceakt der Parteien zwischen gesell-
schaftlicher Anpassung und inhaltlichen Kernüberzeugun-
gen zur Dynamik und Stabilisierung der Parteiensysteme 
beigetragen hat. 
Die Entscheidungsfindung der Parteien ist allerdings bis 
heute noch immer an Konsens und Beteiligung orientiert, 

weshalb auch in Skandinavien keinesfalls von einer poli-
tisch-kulturellen Wende oder einem Ende der Konsenskul-
tur gesprochen werden kann. Es wird sich aber perspekti-
visch zeigen, wie sehr die Etablierung rechtspopulistischer 
Parteien das politische Klima und die Diskurskultur in den 
skandinavischen Gesellschaften verändert hat. Vielleicht 
liegen gerade in diesen untergründigen Mentalitätsver-
schiebungen die größten Herausforderungen für die Sta-
bilität der skandinavischen Parteiensysteme. 

Tabelle 4: Die aktuellen Parteiensysteme (Stand 2013)
Dänemark Norwegen Schweden Finnland Island

Linkssozialisten
(Ökosozialisten)

Sozialistisk Folke-
parti
(Sozialistische
Volkspartei)
Enhedslisten
(Einheitsliste)

Sosialistisk Ven-
streparti (Sozialis-
tische Linkspartei)

Vänsterpartiet
(Linkspartei)

Vasemmistoliit to 
(Linksbündnis)

Vinstrihreyfingin – 
grænt framboð 
(Linksbewegung – 
Grüne Liste)

Sozialdemokraten Socialdemokra-
terne (Sozialde-
mokraten)

Arbeiderpartiet 
(Arbeiterpartei)

Socialdemokra-
terna (Sozialde-
mokratische Ar-
beiterpartei)

Suomen Sosiali-
demokraattinen 
Puolue (Finnische 
Sozialdemokrati-
sche Partei)

Samfylkingin
(Allianz)

Grüne –– Miljøpartiet De 
grønne (Umwelt-
partei Die Grü-
nen)

Miljöpartiet De 
gröna (Umwelt-
partei Die Grü-
nen)

Vihreä liit to
(Grüner Bund)

––

Agrarparteien/ 
Zentrumsparteien

–– Senterpartiet 
(Zentrumspartei)

Centerpartiet 
(Zentrumspartei)

Suomen Keskusta 
(Finnische Zent-
rumspartei)

Framsóknarflokku-
rinn (Fortschrit ts-
partei)

Liberale Det Radikale 
Venstre (Die Radi-
kale Linke)
Venstre – Dan-
marks Liberale 
Parti (Linke/Links – 
Dänemarks Libe-
rale Partei)
Liberal Alliance 
(Liberale Allianz)

Venstre (Linke/
Links)

Folkpartiet Libera-
lerna (Volkspartei 
Die Liberalen)

–– ––

Christdemokraten –– Kristelig Folke-
parti (Christliche 
Volkspartei)

Kristdemokraterna 
(Christdemokra-
ten)

Kristillisdemo-
kraatit (Christde-
mokraten)

––

Konservative Det Konservative 
Folkeparti (Die 
konservative 
Volkspartei)

Høyre (Rechte) Moderata Sam-
lingspartiet (Mo-
derate Samm-
lungspartei)

Kansallinen Ko-
koomus (Natio-
nale Sammlungs-
partei)

Sjálfstæðisflokku-
rinn (Unabhängig-
keitspartei)

Rechtspopulisti-
sche Parteien

Dansk Folkeparti 
(Dänische Volks-
partei)

Fremskrit tspartiet 
(Fortschrit tspartei)

Sverigedemokra-
terna (Schweden-
demokraten)

Perussuomalaiset 
(Wahre Finnen)

––

Weitere Parteien –– –– –– Svenska Folkpar-
tiet i 
Finland (Schwedi-
sche Volkspartei 
in Finnland)

Björt Framtíð 
(Strahlende Zu-
kunft)
Píratar (Piraten)

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach http://www.parties-and-elections.eu/ (letzter Zugriff am 19.02.2014). 
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ANMERKUNGEN

1  Dänemark führte das allgemeine Wahlrecht im Jahr 1918 ein, Finnland 
im Jahr 1907, Norwegen im Jahr 1915, Schweden im Jahr 1921 und Island 
im Jahr 1916. 
2  Venstre bedeutet im Dänischen „links“ bzw. „Linke“. Die Liberalen saßen 
im 19. Jahrhundert in den beiden Kammern des dänischen Reichstags auf 
der linken Seite. Um nicht unnötige Verwirrung zu stiften, wird „Venstre“ 
hier nicht übersetzt, denn bei der heutigen liberalen Partei Dänemarks 
handelt es sich ökonomisch wie kulturell um eine Rechtspartei.
3  Die Partei hieß anfangs nach ihrem Gründer „Anders Langes Partei 
für eine starke Herabsetzung von Steuern, Abgaben und öffentlichen Ein-
griffen“.
4  Die Partei nennt sich seit 2012 nur Die Finnen. In diesem Beitrag wird 
aber am älteren Namen Wahre Finnen festgehalten. 
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SKANDINAVIENS WOHLFAHRTSSTAATLICHE POLITIK

Das skandinavische Wohlfahrtsmodell: 
Merkmale, Rahmenbedingungen 
und Herausforderungen 
Matti Alestalo, Sven E. O. Hort, Stein Kuhnle

In der Sozialpolitik wird den nordeuropäischen Staaten 
eine wohl einzigartige Sonderstellung zugesprochen. 
Seit den 1980er Jahren hat das wohlfahrtsstaatliche Mo-
dell Skandinaviens weltweit Bewunderung ausgelöst: In 
Skandinavien seien die sozialen Sicherungssysteme um-
fassender ausgebaut als in allen anderen europäischen 
Staaten. Matti Alestalo, Sven E. O. Hort und Stein Kuhnle 
stellen das skandinavische Wohlfahrtsmodell kritisch auf 
den Prüfstand. In dem Beitrag werden zunächst die zeit-
geschichtlichen Entwicklungslinien sowie die wichtigsten 
Merkmale der wohlfahrtsstaatlichen Politik Skandinavi-
ens skizziert. Nach einer Analyse der neueren Rahmen-
bedingungen werden schließlich in vergleichender Pers-
pektive „Lehren“ aus der Genese und Struktur sozialer 
Sicherungssysteme in Dänemark, Finnland, Norwegen 
und Schweden gezogen. Die Autoren beschwören nicht 
das Ende des nordeuropäischen Wohlfahrtsmodells he-
rauf. Sie machen aber deutlich, dass die Leistungen des 
skandinavischen Wohlfahrtsmodells in jüngster Zeit 
merklich abgebaut wurden.

Charakteristika des nordischen Wohlfahrtsmodells 

An welchem Punkt steht das nordische Wohlfahrtsmodell 
derzeit? Wohin steuert der Wohlfahrtsstaat im Norden Eu-
ropas in einer Ära weltwirtschaftlicher Umbrüche und ver-
änderter internationaler Beziehungen? Hält Skandinavien 
weiterhin Schrit t mit dem Rest der Welt – vielleicht sogar 
schneller oder beständiger als die meisten modernen Ge-
sellschaften? Oder wird das Wohlfahrtsmodell an Anse-
hen verlieren und allmählich in Vergessenheit geraten? 
Welche Art von Wohlfahrtsystem steht auf der gegenwär-
tigen Tagesordnung? Ist das Modell nichts weiter als ein 
ideologischer Epilog einer einstmals denkwürdigen Ver-
gangenheit? Oder ist es eher ein Sprungbrett in die Zu-
kunft? 
Der Begriff des „nordischen oder skandinavischen Mo-
dells“ bzw. des „wohlfahrtsstaatlichen Regimes“ hat seit 
den 1980er Jahren aufgrund von Ergebnissen vergleichen-
der Studien über Wohlfahrtsstaaten Einzug in unser Voka-
bular gehalten, und zwar sowohl in den Wortschatz inter-
nationaler Organisationen, den von Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern und den der Massenmedien, die 
sich mit den Ländern Skandinaviens beschäftigen (The 
Economist 2013; Pontusson 2011; Hort/Therborn 2012). 
Der Begrif f ist je nach Kontext und Perspektive der Betrach-
tenden zumeist positiv besetzt – aber es gibt auch negativ 
behaftete Konnotationen. In jüngster Zeit sind wahre „Kul-
turkriege“ über das Vermächtnis dieses Modells ausge-

fochten worden. Konservative und Liberale melden ver-
mehrt Ansprüche auf das wohlfahrtsstaatliche Modell an, 
und Skandinaviens Sozialdemokraten insistieren nach wie 
vor, dass es sich um ihr Modell handle – allerdings in einer 
grob simplifizierenden historischen Perspektive.1

Analysiert man die umfangreiche Literatur, erkennt man 
drei zentrale Erklärungsmuster für die Genese der skandi-
navischen Wohlfahrtspolitik: staatliche Verfasstheit, Uni-
versalismus und Gleichheit.
Die Wurzeln der staatlichen Verfasstheit der skandinavi-
schen Länder reichen weit in die Geschichte zurück. Die 
Beziehung zwischen Staat und Bevölkerung kann als eng 
und positiv mit beiderseitig definierten Rechten und Pflich-
ten charakterisiert werden. In den skandinavischen Län-
dern hat sich dieses Verhältnis zwischen Staat und Bevöl-
kerung in langwierigen Auseinandersetzungen, an denen 
unterschiedliche soziale Schichten beteiligt waren, her-
auskristallisiert. Die in diese Auseinandersetzungen invol-
vierten Schichten reklamierten für sich die Funktion „einer 
wirkmächtigen Kraft, durch welche die Gesellschaft refor-
miert werden kann“ (Korpi 1978: 48). Darüber hinaus ver-
fügten die kommunalen Gemeinwesen, denen gebildete 
Laien vorstanden, die mehr vom Klerus als von Adligen 
oder königlichen Präfekten angeleitet wurden, schon früh 
über rechtlich anerkannte Freiräume. Gegenwärtig wer-

Ordensschwestern des Malteserordens warten auf Königin 
Silvia von Schweden, die eine Krankenhausstation für 
demenzkranke Menschen einweihen soll. Jenseits aller Sym-
bolik wird den skandinavischen Staaten in der Sozialpolitik 
eine wohl einzigartige Sonderstellung zugesprochen.
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den Rolle und Aufgabe der kommunalen und zentralstaat-
lichen Ebene darin gesehen, umfangreiche öffentliche 
Dienstleistungen – einschließlich des öffentlichen Beschäf-
tigungssektors – sowie steuerbasierte finanzielle (Hilfs-)
Leistungen bereitzustellen. 
In den skandinavischen Staaten schließt der Grundsatz 
der universell geltenden sozialen Rechte die gesamte Bevöl-
kerung ein. Soziale Dienst- und Geldleistungen erhalten 
nicht nur von Armut oder prekären Arbeitsverhältnissen Be-
troffene, sondern auch die Mittelschicht. Die Universalität 
der wohlfahrtsstaatlichen Rechte geht auf die Anfänge so-
zialen Vorsorgedenkens im Mittelalter zurück und entwi-
ckelte sich im Lauf der Geschichte weiter: (1) Die politische 
und wirtschaftliche Modernisierung Skandinaviens und 
die Entstehung der Nationalstaaten gingen mit der Etab-
lierung sozialer Sicherungssysteme einher. (2) Annähernd 
gleiche Lebenserwartung und ähnliche Ansprüche armer 
Bauern und mittelloser Arbeiter trugen zur Angleichung 
der sozialen Rechte und Hilfsleistungen bei. (3) Vor allem 
nach dem Zweiten Weltkrieg war in Skandinavien eine 
starke Tendenz zu verzeichnen, den gesellschaftlichen 
Ausschluss von Menschen, die über wenig Besitz und Ver-
mögen verfügen, zu vermeiden. Und schließlich gab es (4) 
die äußerst pragmatische Tendenz, Verwaltungskosten 
auf ein Mindestmaß zu begrenzen, indem kollektiven Pro-
grammen gegenüber umfassenden Einzelfall- und Bedürf-
tigkeitsprüfungen der Vorzug gegeben wurde (vgl. Kildal/
Kuhnle 2005). 
Die Gleichheit bzw. soziale Gerechtigkeit geht auf das his-
torische Erbe relativ geringfügiger Klassen- und Einkom-
mensunterschiede zurück – unabhängig vom Geschlecht 
oder der Region. Das Bürgertum konnte im skandinavi-
schen Zentralstaat nie eine starke politische Stellung er-
langen, obwohl es über korporatistische Kanäle an be-
achtlichem Einfluss gewann. Der Weg in die moderne 
skandinavische Gesellschaftsstruktur wurde durch die 
starke Stellung der Bauernschaft, die eher schwächere 
Machtposition der Grundbesitzer und den relativ raschen 
Zugang der Arbeiterklasse zum politischen und tarifpart-
nerschaftlichen System bereitet (Alestalo/Kuhnle 1987). 
Dieses historische Erbe macht sich in geringen Einkom-
mensunterschieden und vergleichsweise niedrigen Armuts-
raten bemerkbar. Darüber hinaus ist Skandinavien be-
kannt für seine Geschlechtergleichstellung (Kvist et al. 
2011). Da die wohlfahrtsstaatliche Politik einen immer grö-
ßeren Teil der Verantwortung für die Kinderbetreuung so-
wie die Pflege alter und behinderter Menschen übernahm, 
konnte die weibliche Beschäftigungsquote konstant blei-
ben oder sogar ansteigen. Insofern spielten geschlechts-
spezifische Unterschiede in Skandinavien eine geringere 
Rolle als in anderen Ländern der westlichen Welt. Die 
Gleichstellung der Geschlechter wurde zu einem der wich-
tigsten Kennzeichen des nordischen Wohlfahrtsmodells 
(Lundqvist 2011; Melby et al. 2008).
Wir wollen im Folgenden aufzeigen, wie sich der nordische 
Wohlfahrtsstaat in den vier Jahrzehnten nach dem Zwei-
ten Weltkrieg entwickelte und zur „vollen Blüte“ gelangte. 
Während der 1990er und 2000er Jahre haben sich die Be-
dingungen der wohlfahrtsstaatlichen Regelungen fast 
überall in der entwickelten Welt grundlegend geändert. 
Die nordischen Länder hingegen haben ihren Erfolgskurs 
beibehalten – trotz sich ändernder sozialer Strukturen und 
ideologischer Debatten, trotz fortschreitender europäi-
scher Integration und Globalisierung.

Prägende Epochen und historische Wegmarken

Der Aufstieg einer unabhängigen politischen Bauernbe-
wegung ist ein Alleinstellungsmerkmal Skandinaviens. Die 
nordeuropäischen Bauern waren zumeist Eigentümer ihres 
Landes. Sie lebten und arbeiteten in kleinen, familienba-
sierten Betrieben. Durch diese – auf die Sozialstruktur der 
Wikingerzeit zurückgehende – soziale Kerninstanz unter-
schied sich Skandinavien bereits vor der Christianisierung 
vom Großteil West- und Osteuropas. In späterer Zeit 
wurde die Machtposition der Bauernschaft als ernst zu 
nehmender politischer Kraft – vor allem in Schweden – 
weiter gefestigt. Die Stärkung der Bauernbewegungen im 
18. Jahrhundert erfolgte auf Veranlassung der Krone und 
brachte es mit sich, dass die Stellung des Adels geschwächt 
wurde, der sich allmählich in der Rolle einer städtischen 
und bürokratischen Elite zurechtfand. Die Spaltung zwi-
schen einer schwachen städtischen Oberschicht und den 
erstarkten Bauernbewegungen stärkte die Identität der 
Bäuerinnen und Bauern, förderte die Entstehung früher 
„Volksbewegungen“ und den Aufstieg der Bauernparteien 
(Alestalo/Kuhnle 1987; Olofsson 2013). 
Die frühe Industrialisierung beruhte in Skandinavien auf 
dem Erfolg exportorientierter Industrien, deren gleichmä-
ßige räumliche Ausdehnung beachtlich war. Die sich früh 
etablierende Arbeiterbewegung rekrutierte sich aus In-
dustriearbeitern und ländlichem Proletariat. In Skandina-
vien kam es im Zuge der Industrialisierung nicht zur Her-

Segelschiff im Hafen von Landskrona (um 1880). Die frühe 
Industrialisierung beruhte in Skandinavien auf dem Erfolg 
exportorientierter Industrien. Ab den 1870er Jahren gehör-
ten die vier skandinavischen Länder zu den am schnellsten 
wachsenden Volkswirtschaften Europas. picture alliance/dpa

122

M
at

ti A
le

st
al

o,
 S

ve
n E

. O
. H

o
rt

, S
te

in
 K

uh
nl

e



ausbildung städtischer Elendsviertel. Am Beginn der 
 Epoche der Volksparteien wurde die lokale Gesellschafts-
struktur immer mehr von drei, sich unterscheidenden Klas-
sen beherrscht: der Bauernschaft, der Arbeiterklasse und 
der städtischen Oberschicht (vgl. Flora 1999).
Seit den napoleonischen Kriegen, in denen lediglich Dä-
nemark in geringem Ausmaß und – durch das zaristische 
Russland – Finnland in die europäischen Kriege des 
19. Jahrhunderts verwickelt wurden, waren Wohlfahrt und 
Kriegswesen aufs Engste miteinander verbunden. Ob-
gleich sich Finnland mit seinem erbitterten Bürgerkrieg im 
Jahr 1918 und seiner zunächst verzögerten und dann ra-
santen wirtschaftlichen Entwicklung von Dänemark, Nor-
wegen und Schweden unterschied, legten die nordischen 
Länder insgesamt ein enormes Wirtschaftswachstum an 
den Tag. Ab den 1870er Jahren gehörten die vier skandi-
navischen Länder zu den am schnellsten wachsenden 
Volkswirtschaften Europas. In den Jahrzehnten nach dem 
Zweiten Weltkrieg entwickelte sich schließlich auch Finn-
land zu einer rasant wachsenden europäischen Volkswirt-
schaft und erreichte in den 1980er Jahren das hohe ge-
samtskandinavische Niveau (Alestalo/Kuhnle 1987). Seit-
dem gehören die nordischen Staaten zu den reichsten 
Ländern der Welt.
In Dänemark und in Schweden glich das Grundmuster der 
Transformation von einer landwirtschaftlich geprägten 
Gesellschaft in eine Industrie- und Dienstleistungsgesell-
schaft dem Muster der Industrialisierung in den anderen 
europäischen Ländern. Norwegens Wirtschaft zog gleich-
auf und konzentrierte sich schwerpunktmäßig auf Schiff-
fahrt und Seehandel, bevor der Ölboom einsetzte. In der 
Zwischenkriegszeit wuchs der Industriesektor rascher als 
der Dienstleistungssektor. Finnland war in dieser Hinsicht 

ein Nachzügler, da hier die Hälfte der arbeitenden Bevöl-
kerung noch Ende der 1940er Jahre in der Landwirtschaft 
beschäftigt war. 
Das Modell des nordischen Wohlfahrtsstaats wird in der 
Regel mit Verweis auf (1) die Merkmale sozialstaatlicher 
Einrichtungen (staatliche Verfasstheit, Universalismus) und 
(2) die Ergebnisse einer wohlfahrtsstaatlichen Politik 
(Gleichheit, Menschenwürde, Sicherheit) charakterisiert. 
Uns erscheint es angemessen, eine drit te wichtige Kompo-
nente hinzuzufügen, nämlich die besondere Form demo-
kratischen Regierungshandelns, d. h. die Art und Weise, in 
der politische Entscheidungen sowohl auf zentraler als 
auch auf kommunaler Ebene getroffen werden. Diese 
Spielart demokratischen Regierungshandelns gewann in 
den 1930er Jahren an Kontur. Die Kommunalverwaltungen 
distanzierten sich in dieser Ära allmählich von den lutheri-
schen Staatskirchen und entwickelten sich zu umfassen-
den, vom Wahlvolk getragenen Machtzentren. Darüber 
hinaus wurde in Skandinavien ebenfalls in den 1930er Jah-
ren eine politische Wende eingeleitet, bei der die großen 
Gewerkschafts- und Arbeitgeberverbände „Klassenkom-
promisse“ mit den Bauernbewegungen eingingen und im 
Schulterschluss gemeinsame Interessen – sowohl im indus-
triellen als auch im agrarisch geprägten Sektor – vertraten. 
Diese Allianzen spiegelten sich später auch auf parlamen-
tarischer Ebene und im Regierungshandeln wider. Den Par-
teien, die verschiedene Klassen und Interessen repräsen-
tierten, gelang es stets, einvernehmlich mit der kommuna-
len Ebene politische Kompromisse zu schließen. 
Ein weit gefasstes Verständnis des nordischen Modells 
muss Gesichtspunkte des demokratischen Regierungshan-
delns, die Ausarbeitung spezifischer Konfliktlösungsmuster 
und Gewinnung politischer Legitimation (als Grundlage 
bei politischen Entscheidungsfindungen) in den Blick neh-
men. Dieses besondere Muster politischen Handelns hat 
sich über einen langen Zeitraum hinweg entwickelt und 
zeichnet sich dadurch aus, dass verschiedene zivilgesell-
schaftliche Organisationen aktiv an politischen Prozessen 
mitwirken, bevor Entscheidungen offiziell von Parlamenten 
und Regierungen getroffen werden. Ganz besonders deut-
lich trit t dies durch Dreiecksbeziehungen zwischen Regie-
rung, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden oder ähnli-
chen Interessengruppen, beispielsweise in der Landwirt-
schaft, hervor. Dieses Regierungshandeln könnte als 
consensual governance bezeichnet werden.2 Die nordi-
schen Länder sind klein, dezentralisiert und unitarisch, wo-
durch Entscheidungsfindungsprozesse einfacher vonstat-
ten gehen als in großen oder bundesstaatlich geglieder-
ten Staaten.

Die Einführung sozialer Sicherungssysteme

Dänemark und Schweden waren die ersten skandinavi-
schen Länder, die mit der Einführung der Renten- und Kran-
kenversicherung den Weg zur universellen wohl fahrts-
staatlichen Absicherung ihrer Bevölkerung ebneten. Wäh-
rend der 1890er Jahre leiteten beide Staaten Reformen 
ein, in deren Folge der Staat Zuschüsse zu bis dahin frei-
willig angesparten Fonds gewährte. Dasselbe Verfahren 
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wurde in Dänemark und Schweden auch bei der Renten-
versicherung gewählt. Schweden führte 1913 die Renten-
versicherung ein. Mit einer Reihe von Reformen in den Jah-
ren 1891, 1922 und 1933 wurde in Dänemark die Renten-
versicherung ebenfalls verbindlich eingeführt. Mit Blick 
auf die sozialen Sicherungssysteme waren Finnland und 
Norwegen Nachzügler, die (bedarfsabhängige) Renten 
erst Mitte der 1930er Jahre einführten. Eine weitere Wei-
chenstellung erfolgte in den Jahren nach dem Zweiten 
Weltkrieg: alle vier Staaten führten das Kindergeld ein.
Die drei Jahrzehnte von 1960 bis zum Ende der 1980er 
Jahre waren das „goldene Zeitalter“ des nordischen Wohl-
fahrtsstaats. In diesem Zeitraum fand ein Aufholprozess 
statt, in dessen Verlauf Finnland, Island und Norwegen, 
die in den 1950er Jahren im Vergleich zu Dänemark und 
Schweden nur einen kleineren Anteil ihres Bruttoinlands-
produkts (BIP) für soziale Sicherungssysteme ausgegeben 
hatten, den Abstand zu den beiden Wegbereitern Däne-
mark und Schweden überbrückten. Zwischen 1970 und 
1985 beruhte der Großteil des Beschäftigungswachstums 
in Skandinavien auf dem Anwachsen des öffentlichen Sek-
tors. 1985 betrug die staatliche Beschäftigungsquote in 
Schweden mehr als 30 Prozent, in Dänemark lag sie nahe 
bei 30 Prozent. Norwegen erreichte in den 1990er Jahren 
ebenfalls diese Werte. In Finnland fielen die Zahlen zwar 
etwas niedriger aus, lagen aber auch hier bei über 20 Pro-
zent. Die steigende Erwerbsbeteiligung der Frauen wurde 
vornehmlich durch die Ausweitung des öffentlichen Be-
schäftigungssektors ermöglicht.

Geänderte Rahmenbedingungen in den 1990er 
Jahren

Die Bedingungen, die in den 1990er und frühen 2000er 
Jahren in den skandinavischen Wohlfahrtsstaaten vor-
herrschten, stehen in scharfem Gegensatz zu denen der 
unmittelbaren Nachkriegszeit. Alle nordischen Länder sind 
nach wie vor ein Hort des lutherischen Protestantismus. 
Diese besondere Beziehung zwischen Staat und Kirche hat 
die nordeuropäischen Länder in der Vergangenheit stets 
vom katholisch dominierten Kontinentaleuropa unterschie-
den (Hort 2014). Die Säkularisierung ist in Skandinavien 
jedoch vorangeschrit ten. Die Beziehungen zwischen Kir-
che und Staat erfahren gegenwärtig eine Umgestaltung – 
wobei die Staatskirche in ungewissen Zeiten ein zusätzli-
ches soziales Sicherheitsnetz bietet. Zudem wurden in Dä-
nemark und Schweden durch Zuwanderung und die sich 
wandelnde demographische Zusammensetzung der Be-
völkerung sowohl die katholische Kirche als auch muslimi-
sche Gemeinden zu wichtigen religiösen Vereinigungen – 
und Wohlfahrtsorganisationen. Darüber hinaus haben 
sich soziale Netzwerke verändert: frühe Soziale Bewegun-
gen (Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, landwirt-
schaftliche Kooperativen) haben sich im Laufe der Zeit zu 
eher starren Institutionen entwickelt und dabei ihre mobili-
sierende Kraft eingebüßt. Neue Soziale Bewegungen, ins-
besondere feministische und ökologische Gruppierungen, 
entwickelten sich immer mehr zu einer zivilgesellschaftli-
chen Kraft (Papakostas 2012; Tranvik/Selle 2007). 
Dänemark trat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) bereits 1973 bei. Norwegens Bevölkerung hinge-

Schweden demonstrieren im 
Oktober 1996 in Stockholm 
gegen den Sozialabbau in 
Schweden. In der ersten Hälfte 
der 1990er Jahre wurden ins-
besondere Finnland und 
Schweden von einer Wirt-
schaftskrise getroffen. Auf-
grund der Auswirkungen 
wurde die Denkfigur des 
Wohlfahrtsstaats von Politikern 
und Ökonomen vermehrt auf 
den Prüfstand gestellt.
 picture alliance/dpa
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gen stimmte 1972 in einem Referendum mit „Nein“ und 
lehnte einen Beitrit t ab. Nach dem Ende des Kalten Krieges 
gingen Norwegen, aber auch Finnland und Schweden 
wieder auf die EWG und in der Folge auf die spätere Euro-
päische Union (EU) zu. Die Ereignisse der Jahre 1989/1990 
veränderten die integrationspolitischen Ambitionen in 
Finnland, Norwegen und Schweden. Der Beitrit t zur EU 
wurde erneut auf die politische Agenda gesetzt, und 1994 
fanden drei Volksabstimmungen statt, bei denen Finnlands 
und Schwedens Bevölkerungen entschieden, der Union 
beizutreten. Norwegens Bevölkerung dagegen stimmte 
ein weiteres Mal mit „Nein“. Mit der Erweiterungsrunde 
1994 erhielt die EU somit eine skandinavische Dimension. 
1999 trat jedoch lediglich Finnland der Eurozone bei, wäh-
rend Dänemark und Schweden ihre Landeswährungen 
beibehielten. 
Die nach dem Untergang der UdSSR und dem Zusammen-
bruch der sowjetischen Wirtschaft entstandene neue 
Weltordnung hat die skandinavischen Wohlfahrtsstaaten 
global anschlussfähig gemacht. Die wichtigste strukturelle 
Veränderung dürfte der zunehmend freie Kapitalfluss, 
nicht zuletzt im baltischen Raum, gewesen sein. Die Dere-
gulierung des Kreditmarkts machte die Staaten – auch die 
nordischen (mit Ausnahme Norwegens) – als Kreditnehmer 
von ausländischen Investoren abhängig und im Krisenfall 
verletzlicher. Deshalb ist es nicht überraschend, dass die 
nordische Bankenkrise und Rezession der frühen 1990er 
Jahre die öffentlichen Finanzen stark strapazierte, auch 
wenn es Dänemark gelang, seine Ausgaben innerhalb des 
Haushaltsziels zu halten. In der ersten Hälfte der 1990er 
Jahre wurden insbesondere Finnland und Schweden von 
einer Wirtschaftskrise hart getroffen. Aufgrund der nega-
tiven Auswirkungen der Globalisierung wurde die Denkfi-
gur des Wohlfahrtsstaats nunmehr von Politikern und Öko-
nomen vermehrt auf den Prüfstand gestellt. Dänemark und 
Norwegen waren damals von dem allgemeinen Ab-
schwung weniger betroffen. Die Wachstumsraten gingen 
durchweg nach unten, während sowohl Finnland als auch 
Schweden in der ersten Hälfte der 1990er Jahre mehrere 
Jahre lang ein negatives Wachstum hinnehmen mussten 
(Kangas und Palme 2005).
Seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zeigen jedoch 
nicht nur Dänemark und Norwegen, sondern auch Finn-
land und Schweden erneut ein recht beeindruckendes 
Wirtschaftswachstum. Mäßiges, aber stetiges Wachstum 
kennzeichnete den Zeitraum bis zur jüngsten globalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise 2008. Die übrige Welt re-
agierte zunächst überrascht und blickte schon bald voller 
Neid auf die finanziell gut aufgestellten Staaten Skandi-
naviens (Alestalo et al. 2009). Die Wohlfahrtsstaaten im 
hohen Norden Europas schienen die Herausforderungen 
der Globalisierung gemeistert zu haben. Sie schnitten im 
vergangenen Jahrzehnt in Umfragen zum allgemeinen Ge-
schäftsklima, zur Wettbewerbsfähigkeit und Transparenz 
immer wieder sehr gut ab (vgl. World Economic Forum 
2013). 
Das rasche Wirtschaftswachstum und der rasante Wandel 
der Arbeitswelt sowie beträchtliche Investitionen in Bil-
dung haben in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Welt-
krieg die strukturelle Grundlage für den Erfolg der nordi-
schen Wohlfahrtsstaaten gelegt. Die Anzahl der Bauern 
an der Gesamtbevölkerung wurde kleiner und der Anteil 
der Handwerkerinnen und Handwerker ging ebenfalls 
stark zurück. Das Gros der Beschäftigen im heutigen Skan-

dinavien ist im Angestellten- und Dienstleistungsbereich 
tätig, darunter ein großer Anteil von Menschen mit guter 
Ausbildung, die aus der wohlhabenden Mittelschicht kom-
men.
Im Zuge der Globalisierung wurde das nordische Modell 
international immer eingehender hinterfragt. Auch Skandi-
navien musste sich an den „globalen Zeitgeist“ anpassen 
und verschrieb sich dem Neoliberalismus. Es ist nicht ohne 
Ironie, dass die skandinavischen Sozialdemokraten als 
erste ins neoliberale Horn stießen. In den sozialpolitischen 
Debatten der 1980er und 1990er Jahre argumentierten 
Medien und Wissenschaft, das Wohlfahrtssystem laufe 
Gefahr, durch allzu große Anreizstrukturen die arbeits-
markt- und sozialpolitischen Anstrengungen zu konterka-
rieren. Zu viel Wohlfahrt – so wurde behauptet – trage zum 
Entstehen einer von Sozialleistungen abhängigen Unter-
schicht bei.
Überall in der westlichen Welt wurde die Kritik am Para-
digma einer makroökonomischen Planung in Anlehnung an 
John Maynard Keynes zugunsten eines monetaristischen 
Laisser-faire-Denkens in ökonomischen Fragen immer do-
minanter. In den letztgenannten Kreisen wurde der Wohl-
fahrtsstaat nicht als Lösung, sondern eher als Ursache der 
Krise angesehen. Als in den nordeuropäischen Staaten die 
Krisensymptome zunahmen, gewann diese Denkrichtung 
an Einfluss. Erst als Anfang der 1990er Jahre die finnische 
und schwedische Volkswirtschaft schwer von einer Wirt-
schaftskrise getroffen wurden, zeigten sich die Auswirkun-
gen neoliberalen Wirtschaftens. In der Folge wurde im 
Zuge einer wirtschaftspolitischen Neuausrichtung eine 
stärker stabilitätsorientierte Politik verfolgt.
Während in akademischen und politischen Debatten die 
Effizienz des Wohlfahrtsstaates in Frage gestellt wurde, 
befürwortet die große Mehrheit der Bevölkerung Skandi-
naviens die sozialen Dienstleistungen und den universel-
len Anspruch auf soziale Rechte nach wie vor (Svallfors 
2013). 

Neugestaltung der skandinavischen 
Wohlfahrtsstaaten

Wichtiges Kennzeichen und zentrale Grundlage des 
Wohlfahrtsstaats skandinavischer Prägung ist seine aus-
geprägte Arbeitsmarktintegration: die stetigen Anstren-
gungen, ein Höchstmaß an sozialer Sicherheit und gleich-
zeitig eine Arbeitsmarktpolitik zu gewährleisten, die eine 
hohe Integration aller in den Arbeitsmarkt und Vollbe-
schäftigung zum Ziel hat. In den 1990er Jahren verzeich-
nete Skandinavien ein steigendes Wirtschaftswachstum, 
dessen Niveau höher lag als in den USA und in der EU. 
Betrachtet man OECD-Statistiken, nehmen die nordeuro-
päischen Länder bei den Beschäftigungsquoten Spitzen-
positionen ein. Es ist durchaus bemerkenswert, dass die 
nordischen Wohlfahrtsstaaten mehr Einkommenstransfers 
und soziale Dienstleistungen bereitstellen als irgendein 
anderes Land in Europa. 
Unter den europäischen Wohlfahrtsstaaten gehören die 
nordischen Länder zu den „frauen-, familien- und kinder-
freundlichsten“ Staaten (Kuhnle et al. 2003). Sie praktizie-
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ren eine Sozialpolitik, die zu einer hohen Erwerbsbeteili-
gung sowohl von Frauen als auch von Männern beigetra-
gen hat. Die skandinavischen Staaten fördern diese aktiv, 
indem für betreuungsbedürftige Kinder, behinderte Men-
schen, Seniorinnen und Senioren entsprechende Ange-
bote bereitgestellt werden. Dies ist ein weiterer Indikator 
für die aktive Arbeitsmarktpolitik Skandinaviens.
Während die Staaten Kontinentaleuropas ein eher traditi-
onelles Familienmodell unterstützen, haben die nordeuro-
päischen Länder stets die Doppelverdiener-Familie geför-
dert. Zur Gleichstellung der Geschlechter trägt zudem 
eine lohnbasierte Steuerpolitik bei, die sich am individuel-
len Einkommen bemisst: Anstatt Familien zu besteuern, 
wird jedes einzelne Familienmitglied lohnbezogen besteu-
ert. Somit haben beide Partner – im Vergleich zu Kontinen-
taleuropa – einen höheren Anreiz, zu arbeiten. 
In international vergleichender Sicht fallen die familienpo-
litischen Programme, insbesondere die großzügig bezahlte 
Elternzeit für Mütter oder Väter, ins Auge. Diesen Program-
men wird selbst in Zeiten schwieriger öffentlicher Finanzen 
und wirtschaftlicher Turbulenzen Priorität eingeräumt. Eine 
familien- und kinderfreundliche Politik erfährt in Skandina-
vien oberste Wertschätzung und wurde auch in letzter Zeit 
trotz angespannter öffentlicher Haushalte stärker vor Ein-
schnitten geschützt als andere sozialpolitische Programme. 
Die Geburtenraten sind ziemlich stabil geblieben, wenn-
gleich sie durch den demographischen Wandel auch in 
Skandinavien beeinflusst werden (Duvander/Johansson 
2012; Kravchenko 2008). 
In den nordischen Ländern sind die Erwerbsbeteiligungs-
quoten im sekundären und tertiären Wirtschaftssektor – 
also ohne Landwirtschaft und unbezahlte Hausarbeit – 
während des 20. Jahrhunderts (mit Ausnahme der 1930er 
und der 1990er Jahre) stetig gestiegen. Die 1930er und 
1990er Jahre waren auch im hohen Norden Europas wirt-
schaftliche Krisenjahre, in denen die Arbeitslosenquoten 
stiegen und die Erwerbsbeteiligung (mit Ausnahme Nor-
wegens) merklich sank. Sieht man von diesen Krisenjahren 
ab, nahm die Erwerbsbeteiligung im Zeitverlauf konstant 
zu. In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg stieg die Er-
werbsbeteiligung von Männern (mit Ausnahme Däne-
marks) bis Ende der 1970er Jahre an, während Frauen bis 
Anfang der 1990er Jahre und in Norwegen sogar wäh-
rend der gesamten 1990er Jahre vermehrt Zutrit t zum Ar-
beitsmarkt bekamen. 
Seit den 1990er Jahren wurden in den skandinavischen 
Ländern in der Sozialpolitik systematisch Änderungen vor-
genommen. Dazu gehörten Modifikationen im Rentensys-
tem, indem Maßnahmen der privaten Vorsorge eingeführt 
wurden. Ein weiteres Merkmal des neuen rentenpolitischen 
Kurses besteht in einer engeren Verbindung zwischen Bei-
trägen und Zahlungen. Darüber hinaus wurden die Renten-
systeme grundlegend an die demographische und wirt-
schaftliche Entwicklung angepasst.3

In Skandinavien sind gegenwärtig beinahe alle Gesund-
heits- und Sozialdienstleistungen steuerfinanziert. Sie 
werden in den meisten Fällen von öffentlichen Behörden 
bereitgestellt. Insgesamt sind die öffentlichen Gesund-
heitsausgaben (gemessen am Bruttoinlandsprodukt) seit 
den 1990er Jahren in Dänemark, Norwegen und Schwe-
den ziemlich stabil geblieben, während sie in Finnland ge-
ringfügig eingeschränkt wurden. Der große öffentliche 
(Gesundheits-)Sektor ist immer noch ein Kernelement des 
nordischen Modells, auch wenn private Krankenversiche-

rungen in den letzten Jahren rasant zugenommen haben. 
Soziale Dienstleistungen werden auf dezentralem Wege 
von den Kommunalverwaltungen bereitgestellt. Eine Aus-
dehnung des Wohlfahrtsstaats konnte in den vergange-
nen Jahrzehnten nur gelingen, weil die Kommunen ein 
 vielfältiges und passgenaues Angebot von Sozialdienst-
leistungen vorhielten. Insofern kommt den Kommunalver-
waltungen eine zentrale Rolle im Modell des Wohlfahrts-
staats zu. In jüngster Zeit hat sich die Rolle der Kommunal-
verwaltung – vor allem in Schweden – zum Teil gewandelt: 
die Kommune stellt die finanziellen Mittel für soziale 
Dienstleistungen zu Verfügung, die von privaten, gewinn-
orientierten Unternehmen erbracht werden. Das gilt insbe-
sondere für Schulen4, in einem gewissen Ausmaß auch für 
Gesundheitsleistungen. 
Die umfassenden Sozialversicherungsprogramme wurden 
in ihrem Umfang gestutzt, indem Leistungen eingeschränkt 
und die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der 
Leistungen angehoben wurden (Kautto et al. 1999). Die Re-
formen der Sozial- und Wohlfahrtssysteme – z. B. Ein-
schnitte im Leistungsniveau (Sachleistungen im Krankheits-
fall in Finnland und Schweden) sowie organisatorische Än-
derungen – wurden in den 1990er Jahren trotzdem so 
realisiert, dass die Zunahme von Armut und Einkommensun-
gleichheit weitgehend vermieden werden konnten. Finn-
land war z. B. das einzige OECD-Land, in dem die Rezes-
sion der 1980er oder 1990er Jahre ein größeres Ausmaß 
erreichte als während der großen Depression in den 
1930er Jahren (Uusitalo 2000). Ein grundlegender Unter-

Den Kinderwagen neben sich 
sitzt ein finnischer Vater am 
Rande einer Grünfläche. Der-
weil arbeitet die Mutter. Unter 
den europäischen Wohlfahrts-
staaten gehören die skandina-
vischen Länder zu den fami-
lien- und kinderfreundlichsten 
Staaten. Bei den familienpoliti-
schen Programmen fällt insbe-
sondere die großzügig 
bezahlte Elternzeit für Mütter 
oder Väter ins Auge.

 picture alliance/dpa
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schied zu den 1930er Jahren bestand allerdings darin, 
dass die Krisen der 1980er und 1990er Jahre einen moder-
nen Wohlfahrtsstaat trafen. So konnten die dramatischen 
sozialen und politischen Auswirkungen der 1930er Jahre 
vermieden werden.
Die Regierungen der nordischen Länder reagierten suk-
zessive auf das erhebliche Ungleichgewicht zwischen öf-
fentlichen Einnahmen und Ausgaben, indem sie das Aus-
gabenwachstum einschränkten und soziale Leistungen 
kürzten. In den frühen 1990er Jahren erreichten die Sozial-
ausgaben noch Spitzenwerte. In den 2000er Jahren fielen 
die von der öffentlichen Hand finanzierten Sozialausga-
ben aufgrund von Reformen und Kürzungen auf das Ni-
veau des Jahres 1990 zurück (gemessen am Bruttoinlands-
produkt). Aktuell verzeichnen die vier nordischen Staaten 
immer noch vergleichsweise hohe Sozialausgaben. Be-
trachtet man die Zahlen, die das reale Wachstum der Sozi-
alausgaben und die realen Ausgaben pro Kopf wiederge-
ben, ergibt sich für alle Länder Skandinaviens eine be-
trächtliche Sozialausgabenquote (OECD 2013).
Während der 1990er und 2000er Jahre blieb der Anteil 
der von der öffentlichen Hand finanzierten Beschäftigung 
im Vergleich zur Gesamtbeschäftigung hoch, ist seitdem 
aber nicht weiter gewachsen. In den letzten Jahren führte 
die Privatisierung ehemals öffentlicher sozialer Dienstleis-
tungen – von Kindertagesstätten über Altenpflege bis zu 
medizinischer Versorgung – zu einem Anstieg der Zahl von 
Sozialarbeitern und Pflegekräften, die von privaten Unter-
nehmen angestellt und bezahlt werden. Andererseits deu-

ten Umfrageergebnisse immer noch auf ein hohes Ver-
trauen in öffentliche Dienstleistungen und Behörden hin, 
das – schenkt man entsprechenden Vergleichsdaten Glau-
ben – in Kontinental- und Südeuropa weniger ausgeprägt 
ist. Dennoch ist die Kontroverse über Korruption und Wohl-
fahrt auch in Skandinavien in zuvor nicht gekanntem Aus-
maß ins Blickfeld geraten (Rothstein 2011).
Norwegen, Finnland, Dänemark und Schweden gehören 
weltweit zu den Ländern mit den niedrigsten Einkommens-
unterschieden (OECD 2008; Therborn 2013). Daten zur re-
lativen Armutsquote bestärken das Bild hoher Gleichheit. 
Deutlich wird, dass das nordische Wohlfahrtsmodell An-
fang der 1990er Jahre vor allem in Finnland und Schweden 
harten Prüfungen unterzogen wurde, in den letzten beiden 
Jahrzehnten aber wieder zu Kräften kommen konnte und 
seine Kernelemente der Universalität und des Gleichheits-
prinzips revitalisieren und weitgehend bewahren konnte. 
Zumindest aus makroökonomischer Perspektive, die die 
großen Linien und Entwicklungstrends aufzeigt, können wir 
die Auffassung entkräften, dass das Ende des nordischen 
Wohlfahrtsmodells in Sicht sei. Daraus lassen sich durch-
aus Schlussfolgerungen ziehen, die auch veränderte euro-
päische und globale Rahmenbedingungen in den Blick 
nehmen.
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Fazit

Um das nordische Wohlfahrtsmodell spinnen sich viele 
Mythen. Experten und Akademiker haben in breitem Kon-
sens ihren Teil zu diesem „pompösen“ und selbstgerechten 
Mythos beigetragen. In letzter Zeit sind allerdings „Klein-
kriege“ über das Erbe des Konstrukts des skandinavischen 
Wohlfahrtsmodells ausgebrochen.5 Es ist an der Zeit, Er-
fahrungen und Erkenntnisse zu bilanzieren und vor allem 
allzu simplifizierende Bewertungen der jüngsten Vergan-
genheit hinter sich zu lassen. Die im Verlauf der letzten 
hundert Jahre entstandene Sozialordnung wird gegen-
wärtig durch die Globalisierung, durch wieder aufkeimen-
den Nationalismus sowie durch neoliberale Einflüsse in 
Frage gestellt. Es ist unbestreitbar, dass sich in den Wohl-
fahrtssystemen der nordeuropäischen Länder ein Wandel 
vollzieht, auch wenn wir immer noch geneigt sind, an die 
„Meistererzählung“ über Gleichheit, Staatlichkeit und Uni-
versalität zu glauben.
Die Wohlfahrtsstaaten des Nordens stehen vor veränder-
ten Rahmenbedingungen: internationale Migration und 
demographischer Wandel, das Erfordernis fiskalischer 
Stabilität, europäische Integration, offenere Volkswirt-
schaften, Änderungen in der Sozialstruktur sowie ideologi-
sche und politische Strömungen haben die ehemals festen 
Bastionen des Wohlfahrtsstaats ins Wanken gebracht. 
Obwohl der Staat nach wie vor die finanzielle Hauptlast 
für soziale Dienstleistungen trägt, weicht die ausgeprägte 
Staatlichkeit privaten Unternehmen und zunehmendem 
Wettbewerb innerhalb und außerhalb des öffentlichen 
Sektors. Dies gilt ganz besonders für die kommunale 
Ebene. Obwohl der Universalismus immer noch das Rück-
grat des skandinavischen Wohlfahrtsstaats ist, muss man 
für die letzten zwei Jahrzehnte konstatieren, dass die Inan-
spruchnahme von sozialen Dienstleistungen immer mehr 
vom Einkommen abhängt.
Der weltweite Zusammenbruch der Finanzmärkte im Jahr 
2008 hat in der internationalen Staatenwelt erhebliche 
Bedenken über einen zunehmenden Isolationismus und 
Protektionismus hervorgerufen. Neue politische Rahmen-
bedingungen können die offenen Gesellschaften und 
Volkswirtschaften des Nordens gefährden. Die internatio-
nale Migration entwickelt sich zusehends zu einem kontro-
versen Thema. Die EU schränkt derzeit den Zugang in die 
europäische Staatengemeinschaft für Menschen aus 
Nicht-Mitgliedstaaten aktiv ein. Innenpolitisch kann die 
breite politische Legitimationsgrundlage des Wohlfahrts-
staats durch den demographischen Wandel und den Ver-
lust der Homogenität der skandinavischen Gesellschaften 
teilweise untergraben werden. 
Trotz zwischenzeitlicher Konjunkturrückgänge haben es 
die Staaten Skandinaviens bisher geschafft, hohe Steuern, 
eine niedrige soziale und wirtschaftliche Ungleichheit so-
wie umfassende Wohlfahrtssysteme mit einem guten (so-
gar sehr zufriedenstellenden) Wirtschaftswachstum zu 
verknüpfen. Ausschlaggebend für diese offensichtliche Er-
folgsgeschichte war die Fähigkeit, den Wohlfahrtsstaat zu 
reformieren, ihn an die demographischen und wirtschaft-
lichen Herausforderungen anzupassen und dabei die 
Wirtschaftsdynamik zu bewahren. Ein umfassendes Enga-
gement für das Gemeinwohl ging nachweislich einher mit 
einer guten wirtschaftlichen und stabilen politischen Ent-
wicklung in Zeiten, in denen Skandinavien in zunehmen-
dem Maße mit der Globalisierung konfrontiert wurde. 
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SKANDINAVIEN UND DIE FINANZKRISE

Finanzkrise, Wirtschaftspolitik 
und Wettbewerbsfähigkeit 
Jørgen Goul Andersen

Die skandinavischen Länder haben allem Anschein nach 
die globale Finanz- und Schuldenkrise gut überstanden. 
Prognosen zufolge sind die aktuellen Wachstumsaus-
sichten durchaus positiv. Bereits zu Beginn der sich 2007 
abzeichnenden Krise waren die skandinavischen Volks-
wirtschaften aufgrund ihrer soliden Wirtschaftsentwick-
lung gut aufgestellt. Sie wurden dennoch nicht gänzlich 
von der Rezession verschont. Die unterschiedlichen Kri-
senpolitiken, Konjunkturpakete und Bemühungen um 
eine geordnete Haushalts- und Finanzpolitik trugen mit-
telfristig zur ökonomischen Konsolidierung bei. Norwe-
gen überstand die Krise nahezu unbeschadet, und auch 
Schweden sowie Finnland gelang es, ihre Wirtschaft 
wieder anzukurbeln. Islands und Dänemarks konjunktu-
relle Erholung hingegen verlief zögerlicher. Der Erfolg 
der skandinavischen Ökonomien – so das Fazit von Jør-
gen Goul Andersen – beruht auf einer adäquaten sozi-
alen Absicherung und sozialen Investitionen einerseits, 
auf Flexibilität und Wandlungsfähigkeit sowie einer ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik andererseits. Die globale Fi-
nanz- und Schuldenkrise ließ keine grundsätzlichen 
Zweifel am skandinavischen Wohlfahrtsmodell aufkom-
men. Spannend bleibt aber die Frage, wie sich die de-
mographische Entwicklung und ein entgrenzter globaler 
Wettbewerb auf den nordeuropäischen Wohlfahrtskapi-
talismus auswirken werden.

Einleitung

Die globale Schulden- und Finanzkrise hat die Länder Eu-
ropas nicht nur in einen kurzzeitigen Schockzustand ver-
setzt, sondern vermehrt Sorgen über die ökonomische Zu-
kunft genährt. Das gilt selbst für die nordeuropäischen 
Länder, denen es vor der Finanzkrise wirtschaftlich ausge-
zeichnet zu gehen schien. Die Krise hat auch hier sorgen-
volle Fragen über die Herausforderungen einer zuneh-
mend alternden Gesellschaft, die ökonomische Wettbe-
werbsfähigkeit und die Vereinbarkeit des skandinavischen 
Wohlfahrtsmodells mit dem entgrenzten globalen Wett-
bewerb aufgeworfen.
Grundsätzlich ist das nichts Neues. Die gegenwärtig in 
Skandinavien geführten Debatten und die aktuelle politi-
sche Rhetorik sind ein Spiegelbild der frühen 1990er Jahre, 
als Finnland, Schweden und Norwegen unter einer schwe-
ren Bankenkrise lit ten. Ab Mitte der 1990er Jahre war je-
doch absehbar, dass sich die nordischen Volkswirtschaf-
ten konsolidieren würden. Die damalige Störung der wirt-
schaftlichen Entwicklung ließ jedoch keine grundsätzlichen 
Zweifel an Skandinaviens Wohlfahrtsmodell aufkommen. 
In der Rückschau wird klar, dass die Hauptursache der 
Krise in den 1990er Jahren eine sorglose, mögliche Konse-

quenzen ausblendende Politik war. Auslöser war insbeson-
dere die Liberalisierung der Kreditpolitik und der Finanz-
märkte, die dadurch außer Kontrolle gerieten (Tranøy 
2000). Durch die Deregulierung des Finanzmarktes ent-
standen Spekulationsanreize, die letztlich zu Spekulati-
onsblasen führten. Besonders deutlich zeigte sich dies in 
Finnland, wo sich das Platzen der Immobilienblase und 
plötzliche Kursverluste von ca. 50 Prozent verheerend auf 
die Wirtschaft auswirkten. 
Die gegenwärtige Finanzkrise ist im Grunde eine Wieder-
holung damaliger Ereignisse, nur mit vertauschten Rollen. 
Die Opfer der „nordischen Bankenkrise“ in den 1990er 
Jahren haben die ökonomischen Turbulenzen durch ein 
angemessenes Krisenmanagement unbeschadet über-
standen. Lediglich in den politischen Debatten in Däne-
mark wurde, nicht zuletzt unter dem Eindruck der langsa-
men ökonomischen Konsolidierung, das geringe Wachs-
tum häufig als Anzeichen einer grundsätzlich verfehlten 
Wirtschaftspolitik kritisiert. Zu Beginn der sich 2007 ab-
zeichnenden Finanz- und Schuldenkrise war Skandinavien 
durch erfolgreiche Krisenpolitiken wirtschaftlich längst 
wieder gesundet und durch die Erfahrungen aus den 
1990er Jahren besser vorbereitet.
Aber wie stabil sind die nordischen Volkswirtschaften tat-
sächlich und inwiefern waren sie von der globalen Finanz-
krise betroffen? Um dies beantworten zu können, ist 
 zunächst ein vergleichender Blick auf die langfristige 
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 Wirtschaftsentwicklung der skandinavischen Länder not-
wendig. Deren wirtschaftliche Entwicklung weist zwar 
ähnliche Grundzüge auf, dennoch wurden die einzelnen 
Länder in unterschiedlichem Ausmaß von der globalen Fi-
nanzkrise getroffen, die auf eine Kombination exogener 
Ursachen und hausgemachter (wirtschafts-)politischer 
Fehler zurückzuführen ist. Eine Beschreibung der Reaktio-
nen und Krisenpolitiken erlaubt sodann Schlussfolgerun-
gen über die Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit 
des nordischen Wohlfahrtsmodells.

Vor der Krise: Skandinavien im globalen 
Wirtschaftsgefüge

Als die OECD-Staaten im Jahr 2008 von der Krise heimge-
sucht wurden, befanden sich die nordeuropäischen Länder 
allesamt in einer guten wirtschaftlichen Verfassung. Von 
1950 bis 1970 konnten die nordischen Staaten – wie auch 
die meisten anderen westeuropäischen Länder – höhere 
Wachstumsraten vorweisen als die USA (gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf in Kaufkraftparitäten). 
Finnland und Island gelang es sogar, trotz einer schlechte-
ren ökonomischen Ausgangsposition mit den anderen 
skandinavischen Ländern gleichzuziehen. Ab den 1970er 
Jahren überholte dann Norwegen dank des rasanten Aus-
baus der Erdölökonomie, die wachsende Einnahmen zei-
tigte, die anderen nordeuropäischen Länder und schließ-
lich auch die USA. Dänemark und Schweden fielen wäh-
rend der 1970er und 1980er Jahre im Vergleich zu den USA 
moderat zurück, während Island und Finnland mit den an-
deren nordischen Ländern gleichzogen.1

Tabelle 1 zeigt die wirtschaftliche Entwicklung im Ver-
gleich zu den USA seit 1990. Alle Länder Skandinaviens – 
außer Island – konnten wirtschaftlich leicht aufholen, aller-
dings nicht so stark wie die Niederlande und Österreich. 
Im Großen und Ganzen entsprechen die Zahlen Schwe-

dens, Finnlands und Dänemarks den kleinen, offenen Sozi-
alstaaten korporatistischer oder Bismarck ‘scher Prägung2, 
wie den Niederlanden, Belgien und Österreich. 
Unter den großen korporatistischen europäischen Ländern 
verzeichnete Deutschland von 1990 bis etwa 2005 eine 
nur mäßige wirtschaftliche Entwicklung, konnte aber seit 
2005 im Vergleich zu anderen europäischen Ländern mit 
einem stärkeren, vornehmlich exportbedingten Wachstum 
aufwarten. Frankreichs und Italiens Wirtschaft hingegen 
stagnierte. Wenn wir uns den angelsächsischen Ländern 
bzw. den liberalen Wohlfahrtsstaaten zuwenden, erken-
nen wir in Großbritannien bis zum Jahr 2007 ein höheres 
Wachstum – allerdings von einer schlechteren ökonomi-
schen Ausgangslage aus. Insofern verlief die wirtschaftli-
che Entwicklung Skandinaviens nahezu unabhängig vom 
Zeitverlauf letztlich ebenso positiv wie die der anderen eu-
ropäischen Länder und der angelsächsischen Wohlfahrts-
staaten (mit Ausnahme Australiens während der letzten 
Dekade). Der relative Rückgang der wirtschaftlichen Ent-
wicklung in Japan ist dem Platzen der Wertpapierblase im 
Jahr 1990 geschuldet. 

Tabelle 1: Wirtschaftliche Entwicklung im Vergleich 
zu den USA, 1990–2102 (USA = 100)

1990 2007 2012
Schweden 80,8 80,1 82,9
Finnland 73,6 75,3 75,9
Dänemark 77,2 78,5 82,8
Norwegen 74,8 116,3 127,9
Island 89,1 77,3 75,6
Niederlande 73,7 84,8 83,9
Belgien 78,3 74,2 79,0
Österreich 80,8 79,3 85,4
Deutschland 77,6 74,0 81,1
Frankreich 72,1 69,0 71,5
Italien 73,8 66,7 66,1
Spanien 55,4 67,1 63,0
Großbritannien 67,2 75,5 69,0
USA 100,0 100,0 100,0
Kanada 82,1 79,8 79,6
Australien 74,3 81,0 85,9
Neuseeland 61,2 59,9 63,5
Schweiz 104,7 92,3 103,8
Japan 80,5 69,4 68,9
OECD – Gesamt 69,1 69,9 71,6

Angaben: BIP/pro Kopf, aktuelle Kaufkraftparität. 
Quelle: stats.oecd.org [20. Januar 2014]

Die Zahlen für Südeuropa für die Jahre 2000 bis 2008 las-
sen den Schluss zu, dass ein starkes Wirtschaftswachstum 
durchaus auf dem Wege der Defizit finanzierung oder über 
hohe Leistungsbilanzdefizite erreicht werden kann. Dies ist 
auf lange Sicht allerdings nicht nachhaltig. Aus Tabelle 2 
wird ersichtlich, dass die Staaten Skandinaviens – mit Aus-
nahme Islands – vor der großen Rezession wirtschaftlich 

Baufälliges Haus auf der islän-
dischen Insel Grimsey. Für 
Island war die internationale 
Wirtschaftskrise der Auslöser 
für einen ökonomischen Kol-
laps. Das Land hatte sich auf 
das gewagte Experiment einer 
Liberalisierung des Finanzsek-
tors eingelassen und dadurch 
einen Berg Auslandsschulden 
angehäuft. Über Island war 
die Finanz- und Immobilien-
krise nach Europa geschwappt. 
 picture alliance/dpa
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sehr solide aufgestellt waren. Bis 2007 wiesen die nordeu-
ropäischen Volkswirtschaften – im Gegensatz zu den nur 
mäßigen Leistungsbilanzdefiziten der angelsächsischen 
Länder und den gewaltigen Defiziten in Südeuropa – stets 
Leistungsbilanzüberschüsse auf. Ein Grund ist u. a. die mo-
derate Lohnpolitik der skandinavischen Länder, die stets 
mögliche Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
Volkswirtschaften im Blick hatte (Dølvik et al. 2014).
Die Länder Nordeuropas hatten außerdem in ihren öffent-
lichen Haushalten massive Überschüsse aufgebaut (von 
3,6 Prozent des BIP in Schweden bis zu 12,4 Prozent in Nor-
wegen), die auf das Steuer- und Sozialsystem als starke 
„automatische Stabilisatoren“ wirkten. Im Gegensatz zur 
immensen Staatsverschuldung anderer Länder lag die 
Nettostaatsverschuldung der skandinavischen Länder un-
ter null: ein Beleg für eine umsichtige Haushaltspolitik.

Nachdem sich die Volkswirtschaften Skandinaviens von 
der Banken- und Wirtschaftskrise in den 1990er Jahren er-
holt hatten, verfolgten Finnland, Schweden und Norwe-
gen eine umsichtige Wirtschaftspolitik, die ihnen bei der 
globalen Wirtschaftskrise nach 2007 einen beachtlichen 
Handlungsspielraum verschaffte. Mit Ausnahme der Kre-
ditpolitik gilt dies weitgehend auch für Dänemark. Island 
dagegen verfolgte Jahre vor der globalen Krise einen aus-
geprägt neoliberalen Kurs und setzte auf eine Liberalisie-
rung und Expansion des Kapitalmarkts. Die Folgen waren 
ein zweistelliges Leistungsbilanzdefizit sowie gewaltige 
Auslandsschulden. Mit dem Zusammenbruch der drei 
größten isländischen Geschäftsbanken im Jahr 2008 kol-
labierte der Finanzsektor. Island war über Nacht zahlungs-
unfähig, verlor seine internationale Kreditwürdigkeit und 
musste die Landeswährung um die Hälfte abwerten (Gyl-
fason et al. 2010: 137–166; Bergmann 2014).

Tabelle 2: Leistungsbilanzen, Haushaltssalden, Nettoverbindlichkeiten und NIIP (Net International Investment 
Position)* 2007 und 2012 (in % des BIP)

2007 2012
Leistungs-

bilanz
Haushalts-

saldo
Nettover-
bindlich-

keiten

Leistungs-
bilanz

NIIP* Haushalts-
saldo

Nettover-
bindlich-

keiten
Schweden 9,3 3,6 22,4 6,0 -7,1 -0,4 23,7
Finnland 4,1 5,3 72,6 -1,8 11,5 -2,2 55,4
Dänemark 1,3 4,8 3,8 5,7 32,4 -3,9** -7,3
Norwegen 12,4 17,3 137,9 14,5 94,2 13,8 167,6
Island -16,1 5,4 1,0 -5,4 -522** -3,8 -55,8
Niederlande 6,7 0,2 -27,8 9,4 76,8 -4,0 -42,2
Belgien 2,0 -0,1 -73,1 -2,2 65,7 -4,1 -81,7
Österreich 3,5 -1,0 -31,3 1,6 -0,5 -2,5 -49,6
Deutschland 7.5 0,2 -42,6 7,1 32,6 0,1 -50,3
Frankreich -1,0 -2,7 -35,7 -2,2 -15,9 -4,8 -70,3
Italien -2,4 -1,6 -90,8 -0,5 -22,5 -2,9 -113,2
Spanien -10,0 2,0 -17,8 -1,1 -10,6 -59,6
Großbritannien -2,2 -3,0 -26,2 -3,8 -20,6 -6,2 -69,3
USA -4,9 -3,7 -44,3 -2,7 -26,9 -9,3 -80,0
Kanada 0,8 1,5 -27,0 -3,4 -3,4 -43,6
Australien -6,7 1,8 7,2 -4,1 -3,5 -10,9
Neuseeland -7,9 4,5 5,4 -4,7 -3,9 -6,8
Schweiz 8,6 1,0 -6,7 11,1 153,5 -0,2 -6,2
Japan 4,8 -2,1 -80,5 1,1 56,4 -9,5 -135,6
China 10,1 2,0 2,3 -0,3

Quellen: stats.oecd.org [21. Januar 2014]; IMF (NIIP, Net International Investment Position) [17. März 2013]; die Angaben beziehen sich auf das 3. Quar-
tal 2012.
*) Das NIIP reflektier t den Saldo der Auslandsforderungen und Auslandsverbindlichkeiten und damit die Vermögenssituation aller 
Sektoren der Volkswir tschaft eines Landes und weist ein Nettoauslandsvermögen oder eben auch Nettoauslandsschulden aus. Die 
Veränderungen des Saldos resultieren aus der Leistungsbilanz, aus der Entwicklung der finanziellen Vermögenswerte und der fi-
nanziellen Verbindlichkeiten.
**) Aus OECD (2013: 21).

Die Finanzkrise: exogene und endogene Ursachen

Als die Schulden- und Finanzkrise 2008 Europa erreichte, 
wurden die nordeuropäischen Länder in unterschiedli-
chem Ausmaß getroffen. Der in Island und Dänemark 2008 
einsetzende und sich 2009 verstärkende ökonomische Ab-

schwung hatte ebenso viele inländische wie ausländische 
Ursachen. Norwegen war aufgrund seiner enormen Ein-
nahmen aus dem Ölsektor gegenüber exogenen Turbulen-
zen so gut wie immun. Zudem konnten die Auswirkungen 
der Krise durch wirtschaftspolitische Maßnahmen nach 
keynesianischem Muster abgefedert werden. Im Übrigen 
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wurde Norwegen mit einem Exportrückgang von lediglich 
4,2 Prozent im Zeitraum von 2008 bis 2009 (vgl. Tabelle 3) 
von der globalen Krise am wenigsten beeinträchtigt. 
Im Gegensatz dazu erlebte Finnland, das über eine weni-
ger diversifizierte Industriestruktur als Schweden und Dä-
nemark verfügt, von 2008 bis 2009 einen dramatischen Ex-
portrückgang um 21,3 Prozent – noch schlimmer traf es le-
diglich Japan. In den folgenden Jahren wurden die 
Probleme durch den wirtschaftlichen Niedergang von No-
kia noch weiter verschärft. 2012 lagen Finnlands Waren- 
und Dienstleistungsexporte immer noch um ca. 13 Prozent 
unter dem Niveau von 2008 (bei Festpreisen). Dieser Ein-
bruch der Wirtschaftsleistung ist im Vergleich zu den an-
deren Ländern Skandinaviens einzigartig – ein Sachver-
halt, der sich auch in sinkenden Leistungsbilanzüberschüs-
sen des Landes widerspiegelt (vgl. Tabelle 2).

Tabelle 3: Waren- und Dienstleistungsexporte, Volu-
men 2008–2009 (Festpreise) und akkumuliert 2008–
2012 (in %)

Export
2008–2009*

Export 2008–
2012**

Schweden -12,5 +3,6
Finnland -21,3 -13,1
Dänemark -9,5 +0,1
Norwegen -4,2 -3,9
Island +7,0 +15,9
Niederlande -7,7 +10,6
Belgien -11,1 +3,5
Österreich -14,0 +1,2
Deutschland -13,0 +12,2
Frankreich -11,9 +4,0
Italien -17,7 -0,4
Spanien -10,0 +10,5
Großbritannien -8,7 +2,8
USA -9,1 +12,4
Kanada -13,1 -1,3
Australien +2,3 +13,6
Neuseeland +2,3 +11,8
Schweiz -7,7 +5,7
Japan -24,2 -6,2
China -10,1 +31,6

* Volumen in Festpreisen; ** akkumuliert
Quelle: stats.oecd.org [21. Januar 2014].

Schweden verlor 12,5 Prozent seines Exportvolumens – ge-
nauso viel wie Deutschland und Frankreich. Aufgrund der 
Zusammensetzung seiner Exporte, bei denen Lebens- und 
Arzneimittel den Schwerpunkt bilden, hatte Dänemark 
2009 lediglich Einbußen von 9,5 Prozent. Bis 2012 war das 
Exportvolumen Schwedens und Dänemarks aufgrund der 
extremen Abwertung der Landeswährung wiederum ange-
stiegen. Island konnte stattdessen eine merkliche wirt-
schaftliche Gesundung verzeichnen. 
Für Island war die internationale Wirtschaftskrise nur der 
Auslöser für den vorhersehbaren ökonomischen Kollaps. 
Das Land hatte sich auf das gewagte Experiment einer Li-
beralisierung des Finanzsektors eingelassen und dadurch 
einen riesigen Berg Auslandsschulden angehäuft. Als die 

internationalen Kredit- und Finanzmärkte nach der Insol-
venz der Investmentbank Lehman Brothers am 15. Septem-
ber 2008 zusammenbrachen, brach der isländische Fi-
nanzsektor ebenso zusammen wie die Landeswährung. 
Island war in den folgenden Jahren gezwungen, Auswege 
aus einer noch nie da gewesenen Situation zu suchen. Die 
Regierung musste einen Weg finden, die hohe Privatver-
schuldung zu verringern und die Staatsfinanzen zu konso-
lidieren, um die internationale Kreditwürdigkeit wiederzu-
erlangen.
Dänemark befand sich in einer ähnlichen Lage, wenn auch 
mit erheblich weniger schwerwiegenden Problemen. Nach 
beinahe einem Jahrzehnt heftig ansteigender Immobilien-
preise löste die Regierung 2003 durch die Einführung til-
gungsfreier Darlehen einen weiteren Anstieg in Höhe von 
durchschnittlich 60 Prozent im Zeitraum von 2004 bis 2006 
aus. Zudem hatten die dänischen Banken von 2004 bis 
2008 ein Einlagendefizit in bislang ungekanntem Ausmaß 
von gut 40 Prozent des BIP angehäuft. Dieses Einlagende-
fizit brachte eine bedenkliche Abhängigkeit vom internati-
onalen Bankenmarkt mit sich (Goul Andersen 2011a). Es 
grenzt an ein Wunder, dass die dänischen Banken – offen-

Als kleine Länder auf dem europäischen und globalen Markt 
sind die skandinavischen Volkswirtschaften von internationa-
len Entwicklungen abhängig. Finnland hatte sich lange in 
einer guten ökonomischen Situation befunden, wurde jedoch 
von der Krise 2008 und vom wirtschaftlichen Niedergang 
von Nokia zweifach hart getroffen. picture alliance/dpa
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sichtlich mit stillschweigender Unterstützung aus den Pen-
sionsfonds – bis zum 10. Oktober 2008 künstlich am Leben 
gehalten wurden. An diesem Tag stellte die dänische Re-
gierung eine Bürgschaft für alle Bankeinlagen und Trans-
aktionen aus, die sich auf insgesamt 250 Prozent des Brut-
toinlandprodukts belief. Dadurch wurde ein Kollaps des 
Bankensektors verhindert, und in den folgenden Jahren 
konnten zahlreiche Pleiten kleiner und mittlerer Banken 
ohne erhebliche Verluste für den Staat abgewickelt wer-
den. 
Eine Kreditklemme war jedoch unvermeidlich, da die däni-
schen Banken ihr Kreditvolumen alsbald schrit tweise ver-
ringerten. Bis zum Jahr 2013 war das Einlagendefizit aus-
geglichen. Darüber hinaus sanken die Immobilienpreise in 
den folgenden Jahren um gut 25 Prozent, wodurch die Net-
tovermögen dänischer Immobilienbesitzer um beinahe 50 
Prozent geschmälert wurden (Goul Andersen 2013: 33–
44). In Schweden und insbesondere in Finnland verlief die 
Preisentwicklung moderater. Daher konnten beide Länder 
Spekulationsblasen, die in den 1990er Jahren die Rezes-
sion ausgelöst hatten, vermeiden. In Norwegen hielten die 
Preisanstiege dagegen an, bis sie 2013 ein Niveau erreicht 
hatten, auf dem sie laut Internationalem Währungsfonds 
(2013: 10) gut 40 Prozent über dem langjährigen Durch-
schnitt lagen und das Niveau Dänemarks im Jahr 2007 er-
reicht hatten. In Dänemark führte dies zwangsläufig zu ei-
nem Rückgang der Binnennachfrage. Im Jahr 2012 lag der 
private Konsum in Dänemark um 2,2 Prozentpunkte unter 
dem Niveau von 2007. Dem stehen im selben Zeitraum 
Konsumsteigerungen in Höhe von 6,3 Prozent in Finnland, 
7,6 Prozent in Schweden und 11,5 Prozent in Norwegen ge-
genüber. In Island war der private Konsum um 17,3 Prozent 
abgestürzt und erreichte das Niveau von Griechenland 
(Goul Andersen 2013: 103).

Tabelle 4: Verschuldung privater Haushalte 2012 (in 
% des BIP)
Land Prozent
Dänemark 147
Niederlande 139
Schweiz 121
Island 114
Australien 113
Portugal 100
Großbritannien 99
Kanada 94
Norwegen 91
Schweden 88
Spanien 88
USA 84
Japan 76
Finnland 70
Frankreich 67
Deutschland 59
Belgien 57
Österreich 55
Italien 51

Quelle: Stats.oecd.org [21. Januar 2014]; OECD 2013.

Tabelle 5: Ruhestandsrücklagen (in % des BIP)
Land Prozent
Dänemark 197
Island 150
Niederlande (2001) 136
Kanada 133
USA 119
Schweiz (2011) 94
Australien 92
Finnland (2011) 84
Schweden 69
Spanien 13
Frankreich (2011) 9
Norwegen (2011) 7
Japan (2011 7
Deutschland (2010) 5
Österreich (2011) 5
Belgien (2011) 4

Quelle: Stats.oecd.org [21. Januar 2014]; OECD 2013.

Dies erklärt, warum der dänische Leistungsbilanzüber-
schuss in Höhe von 1,3 Prozent des BIP im Jahr 2007 auf 5,7 
Prozent im Jahr 2012 anwuchs (vgl. Tabelle 2). In Finnland 
ging der Leistungsbilanzüberschuss von plus 4,1 Prozent 
auf ein Defizit in Höhe von 1,8 Prozent zurück. Die Nieder-
lande befinden sich mit einem Rückgang des privaten Kon-
sums um 2,9 Prozent von 2007 bis 2012 in einer ähnlichen 
Situation.
Dänische Haushalte gehören, gemessen am Bruttoschul-
denstand, zu den weltweit am höchsten verschuldeten 
Haushalten, dicht gefolgt von Island (vgl. Tabelle 4). Aller-
dings belegen diejenigen Länder, die die Liste der ver-
schuldeten Haushalte anführen, Spitzenplätze bei den pri-
vaten Ruhestandsrücklagen. Bemerkenswert ist, dass der 
zurückhaltende Konsum privater Haushalte – trotz der Leis-
tungsbilanzüberschüsse – das Wirtschaftswachstum Dä-
nemarks eher hemmt. Dies könnte eine ungewollte Neben-
wirkung des auf mehreren Säulen beruhenden Rentensys-
tems sein (s. unten).

Wirtschaftspolitische Reaktionen führen zu 
allmählicher Konsolidierung

Die skandinavischen Länder reagierten vollkommen unter-
schiedlich auf die globale Finanzkrise. Norwegen und 
Schweden werteten ihre frei floatenden Wechselkursen 
überlassenen Währungen 2009 ganz erheblich ab, wo-
durch sie die Auswirkungen der Krise rasch überwinden 
konnten. Schweden nutzte außerdem die Möglichkeit, ei-
nen niedrigen Zinssatz einzuführen (Dølvik et al. 2014). 
Finnland als Mitglied der Eurozone und Dänemark mit sei-
ner an den Euro gekoppelten Währung blieben solche 
Möglichkeiten verwehrt, d. h. geldpolitische Reaktionen 
waren für diese Länder nicht möglich. Island folgte dem 
schwedischen und norwegischen Weg eher unfreiwillig. 
Die isländische Währung wurde nach dem Zusammen-
bruch im Jahr 2008 um fast die Hälfte abgewertet. Das 
Land hat sich erstaunlich schnell von einer Situation erholt, 
die auf den ersten Blick hoffnungslos schien, und damit das 
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Vertrauen in das nordische Wohlfahrtsmodell gewisser-
maßen wieder gestärkt (Olafsson 2013).
Norwegen hat in den Jahren 2009 und 2010 die Binnen-
nachfrage so stimuliert, dass ein wirtschaftliches Tief ver-
hindert werden konnte (OECD 2012a). Finnland ist ähnlich 
verfahren, hat seine Leistungsbilanz- und Haushaltsüber-
schüsse geopfert und mit steuerpolitischen Instrumenten 
die Binnennachfrage angekurbelt, um Arbeitsplätze zu er-
halten. Schweden hat Investitionen in den Wohnungsbau 
subventioniert und für Steuersenkungen gesorgt, dabei 
aber kein nennenswertes Haushaltsdefizit zugelassen 
(OECD 2012b; Dølvik et al. 2014).
Die dänische Regierung hat die Krise fälschlicherweise als 
eine Krise der Wettbewerbsfähigkeit interpretiert und sie 
nicht mit den wachsenden Leistungsbilanzüberschüssen in 
Verbindung gebracht. Im Regierungsprogramm der 2011 
angetretenen sozialdemokratischen Koalitionsregierung 
war dies das einzige wirtschaftspolitische Problem, das 
zur Sprache kam. In dem 85 Seiten langen Text (Regerin-
gen 2011) wurde weder das Platzen der Immobilien- und 
Kreditblase erwähnt, noch wurde auf die Konsolidierungs-
probleme im Zusammenhang mit der Kreditklemme oder 
auf die gestiegene Sparquote der privaten Haushalte hin-
gewiesen. Dänemarks Regierungen haben somit zu zöger-
lich und zu spät gehandelt, um die Krise in den Griff zu 
bekommen. 
Dies mag mit den Erfahrungen und Lernprozessen zusam-
menhängen, die Dänemark in den 1980er Jahren machen 
musste. Die dänische Wirtschaftskrise der 1980er Jahre 
war im Wesentlichen eine abgemilderte Version der heuti-

gen Probleme Südeuropas. In den 1980er Jahren wurden 
Kapitalmarktrestriktionen beseitigt und dadurch enge Ver-
flechtungen mit internationalen Kapitalmärkten ermög-
licht. Das Problem der hohen Auslandsschulden konnte, 
nachdem sich die ersten Anzeichen einer wirtschaftlichen 
Überhitzung bemerkbar machten, nur gelöst werden, in-
dem die Kapitalmarktaufsicht verstärkt, die Wettbewerbs-
fähigkeit verbessert und der öffentliche sowie private Kon-
sum gebremst wurden. Dänemark war folglich von der 
Bankenkrise in Finnland, Schweden und Norwegen in den 
1990er Jahren nicht betroffen. In sämtlichen Regierungs-
dokumenten findet sich im Übrigen kein Hinweis auf mögli-
che „Lehren“ aus dieser Krise.
Ab 2010 gingen Dänemarks Regierungen mit höchster Pri-
orität daran, eine aktive Arbeitsmarktpolitik zu betreiben, 
das Arbeitskräfteangebot zu erhöhen und die tatsächli-
chen und strukturellen Haushaltsdefizite niedrig zu halten. 
Neben höheren Investitionen in die öffentliche Infrastruk-
tur setzte die Regierung langfristig auf die Sicherung der 
Arbeitsplätze sowie auf ein exportgestütztes Wachstum. 
Von allen nordischen Staaten hat Dänemark den konse-
quentesten Sparkurs eingeschlagen. Dieser strikte Spar-
kurs führte dazu, dass Dänemark im Zeitraum zwischen 
2007 und 2012 zu den OECD-Ländern mit dem niedrigsten 
Wachstum des Staatsverbrauchs gehörte (Goul Andersen 
2013: 104) – und damit sogar hinter den USA lag. 

Das Foto zeigt die National-
bank Islands in Reykjavik. Die 
isländische Währung wurde 
nach dem Zusammenbruch im 
Jahr 2008 um fast die Hälfte 
abgewertet. picture alliance/dpa
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Die Folge war eine der längsten Rezessionen nach 1945: 
Dänemark geht nach Prognosen der Regierung davon aus, 
dass das Niveau des Bruttoinlandprodukts von 2007 erst 
wieder in den Jahren 2015 oder 2016 erreicht werden 
kann. Die Konsolidierung der öffentlichen und privaten Fi-
nanzen scheint jedoch solide zu sein und im Gegensatz zu 
Finnland ist Dänemark nicht zu weiteren Kürzungen ge-
zwungen.
Insofern darf es nicht verwundern, dass die nordischen 
Länder (mit Ausnahme von Island) bei den Bewertungen 
ihrer Kreditwürdigkeit durch die internationalen Rating-
Agenturen (Moody’s, Standard & Poors, Fitch) unter den 
Top 10 zu finden waren. Erwähnenswert ist auch, dass 
Schweden, Finnland und Dänemark zu den fünf Ländern 
gehörten, die die Kriterien des europäischen Stabilitäts-
pakts (Bruttostaatsverschuldung unter 60 Prozent des BIP 
sowie ein Haushaltsdefizit unter drei Prozent) während der 
gesamten Krise erfüllen konnten.3 

Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit 

Die nordischen Wohlfahrtsstaaten stehen auf der Liste der 
wirtschaftlich gesunden OECD-Länder ganz oben. Doch 
sind sie auch gut genug gerüstet, um sich künftigen Her-
ausforderungen stellen zu können? Zwei Entwicklungen, 
die sich nachhaltig auf den Wohlfahrtsstaat auswirken 
werden, sind zu bedenken: (1) der demographische Wan-
del bzw. die Alterung der Gesellschaft und (2) die Heraus-
forderung der Globalisierung. 

Demographischer Wandel und Renten
Betrachtet man die Alterung der Gesellschaft, so befinden 
sich die skandinavischen Länder in einer äußerst günstigen 
Ausgangsposition. Die demographische Situation sieht 
ausgesprochen gut aus. Die Geburtenrate liegt bei bei-
nahe 2,0, hinzu kommt ein positiver Zuwanderungssaldo.4 
Die Alterung vollzieht sich langsamer als in den meisten 
anderen Wohlfahrtsstaaten. Schätzungen zufolge wer-
den die nordischen Länder im Jahr 2050 dieselbe Alters-
verteilung aufweisen wie Japan im Jahr 2014 (Goul Ander-
sen/Hatland 2014), wobei Island eine außergewöhnlich 
junge Bevölkerung besitzt.
Was die Renten betrif ft, haben die nordischen Länder ihre 
Rentensysteme grundlegend reformiert. In allen Ländern 
ist das beitragsfinanzierte Prinzip zum Rückgrat des Ren-
tensystems geworden. Dieses Prinzip besagt, dass die 
Höhe der Rente, die eine Person bezieht, durch die Bei-
träge bestimmt wird, die sie im Laufe ihres Erwerbslebens 
eingezahlt hat. Hierbei können allerdings zwei unter-
schiedliche Wege eingeschlagen werden. Der erste Weg 
ist der schwedische. Schweden hat 1998 feste Beitrags-
sätze in Höhe von 18,5 Prozent eingeführt. Die Renten je-
der Alterskohorte werden nach der Rentenformel ange-
passt, die vor allem auf der Lebenserwartung basiert. Das 
bedeutet, dass jede nachfolgende Generation später in 
Rente gehen kann, um dieselbe Rente zu erhalten wie die 
Vorgängergeneration. Zur Vermeidung von Altersarmut 
wird darüber hinaus eine Grundrente für diejenigen ange-
strebt, deren Beiträge im Laufe ihrer Erwerbstätigkeit zu 
niedrig waren. Ein ähnlicher Weg wird mit geringfügigen 
Abänderungen in Norwegen (und in gewissem Maß auch 
in Finnland) eingeschlagen (Lindquist/Wadensjö 2011; 
Kangas/Luna 2011).

In Dänemark (und in geringerem Ausmaß auch in Island) 
werden zunehmend kapitalgedeckte betriebliche Renten 
zu einer weiteren Säule des Rentensystems (Goul Ander-
sen 2011b; Gudmundsson 2001). In Dänemark werden die 
Rentenbeiträge im Rahmen von Tarifverhandlungen ver-
einbart. Die Sätze dafür liegen in der Regel zwischen zwölf 
und 17 Prozent. Diejenigen Renten, die von den Tarifverträ-
gen nicht erfasst werden, werden durch betriebliche Zu-
satzversorgungssysteme, die von Versicherungsgesell-
schaften angeboten werden, abgedeckt und in den Ar-
beitsverträgen festgeschrieben. In Dänemark wurden die 
meisten Komponenten des früheren Rentensystems beibe-
halten, aber in zunehmendem Maße vom Einkommen ab-
hängig gemacht. Der freiwillige Vorruhestand („efterløn“) 
soll abgeschafft und das Renteneintrit tsalter ab 2014/2015 
von 65 auf 67 Jahren erhöht werden. Ab 2025 soll das Ren-
teneintrit tsalter indexiert werden. Damit könnte das Ren-
teneintrit tsalter für Menschen, die nach 1970 geboren 
sind, bei über 70 Jahren liegen. 
Ebenso wie Dänemark haben Schweden und Finnland 
Wohngeldprogramme für Rentnerinnen und Rentner ein-
gerichtet, wenn auch weniger großzügig als Dänemark. 
Auch in Schweden und Finnland gibt es kapitalgedeckte 
betriebliche Renten, allerdings in erheblich geringerem 
Ausmaß als in Dänemark und Island, wie aus den Zahlen-
werten zum Rentenvermögen in Tabelle 5 hervorgeht. In 
Norwegen gibt es kein besonderes Wohngeldprogramm 

IKEA ist 2011 auch in Shanghai angekommen! Die Staaten 
Skandinaviens scheinen mit der Globalisierung gut zurecht-
gekommen zu sein: Norwegen, Schweden und Dänemark 
weisen beständig Leistungsbilanzüberschüsse auf.
 picture alliance/dpa
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für Rentnerinnen und Rentner. Betriebliche Renten sind fast 
vernachlässigbar, allerdings ist der riesige Fonds aus den 
Einnahmen des Erdölsektors als Rentenfonds deklariert. 
Generell sind Zahlungen aus einem Rentensparplan steu-
erpflichtig, was dem Staat in Zukunft wieder erhebliche 
Einnahmen verschafft.
Die Reformen im Rentensystem haben – im Zusammenspiel 
mit hohen Geburtenraten und einem positiven Zuwande-
rungssaldo – dazu geführt, dass die durch die Alterung der 
Gesellschaft entstehenden Kosten finanziell gedeckt sind, 
wobei Finnland bei den Anpassungen ein wenig hinterher 
hinkt (OECD 2012c: 17–21; Dølvik et al. 2014).

Globalisierung und Wettbewerbsfähigkeit
Als kleine offene Volkswirtschaften waren die nordeuropä-
ischen Länder dem internationalen Wettbewerb schon im-
mer besonders stark ausgesetzt. Die nordischen Länder 
haben den freien Handel ohne Beschränkungen stets be-
fürwortet und die Globalisierung begrüßt (Andersen et al., 
2007). Als kleine Länder auf dem europäischen und globa-
len Markt sind die skandinavischen Volkswirtschaften von 
internationalen Trends und Entwicklungen abhängig. Die 
Staaten Skandinaviens scheinen mit der Globalisierung 
gut zurechtgekommen zu sein: Norwegen, Schweden und 
Dänemark weisen beständig Leistungsbilanzüberschüsse 
auf. Island hat seine Leistungsbilanzdefizite erstaunlich 
schnell abgebaut (OECD 2013: 19). Finnland hatte sich 
lange in einer vergleichbar guten ökonomischen Situation 
befunden, wurde jedoch von der Krise 2008 und 2009 und 
vom wirtschaftlichen Niedergang von Nokia zweifach 
hart getroffen (Dølvik et al. 2014). Trotzdem ist die finanzi-
elle Gesamtsituation des Landes nach wie vor gut.

Erwähnen muss man, dass die nordischen Länder es immer 
vermieden haben, unrentable Industrien zu unterstützen 
und als Reaktion auf hohe Mindestlöhne Arbeitsplätze fast 
immer auslagerten. Im Rehn-Meidner-Modell der schwedi-
schen Gewerkschaften aus den 1950er Jahren wurde ein 
hoher Mindestlohn ausdrücklich als „Produktivitätspeit-
sche“ angesehen, mit der Anreize zur technologischen In-
novation und Rationalisierung geschaffen werden sollten. 
In heutiger Diktion besteht die wirtschaftspolitische Strate-
gie darin, Arbeitsplätze weiter oben in der Wertschöp-
fungskette anzusiedeln und durch Investitionen in den Bil-
dungsbereich für ausreichend qualifizierte Arbeitskräfte 
zu sorgen.
Bisher scheint diese Strategie aufgegangen zu sein. Ein 
Glaubenssatz der Globalisierung besagt, dass die Länder 
zwischen Mindestlöhnen und der Beschäftigung insbeson-
dere gering qualifizierter Arbeitskräfte abzuwägen ha-
ben. Und dennoch weisen die nordeuropäischen Volks-
wirtschaften laut dem Employment Outlook der OECD im 
Vergleich zu anderen westlichen Ländern Jahr für Jahr mit 
die niedrigsten Arbeitslosenquoten unter den schlecht 
qualifizierten Arbeitskräften (sowohl in absoluten Zahlen 
als auch relativ) und mit die höchsten Beschäftigungsquo-
ten schlecht ausgebildeter Arbeitskräfte auf (Goul Ander-
sen 2007). Darüber hinaus ist in den nordischen Ländern im 
Gegensatz zu den meisten anderen EU-Ländern bisher 
kein Anwachsen prekärer Beschäftigungsverhältnisse zu 
verzeichnen – eher das Gegenteil ist der Fall (Dølvik et al. 
2014).
Naturgemäß hängt dies auch von den Kapazitäten und 
Ressourcen des Bildungssektors ab. Die skandinavischen 
Länder haben zwar immer weniger Arbeitsplätze für unzu-
reichend qualifizierte Arbeitskräfte, ersetzen auf lange 
Sicht aber weniger gut ausgebildete durch gut ausgebil-
dete Generationen. Die Wahrung dieser Bildungsstan-
dards verlangt von den Wohlfahrtsstaaten Nordeuropas 
auch zukünftig Investitionen in die Bildungspolitik.
Die Produktivität und die volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung der nordischen Länder können mit den USA und dem 
restlichen Westeuropa durchaus mithalten. Nimmt man die 
Lohnstückkosten in den Blick, ist Dänemark in gewisser 
Weise das „schwarze Schaf“. Die erneute Besinnung auf 
dieses „Problem“ war für Dänemarks Regierung 2011 der 
Grund, die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Lan-
des zum Schlüsselproblem zu erklären. Gleichwohl haben 
Analysen aufgezeigt, dass in den Sektoren, die dem inter-
nationalen Wettbewerb ausgesetzt sind, die Produktivität 
hoch ist. Aus jüngsten Analysen geht hervor, dass es Däne-
mark zwischenzeitlich gelungen ist, sich auf Exportpro-
dukte zu spezialisieren, die zu höheren Exportpreisen ver-
kauft werden können, während die Importpreise zurückge-
hen (AE-Rådet 2013). Das Verhältnis zwischen Export- und 
Importpreisen ist in Dänemark über mehrere Jahre hinweg 
stetig zugunsten der Exportpreise verbessert worden. Dies 
erklärt die aktive Handelsbilanz des Landes.
In Deutschland ist das Verhältnis zwischen Export- und Im-
portpreisen fast ausgeglichen, während Schweden mode-
rate und Finnland in den letzten Jahren erhebliche Han-
delsbilanzdefizite zu verzeichnen hatte. Ob dies schlicht 
und einfach mit „Glück“ bzw. „Pech“ zu tun hat oder ob die 
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Gründe dafür strukturellerer Natur sind, bleibt abzuwar-
ten. Offen bleibt auch, ob Finnland es schaffen wird, sich 
aus seiner misslichen Lage zu befreien und ob Dänemark 
seine günstige Position wahren kann. 
Die positiven Wachstumsprognosen belegen, dass Inno-
vation und Flexibilität – gekoppelt mit dem wirtschaftspoli-
tischen Kurs, Industrien aufzugeben, die in der Wertschöp-
fungskette zu tief liegen, um ausreichende Gewinne zu er-
wirtschaften – ebenso zentrale Bestandteile des nordischen 
Wohlfahrtsmodells mit seinen hohen Mindestlöhnen sind 
wie soziale Investitionen in (lebenslange) Bildung.

Der nordische Wohlfahrtskapitalismus in der Zukunft

Im Großen und Ganzen waren die nordischen Wohlfahrts-
staaten bisher wirtschaftlich erfolgreich. Die ökonomi-
schen Maßzahlen und Rahmendaten der skandinavischen 
Volkswirtschaften sind – relativ gesehen – nach der Fi-
nanzkrise noch besser, als sie es vor 2008 waren. Will man 
die skandinavischen Ökonomien mit systemischen Begriff-
lichkeiten charakterisieren, beruht deren Erfolg auf einer 
angemessenen sozialen Absicherung und sozialen Investi-
tionen in Kinderbetreuung und Bildung einerseits, auf Fle-
xibilität und schneller Wandlungsfähigkeit sowie auf einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik und der Erhöhung des Anteils 
qualifizierter Arbeitskräfte andererseits. 
Die Wirtschaftskrisen, mit denen Skandinavien bislang 
konfrontiert wurde, hatten keine „systemischen“ Ursachen, 
die im Wohlfahrtsstaatsmodell liegen. Sie sind vielmehr 
durch eine in ökonomischer Sicht allzu sorglose Politik und 
durch makroökonomische politische Fehlentscheidungen 
verschuldet worden: einer zu langfristigen Defizit finanzie-
rung in Dänemark in den 1970er Jahren, einer unbedach-
ten Liberalisierung des Kreditmarkts in den 1980er Jahren 
in Finnland, Schweden und Norwegen – unlängst auch in 
Island und Dänemark. 

Neben strukturellen Unterschieden (wie zum Beispiel die 
norwegischen Ölreserven und die offensichtliche Anfällig-
keit des finnischen Exportsektors) erklären die jeweiligen 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen, warum die nordischen 
Länder während der aktuellen Krise unterschiedlich zu-
rechtkamen. Island hatte sich auf das Experiment einer ex-
tremen Steuerliberalisierung eingelassen, sich aber er-
staunlich schnell wieder erholt. Die anderen Länder hatten 
während des wirtschaftlichen Aufschwungs von 1990 bis 
2007 grundsolide Überschüsse des öffentlichen Sektors 
und Leistungsbilanzüberschüsse aufgebaut und waren so 
gegen die Verwerfungen der Finanzmärkte gewappnet. 
Schweden und Finnland konnten außerdem das Platzen ei-
ner Wertpapierblase verhindern. Dies hat beide Länder in 
die Lage versetzt, ihr Wirtschaftswachstum durch privaten 
Konsum (und Investitionen in den Wohnungsbau) anzukur-
beln. Zudem haben beide Länder während der Krise in et-
was geringerem Umfang als Dänemark Zuflucht zu Spar-
maßnahmen genommen. 
Dänemark befindet sich trotz enormer Leistungsbilanz-
überschüsse in einer langfristigen Stagnationsphase und 
wird wohl acht oder neun Jahre brauchen, um wieder auf 
dem Niveau des Bruttoinlandprodukts von 2007 anzukom-
men. Die wichtigste Ursache für die zögerliche konjunktu-
relle Erholung ist eine zu schlechte Binnennachfrage, ver-
ursacht durch eine Kreditklemme und niedrige Konsumquo-
ten. Dies muss im Zusammenhang gesehen werden mit der 
geplatzten Wertpapierblase und den falschen Krisendia-
gnosen der dänischen Regierungen, die allesamt der 
Wettbewerbsfähigkeit den Vorrang gaben und die Konso-
lidierung zunächst ignorierten.
Obwohl das nordische Wohlfahrtsmodell unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten höchst nachhaltig (und empfehlens-
wert) zu sein scheint, schließt dies nicht die Möglichkeit aus, 
dass es dennoch zu einem Opfer wirtschaftspolitischen 
Versagens werden könnte. Darin besteht wohl die größte 
Bedrohung für die skandinavischen Wohlfahrtsstaaten.

Norwegische Ölförderungs-
plattformen in der Nordsee. 
Ab den 1970er Jahren über-
holte Norwegen dank des 
rasanten Ausbaus der Erdölin-
dustrie die anderen nordeuro-
päischen Länder. Nicht zuletzt 
aufgrund der Erdölökonomie 
kam Norwegen mit der Finanz- 
und Wirtschaftskrise gut 
zurecht. picture alliance/dpa
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ANMERKUNGEN

1  Vgl. The Total Economy Database; URL: www.conference-board.org/ 
[August 2012].
2  Der Beitrag lehnt sich an die Unterscheidung von Gøsta Esping-An-
dersen (1999) der drei Welten bzw. Grundtypen des Wohlfahrtskapitalis-
mus an, ohne jedoch Esping-Andersens politische Benennungen – sozial-
demokratisch, konservativ und liberal  – zu übernehmen. Geographisch 
aufgeschlüsselt sind diese drei Grundmodelle typisch für die nordischen 
Wohlfahrtsstaaten, die Wohlfahrtsstaaten Kontinentaleuropas und die 
angelsächsischen Wohlfahrtsstaaten. Im Hinblick auf die Varianten des 
Kapitalismus (Hall/Soskice 2001) kommen die nordischen Volkswirtschaf-
ten und die Volkswirtschaften Kontinentaleuropas dem Idealtyp der koor-
dinierten Marktwirtschaft (Coordinated Market Economy/CME) nahe. 
Dagegen kommen die angelsächsischen Volkswirtschaften dem Idealtyp 
der liberalen Marktwirtschaft (Liberal Market Economy/LME) nahe. Abge-
sehen von diesen Idealtypen ist die Offenheit ein wichtiges Unterschei-
dungsmerkmal. Aus diesem Grund unterscheiden wir zwischen kleinen 
und großen Volkswirtschaften, wobei erstere fast schon per definitionem 
offener und dem internationalen Wettbewerb stärker ausgesetzt sind. 
3  Die beiden anderen Länder sind Luxemburg und Estland. Im Jahr 2012 
hatte Dänemark die Drei-Prozent-Grenze überschritten, allerdings nur 
aufgrund von Ausgabenkürzungen: Diejenigen, die in ein Vorruhestands-
programm einbezahlt hatten, konnten auf ihre Ansprüche verzichten und 
ihre Beitragszahlungen zurückfordern.
4  Im Hinblick auf die Geburtenrate stellt Dänemark eine Ausnahme dar: 
Nach Änderungen der Geldzuwendungen für Kinder im Jahr 2010 (Ab-
schaffung des Höchstbetrags pro Familie) und im Jahr 2012 (Bedürftig-
keitsprüfung) ist die Geburtenrate stark zurückgegangen (von 1,88 im Jahr 
2010 auf 1,67 im Jahr 2013).
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BILDUNGSPOLITIK UND BILDUNGSREFORMEN

Nordische Spielarten 
wettbewerbsorientierter Bildungsreformen 
Susanne Wiborg

Die nordischen Wohlfahrtsstaaten gehören zu den Staa-
ten Europas, die überdurchschnittlich viel Geld in Bildung 
investieren und dementsprechend gut bei den PISA-Stu-
dien abgeschnitten haben. Susanne Wiborg erörtert die 
skandinavische Bildungspolitik und die Bildungsrefor-
men der vergangenen 30 Jahre. Aufgrund veränderter 
ökonomischer Rahmenbedingungen und des sich ver-
schärfenden internationalen Wettbewerbs gerieten Fra-
gen der Bildungspolitik immer stärker in den Fokus der 
nationalen Politik. Bildung avancierte zu einer entschei-
denden volkswirtschaftlichen Ressource. Auch wenn die 
Länder Skandinaviens nach wie vor am eingliedrigen 
Gesamtschulsystem festhalten, haben sie ihre Bildungs-
systeme reformiert, um die Qualität und Effizienz des 
Bildungssektors zu verbessern. Leitgedanke der Refor-
men war, dass miteinander konkurrierende Schulen das 
Leistungsniveau insgesamt anheben sollten. Die Refor-
men wurden vor allem von Mitte-Rechts-Regierungen 
initiiert, werden in zunehmendem Maße aber auch von 
Mitte-Links-Regierungen befürwortet und praktiziert. 
Der unterschiedliche Grad an Übereinstimmung in bil-
dungspolitischen Fragen zwischen konservativen und 
Mitte-Links-Regierungen vermag das Ausmaß zu erklä-
ren, in dem Reformen im Bildungssystem angestrengt 
wurden bzw. unterblieben. So hat Schweden beispiels-
weise Bildungsreformen realisiert, die zu einem enormen 
Anstieg der Zahl freier Schulen in privater Trägerschaft 
geführt haben – ganz im Gegensatz zu den restlichen 
nordischen Staaten, in denen sich in dieser Frage größe-
rer politischer Widerstand zeigte. 

Kurswechsel in der Bildungspolitik

Will man eingangs das Wesentliche der nordischen Wohl-
fahrtsstaaten und ihrer staatlichen Bildungssysteme auf 
den Punkt bringen, sind die Gemeinsamkeiten offenkun-
dig. Die auf sozialdemokratischen und wohl fahrts staat li-
chen Traditionen fußende Sozial- und Bildungspolitik hat 
zu einer ähnlichen institutionellen Ausgestaltung der öf-
fentlichen Fürsorge und der staatlichen Bildungssysteme 
geführt. Lange Zeit wurde diese wegweisende Sozial- und 
Bildungspolitik international bewundert und als „sozialde-
mokratisches Modell“ bezeichnet. Die organisatorische 
Struktur des Schulwesens ist durch ein Gesamtschulsystem 
geprägt, in dessen Rahmen die Primarstufe und Sekundar-
stufe I (von Klasse 1 bis zu den Klassen 9 bzw. 10) in einer 
Gemeinschaftsschule mit heterogenen Lerngruppen im 
Hinblick auf das Leistungsniveau und die soziale Herkunft 
zusammengefasst sind. 
Wie in den meisten Ländern Europas ist es in den letzten 
drei Jahrzehnten auch in den nordischen Ländern zu einem 

Kurswechsel in der Bildungspolitik gekommen, der sich an 
neoliberalen Ideen, d. h. an mehr Wettbewerb und Konkur-
renz, orientierte. Auch wenn die skandinavischen Länder 
immer noch am Modell des umfassenden und solidarischen 
Wohlfahrtsstaates sowie am eingliedrigen Gesamtschul-
system festhalten, haben sie dennoch wettbewerbs- und 
qualitätsorientierte Maßnahmen im Bildungssektor in die 
Wege geleitet. Ausschlaggebend für diese Reformen war 
das Kalkül, durch Deregulierungs- und Dezentralisierungs-
maßnahmen, durch ein betriebswirtschaftlich orientiertes 
Management sowie durch die Auslagerung von Bildungs-
leistungen an private Anbieter die Qualität und die Effizi-
enz der Bildungsleistungen verbessern und gleichzeitig die 
Kosten senken zu können. Die nordischen Länder konnten 
sich zudem Einflüssen internationaler Organisationen – 
wie der Organisation für wirtschaftliche Entwicklung und 
Zusammenarbeit (OECD) – oder dem Vorbild der angel-
sächsischen Länder nicht länger verschließen, die bei der 
Umsetzung bildungspolitischer Reformmaßnahmen eine 
Vorreiterrolle gespielt hatten. Die skandinavischen Länder 
haben Reformen im Bildungsbereich aber in einem weitaus 
geringeren Ausmaß und auf andere Art und Weise umge-
setzt als dies in anderen europäischen Ländern der Fall 
war. Im Hinblick auf deregulierende und dezentralisie-
rende Bildungsreformen, die den Wettbewerb der Schulen 
untereinander fördern sollen, zeigen die skandinavischen 
Länder deutliche Unterschiede. Schweden hat bei der Um-
setzung der Bildungsreformen eine Vorreiterrolle übernom-
men, Norwegen und Finnland hingegen legten eine eher 
zögerliche Haltung an den Tag. Dänemark liegt zwischen 
diesen beiden Extremen. 

Schweden

Auf den ersten Blick wirkt es wie ein Widerspruch, dass 
Schweden mit seinen mächtigen sozialdemokratischen 
Parteien und Gewerkschaften und seinem ausgeprägten 
Wohlfahrtsstaat überhaupt wettbewerbsorientierte Bil-
dungsreformen auf den Weg gebracht hat. Selbst im Ver-
gleich zu Norwegen und Dänemark nimmt Schweden mit 
seiner ablehnenden, oftmals sogar deutlich abwehrenden 
Haltung gegenüber privaten Anbietern, insbesondere im 
Gesundheits- und Bildungswesen, eine Sonderstellung 
ein. In den 1960er Jahren war den meisten privaten Trä-
gern und Anbietern von schulischen Dienstleistungen 
durch fehlende finanzielle Unterstützung weitgehend das 
Fundament entzogen. Damals besuchten weniger als ein 
Prozent der schwedischen Schulkinder eine Privatschule. 
Dies sollte sich ab Mitte der 1980er und Anfang der 1990er 
Jahre radikal ändern, als die sozialdemokratischen Regie-
rungen unter den Ministerpräsidenten Olof Palme und Ing-
var Carlson Reformen zur Dezentralisierung des öffentli-
chen Sektors einleiteten. 
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Die Dezentralisierung war für den schwedischen Bildungs-
sektor wahrscheinlich die turbulenteste Zeit nach der eher 
beschaulichen Nachkriegsära sowie den darauf folgen-
den Jahren des Wohlstands, weil sie zahlreiche Reformen 
auslöste und die Struktur des Bildungswesens von Grund 
auf veränderte. Schweden verwandelte sich innerhalb re-
lativ kurzer Zeit von einem hoch zentralisierten System, in 
dem Kommunen und einzelne Schulen wenig Einfluss auf 
die Qualifikation und Zuweisung von Lehrerinnen und Leh-
rern hatten, zu einem der am stärksten dezentralisierten 
Bildungssysteme in Europa. In bildungspolitischer Hinsicht 
liegen mehrere Erklärungen auf der Hand, warum Schwe-
den diese Kehrtwende in der Bildungspolitik vollzogen 
hat. Ursächlich werden für die Reformen Prozesse der öko-
nomischen Globalisierung und damit ein Mehr an Wettbe-
werb, Phasen wirtschaftlicher Rezession und damit einge-
hender Haushaltsengpässe sowie das Erstarken rechtspo-
pulistischer Strömungen und Parteien verantwortlich 
gemacht. Vernachlässigt wird dabei allerdings, welche 
Rolle die Interessenverbände, insbesondere die Lehrerge-
werkschaften, in diesem Prozess gespielt haben. Der na-
hezu vollständige Ausschluss der Lehrergewerkschaften 
aus Prozessen der politischen Entscheidungsfindung er-
klärt mithin die Geschwindigkeit und das Ausmaß, in dem 

die Dezentralisierung des Bildungswesens in Schweden 
umgesetzt wurde. Die Lehrergewerkschaften sprachen 
sich zwar entschieden gegen eine Dezentralisierung aus, 
weil sie um ihren Einfluss auf nationaler Ebene fürchteten. 
Letztlich waren sie aber nicht in der Lage, den Reformpro-
zess aufzuhalten. 
Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre gelang es 
dem bürgerlichen Block aus Konservativen, Volkspartei 
und Zentrumspartei zum ersten Mal, in Schweden eine 
durchsetzungsfähige Opposition gegen die Sozialdemo-
kraten auf die Beine zu stellen und die Errungenschaften 
des Wohlfahrtsstaates ernsthaft anzuzweifeln. Das bür-
gerlich-konservative Lager argumentierte, dass die Effizi-
enz marktwirtschaftlicher Mechanismen durch den Wohl-
fahrtsstaat eingeschränkt wäre und darin die Hauptursa-
che der damaligen Finanzkrise zu sehen sei, die sich in 
einer rückläufigen Entwicklung der Produktivität und des 
Wachstums, einer steigenden Arbeitslosenquote sowie ei-
nem Haushaltsdefizit und einer Staatsverschuldung in Re-
kordhöhe äußerte. Zur Lösung dieser Probleme proklamier-
ten sie Strategien der Deregulierung und Dezentralisie-

Schwedens Bildungssystem 
In Schweden besteht Schulpflicht für Kinder und Ju-
gendliche vom 7. bis zum 16. Lebensjahr. Der Vorschul-
erziehung kommt in Schweden besondere Bedeutung 
zu, da die Frauenerwerbsquote eine der höchsten der 
Welt ist. Für alle Kinder zwischen einem halben Jahr 
und fünf Jahren besteht das Recht auf einen Platz in 
einer Kindertagesstätte. Die Vorschulklasse für alle 
Sechsjährigen besuchten im Jahre 2000 93 Prozent 
dieser Altersgruppe. Für die Betreuung von 7- bis 
12-Jährigen nach der Schule stehen Horte zur Verfü-
gung, alternativ kann auch Betreuung in privaten 
Haushalten organisiert werden.
Im Alter von sieben Jahren werden die Kinder in die 
neunjährige Gesamtschule (Grundskola) eingeschult, 
die sie in der Regel bis zum 16. Lebensjahr besuchen. 
Die meisten dieser Schulen umfassen jedoch nicht alle 
neun Klassenstufen, sondern entweder nur die Primar-
stufe (1 bis 6) oder nur die Sekundarstufe I (7 bis 9). Die 
Schüler müssen also nach Klassenstufe 6 die Schule 
wechseln. Obwohl das offizielle Einschulungsalter bei 
sieben Jahren liegt, sind die Gemeinden verpflichtet, 
bei Wunsch der Eltern bereits für Sechsjährige Schul-
plätze bereitzustellen. In der Sekundarstufe I spielen 
neben den Pflichtfächern Wahlfächer und auch Prak-
tika eine stärkere Rolle als in der Primarstufe. Die 
Grundskola gilt als abgeschlossen, wenn die Fächer 
Schwedisch, Mathematik und Englisch erfolgreich ab-
solviert wurden. Schüler, die dieses Ziel erreicht ha-
ben, werden in die Gymnasialen Oberstufenschulen 
(Gymnasieskola) aufgenommen.
In der Gymnasieskola sind im Rahmen theoretisch/aka-
demischer und praktischer bzw. berufsvorbereitender 
Profile zahlreiche Bildungsgänge möglich. Im Anschluss 
an die Sekundarstufe II gibt es in Schweden die Mög-
lichkeit, entweder an einer Universität oder an einer 
der sonstigen Hochschulen (Högskolan) zu studieren.

Wie in den meisten europäischen Ländern ist es auch in 
Skandinavien in der Bildungspolitik zu einem Kurswechsel 
gekommen, der sich an neoliberalen Ideen orientierte. Auch 
wenn die skandinavischen Länder immer noch am Modell 
des Gesamtschulsystems festhalten, haben sie qualitäts- und 
wettbewerbsorientierte Maßnahmen im Bildungssektor initi-
iert. picture alliance/dpa
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rung, um die Verantwortung der Kommunen im öffentlichen 
Sektor zu stärken und den Bürgerinnen und Bürgern Dienst-
leistungen effizienter, billiger und bürgernäher zur Verfü-
gung zu stellen. 
Von 1976 bis 1982 leiteten die bürgerlichen Koalitionen un-
ter Thorbjörn Fälldin und Ola Ullsten einen Dezentralisie-
rungsprozess im Bildungswesen ein, der zum damaligen 
Zeitpunkt lediglich die finanziellen Regularien betraf, mit 
denen staatliche Subventionen an die lokalen Gebietskör-
perschaften überwiesen wurden. Durch das im Jahr 1978 
eingeführte neue System der Mittelzuweisung sollte sicher-
gestellt werden, dass die Bildungsdezernate in den Kom-
munen einen größeren Einfluss auf die Mittelverwendung 
erhielten. Als die Sozialdemokraten im Jahr 1982 wiederum 
an die Regierung kamen, musste man sich innerhalb der 
Partei eingestehen, dass die katastrophalen Wahlnieder-
lagen in den Jahren 1976 und 1979 u. a. damit zusammen-
hingen, dass die schwedische Bevölkerung mit dem stark 
zentralisierten und bürokratischen öffentlichen Sektor in 
zunehmendem Maße unzufrieden war. Auch innerhalb der 
Partei war man enttäuscht, dass bislang getroffene Maß-
nahmen nicht ausgereicht hatten, um den öffentlichen Sek-
tor zu reformieren und die Beteiligung der Kommunen zu 
verbessern. Folglich distanzierten sich die Sozialdemokra-
ten vor allem ab dem Ende der 1980er Jahre zusehends von 
ihrer einstigen Ablehnung der Deregulierungs- und Dezen-
tralisierungsreformen. Innerparteilich zeichnete sich in die-
ser Frage zunächst kein einheitlicher Standpunkt ab. Letzten 
Endes setzte sich aber die Position des wirtschaftsfreundli-
chen Parteiflügels um Finanzminister Kjell-Olof Feldt als of-
fizielle Parteilinie durch. 

Während ihrer Regierungszeit von 1986 bis 1991 dezent-
ralisierten die Sozialdemokraten das schwedische Bil-
dungssystem, indem sie die Verwaltung der Schulen den 
Kommunen übertrugen und die Rolle des Zentralstaates 
darauf beschränkten, allgemeine Rahmenvorgaben und 
Bildungsziele festzulegen, für eine angemessene Finanzie-
rung zu sorgen und die Schulaufsicht wahrzunehmen. In 
den Jahren 1990 und 1991 wurde ein neues Finanzierungs-
system eingeführt, das aus einer nicht festgelegten pau-
schalen Mittelzuweisung bestand. Damit sollte der Spiel-
raum der Kommunen im Hinblick auf die Verfügung über 
die zugewiesenen Mittel und die organisatorische Aus-
stattung von Schulen, die sie als zweckmäßig bzw. als not-
wendig ansahen, vergrößert werden. Die Kommunen über-
nahmen die Personalverantwortung für die Lehrerinnen 
und Lehrer sowie für die Schulangestellten, und von den 
einzelnen Schulen wurde die Ausarbeitung eines eigenen 
Bildungsprofils verlangt. Des Weiteren wurde der Eltern-
wille durch die freie Wahl der Schule gestärkt. Damit das 
System der freien Schulwahl und des Wettbewerbs funkti-
onieren konnte, richtete man ein Gutscheinsystem ein, bei 
dem die Schulen von der Gemeinde pro Schülerin bzw. 
Schüler Geld bekommen. Mit diesem Geld sollen die lau-
fenden Kosten gedeckt werden.
Eine konservative Koalitionsregierung unter der Führung 
von Carl Bildt läutete von 1991 bis 1994 einen erneuten 
Kurswechsel in Richtung einer wettbewerbsorientierten 
Bildungspolitik ein. Es wurden ein neues landesweit gülti-
ges Curriculum und neue Formen staatlicher Schulaufsicht 
beschlossen, landesweit einheitliche Prüfungen sowie ein 
überarbeitetes Notensystem folgten alsbald. Darüber hin-

Die organisatorische Struktur 
des skandinavischen Schulwe-
sens ist durch ein Gesamtschul-
system geprägt, das gleichzei-
tig Einheit und bunte Vielfalt 
garantiert. In der Primar- und 
Sekundarstufe I (von Klasse 1 
bis zu den Klassen 9 bzw. 10) 
werden heterogene Lerngrup-
pen im Hinblick auf das Leis-
tungsniveau und die soziale 
Herkunft unterrichtet.
 picture alliance/dpa
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aus wurde das auf dem Elterneinkommen basierende Fi-
nanzierungssystem für Schulen von einem neuen System 
abgelöst, bei dem Privatschulen das Recht erhielten, pro 
Schüler einen Betrag in Höhe von 85 Prozent der durch-
schnittlichen Kosten eines Schülers, der an einer staatli-
chen Schule unterrichtet wird, zu beziehen. Somit konnten 
sich private Schulträger relativ frei etablieren. Diese Ände-
rung in den Finanzierungsmöglichkeiten führte zu einem 
raschen Anwachsen der Privatschulen, den sogenannten 
„Freischulen“. Heute sind in der Sekundarstufe I etwa zehn 
Prozent der Schülerinnen und Schüler an freien Schulen 
angemeldet und 25 Prozent der Schülerinnen und Schüler 
der Sekundarstufe II. Privaten Schulträgern ist es erlaubt, 
wirtschaftliche Interessen zu verfolgen und Gewinne zu er-
wirtschaften. 
Als die Sozialdemokraten von 1994 bis 1998 die Regie-
rungsmacht übernahmen, versuchten sie erst gar nicht, 
diese Entwicklung rückgängig zu machen, sondern förder-
ten sie weiterhin. Die vorhergehende Regierung hatte ent-
schieden, dass ungefähr 15 Prozent der Betriebskosten von 
Privatschulen durch Schulgebühren gedeckt werden soll-
ten. Die Sozialdemokraten senkten diesen Anteil sogar auf 
null Prozent, weshalb die freien Schulen heute gebüh-
renfrei sind. Damit wurde sichergestellt, dass sich freie 
Schulen mit staatlichen Schulen auf gleicher finanzieller 
Grundlage messen und die Eltern unabhängig von ihrem 
Einkommen auf Angebote des freien und öffentlichen Bil-
dungssektors zurückgreifen können. Der parteiübergrei-
fende Konsens, die private Schullandschaft betreffend, hat 
bis heute Bestand (trotz der Tatsache, dass die Sozialde-
mokraten in den letzten drei Wahlen noch nie da gewe-
sene Verluste erlit ten haben). Die von privater Hand betrie-
benen Schulen geraten allerdings zunehmend unter Be-
schuss der Öffentlichkeit, weil sie in der Sekundarstufe I 
keine wesentlich besseren Ergebnisse erzielen als der öf-
fentliche Sektor. Schülerinnen und Schüler, die von freien 
Schulen in die Sekundarstufe II der staatlichen Schulen 
überwechselten, erhielten in den drei Schuljahren der Se-
kundarstufe II im Durchschnitt schlechtere Noten als Schü-
ler, die aus staatlichen Schulen kamen. 

Mit Blick auf die soziale Segregation mahnt die Bildungs-
forschung an, dass die Konkurrenz von privaten Schulträ-
gern im staatlich finanzierten Bildungssektor die soziale 
und ethnische Trennung verstärkt hat – vor allem bei Schu-
len in sozial benachteiligten Gebieten. Private Träger rich-
ten ihre Schulen lieber dort ein, wo die Elternschaft Geld 
hat. Da das Hauptaugenmerk der privaten Anbieter auf 
Gewinnmaximierung gerichtet ist, entsprechen die Unter-
richtsqualität und die individuelle Förderung der Schüle-
rinnen und Schüler nicht immer denen staatlicher Schulen. 
Das Ergebnis der jüngsten PISA-Studie aus dem Jahr 2014 
zeigt deutlich, dass die Leistungen des schwedischen 
Schulsystems merklich zurückgegangen sind. Dies kann je-
doch nicht allein den freien Schulen angelastet werden, da 
deren Anzahl noch zu gering ist, um sich statistisch auf die 
Schulleistungen insgesamt auszuwirken. Der Leistungs-
rückgang ist vor allem die Folge einer immer stärker wer-
denden Konzentration von Schülerinnen und Schülern mit 
niedrigem sozio-ökonomischen Hintergrund an Schulen in 
sozial benachteiligten und randständigen Wohnvierteln. 
Dadurch entsteht eine qualitative Unausgewogenheit zwi-
schen den Schulen. Dies wiederum führt zu einem Rück-
gang der schulischen Leistungen insgesamt.

Dänemark

Der Fall Dänemark ist deshalb interessant, weil das Land 
zwar viele Jahre lang von bürgerlich-konservativen Par-
teien regiert worden ist (1982–1993, 2001–2011), eine den 
Wettbewerb zwischen den Schulen forcierende Bildungs-
politik aber dennoch nur in relativ geringem Ausmaß be-
trieben wurde. Die Regierung unter dem konservativen Re-
gierungschef Poul Schlüter forderte 1982 nichts weniger 
als eine „bürgerliche Revolution“, um dem sozialdemokra-
tisch ausgerichteten und überfürsorglichen Staat ein Ende 
zu bereiten. In der Wirtschaftspolitik gelang es, von einem 
nachfrageorientierten auf einen angebotsorientierten 
Kurs umzuschwenken, die nationale Ökonomie weiter in 
das Wirtschaftsgefüge der Europäischen Union (EU) zu in-
tegrieren und die Rolle der zentralstaatlichen Institutionen 
zu schwächen. Die Versuche hingegen, die öffentlichen 
Sozialausgaben zu kürzen und die Grundstruktur des 
Wohlfahrtsstaats zu reformieren, sind fehlgeschlagen. Mit 
Blick auf die Bildung ist es dem langjährigen Bildungsmi-
nister Bertil Haarder nicht gelungen, umfassende – vor al-
lem den Wettbewerb zwischen den einzelnen Schulen be-
günstigende – Reformen herbeizuführen. Ausschlagge-
bend war der Umstand, dass die Koalitionsregierungen 
der 1980er Jahre keine Mehrheiten im Parlament hatten. 
Zudem bremsten die Lehrergewerkschaft und der dänische 
Gemeindeverband viele Initiativen aus. Bertil Haarder ge-
lang es dennoch, einen Dezentralisierungsprozess einzu-
leiten, mit dem die staatlichen Haushaltsmittel an die Schu-
len vor Ort überwiesen wurden. Im Jahr 1987 wurde das 
sogenannte „Kleine Schulgesetz“ verabschiedet, mit dem 
sichergestellt wurde, dass die Elternschaft in den schuli-
schen Gremien größeren Einfluss erhielt. 

Dänemarks Bildungssystem 
Die Schulbildung beginnt in Dänemark mit der neun-
jährigen Volksschule (Folkeskole), die mit einer Ab-
schlussprüfung endet. Eine Trennung der Schülerinnen 
und Schüler vor Klasse 9 findet nicht statt, es besteht 
eine neunjährige Gemeinschaftsschule. Nach der Ab-
schlussprüfung bieten sich je nach Eignung mehrere 
Wege an.
Zunächst gibt es die Möglichkeit, noch ein Jahr auf die 
Volksschule zu gehen und eine erweitere Abschluss-
prüfung zu absolvieren. Da viele Schulen keine 10. 
Klasse anbieten, absolvieren viele Schülerinnen und 
Schüler eine Jahr auf einer sogenannten Efterskole . Das 
sind Internate, in denen die Jugendlichen soziale, 
künstlerische oder sportliche Kompetenzen weiterent-
wickeln sollen. 
Weiterführende Schulen nach der Volksschule sind 
das Gymnasium, das Handelsgymnasium sowie das 
technische Gymnasium. Das Gymnasium ist mit dem 
deutschen Gymnasium vergleichbar und endet mit 
dem dänischen Abitur. Mit dieser Hochschulreife ist es 
möglich, alle in Dänemark angebotenen Studien-
gänge zu studieren.
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Ein stetes Unterfangen waren Anstrengungen, um die 
Schulwahl für Eltern innerhalb des Privatschulsektors zu ver-
bessern. Dies erwies sich aufgrund des Widerstands der 
Kommunen als schwierig. In der Regel werden Kinder, die 
innerhalb eines festgelegten Schulbezirks wohnen, von der 
kommunalen Schulbehörde den dortigen Schulen zugewie-
sen. Die Eltern können zwar die Anmeldung ihres Kindes in 
einer anderen Schule beantragen, kommunalpolitische 
Maßgaben schließen aber den Wettbewerb um Schülerin-
nen und Schüler aus, da in jeder Schulklasse genügend 
freie Kapazitäten vorhanden sein müssen, damit die Zahl 
der Schulanmeldungen nicht zur Einrichtung zusätzlicher 
Klassen führt. Kommunen mit durchsetzungsstarken kommu-
nalen Gewerkschaften haben daher die Wahl reguliert, um 
die Gemeinde vor möglichen schulorganisatorischen Fol-
gen durch die freie Wahl der Schulen zu schützen. 
Eltern entscheiden sich jedoch immer häufiger für eine Pri-
vatschule, so dass der Anteil an Kindern, die Privatschulen 
besuchen, seit Mitte der 1980er Jahre von durchschnittlich 
8,9 Prozent auf 10,3 Prozent (in Kopenhagen auf etwa 24 
Prozent im Jahr 2014) gestiegen ist. Öffentliche Schulen sind 
so dem Wettbewerb mit alternativen Schulträgern ausge-
setzt, selbst wenn sie untereinander nicht konkurrieren.
Von 1993 bis 2001 waren verschiedene sozialdemokra-
tisch geführte Koalitionen an der Regierung. In diesem 
Zeitraum wurden kaum Reformen initiiert bzw. umgesetzt, 
weil sich die Anstrengungen der jeweiligen Koalition auf 
den Schutz und Bestand des Wohlfahrtsstaats konzent-
rierten. Die Wohlfahrtssektoren Gesundheit, Kinderbe-
treuung, Bildung und Pflege für Senioren blieben im Ergeb-
nis im Großen und Ganzen unangetastet. Im Bildungswe-
sen wurde 1993 ein Schulgesetz verabschiedet, demzufolge 
in Gesamtschulen heterogene Lerngruppen im Hinblick auf 
Leistung und soziale Herkunft eingeführt wurden. Dieses 
Regelwerk konsolidierte die langjährige Entwicklung des 
Gesamtschulwesens in Dänemark. Die von 1993 bis 2001 
währende Phase geringer politischer Aktivitäten ist größ-
tenteils dem Erfolg der starken sozialdemokratischen Op-
position während der Legislaturperioden der konservati-
ven Regierungen geschuldet. Als scharfe Kritiker der Priva-
tisierung sowie der Auslagerung öffentlicher Leistungen an 
private Anbieter waren die Sozialdemokraten nach ihrer 
Rückkehr an die Regierung in ihrer eigenen politischen 
Rhetorik der 1980er Jahre „gefangen“. Inspiriert von Tony 
Blairs „Drit tem Weg“ versuchte die Parteiführung vergeb-
lich, ihre Partei in Richtung Mitte-Rechts zu drängen. 
Die sozialdemokratisch geführte Regierung erlit t 2001 eine 
Wahlniederlage und wurde durch eine liberal-konserva-
tive Koalitionsregierung ersetzt, die bis zum Jahr 2011 an 
der Macht blieb. Während dieser zehn Jahre wurde ein 
Kurswechsel in der Bildungspolitik immer offensichtlicher. 
Der Erhöhung akademischer Standards und deren Über-
prüfung durch Evaluationsmaßnahmen wurde erheblich 
mehr Aufmerksamkeit geschenkt als der Privatisierung. Im 
Jahr 2001 wurde der neue Bildungsplan „Klare Ziele“ ein-
geführt, der analog zum vorhergehenden Curriculum le-
diglich eine Reihe allgemeiner (allerdings überarbeiteter) 
Richtlinien enthielt. Dieser allgemein gehaltene Bildungs-
plan erlaubt es Lehrerinnen und Lehrern, im Rahmen dieser 
Vorgabe ihre eigenen Lehrpläne vor Ort weitgehend selbst 
zu erstellen und Lehr- und Lernmethoden zu praktizieren, 
die ihrer Ansicht nach für die einzelnen Anforderungen ih-
rer Schülerinnen und Schüler am besten geeignet waren. 
Im Jahr 2003 wurde dieser Bildungsplan durch einen neuen 

mit dem Titel „Gemeinsame Ziele“ ersetzt, der den Wissens-
kanon und die anzustrebenden Fähigkeiten und Fertigkei-
ten für jedes einzelne Unterrichtsfach ausführlicher be-
schrieb. Im Jahr 2009 wurden die Anforderungen an die-
ses Curriculum erneut präzisiert und damit der Spielraum 
für Lehrerinnen und Lehrer noch einmal eingeengt. 
Außerdem wurde der Versuch unternommen, an den Schu-
len eine „Evaluationskultur“ zu etablieren, indem Lehrerin-
nen und Lehrern vorgeschrieben wurde, individuelle Schü-
lerprofile zu erstellen. Dies lief auf die ständige Bewertung 
des Leistungsfortschrit ts der einzelnen Schülerinnen und 
Schüler in allen Fächern hinaus. Diese Anstrengungen gip-
felten in der Einführung landesweit einheitlicher Prüfungen 
im Jahr 2006, die allerdings erst im Jahr 2010 in Kraft tra-
ten. Im Jahr 2005 wurde zudem ein Gesetz erlassen, das 
die Schulwahlmöglichkeiten der Eltern im öffentlichen 
Schulsystem ausweitete. Bis dahin war die Möglichkeit der 
freien Schulwahl nur im Privatschulsektor gegeben. Mit 
dem neuen Gesetz erhielten die dänischen Eltern nun auch 
bei den staatlichen Schulen die Möglichkeit, eine Schule 
für ihre Kinder auszuwählen, die außerhalb ihres Schulbe-
zirks und sogar außerhalb ihrer Gemeinde liegt. 

Norwegen

Im Gegensatz zu Dänemark und insbesondere Schweden 
ist das Bildungswesen in Norwegen zumindest bis zum 
Jahr 2001 in geringerem Maße Reformen unterzogen wor-
den. In der Schulpolitik betonte die politische Linke ein-
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schließlich der Norwegischen Arbeiterpartei traditionelle 
sozialdemokratische Ziele, die seit der Nachkriegszeit Be-
stand hatten. Die Zusammenarbeit des „Eisernen Dreiecks“ 
zwischen Lehrergewerkschaft, Parteipolitikern der Norwe-
gischen Arbeiterpartei und Beamten des Bildungsministe-
riums funktionierte die gesamten 1980er bis Anfang der 
1990er Jahre reibungslos, und daher verlief die Schulent-
wicklung nach wie vor weitgehend entlang der bildungs-
politischen Leitlinien der Norwegischen Arbeitspartei. 

Von 1981 an wechselten die Regierungen alternierend 
zwischen sozialdemokratischen Minderheitsregierungen 
und Mitte-Rechts-Regierungen unter konservativ-bürgerli-
cher Führung, wodurch neoliberalen Ideen der Weg berei-
tet wurde. Von 1981 bis 1986 leiteten die konservativen Re-
gierungen einen Dezentralisierungsprozess in die Wege, 
mit dem Finanzmittel und Verantwortlichkeiten von der 

Ebene des Zentralstaats an die Kommunen abgegeben 
wurden. Die pädagogische Freiheit der Lehrerinnen und 
Lehrer im Hinblick auf die Wahl der Unterrichtsinhalte und 
Methoden wurde durch einen überarbeiteten landeswei-
ten Bildungsplan gestärkt, der im Jahr 1987 in Kraft trat, 
während gleichzeitig die Entwicklung einer „Nationalen 
Wissensgesellschaft“ betont wurde. 
Als die konservative Regierung abtrat, übernahmen von 
1986 bis 1997 – mit einer kleinen Unterbrechung in den 
Jahren 1989 und 1990 durch eine konservative Koalitions-
regierung – die Sozialdemokraten das Steuer. Der 1990 
bis 1995 amtierende Bildungsminister Gudmund Hernes 
reformierte das Bildungssystem flächendeckend, indem 
Ausbildungsstandards und die Effizienz des Schulsystems 
verbessert wurden. Die Regierung überging bei ihrer Ent-
scheidungsfindung die mächtige Lehrergewerkschaft voll-
ständig und senkte unter anderem das Einschulungsalter 
von sieben auf sechs Jahre, wodurch sich die Schulpflicht 
auf zehn Jahre erweiterte. Es wurde ein neuer landesweit 
geltender Bildungsplan eingeführt, der die Kernfächer so-
wohl in den Gesamtschulen („Reform 97“) als auch in den 
höheren Schulen („Reform 94“) stärkte und somit die Ausbil-
dungsstandards erhöhte. Die Regierung reformierte das 
Hochschulsystem durch die Fusion der Fachhochschulen, 
darunter auch Pädagogische Hochschulen, zugunsten 
großer regionaler Hochschulzentrenen. Die fachwissen-

Norwegens Schulsystem 
Die Kinder in Norwegen werden mit fünf oder sechs 
Jahren eingeschult. Die Schulzeit wurde 1997 von neun 
auf zehn Jahre verlängert. Der überwiegende Teil der 
Schülerinnen und Schüler besucht nach Abschluss der 
10. Klasse eine weiterführende Schule. Diese ist geteilt 
in studienvorbereitende Schulzweige, die der gymna-
sialen Oberstufe entsprechen, sowie berufsvorberei-
tende Schulzweige, die einer Lehrstelle mit Berufs-
schulpflicht vergleichbar sind.

Die nordischen Wohlfahrts-
staaten gehören zu den Staa-
ten Europas, die überdurch-
schnittlich viel Geld in Bildung 
investieren und dementspre-
chend gut bei den PISA-Studien 
abgeschnitten haben.
 picture alliance/dpa
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schaftliche Komponente der Lehrerausbildung wurde auf 
Kosten von Pädagogik und Didaktik gestärkt. 
Während diese Maßnahmen darauf abzielten, die Stan-
dards im Schulsystem zu erhöhen, wurde die Steuerungs-
ebene des Bildungssektors von den Koalitionsregierungen 
unter Führung von Kjell Magne Bondevik erneut geändert. 
Die Bildungsministerin Kristin Clement setzte den laufen-
den Dezentralisierungsprozess weiter fort, indem sie 
grundlegende Befugnisse – wozu auch die Arbeitsbedin-
gungen und die Gehälter der Lehrerinnen und Lehrer zähl-
ten – vom Zentralstaat auf die Kommunen übertrug. Die 
Tarifverhandlungen wurden durch Verhandlungen auf 
kommunaler Ebene ergänzt, und bis zum Jahr 2002 hatte 
die Mehrheit der Kommunen Leistungszulagen eingeführt, 
auch wenn diese nicht an die Prüfungsergebnisse der 
Schülerinnen und Schüler geknüpft waren. Ein neuer Bil-
dungsplan mit dem Titel „Wissensförderung“ wurde einge-
führt, der die Unabhängigkeit der Unterrichtenden (die un-
ter der Ägide von Gudmund Hernes eingeschränkt worden 
war) stärkte und den Akzent in allen Fächern auf Grundfer-
tigkeiten und ergebnisorientierte Ziele legte. Im Jahr 2004 
führte man landesweit einheitliche Prüfungen ein. Die Er-
gebnisse dieser landesweiten Prüfungen wurden veröf-
fentlicht, um Eltern bei der Schulwahl zu unterstützen und 
den Wettbewerb zwischen den Schulen um die leistungs-
fähigsten Schülerinnen und Schüler zu fördern. 
Nach schwedischem Vorbild wurde außerdem ein Gesetz 
über freie Schulen erlassen, in dem privaten Anbietern die 
Einrichtung freier Schulen gestattet und deren Betriebskos-
ten zu 85 Prozent vom Staat übernommen wurden. Im Ge-
gensatz zu den freien Schulen in Schweden war es den 
Privatanbietern in Norwegen nicht erlaubt, Gewinne zu 
machen. Dieses Gesetz stand in scharfem Kontrast zu dem 
früheren Privatschulgesetz aus dem Jahr 1985, in dem fest-
gelegt worden war, dass Privatschulen eine pädagogische 
oder religiöse bzw. konfessionelle Alternative zu öffentli-
chen Schulen anbieten müssten. Daraufhin wurden einige 
freie Schulen gegründet, doch dieser Entwicklung wurde 
im Jahr 2005, in dem die Koalitionsregierung aus Sozialde-
mokraten, Zentrumspartei und sozialistischen Linken die 
Regierung übernahm, abrupt Einhalt geboten. Die neue 
Regierung unter Jens Stoltenberg schaffte das Gesetz über 
freie Schulen unverzüglich wieder ab und führte stattdes-
sen 2007 ein neues Privatschulgesetz ein, das weitgehend 
auf dem alten Gesetz von 1985 beruhte. Die Zahl der Pri-
vatschulen ist unter dieser Regierung dennoch gestiegen. 
In ländlichen Gebieten, in denen Kommunen kleine Schu-
len zugunsten von tragfähigen größeren Schulen mit bes-
ser qualifiziertem Lehrpersonal schließen, versuchen Eltern 
mit Hilfe des Privatschulgesetzes kommunale Schulen wie-
der zu öffnen – in der Regel in Form einer Montessorischule. 
Die Regierung Stoltenberg verkündete zwar, dass freie 
Schulen nicht wünschenswert wären, doch tatsächlich bil-
ligte sie alle von der Vorgängerregierung eingeführten Re-
formmaßnahmen, die im Übrigen von der konservativ-bür-
gerlichen Regierung, die das Regierungsamt 2013 über-
nahm, weitergeführt werden. 

Finnland

Finnland erlebte ebenfalls einen Aufschwung der konser-
vativen Politik, daher wurden auch hier wettbewerbsför-
dernde Bildungsreformen verfolgt. In den 1970er und 

1980er Jahren hatten sich die Volksparteien, darunter 
auch ein Großteil der Kommunistischen Partei, in ihrer Pro-
grammatik und politischen Praxis in Richtung Mitte bewegt, 
und das politische Spektrum damit insgesamt etwas weiter 
nach rechts gerückt,  als dies in früheren Jahrzehnten der 
Fall gewesen war. Die Konservativen feierten 1987 mit 23,1 
Prozent der Wählerstimmen ihren größten Wahlerfolg der 
Nachkriegszeit und waren während des gesamten Zeit-
raums die führende nicht-sozialistische Partei. Von 1987 bis 
1991 war eine Links-Rechts-Koalition unter Führung der 
Konservativen im Amt, die die Steuerung des Bildungswe-
sens in Finnland radikal änderte. 

Die damalige Regierung bereitete dem stark zentralisier-
ten und streng hierarchisch gesteuerten Bildungssektor 
1988 ein rasches Ende. Grundlegende verbindliche Regu-
larien zur Steuerung der Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer, 
wie zum Beispiel die Schulaufsicht, der extrem detaillierte 
Bildungsplan, die Lehrmaterialien, die wöchentlichen 
Stundenpläne für die Unterrichtsfächer und die Klassenbü-
cher, in denen die in jeder einzelnen Stunde unterrichteten 
Themen vermerkt werden mussten, wurden allesamt abge-

Finnlands Bildungssystem 
In Finnland werden Kinder mit sieben Jahren schul-
pflichtig. Vor Beginn der schulpflichtigen Phase gibt es 
die Möglichkeit, ein freiwilliges Vorschuljahr zu absol-
vieren. Seit der Vorschulreform des Jahres 2000 sind 
die kommunalen Bildungsbehörden verpflichtet, für je-
des Kind eine Vorschulbetreuung sicherzustellen. Die 
Bildungsbeteiligung im Vorschulbereich liegt bei 93 
Prozent.
Die Dauer der Schulpflicht beträgt neun Jahre und en-
det mit dem 16. Lebensjahr. Von der 1. bis zur 9. Klas-
senstufe besuchen alle Schüler gemeinsam eine Ge-
samtschule. In der Primarstufe (Klassenstufen 1 bis 6) 
werden die Schüler in fast allen Fächern vom Klassen-
lehrer unterrichtet. In der Sekundarstufe I (Klassenstu-
fen 7 bis 9) übernehmen Fachlehrer den Unterricht. Der 
Abschluss der Gesamtschule ermöglicht den Besuch 
der Sekundarstufe II. Am Ende der Gesamtschule gibt 
es kein Abschlussexamen. Für die Bewerbung an den 
weiterführenden Schulen zählen vielmehr ausschließ-
lich die Noten. Der Abschluss der neunjährigen Pflicht-
schule wird von 99,7 Prozent aller Schüler erreicht. 
Rund 95 Prozent aller Gesamtschulabsolventen setzen 
ihre Schullaufbahn entweder an einer allgemein bil-
denden (55 %) oder an einer berufsbildenden höheren 
Sekundarschule (35 %) fort. Das Curriculum einer all-
gemein bildenden höheren Sekundarschule ist auf den 
späteren Besuch einer Universität ausgerichtet und en-
det mit dem landesweiten Abitur. 
Die finnische Gesamtschule kennt weder eine externe 
noch eine interne Differenzierung. Es gibt keine Selek-
tion der Schüler nach Leistungen oder anderen Krite-
rien, d. h. der Unterricht findet in heterogenen Lern-
gruppen statt. Differenziert wird erst nach dem 9. 
Schuljahr entsprechend dem Bildungsweg (akade-
misch oder berufsbildend), den die Schüler nach Ende 
ihrer Schullaufbahn anstreben. Schüler mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf werden so weit wie mög-
lich in das reguläre Schulsystem integriert.
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schafft. In den 1990er Jahren wurde die Amtsbefugnis der 
Kommunalverwaltungen durch zwei Gesetze erweitert. 
Die Kommunen waren nun zuständig für den organisatori-
schen Betrieb von Schulen und die Verwaltung des Schul-
personals. Wegen der äußerst mächtigen finnischen Leh-
rergewerkschaft wurde über die nationalen Standards für 
die Arbeitszeit der Lehrerinnen und Lehrer (Regelstunden-
maß), die Lernmittel und die Anzahl der Unterrichtsstunden 
in den einzelnen Fächern aber nach wie vor auf zentraler 
Ebene durch das finnische Zentralamt für Unterrichtswesen 
entschieden. In den anderen skandinavischen Ländern 
übertrug man die Regelung dieser Angelegenheiten – trotz 
starker Widerstände gegen die Dezentralisierung – den 
Kommunen und den einzelnen Schulen. Als Teil des Dezen-
tralisierungsprozesses wurde das bis dato geltende Finan-
zierungssystem exakt festgelegter zweckgebundener Mit-
tel auf ein flexibles System umgestellt. Dieses System bein-
haltete Pauschalzahlungen (beruhend auf der Grundlage 
von Schülerzahlen, Unterrichtsstunden, usw.) an die Kom-
munen, die die Geldmittel innerhalb ihres Zuständigkeits-
bereichs für die Planung des Unterrichtsangebots und die 
Einstellung von Lehrerinnen und Lehrern nach eigenem Er-
messen aufteilen konnten. 
Dem tertiären Sektor wurde zugebilligt, außerschulische 
Bildungsleistungen und Produkte auf privater Basis anzu-
bieten. Durch das Grundbildungsgesetz von 1999 wurde 
dies im Bildungssektor weitgehend verhindert. Dieses Ge-
setz untersagte die Inanspruchnahme privater Bildungs-
leistungen an allgemein bildenden Schulen und schränkte 
die Möglichkeit für die Gründung von Privatschulen ein. In 
Finnland gibt es 68 Privatschulen, an denen zwei Prozent 

aller Schülerinnen und Schüler der Primarstufe und Sekun-
darstufe I angemeldet sind. Seit 1999 hat die Regierung 
durch Sondergenehmigungen die Gründung von acht 
neuen Privatschulen gestattet. Auch die freie Schulwahl 
wurde stufenweise eingeführt: Zunächst wurden Anfang 
der 1990er Jahre die alten, noch auf das Jahr 1889 zurück-
gehenden Schulbezirke abgeschafft. Städte konnten somit 
als ein einziger Schulbezirk agieren. In einem zweiten 
Schrit t wurde 1998 eine Neuerung im Grundschulgesetz 
verabschiedet, in dem Eltern das Recht zugesprochen 
wurde, die Schule für ihre Kinder selbst zu wählen. In Hel-
sinki beschloss der Stadtschulrat im Jahr 2007, eine Pro-
Kopf-Finanzierung der Schulen einzuführen, wobei jede 
Schule für jeden einzelnen Schüler einen bestimmten Per-
sonalmittelanteil erhielt. Indem die Finanzierung an die 
Zahl der Schülerinnen und Schüler geknüpft wurde, ent-
stand ein stärkerer Wettbewerb, weil die Schulen nun an-
fingen, mit besonderen Anreizen um Schülerinnen und 
Schüler zu konkurrieren, umso mehr Geldmittel zu erhalten. 
Die Kommunen behielten sich jedoch das Recht vor, die 
Schulwahl durch die Maßgabe einzuschränken, dass die 
freie Schulwahl durch die Eltern das Recht anderer Kinder, 
die von der Kommune zugewiesene Schule besuchen zu 
können, nicht aufheben durfte. In Finnland ging die Reform 
des Bildungswesens hauptsächlich mit der Verbesserung 
der schulischen Produktivität und deren Evaluation einher. 
Die Schulinspektion, die das Zentralamt für Unterrichtswe-
sen alle zwei Jahre durchführte, wurde von Evaluierungen 
(einschließlich der Erhebung von Stichproben in einzelnen 
Unterrichtsfächern) abgelöst. 

Schlussbemerkungen

Wettbewerbsorientierte Reformen haben ihren Weg auch 
in das Bildungswesen der nordischen Länder gefunden, 
wenngleich auf unterschiedliche Weise und in unterschied-
lichem Ausmaß. In Schweden und Norwegen spielen De-
zentralisierung und Deregulierung in den Reformplänen 
eine viel größere Rolle als in Dänemark, das auf eine lang-
jährige Tradition kommunaler Mitwirkung im Bildungswe-
sen zurückblicken kann. Aus historischen Gründen haben 
Privatschulen im dänischen Bildungswesen eine stärkere 
Rolle gespielt und sind sogar in Zeiten sozialdemokrati-
scher Regierungen unterstützt worden. Dadurch gab es 
eine größere Angebotsvielfalt an Bildungsmöglichkeiten 
und eine größere Auswahl für Eltern. Im Gegensatz dazu 
haben die sozialdemokratischen Regierungen in Norwe-
gen und Schweden den Privatschulsektor in den 1980er 
Jahren nahezu abgeschafft. Doch die konservativ-bürger-
lichen Regierungen hauchten ihm (zumindest in Schweden) 
in den 1980er und 1990er Jahren wieder neues Leben ein. 
Interessanterweise entscheidet sich die Mehrheit der El-
tern trotz gegebener Wahlmöglichkeit nach wie vor für die 
in ihren Gemeinden ansässigen Schulen. Falls die Eltern 
eine andere als die von der Kommunalverwaltung zuge-
wiesene Schule bevorzugen, wählen sie diese nach deren 
„pädagogischem Ethos“ und nicht nach deren Bildungsni-
veau aus. Das Bildungsniveau ist nicht wesentlich höher als 
in staatlichen Schulen oder in Privatschulen, Montessori-

Eine Wandtafel in einem schwedischen Klassenzimmer. 
Reformen haben Einzug gehalten im skandinavischen Bil-
dungswesen, wenngleich in unterschiedlichem Ausmaß. In 
Schweden und Norwegen spielen inzwischen Dezentralisie-
rung und Deregulierung im Bildungssektor eine größere 
Rolle als in Dänemark und Finnland.  picture alliance/dpa
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schulen und Waldorfschulen – es liegt sogar erheblich da-
runter. 
Im Hinblick auf die Reformen der Bildungspläne und die 
Einführung einheitlicher Prüfungen haben die skandinavi-
schen Länder bemerkenswert ähnliche Wege eingeschla-
gen. Finnland, das keine landesweiten Prüfungen einge-
führt hat, stellt einen Sonderfall dar. Die meisten Bildungs-
reformen, die einen stärkeren Wettbewerb zwischen 
staatlichen und privaten Schulen zum Ziel hatten, wurden 
von konservativ-bürgerlichen Regierungen in den 1980er 
Jahren eingeleitet. Das Ausmaß, in dem sie in den einzelnen 
skandinavischen Ländern mit Er folg durchgeführt worden 
sind, hängt aber auch von der Billigung der Sozialdemo-
kraten ab. So haben die schwedischen Sozialdemokraten 
den Marktkräften im Hinblick auf die Verbesserung des Bil-
dungswesens durch mehr Wettbewerb der Schulen unter-
einander Vertrauen geschenkt und deshalb einige dieser 
Privatisierungsreformen, wie zum Beispiel die Reform der 
freien Schulwahl, in die Wege geleitet. Die Norwegische 
Arbeiterpartei hingegen war in dieser Hinsicht erheblich 
zurückhaltender. Dementsprechend hat Schweden Bil-
dungsleistungen an Privatanbieter ausgelagert und damit 
ein erheblich größeres Wachstum des Privatschulsektors 
zugelassen. In den restlichen nordischen Ländern ist dies 
nach wie vor eine äußerst kontrovers diskutierte Streit frage. 
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ZUWANDERUNG UND INTEGRATION

Migrationspolitik in den 
skandinavischen Wohlfahrtsstaaten
Grete Brochmann / Anniken Hagelund

Die skandinavischen Länder haben auf das weltweite 
Migrationsgeschehen und die kulturelle Diversität ihrer 
Gesellschaften politisch unterschiedlich reagiert. Grete 
Brochmann und Anniken Hagelund skizzieren die ver-
schiedenen Phasen der Integrationspolitik in den skandi-
navischen Wohlfahrtsstaaten.1 Sie bilanzieren die Aus-
länder- und Zuwanderungspolitik seit den 1960er Jahren, 
als die ersten ausländischen Arbeitskräfte nach Schwe-
den geholt wurden, und entwerfen ein Panorama der 
Zuwanderungsgeschichte Skandinaviens. Dabei skizzie-
ren sie die zumeist von arbeitsmarktpolitischen Überle-
gungen geprägte und unter dem Gesichtspunkt der Inte-
gration oft halbherzig betriebene Zuwanderungspolitik. 
Der Beitrag nimmt hauptsächlich die schwedische, nor-
wegische und dänische Integrationspolitik in den Blick. 
Vergleicht man die drei Länder, treten die Unterschiede 
deutlich zutage: Die der liberalen Tradition folgende In-
tegrationspolitik Schwedens gilt international als ambiti-
oniert und erfolgreich. Dänemark hingegen verfolgt einen 
ausgesprochen restriktiven Kurs, und Norwegen prakti-
ziert eine eher gemäßigte Integrationspolitik.

Einleitung

In einer Sonderausgabe der Zeitschrift The Economist war 
2013 in einem Leitartikel mit der Überschrift „Why the world 
should look at the Nordic countries“ der folgende Satz zu 
lesen: “If you had to be reborn anywhere in the world as a 
person with average talents and income, you would want 
to be a Viking.”2 In Artikeln wie diesen wurde nicht zuletzt 
im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise wiederholt das 
skandinavische Wohlfahrtsmodell gepriesen, das eine 
hohe wirtschaftliche Produktivität mit einem gut aufgestell-
ten öffentlichen Sektor – der eine erstklassige Versorgung 
der Bürgerinnen und Bürger mit wohlfahrtsstaatlichen Leis-
tungen garantiert – zu kombinieren vermag.
Der skandinavischen Einwanderungspolitik hingegen kann 
keine derartige Bewunderung gezollt werden. Es gibt er-
hebliche Unterschiede in der Art und Weise, wie die Regie-
rungen der Länder Nordeuropas auf das weltweite Migra-
tionsgeschehen und auf die zunehmende kulturelle Diversi-
tät ihrer Gesellschaften reagiert haben. Die Einwanderung 
verlief auch in Skandinavien nicht ohne Friktionen und so-
ziale bzw. gesellschaftliche Herausforderungen. Der 
schroffe Gegensatz zwischen der hohen Beschäftigungs-
quote der einheimischen Bevölkerung und der begrenzten 
Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes für Neuankömm-
linge – insbesondere solche mit Flüchtlingshintergrund – 
war ein weiteres Integrationshemmnis, das nach wie vor 
nicht beseitigt ist. Als Erschwernis kam in den letzten Jah-
ren die beträchtliche Skepsis hinzu, mit der die skandinavi-

schen Gesellschaften auf die wachsende Zahl von Immig-
ranten reagierten. Dies ist u. a. am Zulauf rechtspopulisti-
scher und zuwanderungsfeindlicher Parteien zu erkennen. 
Dennoch sind die skandinavischen Länder – vor allem 
Schweden, Norwegen und Dänemark – zu Einwande-
rungsländern geworden. Die Entwicklung verlief dabei in 
den einzelnen Ländern unterschiedlich – sowohl im Zeit-
verlauf als auch im Hinblick auf die Zuwanderungs- und 
Integrationspolitik. 

Im September 2013 gab Schweden allen Asylanträgen von 
syrischen Flüchtlingen statt. Schweden war das erste Land, 
das diesen Schritt ankündigte. Den Flüchtlingen wird bis auf 
weiteres ein zeitlich unbefristeter Aufenthaltsstatus einge-
räumt. Bislang gewährte Schweden ihnen ein dreijähriges 
Asyl. Das Bild zeigt die in arabischer Schrift gehaltene Ent-
scheidung am Tor der schwedischen Botschaft in Ankara.
 picture alliance/dpa
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Ausländerbeschäftigung und erste 
Einwanderungsstopps

Die Migration nach Schweden begann früher und in stär-
kerem Ausmaß als die Zuwanderung in die anderen nordi-
schen Länder. Schwedens Anwerbesystem für ausländi-
sche Arbeitskräfte brachte bereits in den 1950er Jahren 
die ersten Arbeitsmigranten ins Land. Dänemark und Nor-
wegen wurden erst in den späten 1960er Jahren, als immer 
mehr Arbeitsmigranten aus der Türkei und aus Pakistan ein-
trafen, zu Zuwanderungsländern. Heute weist Schweden 
die bei weitem größte Zahl an Einwanderern auf (2012: 
20 %), aber auch in Dänemark (2013: 11 %) und Norwegen 
(2013: 14 %) machen Einwanderinnen und Einwanderer 
der ersten, zweiten und drit ten Generation einen erhebli-
chen Teil der Bevölkerung aus. 
Schweden, Norwegen und Dänemark haben in den frühen 
1970er Jahren Einwanderungsstopps verhängt, mit denen 
die Zuwanderung niedrig qualifizierter Arbeitskräfte aus 
dem Süden Europas unterbrochen wurde. Wirtschaftlich 
motivierter Einwanderung wurde so ein Ende gesetzt. Zu-
wanderung aus humanitären Gründen war hingegen wei-
terhin möglich, ebenso der Nachzug von Familienangehö-
rigen, Asylgesuche von Flüchtlingen und die Zuwanderung 
hoch qualifizierter Arbeitsmigranten. Nach der Osterwei-
terung der Europäischen Union (EU) 2004 wurde die Ar-
beitsmigration, die als Folge der Erweiterung die Zuwan-
derungszahlen ansteigen ließ, erneut auf die politische 
Agenda gesetzt. Dies war insbesondere in Norwegen der 
Fall, wo eine hohe Nachfrage nach Arbeitskräften dazu 
geführt hatte, dass polnische Zuwanderer nach 2004 in-
nerhalb weniger Jahre zur größten Immigrantengruppe 
geworden waren. 
Im oben skizzierten Zeitraum war es in Schweden, in Däne-
mark und in Norwegen gängige Praxis, bei der Ein- und 
Zuwanderung von Migranten einen nach außen „harten“, 
nach innen aber „weichen“ Ansatz zu verfolgen. Zuwande-
rung, die nicht aus humanitären, sondern aus wirtschaftli-
chen Motiven erfolgte, wurde einem strengen Reglement 
unterworfen. Gleichzeitig wurde legal Eingewanderten 
Zugang zu allen sozialstaatlichen Rechten gewährt. Ab 
dem Tag ihrer Ankunft standen ihnen mehr oder weniger 
dieselben Rechtsansprüche zu, wie der einheimischen Be-
völkerung.3 Einwanderer sollten die Möglichkeit haben, 
den gleichen Lebensstandard zu erreichen wie der Rest 
der Bevölkerung. Ferner verfolgten alle drei Länder eine 
Integrationspolitik, mittels derer eine rasche Integration 
aller Neuankömmlinge in den Arbeitsmarkt und damit ihre 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben sichergestellt wer-
den sollte. 

Nachzügler Finnland und Island

Finnland und Island blicken auf eine gänzlich andere Mig-
rationsgeschichte zurück als die anderen drei skandinavi-
schen Staaten. Die beiden Nachzügler wurden erst in den 
1990er Jahren von Abwanderungsländern zu favorisierten 
Zielregionen für Migrantinnen und Migranten. In Finnland 
stellen Einwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion, 
viele von ihnen finnischer Herkunft – die sogenannten In-
germanländer4 – eine wichtige Migrantengruppe dar. Ein 
nicht unerheblicher Anteil beruht des Weiteren auf der Zu-
wanderung von Asylsuchenden sowie der Familienzusam-

menführung von Flüchtlingen. Derzeit haben mehr als fünf 
Prozent der Bevölkerung Finnlands einen Migrationshinter-
grund. Flüchtlinge und Migranten aus nichtwestlichen Län-
dern haben bei der Zuwanderung nach Island von jeher 
eine untergeordnete Rolle gespielt. Bereits ab den 1990er 
Jahren kamen vornehmlich Arbeitsmigranten aus Polen 
nach Island. Im Jahr 2008 betrug der Anteil der Eingewan-
derten an der isländischen Bevölkerung acht Prozent.5 

Unterschiede in der Zuwanderungspolitik: 
liberales Schweden, restriktives Dänemark, 
gemäßigtes Norwegen

Nach 2000 zeigte sich in den skandinavischen Staaten ein 
völlig unterschiedliches Bild der Zuwanderungspolitik. 
Schweden hielt an seinem liberalen Konzept fest, Asylsu-
chenden das Aufenthaltsrecht und die Staatsbürgerschaft 
zu gewähren, und akzeptierte die kulturelle Diversität. 
Ganz im Gegensatz dazu entwickelte sich Dänemark zu 
einem restriktiven Land, das enge Grenzen für die Famili-
enzusammenführung und die Einbürgerung setzte, aber 
auch bei der Verhängung wirtschaftlicher Sanktionen (z. B. 
Kürzungen der Hilfsleistungen) gegenüber Zuwanderern, 
die sich nicht in den Arbeitsmarkt integrieren konnten, ei-
nen harten Kurs einschlug. Norwegen lag mit seiner Politik 
zwischen diesen beiden Polen. Das Land hegte zwar Sym-
pathie für die dänischen Lösungen, wagte aber selten ei-
nen strikten Kurs und stand stärker unter dem Einfluss der 
von Schweden vertretenen liberalen Ideale. In einer ver-
gleichende Analyse der drei skandinavischen Wohlfahrts-
staaten, die die Zuwanderung von 1945 bis 2010 in den 
Blick nimmt, konnten wir die liberale Politik Schwedens, die 
restriktive Vorgehensweise Dänemarks und die eher gemä-
ßigte Politik Norwegens belegen (vgl. Brochmann/Hage-

Vergleicht man die skandinavi-
schen Länder, gibt es sehr wohl 
Unterschiede in der Zuwande-
rungspolitik: Die der liberalen 
Tradition folgende Integrati-
onspolitik Schwedens gilt inter-
national als ambitioniert und 
erfolgreich. Dänemark hinge-
gen verfolgt einen ausgespro-
chen restriktiven Kurs, und 
Norwegen praktiziert eine 
eher gemäßigte Integrations-
politik. picture alliance/dpa
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lund 2010, 2011, 2012). Im gleichen Zeitraum konnten wir in 
allen drei skandinavischen Ländern Angleichungen in der 
Integrationspolitik feststellen: Migranten wurden als be-
sondere Zielgruppe in den Blick einer aktivierenden Sozi-
alpolitik genommen.
2014 ist es an der Zeit, dieses Bild zu revidieren. Seit 2006 
ist in Schweden die aus vier bürgerlichen Parteien be-
stehende „Allianz für Schweden“ an der Regierung. Die 
neue rechtspopulistische und migrationsfeindliche Partei 
der Schwedendemokraten (Sverigedemokraterna) verfehlte 
2006 den Einzug in den Reichstag mit nur 2,9 Prozent der 
Stimmen. Dänemarks rechtsliberal-konservative Regie-
rung, die für viele der restriktiven Politikansätze verant-
wortlich zeichnete, verlor die Regierungsmacht nach zehn 
Jahren. In Norwegen haben die Konservativen im Schul-
terschluss mit der migrationsfeindlichen Fortschrit tspartei 
(Fremskrittspartiet) die Regierungsverantwortung übernom-
men. 
Haben diese Richtungsänderungen der parteipolitischen 
Landschaft das Bild, das wir in unserer vergleichenden 
Analyse im Jahr 2010 gezeichnet haben, verändert? Ist die 
Konvergenz der Sozialpolitiken in den drei Ländern Schwe-
den, Norwegen und Dänemark nach wie vor festzustellen 
oder vielleicht stärker geworden? Oder bestehen die nati-
onalen Unterschiede in den integrationspolitischen Ansät-
zen weiterhin fort? 

Wohlfahrtsstaat und Zuwanderung

Zusammenhänge und Wechselwirkungen zwischen wohl-
fahrtsstaatlicher Sozialpolitik und Zuwanderung fanden 
lange Zeit kaum Beachtung. Sie sind aber in den letzten 
zehn Jahren sowohl in der Migrationsforschung als auch in 
der politischen Debatte zu einem zentralen Thema gewor-

den. In dieser Debatte zeichnen sich mehrere Diskussions-
stränge ab. Angesichts der Zuwanderung wird die Frage 
der finanziellen Nachhaltigkeit gestellt: Eine großzügige 
Verteilung des gesellschaftlichen Wohlstands verlange – 
so die Argumentation – eine restriktive Auswahl potentiell 
neuer Gesellschaftsmitglieder, um eine Überforderung 
des Sozialstaats zu vermeiden. Christian Joppke formu-
lierte diesen Zusammenhang reichlich salopp: „Weil 
Rechte kostspielig sind, bekommt sie nicht jeder“ (Joppke 
1999: 6). In den skandinavischen Ländern stellt der Ge-
sichtspunkt der finanziellen Nachhaltigkeit des sozialen 
Sektors eine besondere Herausforderung dar, weil soziale 
Rechte in der Regel generös und umfassend, d. h. allen Bür-
gerinnen und Bürgern gleichermaßen zustehend, gewährt 
werden. Gleichzeitig hat die überwiegend aus humanitä-
ren Gründen erfolgte Einwanderung, die Verfolgten Schutz 
und Bleibe garantiert, in Verbindung mit einem Arbeits-
markt, der sich durch eine stabile Lohnstruktur und eine be-
grenzte Nachfrage nach niedrig qualifizierten Arbeits-
kräften auszeichnet6, dazu geführt, dass viele Neuan-
kömmlinge einen Einstieg in den Arbeitsmarkt nur schwer 
oder gar nicht schaffen. 
Der Aspekt der Nachhaltigkeit des sozialen Sektors wird 
zudem in eher normativ orientierten Debatten thematisiert. 
Die Umverteilung des erzielten Wohlstands beruht in den 
ambitionierten skandinavischen Wohlfahrtsstaaten auf ei-
ner breiten gesellschaftlichen Zustimmung. Wird dieser 
Konsens in Gesellschaften, die immer heterogener wer-
den, weiterhin Bestand haben? Das könnte insbesondere 
dann zu einem Problem werden, wenn Menschen das Ge-
fühl haben, dass Sozialleistungen „etwas für ‚die‘ sind, 
aber von ‚uns‘ gezahlt werden“ (Freeman 1986: 62). 
Schließlich besteht noch das Problem der Integrationsan-
reize in den skandinavischen Wohlfahrtsstaaten. Ruud Ko-
opmans (2010) führt das Argument ins Feld, dass ein unge-
hinderter Zugang zu gleichen Rechten in großzügigen 
Wohlfahrtsstaaten die Gefahr einer nur schwachen Betei-
ligung Einzelner am Erwerbsleben in sich birgt. Die Anreize 
für eine wirtschaftliche und kulturelle Integration seien – so 
die Argumentation – schlicht nicht stark genug. Das Argu-
ment fehlender finanzieller Anreize wird auch von Ökono-
men (z. B. Pedersen et al 2003; Bratsberg et al. 2010) ver-
treten: Stelle man Zuwanderer vor die Wahl einer schlecht 
bezahlten Arbeit oder großzügig bemessener Sozialhilfe, 
so verspreche die erstgenannte Option nur wenig finanzi-
ellen Zugewinn. Dieser Effekt werde noch verstärkt, biete 
man Zuwanderern schlecht bezahlte und unattraktive Ar-
beitsstellen an. 
Das in solchen düsteren Prognosen konstatierte Unvermö-
gen der nordeuropäischen Wohlfahrtsstaaten, die Integ-
ration von Zugewanderten in den Arbeitsmarkt hinrei-
chend zu bewerkstelligen, sollte differenzierter betrachtet 
werden. Obwohl das Ausmaß der Beschäftigung zwischen 
Zugewanderten und Einheimischen auseinanderklafft, ist 
die Beschäftigungsquote der zugewanderten Bevölkerung 
im Vergleich zu anderen europäischen Einwanderungslän-
dern in Skandinavien immer noch relativ hoch. Es ist vor 
allem der hohe Beschäftigungsgrad der Einheimischen 
(insbesondere der Frauen), der diese Kluft vergrößert 
(OECD 2010). 
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Dennoch werden Immigrantinnen und Immigranten nicht 
sich selbst überlassen. Von den skandinavischen Traditio-
nen einer aktivierenden Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
profitieren auch Neuankömmlinge, die im Gegensatz zu 
vielen anderen Ländern gründliche Schulungs- und berufs-
orientierende Fortbildungsmaßnahmen in Anspruch neh-
men können. Es ist im aktuellen Migrationsdiskurs nicht 
leicht, den Nachweis zu erbringen, dass Zuwanderung auf 
lange Sicht den Wohlfahrtsstaat fördert und dem gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zugute kommt. Volkswirtschaft-
lich sind es jedoch selbstverständlich auch die Beiträge 
ausländischer Arbeitskräfte zu den sozialen Sicherungs-
systemen, die es ermöglichen, Schwächere und Notlei-
dende zu unterstützen. Anzeichen für einen merklichen 
Rückgang des gesellschaftlichen Vertrauens in das Modell 
des nordischen Wohlfahrtsstaats lassen sich nicht bele-
gen. Andererseits deuten einige Forschungsarbeiten dar-
auf hin, dass die generelle Unterstützung für die soziale 
Absicherung aller zwar hoch bleibt, es aber einen immer 
größer werdende Zuspruch für einen „zweigleisigen“ 
Wohlfahrtsstaat zu geben scheint, in dem die wichtigsten 
Leistungen ausschließlich den Einheimischen vorbehalten 
bleiben (Bay/Pedersen 2006).

Sozialstaatliche Bedenken führten schon früh 
zu Reglementierungen

Sozialstaatliche Bedenken waren bereits Anfang der 
1970er Jahre ausschlaggebend für die Verhängung von 
Einwanderungsstopps. Die Arbeitsmigranten der 1960er 
und 1970er Jahre trafen auf skandinavische Gesellschaf-
ten, die sich inmitten einer Phase wirtschaftlichen Wachs-

tums und eines enormen Ausbaus des wohlfahrtsstaatlichen 
Sektors befanden. Es war das goldene Zeitalter des skan-
dinavischen Wohlfahrtsstaats. In die sich damals entfal-
tenden Wohlfahrtsprogramme und sozialen Sicherungs-
systeme, Kennzeichen des nordischen Modells schlecht-
hin, wurde die gesamte Bevölkerung einbezogen. Es war 
der „glücklichste Augenblick der Sozialdemokratie“, wie es 
der norwegische Historiker Francis Sejersted (2005) formu-
liert hat. Doch dies änderte sich bald. Zeitgenössische Be-
richte über die Not der ausländischen Arbeitskräfte schil-
dern deren schlechte Wohn- und harte Arbeitsbedingun-
gen sowie den mangelnden Schutz vor Ausbeutung und 
deuten die Entstehung einer neuen „Unterschicht“ an (Brox 
1973). 
Dies gab den Ausschlag für die Einwanderungsstopps, die 
dann sowohl in Schweden (1972) als auch in Dänemark 
(1973) und Norwegen (1975) verhängt wurden. Alle drei 
Länder ergrif fen erste restriktive Maßnahmen, noch bevor 
sie von den Turbulenzen der Ölkrise getroffen wurden. Die 
sozialen und gesellschaftlichen Entwicklungen, die grö-
ßere europäische Länder im Zuge der Einwanderung be-
reits gemacht hatten, ließen die Bedenken wachsen. Ein 
Abgeordneter der norwegischen Arbeiterpartei fasste das 
Problem während einer Sitzung des norwegischen Parla-
ments (Stortinget) in folgende Worte: „Wir wollen keine […] 
neuen Elendsviertel mit einer Pariakaste. Die Erfahrungen 
anderer westeuropäischer Länder zeigen aber, dass das 
Problem mit den Gastarbeitern genau dazu führen kann“ 
(Tor Oftedal, 10.12.1974). 
Für das Problem wurde eine zweifache integrationspoliti-
sche Lösung gefunden: (1) Die Zuwanderung niedrig quali-
fizierter Arbeitskräfte wurde eingeschränkt (davon ausge-
nommen waren lediglich hoch qualifizierte Arbeitskräfte 

„Gebt mir Arbeit! – Migranten 
bei der Arbeitssuche in Finn-
land. Fehlende Arbeits- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten 
sowie daraus resultierende 
Abhängigkeit von Sozialleis-
tungen sind zentrale Hinder-
nisse, die einer erfolgreichen 
Integration von Migranten und 
Flüchtlingen in die skandinavi-
schen Gesellschaften im Wege 
stehen. picture alliance/dpa
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und deren Familienangehörige sowie Flüchtlinge). (2) 
Durch wirksame sozialpolitische Maßnahmen sollte sicher-
gestellt werden, dass sich Einwanderer in die Gesellschaft 
integrieren und soziale Brennpunkte erst gar nicht entste-
hen. 

Umgang mit kultureller Vielfalt

In vielerlei Hinsicht entwickelten sich sowohl die Zuwan-
dererströme als auch die Zuwanderungspolitik in den drei 
skandinavischen Ländern in den 1970er Jahren auf ähnli-
che Weise. Dennoch können Unterschiede ausgemacht 
werden. 
Ein leitender Grundsatz der Integrationspolitik war es 
schon immer, Zuwanderern die gleichen sozialen Rechte 
wie einheimischen Bürgerinnen und Bürgern zuzugeste-
hen. Die Inanspruchnahme von Sozialleistungen durch Mi-
grantinnen und Migranten sollte mit den etablierten sozia-
len Sicherungssystemen abgedeckt werden. Bald stellte 
sich jedoch heraus, dass Zuwanderer sowohl im Hinblick 
auf ihren Status als neu angekommene, oft mittellose 
Migranten sowie als kulturelle und religiöse Minderheiten 
besondere Bedürfnisse hatten. Insbesondere in Schweden 
wurde die Frage der unterschiedlichen Einwandererkultu-
ren ganz oben auf die politische Agenda gesetzt. Forde-
rungen nach besonderen Maßnahmen wurden laut, um 
den spezifischen Bedürfnissen und kulturellen Gepflogen-
heiten der Migrantinnen und Migranten Rechnung zu tra-
gen. Die Entscheidungsfreiheit, sich assimilieren oder die 
eigene Kultur beibehalten zu wollen, wurde als hohes Gut 
angesehen. Das sozialdemokratisch geprägte Schweden 
ging davon aus, dass Zuwanderer das Recht haben soll-
ten, die Sprache und Kultur ihrer Herkunftsländer zu be-
wahren. Thomas Gür (1996) regte an, diese Entscheidungs-
freiheit nicht als Gegensatz zum egalitären schwedischen 
Wohlfahrtssystem zu verstehen, sondern als unabdingba-
res Zugeständnis an ethnische Minderheiten. Nur dadurch, 
dass Gruppen mit einer anderen Kultur die Freiheit ge-
währt werde, dem schwedischen Streben nach Homogeni-
tät nicht nachkommen zu müssen, sei Vielfalt bei gleichzei-
tiger Einheit möglich.
Norwegen und Dänemark wählten hier eine etwas andere 
Vorgehensweise. Die politischen Entscheidungsträger in 
Norwegen knüpften zwar an den schwedischen Multikul-
turalismus an, formulierten die Zugeständnisse an die 
Wahrung der kulturellen Rechte der Einwanderer aber we-
niger verbindlich. In Dänemark wurden zwar Forderungen 
nach einer Weiterentwicklung der Integrationsstrategie 
laut, vorherrschender Maßstab der Politik war jedoch die 
Gleichbehandlung ohne die Möglichkeit des passge-
nauen Zuschnitts auf einzelne Problemlagen und Bedürf-
nisse. Im Rahmen gegebener Möglichkeiten sollten Zuge-
wanderte Anspruch auf gleiche Chance und Mittel haben; 
gezielten Maßnahmen zur kulturellen Anerkennung wurde 
aber nur wenig Aufmerksamkeit geschenkt. 

Asylzuwanderung, Asylpolitik und zunehmender 
Rechtspopulismus

Asylsuchende, die ab Anfang der 1980er Jahre in immer 
größerer Zahl nach Skandinavien kamen, setzten die da-
maligen politischen Konzepte unter Druck. Sowohl Nor-

wegen als auch Dänemark hatten das gesamte Feld der 
Sozialarbeit, die sich um Flüchtlinge und Asylsuchende 
kümmerte, öffentlich finanzierten Nichtregierungsorgani-
sationen übertragen. Solange die Zahl der Flüchtlinge re-
lativ gering war, hatte das gut funktioniert. Doch mit der 
neuen Dimension der Flüchtlingszuwanderung wurde das 
bisherige System logistisch und politisch auf eine harte 
Probe gestellt. 
In Norwegen erzielte die rechtspopulistische Fortschrit ts-
partei (Fremskrittspartiet) in den 1980er Jahren einen durch-
schlagenden Wahlerfolg. Während ihrer Wahlkampagne 
1987 argumentierte die Partei nicht nur vehement gegen 
die Zuwanderung von Asylsuchenden, sondern auch ge-
gen die angebliche Vorzugsbehandlung, die Asylsu-
chende durch den Wohlfahrtsstaat erhielten. Bei ihrer Ar-
gumentation spielten Hilfs- und Unterstützungsmaßnah-
men, die die Einwanderer angeblich als Sozialleistungen 
erhalten würden, von denen Norweger aber ausgeschlos-
sen wären, eine ausschlaggebende Rolle. Selbst in Schwe-
den erlebte die rechtspopulistische Partei Neue Demokra-
tie (Ny Demokrati) bei den Wahlen im Jahr 1991 einen kurz-
fristigen Erfolg und kam auf einen Stimmenanteil von 6,7 
Prozent. In Dänemark konnte sich die Fortschrit tspartei 
(Fremskridtspartiet) seit den 1970er Jahren über eine immer 
größer werdende Anhängerschaft freuen, und mit steigen-
den Zuwanderungszahlen wurde die fremdenfeindliche 
Rhetorik ab 1995 zu einem Kernthema der rechtspopulisti-
schen Dänischen Volkspartei (Dansk Folkeparti) und deren 
Chefin Pia Kjærsgaards.
Die dramatische Zunahme von Asylsuchenden brachte 
eine Reihe dringlicher praktischer Herausforderungen mit 
sich: Als der Rückstau der Asylverfahren immer größer 
wurde und immer mehr Berufungen anhängig wurden, 
mussten Tausende von Menschen monate- und jahrelang 
in Übergangs- bzw. Aufnahmezentren untergebracht wer-
den. Wurden die Asylanträge schließlich positiv beschie-
den, zogen die Flüchtlinge in Gemeinden um, wo sie eine 
Unterkunft und in den meisten Fällen auch Sprachkurse so-
wie Sozialhilfe benötigten, bis sie in der Lage waren, eine 
Arbeit zu finden. Aufgrund der wachsenden Zahl von Asyl-
suchenden wurde das ursprüngliche Vorhaben, sie dort 
unterzubringen, wo sich geeignete Arbeits- und Bildungs-
möglichkeiten boten, zugunsten einer Strategie aufgege-
ben, Flüchtlinge dort unterzubringen, wo Unterkünfte ge-
funden werden konnten – unabhängig davon, ob es in die-
sen Gemeinden Beschäftigungsmöglichkeiten gab oder 
nicht.

„Gebt mir Arbeit!“

Die niedrige Beschäftigungsquote von Zuwanderern aus 
nichtwestlichen Ländern trat in den 1990er Jahren offen 
zutage. Migrantinnen und Migranten waren davon beson-
ders hart betroffen. In der Folge wurden umfangreiche wis-
senschaftliche Untersuchungen und statistische Erhebun-
gen zu den Lebensbedingungen der zugewanderten Be-
völkerung durchgeführt. Die Umfragen erbrachten den 
Nachweis großer Ungleichheiten zwischen der zugewan-
derten und der einheimischen Bevölkerung. „Gebt mir Ar-
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beit!“, lautete der viel sagende Titel einer Studie. Diese 
norwegische Umfrage nahm die Lebensbedingungen der 
Flüchtlinge in den Blick und identifizierte fehlende Arbeits- 
und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die daraus resul-
tierende langfristige Abhängigkeit von Sozialhilfe als 
wichtigste Hindernisse, die einer erfolgreichen Integration 
der Flüchtlinge in die norwegische Gesellschaft im Wege 
standen (Djuve/Hagen 1995). 
Politische Entscheidungsträger in Schweden, Norwegen 
und Dänemark sahen sich vor die gleichen Herausforde-
rungen gestellt: Eine an humanitären Maßstäben orien-
tierte Zuwanderung ist nur schwer zu steuern. Kommt noch 
das Problem niedriger Beschäftigungsquoten hinzu, wird 
die Kluft zwischen den Lebensbedingungen der Migran-
tinnen und Migranten und der einheimischen Bevölkerung 
immer größer und offenkundiger. Für die skandinavischen 
Wohlfahrtsstaaten ist dies ein äußerst kritischer Sachver-
halt. Wohlfahrtsstaatliche Sozialleistungen sind teuer und 
stehen nicht uneingeschränkt zur Verfügung. Gleichzeitig 
müssen diese Leistungen aber allen gewährt werden, die 
rechtmäßig ins Land gekommen sind. 
Um die wohlfahrtsstaatlichen Leistungen beibehalten zu 
können, ist es notwendig, Neuankommende in Wirtschaft 
und Gesellschaft zu integrieren. Ambitionierte Wohlfahrts-
staaten wollen damit die Entstehung von Randgruppen un-
terbinden, die den regulären Arbeitsmarkt stören, die Sozi-
albudgets belasten und den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt untergraben könnten. 
Angesichts zunehmender Zuwanderungszahlen verstärk-
ten sich die kulturellen und politischen Konfliktlinien, die in 
der Parteienlandschaft Widerhall fanden. In Dänemark 
und Norwegen konnten die rechtspopulistischen Parteien 
politischen Gewinn aus der Lage ziehen und mit Stamm-
tischparolen und populistischen Vorbehalten gegenüber 
Einwanderern bei den Wählerinnen und Wählern punkten. 
In Schweden erzielte die Partei Neue Demokratie (Ny De-
mokrati) dagegen nur einen kurzfristigen Erfolg. Sie konnte 
die Zuwanderungsproblematik nicht in gleichem Maße 
politisch ausschlachten und in die öffentliche Debatte ein-
bringen, wie dies in den Nachbarländern Norwegen und 
Dänemark geschah. 
Auch in institutioneller Hinsicht fanden die Länder unter-
schiedliche Wege für den Integrationsprozess selbst. In 
Schweden wurden schon in einer frühen Phase der Zuwan-
derung staatliche Maßnahmen getroffen, welche die Inte-
gration der Neuankömmlinge erleichtern sollten.7 Norwe-
gen folgte diesem Beispiel kurze Zeit später. Dänemark 
dagegen hielt – abgesehen von der Unterstützung von 
Flüchtlingen durch Nichtregierungsorganisationen – bis 
Ende der 1990er Jahre immer noch an dem Grundsatz fest, 
gleiche Lösungsansätze bei allen Einwanderern anzuwen-
den. In allen Ländern galt jedoch der Grundsatz, dass Zu-
wanderern dieselben Wohlfahrtsrechte zustehen wie je-
dem anderen Bürger auch. Gemäß diesem Ideal sollte der 
Wohlfahrtsstaat in der Lage sein, den Bedürfnissen der 
Migranten im Rahmen seiner sozialstaatlichen Pflichten 
gerecht zu werden. Schweden gab seine multikulturellen 
Ambitionen und die Garantie, unterschiedlichen Ethnien 
kulturelle Rechte zuzugestehen, allerdings Mitte der 
1980er Jahre auf. Fortan wurden verstärkt kulturelle Unter-
schiede zurückgedrängt, Ähnlichkeiten betont und die Ko-
häsion der Gesellschaft in den Blick genommen.

Restriktives Dänemark

Anzeichen für unterschiedliche Entwicklungen gab es zwar 
auch in den 1990er und 2000er Jahren, dennoch sind es 
insbesondere die neueren Entwicklungen, die ein in Fragen 
der Zuwanderung gespaltenes Skandinavien offenbaren. 
„Dänische Zustände“ wurde in der schwedischen Öffent-
lichkeit zu einer abschätzigen Bezeichnung. Der restriktive 
Weg, der von der rechtsliberal-konservativen Regierung in 
Dänemark im Jahr 2001 (mit Unterstützung der zuwande-
rungsfeindlichen Dänischen Volkspartei) eingeschlagen 
wurde, hat für Aufmerksamkeit gesorgt, obwohl es die So-
zialdemokraten waren, die diesen restriktiven Politikansatz 
bereits Ende der 1990er Jahre verfolgt hatten (Jønsson 
2013). 1998 wurde ein Integrationsgesetz verabschiedet, 
das die staatliche Kontrolle über die Ansiedlung und In-
tegration von Zuwanderern erheblich verschärfte. Alle Im-
migranten aus Nicht-EU-Ländern (nicht nur Flüchtlinge) 
mussten an einem verpflichtend vorgeschriebenen Integ-
rationsprogramm teilnehmen, das darauf abzielte, nach 
individuellen Maßnahmeplänen Grundqualifikationen 
bzw. Ausbildungsmaßnahmen für eine erfolgreiche Integ-
ration in den Arbeitsmarkt zu vermitteln. Die Teilnahme an 
diesen Programmen war an den Bezug einer „Eingliede-
rungsbeihilfe“ gekoppelt, die erheblich niedriger ausfiel 
als die Sozialhilfeleistungen, auf die Einwanderer bis da-

Angesichts steigender Zuwanderungszahlen konnten in Nor-
wegen und Dänemark Parteien mit Stammtischparolen 
Gewinn aus der Lage ziehen. Eine rechtspopulistische und 
ausländerfeindliche Wahlwerbung der Venstre-Partei. Die 
Partei platzierte in dänischen Magazinen Anzeigen, in denen 
wegen einer Vergewaltigung verurteilte Migranten als „Eye-
catcher“ herhalten mussten. picture alliance/dpa
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hin Anspruch gehabt hatten. Aus wohlfahrtsstaatlicher 
Sicht war eine solche Unterscheidung bei der Gewährung 
von Beihilfen nach Nationalität und Status ein deutlicher 
Bruch mit dem Ideal der Wohlfahrtsstaatlichkeit und wies 
in Richtung eines „zweigleisigen Modells “, bei dem Zu-
wanderern weniger großzügige Bedingungen gewährt 
werden als Einheimischen.
Die neue Regierung setzte ihre Agenda „Integration über 
den Arbeitsmarkt“ nach 2001 nicht nur fort, sondern nahm 
auch Änderungen am Reglement der Einwanderung vor, 
um die Zuwanderung aus nichtwestlichen Ländern weiter 
einzuschränken. Kulturelle und religiöse Unterschiede, so-
ziale und gesellschaftliche Konfliktlinien standen auf der 
politischen Tagesordnung ganz oben – die Debatten um 
Zwangsheirat und arrangierte Ehen einschließlich der 
24-Jahres-Regelung8 sowie die eskalierenden Konflikte, 
die durch die Mohammed-Karikaturen ausgelöst wurden, 
sind nur einige wenige Beispiele.
Die 1998 eingeführte „Eingliederungsbeihilfe“ musste be-
reits nach einem Jahr abgeschafft werden, da die diskrimi-
nierende Behandlung von Zugewanderten in der Öffent-
lichkeit heftigen Widerspruch erfuhr. Die jetzige Regierung 
entwarf ein neues sozialpolitisches Maßnahmenpaket, 
das offiziell für alle Einwohner Dänemarks gelten sollte, in 
der Praxis aber auf Migrantinnen und Migranten fokussiert 
war. Von dieser grundlegenden Reform der dänischen So-
zialpolitik waren vor allem Zu- und Einwanderer betroffen. 
Die umstrit tene „Eingliederungsbeihilfe“, die an die Teil-
nahme an den Integrationsprogrammen gekoppelt war, 
wurde in „Anfangsunterstützung“ umbenannt und wiede-
rum auf das Niveau unterhalb der Sozialhilfe gesenkt. 
Diese finanzielle Unterstützung sollte auch für dänische 
Bürgerinnen und Bürger gelten, die im zurückliegenden 

Zeitraum von acht Jahren weniger als sieben Jahre in Dä-
nemark gelebt hatten. 
Eine weitere in Kraft getretene Richtlinie – Forklædecirkulæ-
ret (die „Hausfrauenschürze-Richtlinie“) – ersetzte in Fäl-
len, in denen beide Eheleute langfristig von Sozialhilfeleis-
tungen lebten, den Leistungsbezug eines Partners durch 
einen Ehegattenzuschlag. Dieser unter dem Sozialhilfeni-
veau liegende Zuschlag sollte den Anreiz erhöhen, sich 
eine Arbeit zu suchen. Hierbei handelte es sich um eine 
Verordnung, die auf der Vermutung bzw. Unterstellung be-
ruhte, dass sich in vielen Migrantenfamilien mindestens ei-
ner der Ehegatten nicht ernsthaft um Arbeit bemühen 
würde. Unterstellt wurde, dass in der Mehrheit der däni-
schen Familien beide Ehegatten arbeiten. 

Einbürgerung: „Belohnung“ oder 
Selbstverständlichkeit?

Bei der Einbürgerungspolitik treten die Unterschiede der 
skandinavischen Länder am deutlichsten zutage. Die Re-
form des dänischen Einbürgerungsrechts lässt den Schluss 
zu, dass die Einbürgerung als „Belohnung“ für eine erfolg-
reiche Integration angesehen wird. Die Antragstellerinnen 
und Antragsteller müssen wirtschaftlich selbstständig sein 
und dürfen in den letzten fünf Jahren nicht mehr als ein Jahr 
lang Sozialhilfe bezogen haben. Die Kenntnis der däni-
schen Sprache muss nachgewiesen werden. Die Antrag-
stellenden müssen einen Einbürgerungstest mit Fragen zum 
dänischen Sozialwesen, zur dänischen Geschichte und 
Kultur bestehen. Dänemark hat damit das inzwischen strik-
teste Ausländer- und Asylgesetz Europas. 
Im Vergleich zu Dänemark hat sich Schweden in eine an-
dere Richtung bewegt. Tests und besondere Anfor de-
rungen an die Sprachkenntnisse wurden vehement zurück-
gewiesen. Gleichzeitig wurden die Aufenthalts vorschriften 
liberalisiert. Das weitaus einfachere Einbürgerungsverfah-
ren wird nicht als „Belohnung“ für eine erfolgreiche Integ-
ration, sondern vielmehr als wirksames Instrument zur Stär-
kung des Integrationsprozesses betrachtet. Norwegen hat 
einen Mittelweg eingeschlagen und setzt für die Einbürge-
rung weniger Kriterien voraus als Dänemark, aber mehr als 
Schweden. Bis 2013 gab es die Anordnung, Sprachkurse 
zu besuchen. Das erfolgreiche Bestehen dieser Sprach-
kurse hingegen wurde nicht vorausgesetzt (s. unten).
Die Optionsfreiheit, die Eingewanderten zugestanden 
wird, ist in Schweden nach wie vor ausgeprägt. In den 
1980er Jahren, als die Flüchtlingsströme stark anwuchsen, 
wurde der integrationspolitische Kurs, der kulturelle Unter-
schiede zwischen Schweden und Einwanderern zuließ, 
merklich zurückgefahren. Die schwedischen Behörden be-
tonten nunmehr mit Nachdruck, dass dieser Grundsatz 
nicht bedeute, für absolute kulturelle Autonomie und damit 
gegen die Teilhabe an der schwedischen Gesellschaft zu 
optieren. Die Teilnahme an Integrationsprogrammen blieb 
weiterhin freiwillig und es gab nur schwache finanzielle 
Anreize, tatsächlich an diesen Programmen teilzunehmen. 
Viele Gemeinden boten deshalb keine Integrationspro-
gramme an. Erst im Jahr 2009 ergrif f die schwedische Re-
gierung Maßnahmen, mit denen die Steuerung der Integ-
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rationsprogramme zentralisiert wurde. Seither haben alle 
Einwanderer den verbürgten, nicht aber verpflichtend fest-
geschriebenen Anspruch, an diesen Kursen teilnehmen zu 
können. Asylsuchende in Norwegen und Dänemark wer-
den für gewöhnlich in Aufnahmezentren untergebracht, 
und die Mittelzuweisung zum Bestreiten des Lebensunter-
halts ist an den Aufenthalt in diesen Zentren geknüpft. 
Asylsuchende in Schweden hingegen haben die Möglich-
keit, sich ihre Unterkunft mit finanzieller Unterstützung der 
Behörden selbst zu suchen. In der Praxis bedeutet dies, 
dass ein hoher Anteil der Asylsuchenden zu Freunden und 
Verwandten in jene Wohngebiete zieht, die bereits einen 
hohen Zuwandereranteil aufweisen. Dieses Muster wie-
derholt sich bei Flüchtlingen, deren Asylantrag positiv ent-
schieden wurde. Dadurch kommt es verbreitet zur Konzen-
tration von Migrantinnen und Migranten auf engem Raum. 
Da die Flüchtlinge nicht gleichmäßig über das ganze Land 
verteilt sind, stehen einige Kommunen vor großen Heraus-
forderungen, wenn es darum geht, ihren neuen Einwohne-
rinnen und Einwohnern adäquate Integrationsleistungen 
zu bieten. 
Die politischen Entscheidungsträger in Norwegen orien-
tierten sich in den 1970er und 1980er Jahren zunächst an 
der schwedischen Integrationspolitik, richteten ihre Auf-
merksamkeit dann aber verstärkt auf den dänischen integ-
rationspolitischen Kurs. Allerdings wurden die Maßnah-
men Dänemarks nicht in vollem Umfang kopiert, sondern 
vielmehr in abgemilderter Form übernommen. Die soge-
nannte 24-Jahres-Regelung wurde in Norwegen kontro-
vers diskutiert und lediglich in abgeschwächter Form über-
nommen. Die wirtschaftliche Selbstständigkeit als Voraus-
setzung für die Einbürgerung wurde weniger kategorisch 
gehandhabt. Integrationsprogramme wurden verbindlich 
vorgeschrieben, allerdings an relativ großzügige Aus-
gleichszahlungen gekoppelt. Die für eine Einbürgerung 
notwendigen Sprachkenntnisse können in obligatorischen 
Sprachkursen erworben werden. Das geforderte Leis-
tungsniveau der Sprachkurse ist durchaus zu bewältigen. 
Die Kurse schließen nicht mit einem Sprachtest ab. Die Teil-
nahme an den Kursen ist ein ausreichender Beleg für den 
Einbürgerungswillen.

Migrations- und Integrationsdiskurse

Die unterschiedliche Integrationspolitik von Schweden, 
Norwegen und Dänemark spiegelt sich in den öffentlichen 
und politischen Diskursen der Länder wider. Dänemark hat 
sich durch eine Rhetorik, die auf kulturelle Unterschiede 
abhebt und zeitweise stark islamfeindliche Tendenzen an-
nahm, weniger rühmlich hervorgetan. Diese Haltung, eth-
nischen Minderheiten die Schuld an Integrationspro-
blemen zu geben, steht in deutlichem Gegensatz zur 
schwedischen Diskussion über strukturelle Spielarten der 
Diskriminierung sowie über Rassismus. Die norwegischen 
Debatten sind verhaltener. Die öffentlichen Diskurse der 
beiden Nachbarländer finden sich hier nur in abgemilder-
ter Form. Stark vereinfacht können die Integrationsdiskurse 
wie folgt zusammengefasst werden: Integrationsprobleme 
werden in Schweden mit rassistischen Ursachen erklärt 
und damit auf eine strukturelle Ebene gebracht. In rechtsli-
beral-konservativen Kreisen in Dänemark hingegen wer-
den die großzügigen Transferleistungen für die negativen 
Seiten der Integration verantwortlich gemacht, während 

die norwegische Öffentlichkeit die angeblich zu hohen So-
zialleistungen für Zuwanderinnen und Zuwanderer kriti-
siert.
Auch wenn sich die öffentlichen Debatten und gängigen 
Argumente in vielerlei Hinsicht unterscheiden, wird der Ar-
beitsmarkt einvernehmlich als der Dreh- und Angelpunkt 
genannt, der für eine erfolgreiche Integration ausschlag-
gebend ist. Die Logik des aktivierenden Wohlfahrtsstaats 
schlägt sich in allen drei Ländern in der Integrationspolitik 
nieder. Die Politik vertrit t die Auffassung, die beste Art der 
Integration in die skandinavischen Gesellschaften sei die 
rasche Integration in den Arbeitsmarkt. Die Teilnahme an 
Integrationsprogrammen, die Spracherwerb und Berufs-
orientierung fokussieren, bietet den Zugewanderten bei 
gelingender Integration in den Arbeitsmarkt Einkommens-
sicherheit. Flüchtlinge mit einer langfristigen Aufenthalts-
berechtigung sind ebenso Zielgruppe einer aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik. Alle integrationspolitischen Maßnah-
men sind darauf ausgerichtet, die Beschäftigungsfähigkeit 
der Zuwanderer zu stärken und damit die Integration in 
den Arbeitsmarkt zu fördern. Gleichwohl gibt es Unter-
schiede in der Gewichtung von Anreizen und Sanktionen. 
Schweden bevorzugt hier das „Zuckerbrot“, Dänemark da-
gegen die „Peitsche“ und Norwegen versucht sich an einer 
Kombination aus beidem.

Kontinuitäten in der Integrationspolitik

In einer quantitativen Analyse der Zuwanderung nach 
Norwegen stellt Frøy Gudbrandsen (2010) fest, dass die 
Zuwanderung unter konservativen Regierungen eher zu-
rückgeht und unter Mitte-Links-Regierungen tendenziell 
zunimmt. (Dies spiegelt sich u. a. in den Programmen und 
Standpunkten der jeweiligen Regierungen wider.) Der Stu-
die zufolge müsste der Wechsel hin zu einer konservativen 
Regierung in Schweden ab dem Jahr 2006 und der links-
sozialdemokratisch-liberale Richtungswechsel in Däne-
mark im Jahr 2011 die Integrationspolitik der beiden Län-
der einander angeglichen haben.
Seit 2011 ist das auffälligste Merkmal der dänischen Sozi-
alpolitik deren Pfadabhängigkeit und somit deren Kontinu-
ität. Dennoch sind einige Änderungen erwähnenswert. Die 
wichtigste Änderung ist zunächst, dass die Tendenz einer 
zweigleisigen Sozialhilfepolitik abgeschwächt worden ist, 
indem zum Beispiel die „Anfangsunterstützung“ abge-
schafft wurde. In der Praxis hat sich die dänische Regie-
rung von humanitären Ideen bei ihrer Einwanderungspoli-
tik offenbar endgültig verabschiedet und will künftig noch 
stärker wirtschaftliche Erwägungen in den Mittelpunkt 
stellen.9 Die Zuwanderung wird weiterhin streng reglemen-
tiert, d. h. extrem strenge Gesetze haben die Zahl der Ein-
wanderer nach unten gedrückt.
In Schweden wurde das liberale Konzept bei der Steue-
rung der Zuwanderung von der konservativen Regierung 
fortgeführt. Sie hat sogar eine Liberalisierung der Zuwan-
derung von Arbeitskräften aus Drit tstaaten eingeführt, die 
es Asylsuchenden erlaubt, eine Aufenthaltsgenehmigung 
als Arbeitsmigranten zu beantragen. Andererseits sind für 
Familiennachzügler strengere Anforderungen an die Un-
terhaltskosten eingeführt worden. Die konservativ-bürger-
liche Regierung hat die Integration der Zuwanderer in den 
Arbeitsmarkt zur obersten Priorität erklärt. Aus- und Wei-
terbildung und eine aktive Stellenvermittlung sind erklärte 
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Ziele der Integrationspolitik. Im Ganzen gesehen hat sich 
Schwedens außergewöhnlich liberale Position im Hinblick 
auf Einwanderer nicht verändert. Diese liberale Haltung 
erklärt die eindeutige Frontstellung der konservativ-bür-
gerlich Koalitionsparteien gegen die rechtspopulistischen 
Schwedendemokraten (Sverigedemokraterna), die im Jahr 
2010 in beachtlicher Stärke in den schwedischen Reichs-
tag einzogen. 
In Norwegen ist dagegen die zuwanderungskritische Fort-
schrit tspartei (die gemäßigter agiert als die Schwedende-
mokraten und die Dänische Volkspartei) im Jahr 2013 der 
konservativ-bürgerlichen Regierungskoalition beigetre-
ten. Die Minderheitskoalition benötigt allerdings die Un-
terstützung der Christdemokraten und der Liberalen. Des-
halb wurde der integrationspolitische Kurs Norwegens 
bisher nicht grundlegend geändert. Die Grundzüge der 
Integrationspolitik werden aktuell beibehalten, allerdings 
mit einer deutlichen Schwerpunktsetzung auf Kriminalitäts-
bekämpfung mittels Haftstrafen und Ausweisungen. Nor-
wegen steht der Immigration aus europäischen Ländern 
wesentlich positiver gegenüber als der Zuwanderung von 
Menschen aus Drit tländern. Dies hängt u. a. damit zusam-
men, dass diese Gruppe Asylbewerber umfasst, die oft-
mals weniger gebildet und häufiger nicht in den Arbeits-
markt integrierbar sind. Die Anforderungen an die Einbür-
gerung wurden ebenfalls verschärft. Inzwischen ist das 
erfolgreiche Bestehen eines Sprachtests verbindlich vor-
geschrieben. Eine Anordnung, die bereits von der letzten 
Mitte-Links-Regierung veranlasst wurde. 

Schlussbemerkung

Die Regierungswechsel der letzten Jahre haben in der In-
tegrationspolitik zu vorhersagbaren Änderungen geführt: 
linksorientierte Regierungen schlagen einen eher liberalen 
Kurs ein, rechtsorientierte Regierungen hingegen tendie-
ren in die restriktive Richtung. Die Veränderungen sind bis-
her allerdings eher moderat und die bisherigen nationalen 
Politiken haben auch unter den neuen Regierungen Be-
stand. Trotz oftmals emotional geführter Debatten über 
Zuwanderung und Integration gibt es in Schweden, Nor-
wegen und Dänemark einen parteiübergreifenden Kon-
sens – sieht man von den rechtspopulistischen Schweden-
demokraten ab – über die wichtigsten Grundsätze der Ein-
wanderungspolitik einschließlich der Sozialpolitik. 
Finnland hat sich seinen skandinavischen Nachbarn ange-
nähert und verfolgt dieselben integrationspolitischen Prin-
zipien: Zuwanderern werden wohlfahrtstaatliche Rechte in 
vollem Umfang gewährt, allerdings begleitet von Program-
men, die besonders auf deren Bedürfnisse zugeschnitten 
sind. Arbeitsmigranten waren bis vor kurzem vom Sozialhil-
febezug ausgeschlossen. Seit 2013 haben aber auch sie 
nach einer viermonatigen Beschäftigung Anrecht auf Sozi-
alhilfe. 
Island dagegen nimmt unter den nordischen Ländern eine 
Außenseiterrolle ein. Die Einwanderung ist strikt reglemen-

August 2009: Dänische Polizisten stürmten eine Kirche in Kopenhagen, in der 17 irakische Flüchtlinge nach der Ablehnung 
ihres Asylantrags Schutz suchten. Dänemark hat inzwischen das strikteste Ausländer- und Asylgesetz Europas.
 picture alliance/dpa
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tiert und ausschließlich Arbeitsmigranten erlaubt. Insofern 
spielt die Beschäftigungsproblematik von Zuwanderern in 
der isländischen Debatte keine Rolle. Bis zum Jahr 2007 
gab es keine speziellen Integrationsprogramme für Zu-
wanderer. Für die kleine Gruppe der Flüchtlinge gibt es 
einige wenige Integrationsmaßnahmen. 
Betrachtet man alle fünf skandinavischen Länder im Hin-
blick auf die wichtigsten Parameter ihrer Integrationspoli-
tik, ergibt sich ein wenig homogenes Bild der Region: Qua-
lität und Quantität der Zuwanderungen werden – ebenso 
wie beschäftigungspolitische Maßnahmen und der Zu-
gang zum Arbeitsmarkt sowie die Teilhabe an den Errun-
genschaften des Wohlfahrtsstaates – je anders geregelt. 
Migrationen folgen den unterschiedlichen Logiken der be-
stehenden Integrationspolitiken. 
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ANMERKUNGEN

1  Der vorliegende Artikel baut auf früheren Veröffentlichungen auf und 
setzt diese fort (Brochmann/Hagelund 2010, 2011, 2012). Wir danken an 
dieser Stelle Karin Borevi, Heidi Vad Jønsson und Klaus Petersen für ihre 
Beiträge zu diesen Studien.
2  Vgl. URL: http://www.economist.com/news/leaders/21571136-politi-
cians-both-right-and-left-could-learn-nordic-countries-next-supermodel. 
3  Grundsätzlich gilt die Rechtsgleichheit. In der Praxis wird der volle 
Anspruch auf die Leistungen der sozialen Sicherungssysteme aber erst im 
Laufe der Zeit durch Beschäftigungsverhältnisse und Aufenthaltsdauer 
erreicht, weshalb es für viele Einwanderer schwierig ist, den vollen Rechts-
anspruch (z. B. bei der Altersrente) wie die einheimische Bevölkerung zu 
bekommen (Hatland 2011).
4  Eine Besonderheit in der finnischen Migrationsgeschichte ist das Recht 
auf Zuwanderung aufgrund „finnischen Ursprungs“. 1990 erhielten die 
Ingermanländer den Status „ethnische Finnen“. Als Ingermanländer bzw. 
„russische Finnen“ bezeichnet man Staatsbürger der ehemaligen Sowjet-
union, deren Vorfahren in die heutigen Regionen Russlands und Estlands 
auswanderten.
5  Im Folgenden konzentrieren wir uns auf die Länder Schweden, Däne-
mark und Norwegen, werfen gegen Ende aber noch einmal einen kurzen 
Blick auf die Entwicklungen in Finnland und Island. 
6  So arbeiten z. B. in Schweden 90 Prozent der Beschäftigten im Rahmen 
eines Tarifvertrags. Damit bleibt das Lohnsystem stabil, und es gibt für 
Unternehmen keine Anreize, Arbeitskräfte auf niedrigen Qualifikations- 
und Lohnstufen einzusetzen.
7  In den 1960er und 1970er Jahren fanden Einwanderer in Schweden 
noch problemlos freie Stellen. Mitunter versorgten die Unternehmen sie mit 
Unterkünften. In der Schule erhielten Kinder aus ausländischen Familien 
das Recht, einige Stunden pro Woche in ihrer Muttersprache unterrichtet 
zu werden. Dieser Ansatz wurde 1968 in den „Richtlinien für die Auslän-
derpolitik“ verankert. Migranten sollten die Möglichkeit haben, den glei-
chen Lebensstandard wie der Rest der Bevölkerung zu erreichen. Vgl. URL: 
http://www.bpd.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/57856/inte-
grationspolitik [6.5.2014].
8  Diese Regel besagte, dass ausländische Paare nur heiraten dürfen, 
wenn beide Partner mindestens 24 Jahre alt sind. Innerhalb von ca. zehn 
Jahren sank dadurch die Zahl der Asylbewerber sowie der nachziehenden 
Verwandten um mehr als zwei Drittel.
9  Ein Ministerbericht kam 2011 zu dem Schluss, dass der dänische Staat 
in den vergangenen zehn Jahren durch verschärfte Zuwanderungsgesetze 
umgerechnet 6,7 Milliarden Euro gespart hat.
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INNERSKANDINAVISCHE ZUSAMMENARBEIT

Innernordische Kooperation im Ostseeraum 
Uffe Østergård

Die Ostseeanrainerstaaten pflegten schon immer enge 
politische und kulturelle Verbindungen untereinander. 
Und dennoch war der Ostseeraum im 19. und 20. Jahr-
hundert ein Streitobjekt rivalisierender Großmächte um 
die Vorherrschaft in diesem Teil Europas. Der nach 1945 
einsetzende Kalte Krieg zog mitten durch die Ostsee 
einen Eisernen Vorhang und unterbrach die historisch 
gewachsenen Verbindungen der Ostseeanrainer. Die 
Konfrontation der beiden Machtblöcke förderte die At-
traktivität des „nordischen Modells“, das einen dritten 
Weg zwischen kapitalistischer und kommunistischer 
Ideologie repräsentierte. Der Kalte Krieg verbesserte 
zwar die Kooperation der skandinavischen Länder unter-
einander. Bei entscheidenden Fragen dominierten je-
doch stets die Partikularinteressen und politischen Präfe-
renzen der einzelnen Länder, die auf ihre Souveränität 
und nationale Integrität pochten. Angesichts der Hemm-
nisse und Differenzen konnte und kann die innernordi-
sche Kooperation – so Uffe Østergård – nur zu beschei-
denen Erfolgen führen.

Was verbindet die Ostseeanrainerstaaten?

Wird eine normale Europakarte um 90 Grad gedreht, dann 
sieht der Kontinent von West nach Ost betrachtet wie eine 
Halbinsel aus, die von drei Seiten von Meeren umgeben 
ist: dem Schwarzen Meer, dem Mittelmeer, dem Atlanti-
schen und dem Arktischen Ozean. Die Nordsee, die in Dä-
nemark aus nachvollziehbaren Gründen „Westsee“ ge-
nannt wird und insbesondere die Baltische See, die von 
den Esten „Westsee“ (Läänemeri), von Dänen und Deut-
schen aber „Ostsee“ (Østersøen, Ostsee) genannt wird, sind 
europäische Binnenmeere. In der Antike galt das genaue 
Gegenteil. Für die alten Griechen und Römer bildete der 
Raum um das Mittelmeer und das Schwarze Meer die ver-
traute Welt, in der vornehmlich griechisch gesprochen 
wurde, oder in der zumindest Völker lebten, die stark von 
der griechischen Kultur geprägt waren, wie etwa die Etrus-
ker oder die Karthager. Die Griechen nannten diese Kultur- 
und Sprachgemeinschaft koiné . (Der Begriff Orbis Terra-
rum, d. h. die in der römischen Antike geprägte Bezeich-
nung für den ganzen bewohnten Erdkreis, deckt die 
räumliche Ausdehnung dieses Kulturraums annähernd ab.) 
Dagegen bezeichneten die geopolitisch denkenden Rö-
mer das Mittelmeer als mare nostrum. Im Gegensatz dazu 
war die Ostsee für die Autoren der Antike ultima Thule, ein 
Ort am Ende der Welt, hinter eisige Nebel des Vergessens 
entrückt, von dem Bernstein, Pelze, Sklaven und in späterer 
Zeit dann jene legendären Völker kamen, die während der 
Völkerwanderung im Frühmittelalter das Römische Reich 
überrannten und den Grundstein für ein politisches Ge-
bilde legten, das allmählich zu dem Europa wurde, das wir 
heute kennen.

Haben die Anrainerstaaten der Ostsee – abgesehen von 
der militärisch-strategischen Position, der Umweltver-
schmutzung und mehreren Jahren Krieg – noch weitere 
Gemeinsamkeiten? Teilen sie bestimmte Gepflogenheiten, 
wie zum Beispiel die Sitte, Beeren zu gebratenem Fleisch 
zu reichen – eine kulinarische Spezialität, die von den 
meisten Südeuropäern als barbarisch angesehen wird? 
Der Kalte Krieg hat mitten durch die Ostsee einen nahezu 
undurchdringlichen Eisernen Vorhang gezogen und damit 
kulturelle Verbindungen unterbrochen, die jahrhunderte-
lang bestanden hatten, vor allem im Mittelalter, als die 
Hanse Handel und Kultur im gesamten Ostseeraum domi-
nierte. Tatsächlich hatten diese Verbindungen in einigen 
Fällen bis 1943 Bestand. Dies zeigte sich u. a. darin, dass 
dänische Unternehmen in den von der deutschen Wehr-
macht besetzten Ländern, im so genannten „Ostraum“, in-
vestierten und sich Dänen freiwillig für die SS meldeten, um 
im Zweiten Weltkrieg gegen die Sowjetunion zu kämpfen. 
Heute sind die allermeisten Dänen nicht sonderlich stolz 
auf diese Vergangenheit, die vor kurzem von dänischen 
Historikern faktenreich belegt wurde (Lund 1995; Christen-
sen u. a. 1998). 

Schiffe der Hanse (Buchmalerei aus dem Jahr 1497). Die 
Verbindungen im Ostseeraum reichen bis ins Mittelalter 
zurück, als die Hanse Kultur und Handel im gesamten Ost-
seeraum dominierte. picture alliance/dpa
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Während der gesamten Geschichte der Ostseeanrainer-
staaten existierten enge Verbindungen zwischen den öst-
lich und westlich der Ostsee gelegenen Ländern.1 Wie tief 
und fest diese Verbindungen waren, geht z. B. aus einer 
Publikation von Svend Aage Christensen und Henning 
Gottlieb über die Beziehungen zwischen Russland und Dä-
nemark in den letzten 500 Jahren hervor (Christensen/
Gottlieb 1993). Seit einem 1562 geschlossenen Friedens-
vertrag war Dänemark nahezu ununterbrochen mit Russ-
land verbündet. Angesichts dieser langjährigen Kontinui-
tät nehmen sich die 50 Jahre des Kalten Krieges eher als 
Ausnahme denn als Regel aus – wie es die meisten Dänen 
gerne sehen würden. Das Bündnis zwischen Dänemark 
und Russland war jedoch alles andere als eine vorbehalt-
lose Liebesaffäre. Grundlage war das geopolitische Inter-
esse an einer Kooperation, um so ein Gegengewicht ge-
gen den gemeinsamen Nachbarn Schweden (einschließ-
lich dem heutigen Finnland), die drit te Großmacht in der 
Region, bilden zu können.

Der Norden und der Rest Europas

Die langen Handelstraditionen, der kulturelle Austausch 
und die gemeinsamen strategischen Interessen im Ostsee-
raum wurden durch die Spannungen des Kalten Krieges 
gänzlich überschattet. Ausmaß und Dauer der Spannun-

gen haben dazu geführt, dass östlich gelegene Länder, 
insbesondere die drei baltischen Länder und Polen, völlig 
aus dem Gedächtnis der Dänen (und wahrscheinlich auch 
der Schweden) verschwanden. Dänemark und Schweden 
favorisierten stattdessen eine innernordische Gemein-
schaft – mit der sich die meisten Finnen ebenfalls identifi-
zierten, zumindest seit den Kriegen gegen die Sowjetunion 
1939–1940 und 1941–1944. Lange Zeit war es gebräuch-
lich, die Verschiedenheit der skandinavischen Staaten vom 
Rest Europas mit der Begrifflichkeit der „nordischen Son-
derwege“ (Sven Jochem) zu umschreiben. Diese Verschie-
denheit wird noch verstärkt durch die Selbstzuschreibung 
der skandinavischen Länder, die sich als moralisch integer, 
gar überlegener attribuieren.
Folkhemmet, wie die Schweden den Wohlfahrtsstaat in den 
1930er und 1940er Jahren nannten, wurde aufgrund des 
sozialen Friedens und seiner egalitären Werte als überle-
gene Staatsform und damit als attraktive Alternative zu 
den totalitären Regimen der Nazis und der Kommunisten 
angesehen.2 Dieser Auffassung zufolge bestand der euro-
päische Norden aus einer Familie kleiner und homogener 
Nationalstaaten, den anderen Ostseeländern hingegen 
wurde ein Exotenstatus zugewiesen: Sie galten einver-
nehmlich als dermaßen exotisch, dass ein dänisches Buch 
aus dem Jahr 1977 über die baltischen Staaten den Titel 
„Unbekannte Nachbarn“ trägt. Das Buch von Erik Vagn 
Jensen basierte auf den, von der Gesellschaft für dänisch-

Der Ostseeraum war schon immer ein Streitobjekt rivalisierender Großmächte. Das Sammelbild der Firma Chocolat Lombart 
zeigt die Zerstörung der russischen Festung Bomarsund durch die Westmächte während des Krimkriegs. Der Krimkrieg ver-
änderte in der Folge das militärische Gleichgewicht im Ostseeraum.
 picture alliance/dpa
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sowjetische Freundschaft organisierten Besuchen des Au-
tors in den damaligen Sowjetrepubliken Estland, Lettland 
und Litauen. Im Vorwort bekundete der Autor zwar seine 
Sympathie mit den baltischen Ländern, beklagte aber im 
selben Atemzug, wie fremd diese ihm in den 1970er Jahren 
geworden waren. 
Der Eiserne Vorhang quer durch den Ostseeraum existierte 
sowohl in der Vorstellungswelt der Menschen als auch in 
der realen Welt. Die Abschottung und gegenseitige Un-
kenntnis war eine Folge der ideologischen Konfrontation, 
erwuchs aber auch aus den nationalstaatlichen Grenzzie-
hungen, die in den Friedensverhandlungen nach dem Ers-
ten Weltkrieg festgelegt wurden. Die sich formierenden 
Nationalstaaten versprachen ihren Bevölkerungen, deren 
Wunsch nach Selbstbestimmung zu erfüllen, trugen damit 
aber zur wechselseitigen Isolation in einer Region bei, die 
in ihrer Geschichte einstmals gemeinsame kulturelle und 
wirtschaftliche Verbindungen gepflegt hatte (Østergård 
2003).

Der Ostseeraum: ein Streitobjekt rivalisierender 
Großmächte

Anfang des 19. Jahrhunderts hatte Russland die Hegemo-
nialstellung im Ostseeraum inne, die nur von Großbritan-
nien und Deutschland ab und an in Frage gestellt wurde. 
Die britische Flotte stieß mehrmals in die Ostsee vor, um 
ihre militärische Macht unter Beweis zu stellen. Für die 
Machtverhältnisse im Ostseeraum war der Krimkrieg 
(1853–56) von besonderer Bedeutung. Trotz seiner Be-
zeichnung wurde dieser Krieg nicht nur auf der Halbinsel 
Krim und im Schwarzen Meer, sondern in ganz Europa und 
unter anderem auch im Ostseeraum ausgetragen. Ursache 
für den Krieg waren die russischen Machtambitionen, das 
Osmanische Reich zu schwächen, um über die Dardanel-
len und den Bosporus Zugang zum Mittelmeer zu erlan-
gen. Großbritannien und Frankreich wiederum verbünde-
ten sich gegen Russland, um den russischen Einfluss zu 
schwächen, den das Land aus Napoleons Niederlage im 
Jahr 1814 gewonnen hatte. Der Krimkrieg war in vielerlei 
Hinsicht typisch für einen kriegerischen Konflikt zwischen 
Seemächten (Großbritannien und Frankreich) auf der ei-
nen und einer Landmacht (Russland) auf der anderen Seite. 
Im Bestreben, die zahlenmäßig weit überlegene russische 
Armee zu zerschlagen, beschloss die britische Admiralität, 
russische Truppen vom Meer aus anzugreifen, wann immer 
sich dazu eine Gelegenheit bot. Eine solche war z. B. der 
Angriff auf die in Nordrussland gelegene Stadt Archan-
gelsk, um die russischen Militärstützpunkte nördlich des 
Polarkreises zu zerstören.
Strategisch bedeutsamer war, dass Großbritannien und 
Frankreich nach einem vereinten Seegefecht durch die dä-
nische Meerenge in die Ostsee vorgestoßen waren, um St. 
Petersburg anzugreifen. Die Hauptstadt des Russischen 
Reiches galt militärisch als gut geschützt: Die baltischen 
Staaten mit einem Flottenstützpunkt in Reval (Tallinn), Finn-
land mit der außerhalb von Helsinki gelegenen Festung 
Sveaborg (Suomenlinna), die Festung Bomarsund auf den 
Åland-Inseln und der Flottenstützpunkt Kronstadt in der 
Nähe von St. Petersburg sollten der Stadt Schutz bieten. 
Die russische Flotte hatte während der napoleonischen 
Kriege, nach dem Sieg Englands über die dänische Kriegs-
flotte und der Neuorientierung Schwedens in Richtung 

Norwegen, die Kontrolle über die Ostsee gewonnen. Den-
noch wurde das militärische Gleichgewicht im Ostseeraum 
durch die rasante Industrialisierung Großbritanniens im 
19. Jahrhundert grundlegend verändert. Dampfschiffe wa-
ren für die Navigation in den schmalen und flachen Ge-
wässern der Ostsee besser geeignet als große Segel-
schiffe. Zudem waren die britischen Schiffe mit erheblich 
besseren Geschützen ausgestattet. Diese zwei entschei-
denden Faktoren trugen zur militärischen Überlegenheit 
der britischen Seestreitkräfte im Krimkrieg bei, die in der 
Zerstörung der Festung Bomarsund und in einem Angriff 
auf den außerhalb von St. Petersburg gelegenen Sommer-
palast des Zaren unter Beweis gestellt wurde.
Unabhängig von diesen geopolitischen Faktoren er-
schwerte es der Aufstieg der Nationalstaaten in Nordeu-
ropa, die Vorstellung einer gemeinsamen Geschichte des 
Ostseeraums aufrechtzuerhalten. Von 1801 bis 1991 wurde 
die Ostsee immer mehr zu einem Streitobjekt rivalisieren-
der Großmächte im Kampf um die Vorherrschaft in diesem 
Teil Europas. Die erste Hegemonialmacht war bis in die 
1850er Jahre Russland, danach Großbritannien und von 
den 1890er Jahren bis 1945 Deutschland in Konkurrenz zu 
Russland bzw. der späteren Sowjetunion, während Groß-
britannien sich im Hintergrund hielt. Die Eröffnung des 
Nordostseekanals von Kiel bis nach Brunsbüttel im Jahr 
1895 verschaffte Deutschland die Möglichkeit, seine Ost-
seeflotte schnell in die Nordsee zu verlegen und umge-
kehrt. Durch die Erweiterung des Kanals im Jahr 1914 
wurde die Mobilität der deutschen Flotte erhöht, indem 
nun auch Schlachtschiffe den Kanal passieren konnten 
(Clemmesen 1995). Erst nach der Niederlage Deutsch-
lands im Ersten Weltkrieg wurde die Ostsee in den 1920er 
Jahren nicht länger von nur einer Macht beherrscht.

Zwischen den Supermächten USA und UdSSR

1703 wurde St. Petersburg an der Mündung der Newa ge-
gründet. Seitdem war es erklärtes Ziel russischer Außenpo-
litik, die Ostsee und die dänische Meerenge zu beherr-
schen. Russlands strategisches Problem war jedoch seine 
militärische Verletzlichkeit: St. Petersburg, das politische 
Zentrum des Reiches, lag am östlichen Ende der Ostsee. 
Folglich lag der Großteil der russischen Flotte in den Stütz-
punkten Kronstadt und Reval, bis die Russen 1904 den Feh-
ler begingen, die Flotte auf die andere Seite des Globus 
nach Japan zu entsenden, wo sie am 27. Mai 1905 in der 
Seeschlacht von Tsushima vernichtet wurde. Diese Kata-
strophe schwächte das Russische Reich entscheidend und 
markierte den Anfang seiner Niederlage im Ersten Welt-
krieg. 
Während des Kalten Krieges übten die USA in eindeutiger 
Frontstellung zur Sowjetunion in Nordeuropa die Vorherr-
schaft aus. Die USA demonstrierten ihre Stärke, indem sie 
mit atomar bewaffneten Schiffen und U-Booten in die Ost-
see vorstießen und mit anderen NATO-Mächten Seema-
növer durchführten. Dänemark mischte bei dieser Ausein-
andersetzung an vorderster Front mit, während Schweden 
offiziell zwar neutral, in Wirklichkeit aber mit der NATO 
verbündet war.
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Da sich die USA und die UdSSR mit ihren Großmachtinter-
essen gegenseitig in Schach hielten, wurde die Unabhän-
gigkeit der fünf nordischen Staaten nach 1945 gewährleis-
tet. Abgesehen von vereinzelten Drohungen gegen Däne-
mark und Finnland waren die Länder zu keiner Zeit in 
unmittelbarer Gefahr. Insbesondere im Zeitalter des Kalten 
Krieges von 1948 bis 1989 herrschte in Skandinavien Frie-
den. Zu dieser Zeit ahnten die Skandinavier noch nicht, in 
welcher Sicherheit sie sich befunden hatten. Nach dem 
Fall der Berliner Mauer 1989 wurde ihnen das schnell klar. 
Das politische Geschehen auf der internationalen Bühne 
in den Jahren vor der Implosion der Sowjetunion ist mithin 
eine Erklärung, warum die Begeisterung für die „nordische 
Alternative“ zwischen 1945 und 1989 auf einen Höhepunkt 
anstieg. In dieser Zeit konnte Schweden die „Neutralitäts-
karte“ ausspielen, während Dänemark, Norwegen und Is-
land auf der Siegerseite der NATO standen, ohne die Ze-
che dafür begleichen zu müssen. Einzig Finnland ist in 
Nordeuropa die Ausnahme: Das Land hatte seinen Über-
lebenswillen in den zwei Kriegen von 1939 bis 1944 unter 
Beweis gestellt und konnte daher dem Schicksal Estlands, 
Lettlands und Litauens entgehen, nämlich der Annexion 
durch die Sowjetunion. Nach dem Zusammenbruch der 
UdSSR verfolgte Finnland einen entschiedenen Kurs in 
Richtung EU-Mitgliedschaft und trat 1995 ohne Wenn und 
Aber der Europäischen Union (EU) bei. Finnland begrüßte 
den Euro mit offenen Armen – ganz im Gegensatz zu 
Schweden und Dänemark, die in dieser Frage eine eher 
zögerliche Haltung an den Tag legten (Olesen 2011).
Der nordeuropäischen Region wird im gegenwärtigen 
(welt-)politischen Geschehen auf dem internationalen Par-
kett Wohlwollen entgegengebracht. Trotzdem gibt es 
keine Garantie, dass die Machtkonstellationen in einem 
ausbalancierten Zustand verharren. Sollte es im Ostsee-
raum jemals wieder zu Spannungen kommen, werden die 
Differenzen zwischen dem atlantischen Norden und dem 
landgestützten, zum Ostseeraum tendierenden Norden 
nur schwer zu kaschieren sein. Ganz zu schweigen von der 
Arktis, wo Dänemark zusammen mit Grönland – dem „Kö-
nigreich“, wie die parlamentarische Monarchie auf der in-
ternationalen Bühne genannt werden will – einträchtig mit 
Island und den USA die nördlichen Seewege kontrolliert, 
die sich in Folge des Klimawandels und der Erwärmung der 
Meere immer mehr öffnen und schiffbarer werden. Damit 
wird allerdings eine andere Sicherheitspolitik verfolgt, als 
dies in Norwegen, Russland und auch in Kanada ge-
schieht.3 Hier könnte ein Anlass für mögliche Interessens-
konflikte liegen, die den Streit zwischen Dänemark und 
Norwegen über das Recht auf Ostgrönland in den 1920er 
und 1930er Jahren, der erst 1933 durch den Internationa-
len Gerichtshof beigelegt werden konnte, marginal er-
scheinen lassen.

Das „nordische Modell“

Heute sind die fünf unabhängigen nordischen Staaten 
Norwegen, Dänemark, Schweden, Finnland und Island 
 zusammen mit den autonomen und teilweise souveränen 
Regionen, den Åland-Inseln, den Färöer und Grönland, 
einschließlich der Samen im Norden Schwedens, Nor-
wegens und Finnlands in ihrer Selbstwahrnehmung kleine, 
friedliebende und solide demokratische Länder. Bis zum 
Zusammenbruch des kommunistischen Machtblocks re-

präsentierte das Modell des nordischen Wohlfahrtsstaats 
einen drit ten Weg zwischen den beiden Supermächten 
USA und UdSSR bzw. zwischen kapitalistischer und 
 kommunistischer Ideologie. Nach dem Zusammenbruch 
des Sozialismus ist das nicht länger der Fall. Man mag 
mit Fug und Recht daran zweifeln, ob das „nordische Mo-
dell“ überhaupt jemals existiert hat (oder nur ein Konstrukt 
in der Vorstellungswelt war). Die Bevölkerungen Skandina-
viens haben sich niemals als Apologeten und Repräsen-
tanten eines einheitlichen und unverwechselbaren Sozial-
modells gesehen, dafür sind die nationalen Unterschiede 
von jeher einfach zu groß gewesen. Die Idee des „Nor-
dens“ als einer bewussten sozialdemokratischen Alter-
native zu den kontinentaleuropäischen Klassenkämpfen 
zwischen Bürgertum, Arbeitern und Bauern tauchte mit 
dem klassischen Werk Sweden: The Middle Way des ameri-
kanischen Journalisten Marquis Childs aus dem Jahr 1936 
erstmals im politischen Diskurs auf und gipfelte in Gøsta 
Esping-Andersens Unterscheidung der Wohlfahrtsstaa-
ten.4 Esping-Andersen unterscheidet drei Versionen des 
„Wohlfahrtskapitalismus“: die sozialdemokratische, die li-
berale und die konservative Variante (Esping-Andersen 
1985, 1990). 
Der sozialdemokratische Charakter des nordischen Wohl-
fahrtsstaats geriet unlängst in Kritik. Dennoch wurde die 
Existenz des Wohlfahrtsstaats nie grundsätzlich in Abrede 
gestellt, obwohl die „universale“ Geltung nur für skandina-
vische Bürgerinnen und Bürger zutraf. Auch wenn die Vor-
stellung eines spezifischen „nordischen Modells“ nicht 
haltbar ist, ist es dennoch offenkundig, dass die skandina-

Die Stabkirche von Hol (Nor-
wegen): Die Länder Skandina-
viens sind durch die Reforma-
tion lutherisch geprägt. In den 
fünf skandinavischen Ländern 
wurden die protestantischen 
Kirchen als Staatskirchen insti-
tutionalisiert. Die Reformation 
und der lutherische Glauben 
waren mithin ausschlaggebend 
für das wohlfahrtsstaatliche 
Denken. picture alliance/dpa
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vischen Länder die Modernisierungsprozesse des 20. Jahr-
hunderts harmonischer durchlaufen haben als die meisten 
europäischen Länder. In der Zwischenkriegszeit, d. h. in 
den 1930er Jahren, erwiesen sich Norwegen, Schweden 
und Dänemark gegenüber den Versuchungen der totalitä-
ren Ideologien des Nationalsozialismus, Faschismus und 
Stalinismus als weitgehend immun und setzten auf rechts-
staatliche und parlamentarische Prinzipien. In vielerlei 
Hinsicht waren die skandinavischen Länder ein Vorbild für 
soziale Ordnung und innerstaatliche Demokratie – nicht 
nur für Eingeweihte, sondern auch in internationaler Hin-
sicht. 
Unabhängig davon, ob es nun ein „nordisches Modell“ 
gibt oder nicht, wirken die nordischen Gesellschaften – 
von außen besehen – harmonisch. Problematisch ist aller-
dings, dass die Vorstellung eines „nordischen Modells“ in 
den Köpfen der skandinavischen Bevölkerung eine ge-
wichtige Rolle als Gegenmodell zu Europa spielt. Realis-
tisch gesehen ist die skandinavische Geschichte und Kultur 
jedoch ebenso ein „Erbe“ gemeinsamer europäischer 
Werte – lediglich eine Variante, die aufgrund geopoliti-
scher Bedingungen kleine, national homogene, sozialde-
mokratisch und lutherisch geprägte Staaten zur Folge 
hatte. Historisch betrachtet unterscheiden sich die skandi-
navischen Länder nicht grundsätzlich von anderen euro-
päischen Ländern, wie uns die Ideologie des Skandinavis-
mus und das skandinavische Modell glauben machen wol-
len. Die nordischen Länder sind allerdings durch die 
Reformation lutherisch geprägt (Østergård 2011). In den 
fünf nordischen Ländern wurden die protestantischen Kir-

chen als Staatskirchen institutionalisiert (Østergård 2011). 
Fortan war der oberste weltliche Herrscher zugleich die 
oberste Führungsperson der Kirche. Aufgrund dieser 
Gleichsetzung von Kirche und Staat entwickelte sich eine 
ausgeprägte Verantwortung des Staates in sozialpoliti-
schen Belangen. Nicht nach der Reformation im Jahr 1536, 
sondern im 18. Jahrhundert haben sich pietistische Erwe-
ckungsbewegungen in den nordischen Länder etabliert; 
eine Entwicklung, die in den Bauernbewegungen im 
19. Jahrhundert und in den Bündnissen der Bauern und Ar-
beiter im 20. Jahrhundert ihre Fortsetzung fand. Diese po-
litische Entwicklung wird von Niels Kayser Nielsen in einer 
umfassenden Geschichte der nordischen Demokratie, die 
ihre Wurzeln im bäuerlichen Stand hat, beschrieben (Niel-
sen 2009). Nielsen sieht den Grund für den nordischen 
Wohlfahrtsstaat weniger in der ausgeprägten Sozialstruk-
tur dieser Länder, sondern vielmehr in der Reformation und 
dem lutherischen Glauben. Diese gemeinsame kulturelle 
Wurzel aller skandinavischen Länder wurde noch nicht 
systematisch untersucht. Sollte sich diese Hypothese als 
richtig erweisen, so hieße das, dass das „nordische Mo-
dell“ Ergebnis eines säkularisierten Luthertums und nicht 
etwa Resultat eines sozialdemokratischen Weges wäre.

Hemmnisse innernordischer Zusammenarbeit

Ein Blick in die Geschichte zeigt, dass die skandinavischen 
Völker durch keine objektiven Gesetzmäßigkeiten an ein 
gemeinsames Schicksal gebunden sind. Das historische 
und kulturelle „Rohmaterial“ zum Aufbau einer solchen 
Identität ist dennoch vorhanden. Wenn wirtschaftliche 
oder geopolitische Gesetzmäßigkeiten nicht überhand-
nehmen, sind die Chancen politischer und kultureller Zu-
sammenarbeit durchaus gegeben. Hier gilt es, die zivilge-
sellschaftlichen Kräfte zu stärken. Wirtschaftliche und po-
litische Kooperationen auf höchster Ebene können 
fehlschlagen, auf zivilgesellschaftlicher Ebene hingegen 
sind Kooperationen erfolgversprechend (Olesen 2011; 
Østergård 2008). Die Schwächen der innernordischen Zu-
sammenarbeit lassen sich auf der historisch-politischen 
Ebene verorten. Sie wurzeln vor allem darin, dass sich die 
skandinavischen Länder schon früh als relativ kleine und 
homogene Nationalstaaten formiert hatten. Die territori-
ale Neuordnung begann mit dem Kieler Friedensvertrag 
im Jahr 1814, als der dänische König gezwungen war, Nor-
wegen an Schweden abzutreten. Im Verlauf dieses Prozes-
ses erhielt Norwegen eine freiheitliche Verfassung und die 
Unabhängigkeit, wenn auch in einer Union mit Schweden, 
die im Jahre 1905 friedlich aufgelöst wurde. (Diese Einzel-
heiten sind den nordischen Völkern allerdings weniger be-
kannt, als sie es sein sollten.) 
Andererseits ist in der Bevölkerung Skandinaviens das vage 
Gefühl weit verbreitet, kollektive Werte, Normen und Ge-
meinsamkeiten zu teilen, auch wenn sich – abgesehen von 
einer kleinen Elite aus Politikern und prominenten Persön-
lichkeiten – die allermeisten Menschen Nordeuropas über-
haupt nicht persönlich kennen. Man konstruiert eine „ima-
ginäre Gemeinschaft“, die es realiter gar nicht gibt. Den-
noch scheinen Meinungsumfragen darauf hinzudeuten, 
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dass die innernordische Kooperation von den Bevölkerun-
gen Skandinaviens befürwortet wird. Dieses positive Inter-
esse an den Nachbarländern verliert allerdings unter jun-
gen Menschen immer mehr an Boden. Das zeigt sich beson-
ders deutlich in den Sprachkenntnissen: Schwedische und 
dänische Studierende können sich untereinander immer 
weniger sprachlich verständigen. Norwegisch könnte viel-
leicht noch verstanden werden, wird aber – zumindest von 
dänischen Studierenden – als eine merkwürdige Variante 
des Dänischen, voller Rechtschreibfehler und ulkiger Neo-
logismen gesehen. Sollten sie über einen norwegischen 
Text stolpern, wird dieser als äußerst kryptisch wahrgenom-
men. Und um dem Ganzen die Krone aufzusetzen: Die meis-
ten Skandinavier halten Finnisch, Isländisch, Grönländisch 
oder Samisch überhaupt nicht für nordische Sprachen. 
Es gibt eine Reihe von Gründen für diesen Zustand. Ein 
Grund sind die unterschiedlichen Konzepte der einzelnen 
Länder, wenn es um Fragen der europäischen Kooperation 
geht. Es soll hier nicht in die weit verbreiteten Wehklagen 
resoluter Anhänger der innernordischen Kooperation ein-
gestimmt werden, die die EU als vermeintlichen Kontrahen-
ten Skandinaviens verächtlich machen. Die unbefriedi-
gende Situation ist vielmehr die logische Konsequenz, 
wenn Kooperationen unter dem Vorbehalt nationaler Sou-
veränität eingegangen werden. Die innernordische Zu-
sammenarbeit war eben nicht das Ergebnis eines verklä-
renden romantischen Skandinavismus in Dänemark und 
Schweden Mitte des 19. Jahrhunderts (Østergård 2011, 
2013). Norwegen und Island waren in erster Linie an ihrer 
nationalen Unabhängigkeit interessiert, während Finnland 
unter relativ wohlwollender russischer Oberherrschaft fin-
nisch wurde. Der kulturelle Skandinavismus behielt ande-
rerseits während des ganzen 19. Jahrhunderts – insbeson-
dere in der Literatur – seine Vitalität bei, auch wenn er 
höchst selten Finnland und Island einschloss (Ekman 2010).

Ausblick: mehr Entfremdung als Annäherung? 

Die Hemmschuhe der innernordischen Kooperation sollen 
abschließend an nur wenigen Beispielen erörtert werden. 
Es hat den Anschein, dass die innernordische Kooperation 
gegenwärtig mehr Trennendem als Gemeinsamem gegen-
übersteht.

Staat und Kirche
Insbesondere Dänemark und Schweden haben sich poli-
tisch – vor allem im Hinblick auf die Zuwanderungs- und 
Integrationspolitik – auseinandergelebt. Schweden ver-
steht sich offiziell als multikulturelles Einwanderungsland 
und hat die enge Verbindung zwischen lutherischer Kirche 
und Staat weitgehend abgeschafft. In Dänemark hat die 
Debatte über das Verhältnis von Kirche und Staat erst be-
gonnen. Die meisten dänischen Politikerinnen und Politiker, 
die dazu Stellung beziehen, halten entschieden an dem 
vagen Kräftegleichgewicht fest, das zwischen Dänischer 
Volkskirche (Folkekirken) und Staat besteht. Jüngere Politi-
ker begeistern sich für die laizistische Spielart und plädie-
ren für eine vollkommene Trennung zwischen Kirche und 
Staat. Dennoch ist die Dänische Volkskirche bei der Bevöl-
kerung so beliebt wie eh und je (rund 78 Prozent der Dänen 
sind Mitglied der Volkskirche). Tatsächlich scheint die 
Mehrheit der dänischen Bevölkerung die Staatskirche als 
wichtigste Gewähr für ihr „Dänentum“ anzusehen. Neben 

den religiösen Feiertagen, wie Buß- und Bettag und Christi 
Himmelfahrt, wird sich die Neuordnung des Verhältnisses 
von Staat und Staatskirche schwieriger erweisen als ge-
dacht. Norwegen hat die historische Verbindung von Staat 
und Kirche vor kurzem aufgelöst. Die vormalige Staatskir-
che wurde in „Volkskirche“ umbenannt, d. h. der protestan-
tisch-lutherischen Kirche wird der Status einer religiösen 
Gemeinschaft unter vielen zugestanden. Es ist noch nicht 
absehbar, ob dies letzten Endes zu einer gänzlichen Tren-
nung zwischen Staat und Kirche, wie im Jahr 2000 in 
Schweden vollzogen, oder zu einer ähnlich vagen Situa-
tion wie in Dänemark führen wird. 

Kulturelle Einheit versus kulturelle Vielfalt 
Neben Österreich und den Niederlanden gehört Däne-
mark zu den europäischen Staaten, die die Zuwanderung 
strikt begrenzen wollen. Der öffentliche norwegische Dis-
kurs unterscheidet sich hierbei vom dänischen. Oberfläch-
lich betrachtet ist die politische Rhetorik ebenso korrekt 
wie in Schweden, die eigentliche Politik gleicht aber eher 
der Politik Dänemarks. Island und Finnland wurden bislang 
noch nicht mit solchen Herausforderungen konfrontiert 
und mussten sich daher zu Fragen der Zuwanderung noch 
nicht positionieren. Es ist nicht absehbar, inwieweit die un-

Der isländische Schriftsteller Gyrdir Eliasson wird 2011 in 
Kopenhagen mit dem Literaturpreis des Nordischen Rates 
ausgezeichnet. In kultureller Hinsicht scheint die innernordi-
sche Kooperation zu funktionieren. Schwieriger ist es auf der 
politischen Ebene. Hier stehen einer uneingeschränkten 
Zusammenarbeit zwischenstaatliche Animositäten und das 
Pochen auf die eigene Souveränität im Wege.
 picture alliance/dp
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terschiedlichen Zuwanderungs- und Integrationspolitiken 
die skandinavischen Länder voneinander trennen und zur 
gegenseitigen Abgrenzung beitragen werden. 5 

Parteipolitische Interessen im Widerstreit
In Schweden gärt es unter der Oberfläche. In der Bevölke-
rung macht sich immer mehr Widerstand breit gegen die 
multikulturelle Politik und die eingeforderte political correct-
ness. In der politischen Kultur Schwedens gibt es die Tradi-
tion, auf unliebsame politische Entwicklungen ein beson-
ders kritisches Augenmerk zu haben. In Dänemark hinge-
gen gibt es seit dem Durchbruch der „Volksbewegungen“ 
im 19. Jahrhundert eine weit verbreitete anti-elitäre Bewe-
gung, die schlicht folkelighed genannt wird. Dahinter ver-
birgt sich eine liberale, aufgeklärte und durchaus emanzi-
patorische Haltung gegenüber der eigenen Nation bzw. 
dem eigenen Volk. Dennoch geht aus einer dänischen Stu-
die über die Wertschätzung der Demokratie hervor, dass 
die dänische Bevölkerung dem demokratischen Gemein-
wesen mehr Vertrauen schenkt und die Demokratie zuver-
sichtlicher sieht als eine zeitgleich durchgeführte norwegi-
sche Studie zu derselben Fragestellung (vgl. Togeby et al. 
2003; Østerud/Engelstad/Selle 2003; Østerud 2004). 
Angesichts der aktuellen Parteienlandschaft ist es um den 
Vorschlag des schwedischen Historikers und ehemaligen 
Regierungsbeamten Gunnar Wetterberg aus dem Jahr 
2010, eine Nordische Föderation zu gründen, nicht gut be-
stellt. Wetterberg führt gute, objektive und überzeugende 
Argumente für die Vorteile einer solchen offiziellen Part-
nerschaft an, in der Skandinavien internationalen Einfluss 
gewinnen könnte. In einer Nordischen Föderation könnten 
die skandinavischen Länder auf den G-20-Gipfeln und in 

anderen internationalen Gremien angemessen vertreten 
sein, auch wenn Wetterberg nicht konkretisiert, in welchen 
Politikfeldern sich die nordischen Länder stärker positio-
nieren sollten. Wetterberg zufolge verfügt Skandinavien 
bereits heute über eine größere internationale Präsenz als 
gemeinhin vermutet wird. Die Gesamtbevölkerung der nor-
dischen Länder mit immerhin 26 Millionen Einwohnern ist 
nicht viel größer als die Bevölkerung Nordrhein-Westfa-
lens, spielt international aber eine weitaus größere Rolle. 
Wetterberg sparte sich Überlegungen über historisch be-
gründete Vorbehalte gegen eine Nordische Föderation bis 
zum Ende des Buches auf. Ganz zu schweigen von der 
Frage, wo denn die Hauptstadt dieser Föderation liegen 
solle. Es erfordert kein sonderlich großes Vorstellungsver-
mögen, um einen Streit zwischen Stockholm, das sich er-
folgreich als „Hauptstadt Skandinaviens“ vermarktet, und 
Kopenhagen vorherzusagen. Die sich anbietende Wahl 
einer anderen Stadt ist nicht viel wahrscheinlicher. Und der 
geographische Mittelpunkt des geographischen Nordens 
von Grönland im Westen bis nach Karelien (und Estland) 
im Osten, Tórshavn auf den Färöer-Inseln, hätte wohl kaum 
Chancen, es sei denn, eine solche Wahl würde alle emoti-
onalen Aspekte ausblenden. In den von Nationalstolz ge-
prägten Ländern Skandinaviens wäre dies alles andere als 
ein leichtes Unterfangen.6 
Wahrscheinlich werden wir uns zukünftig mit sehr beschei-
denen innernordischen Kooperationen begnügen müssen. 
In grundlegenden Fragen der skandinavischen Politik wer-
den die Partikularinteressen der einzelnen Länder wohl 
eher den Ausschlag geben. Einer uneingeschränkten Zu-
sammenarbeit stehen Animositäten zwischen den Staaten 
und das Pochen auf die eigene Souveränität im Wege. 
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ANMERKUNGEN

1  Diese historische Kontinuität wurde in unzähligen Publikationen – 
hauptsächlich von finnischen und schwedischen Historikern in Zusammen-
arbeit mit Experten aus dem Baltikum – recherchiert; vgl. Klinge 1994, 
Karlsson/Zander 2000, Kreslins/Mansbach/Schweitzer 2003, Palmer 
2005.
2  Vgl. den Beitrag von Urban Lundberg in diesem Heft.
3  Die Sicherheitsprobleme der Reichsgemeinschaft (dem „Königreich“) 
in der Arktis wurden in einem Bericht des Dänischen Zentrums für Militär-
studien an der Universität Kopenhagen analysiert; vgl. Rahbek-Clemme-
sen/Larsen/Rasmussen 2012.
4  Gøsta Esping-Andersen unterscheidet drei Typen: liberale, konserva-
tive und sozialdemokratische Wohlfahrtsstaaten. Die Kategorisierung 
orientiert sich dabei an der Logik des Verhältnisses zwischen Staat und 
Markt in der Bereitstellung sozialer Leistungen, an Modus und Qualität 
der Leistungen und an der Wirkung von Sozialpolitik auf soziale Schich-
tung und gesellschaftliche Machtverteilung.
5  Vgl. auch den Beitrag von Grete Brochmann und Anniken Hagelund 
in diesem Heft.
6  Wetterberg selbst ist sehr pessimistisch, wenn es darum geht, inwie-
fern seine Utopie wahr werden könnte. In einem Interview in der dänischen 
Wochenzeitung Weekendavisen am 8. Februar 2013 schätzte er die Zustim-
mungsraten für seinen Plan von „vormals“ fünf Prozent aufgrund der Finanz-
krise inzwischen auf „immerhin“ acht Prozent (!) ein.
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ZWISCHEN SKEPSIS UND INTEGRATIONSWILLE

Skandinavien und die Europäische Union 
Tobias Etzold

Die skandinavischen Staaten praktizieren untereinander 
eine enge, gut funktionierende Zusammenarbeit und be-
mühen sich auf internationaler Ebene um ein kohärentes 
Auftreten. Die europäische Einigung hingegen wird eher 
mit Skepsis betrachtet. Trotz dieser europaskeptischen 
Grundhaltung gibt es auf mehreren Politikfeldern prag-
matische und verlässliche Kooperationen zwischen den 
nordischen Staaten und der Europäischen Union (EU). Im 
Mittelpunkt der nordischen Interessen stehen dabei die 
wirtschaftliche Kooperation, die ökonomische Wettbe-
werbsfähigkeit Europas sowie die Vollendung des Bin-
nenmarktes. Nach einem kurzen Abriss der historischen 
Beziehungen zur EU erläutert Tobias Etzold die unter-
schiedlichen Integrationsansätze der einzelnen Staaten 
Skandinaviens anhand wichtiger Eckpunkte. Die anhal-
tende europäische Wirtschafts- und Schuldenkrise ließ 
auch Skandinavien nicht unberührt und hat nationale 
EU-Politiken verändert. Ihre Nachwirkungen sind mithin 
ein Grund für die in Skandinavien weit verbreitete Auf-
fassung, dass die EU zunächst ihre aktuellen Probleme 
lösen sollte, bevor institutionelle und vertragsrechtliche 
Reformen in den Blick genommen werden. Trotz der nach 
wie vor zögerlichen Haltung werden die nordischen Län-
der als stabile Partner innerhalb der EU geschätzt.

Euroskeptische Grundhaltung führt zu 
unterschiedlichen Integrationsansätzen

In Bezug auf ihre internationale Anbindung und die Bezie-
hungen der fünf nordischen Länder untereinander einer-
seits sowie das Verhältnis dieser Länder zur europäischen 
Integration und zur Europäischen Union (EU) andererseits 
hat der Norden Europas einige interessante Paradoxe zu 

bieten. Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und 
Schweden, einschließlich der autonomen Gebiete Grön-
land und Farøer (beide Bestandteile des Königreichs Dä-
nemark) sowie die zu Finnland gehörenden Åland-Inseln 
sind historisch, kulturell und linguistisch eng miteinander 
verbunden. Ihre politischen und sozio-ökonomischen Sys-
teme weisen viele Ähnlichkeiten auf. In Politikfeldern, in de-
nen die fünf Staaten gemeinsame Interessen haben, wie 
zum Beispiel Wohlfahrt, Umwelt, Forschung und Bildung 
sowie Kultur ist die nordische Zusammenarbeit eng und 
funktioniert weitgehend gut. In internationalen Gremien, 
insbesondere den Vereinten Nationen, bemühen sich die 
Länder um ein gemeinsames und kohärentes Auftreten. 
Trotz einer gemeinsamen europaskeptischen Grundhal-
tung stellt sich der europäische Norden hinsichtlich der In-
tegration und Zusammenarbeit im Rahmen der EU als bun-
ter Flickenteppich mit unterschiedlichen Integrationsansät-
zen dar. Mit Dänemark, Finnland und Schweden sind nur 
drei der fünf Länder Mitglieder der EU und selbst diese sind 
in unterschiedlichem Maße und nicht alle vollständig inte-
griert. Norwegen und Island gehören nicht der EU an, sind 
aber über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) eng 
mit der EU verbunden. Während die nordischen Länder seit 
den 1950er Jahren zum Beispiel offene Grenzen und einen 
gemeinsamen Arbeitsmarkt unterhalten und damit lange 
Zeit sogar den Mitgliedern der damaligen Europäischen 
Gemeinschaften (EG) voraus waren, gelten in den fünf Län-
dern nach wie vor verschiedene Währungen. Lediglich 
Finnland hat den Euro eingeführt. Traditionell bevorzugen 
alle nordischen Länder eine pragmatische Zusammenar-
beit auf intergouvernementaler Ebene gegenüber einer 
uneingeschränkten europäischen Integration. Im Mittel-
punkt ihres Interesses stehen die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, die Wettbewerbsfähigkeit Europas sowie die 
Vollendung des Binnenmarkts. 

Nordische Flaggen und die 
EU-Fahne wehen in Kopenha-
gen. Die Einmütigkeit trügt 
allerdings. Die europäische 
Einigung wird in den skandina-
vischen Ländern durchaus mit 
Skepsis betrachtet. Trotz dieser 
Bedenken gibt es auf mehreren 
Politikfeldern dennoch verläss-
liche und pragmatische Koope-
rationen. picture alliance/dpa
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Die Beziehungen zur EU

Als 1952 die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS) und 1957 die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) sowie die Europäische Atomgemeinschaft 
(EAG bzw. Euratom) gegründet wurden, war keines der 
nordischen Länder beteiligt. Die meistens sozialdemokra-
tisch regierten und protestantisch geprägten nordischen 
Länder sahen durch die europäische Integration auf dem 
Kontinent ein Europa des Konservatismus, des Kapitals, der 
Kartelle und des Katholizismus heraufziehen, vor dem es 
sich zu schützen galt (Schumacher 2000: 95). Zudem sahen 
viele im Falle einer möglichen EG-Mitgliedschaft den Be-
stand des skandinavischen Gesellschafts- und Wohl-
fahrtsstaatsmodell gefährdet, wobei die nordischen Län-
der fürchteten, ihre hohen arbeitsrechtlichen und sozialen 
Standards nicht mehr beibehalten zu können (vgl. Schuma-
cher 2000: 101–102). 
Trotz der generellen Vorbehalte trat Dänemark 1973 den 
Europäischen Gemeinschaften (EG) bei, blieb jedoch zu 
Zeiten des Kalten Krieges das einzige nordische EG-Mit-
gliedsland. Norwegen hatte zu Beginn der 1970er Jahre 
zusammen mit Dänemark, Großbritannien und Irland 
ebenfalls den Beitrit t angestrebt. Die Mehrheit der norwe-
gischen Bevölkerung (53,5 Prozent) sprach sich in einem 
Referendum 1972 jedoch dagegen aus. Für die formal neu-
tralen Länder Schweden und Finnland war aufgrund ihrer 
geographischen Nähe zur Sowjetunion ein EG-Beitrit t 
nicht möglich und wurde dementsprechend auch nicht an-

gestrebt. Das Ende des Kalten Krieges 1989/1990 und das 
Auseinanderbrechen der Sowjetunion 1991 änderte die 
Situation grundlegend und eröffnete beiden Ländern neue 
Integrationsmöglichkeiten. Auch aufgrund schwerer natio-
naler Wirtschaftskrisen reichten Schweden und Finnland 
1991 bzw. 1992 ihren Beitrit tsantrag ein und traten am 
1. Januar 1995 der durch den Vertrag von Maastricht ge-
rade gegründeten Europäischen Union (EU) bei. Eine 
knappe Mehrheit der schwedischen (52,8 Prozent) und 
eine etwas größere Mehrheit der finnischen (57 Prozent) 
Bevölkerung hatte sich in Volksreferenden für den Beitrit t 
ausgesprochen. Auch Norwegen bemühte sich nach 1971 
zum zweiten Mal um den Beitrit t. Allerdings sprach sich 
das Volk abermals mit einer knappen Mehrheit (52,2 Pro-
zent) gegen einen solchen aus. In Island war ein EU-Beitrit t 
bis zur schweren Wirtschaftskrise 2008/2009 kein Thema. 
Norwegen und Island arbeiten jedoch als Mitglieder der 
europäischen Freihandelszone (European Free Trade As-
sociation/EFTA) eng über den 1994 gegründeten Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR) mit der EU zusammen. Der 
EWR dehnt den europäischen Binnenmarkt aus und trans-
feriert Teile des EU-Regelwerks in EFTA-Länder, die Zugang 
zum EU-Binnenmarkt wünschen, nicht aber eine EU-Vollmit-
gliedschaft (Etzold 2013: 1). Wie in der EU gelten im EWR 
die vier Grundsätze des freien Waren-, Personen-, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehrs. Außerdem arbeiten die 
EU- und EFTA-Länder im EWR-Rahmen unter anderem in 
Verbraucherschutz-, Kultur-, Bildungs- und Umweltfragen 
zusammen. Weitestgehend ausgenommen sind die ge-
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meinsame EU-Landwirtschafts- und Fischereipolitik, wo es 
jedoch punktuelle bilaterale Vereinbarungen gibt. Norwe-
gen und Island gehören auch dem Schengenraum an, der 
offene EU-Binnengrenzen garantiert. Auf Basis des EWR-
Abkommens sind beide Länder verpflichtet, sämtliche den 
Binnenmarkt betreffende EU-Gesetzgebung, die einen 
Großteil der Gesamtgesetzgebung darstellt, umzusetzen, 
ohne jedoch volles Stimmrecht zu besitzen. 
Trotz ähnlicher europaskeptischer Grundhaltungen haben 
sich die fünf nordischen Länder demnach aus geo- und in-
nenpolitischen sowie aus wirtschaftlichen Gründen für un-
terschiedliche Plätze im europäischen Integrationsgefüge 
entschieden, wie im Folgenden anhand wichtiger Eck-
punkte zu den einzelnen Staaten erklärt wird. 

Dänemark

Dänemark hat sich früh den Ruf eines europaskeptischen 
Landes erworben, obwohl sich 63,3 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger 1972 für den Beitrit t zur EG ausgesprochen 
hatten. Den weitgehend von der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit und dem gemeinsamen europäischen Binnen-
markt geprägten Europäischen Gemeinschaften (EG) wa-
ren die Dänen noch weitgehend freundlich gesinnt. Als sich 
jedoch mit der Gründung der EU die europäische Koope-
ration zunehmend politisierte, wurde die Skepsis größer. 
Den Vertrag der Europäischen Union (Vertrag von Maast-
richt) lehnte daher eine knappe Mehrheit (50,7 Prozent) 

der dänischen Bevölkerung 1992 in einem Referendum ab. 
Dänemarks europaskeptischer Ruf war damit gefestigt 
(Adler-Nissen/Nielsen/Sørensen 2012: 16). Das Volk 
stimmte ein Jahr später mit dann immerhin 56,8 Prozent erst 
zu, nachdem die damalige Kopenhagener Regierung meh-
rere Opt-outs vom Maastrichter Vertrag ausgehandelt 
hatte. Das heißt, dass Dänemark sich an einigen Koopera-
tionsbereichen formal nicht beteiligen muss. Diese Opt-
outs gelten für die Teilnahme an der Europäischen Wäh-
rungsunion und damit für den Beitrit t zur Eurozone, die 
 Teilnahme an der Gemeinsamen Verteidigungs- und Si-
cherheitspolitik (GSVP), bestimmte Aspekte der Zusam-
menarbeit in der Justiz- und Innenpolitik (ZJIP) und die Uni-
onsbürgerschaft. Kurz bevor die Euro-Einführung tatsäch-
lich Realität wurde, ließ die dänische Regierung das Volk 
im Jahr 2000 in einem weiteren Referendum über die Ab-
schaffung des bestehenden Opt-outs abstimmen. 53,1 Pro-
zent der Dänen lehnten die Euro-Einführung bei hoher 
Wahlbeteiligung ab. Seitdem hat sich keine Regierung 
mehr an die Frage herangewagt, obwohl Teile der politi-
schen Elite einen Beitrit t zur Eurozone durchaus befürwor-
ten.

Finnland

Finnland galt seit seinem EU-Beitrit t 1995 lange Zeit als 
das EU- und integrationsfreundlichste der nordischen Län-
der (Böhm 2014) und wurde auch gerne als nordischer 
„Musterschüler“ der EU (Rossi 2013) bezeichnet. Anders als 
Dänemark und Schweden nimmt Finnland an allen Koope-
rationsbereichen teil und hat als bislang einziges nordi-
sches Land 2002 den Euro eingeführt. Finnlands EU-Politik 
kann insgesamt als flexibel und konstruktiv bezeichnet wer-
den. Trotz seiner peripheren Lage im Nordosten Europas 
bemühte sich das Land früh darum, zum inneren Kern der 
EU zu gehören (Raunio 2014). Die politische Elite hing der 
Prämisse an, dass sich nationale Interessen am besten 
durch eine aktive Beteiligung an den EU-Entscheidungs-
prozessen durchsetzen lassen (ebenda). Die EU-Mitglied-
schaft begünstigte zudem eine positive Wirtschaftsent-
wicklung. Finnland ergrif f auch früh eigene Initiativen im 
EU-Rahmen. Bereits 1997, also nur zwei Jahre nach Beitrit t, 
machte die finnische Regierung den Vorschlag, eine Politik 
der Nördlichen Dimension in der EU zu verankern, die Finn-
land seitdem aktiv betreibt und die in erster Linie zwischen 
den EU-Ländern, den damaligen EU-Beitrit tskandidaten 
und Russland eine Brücke schlägt. Diese Initiative war ein 
Versuch, nationale finnische Interessen, insbesondere jene 
an einer guten nachbarschaftlichen und pragmatischen 
Zusammenarbeit mit Russland, in einen europäischen Kon-
text einzubetten. 

Schweden

Schweden entwickelte sich nach dem Beitrit t zu einem eher 
skeptischen und zurückhaltenden EU-Mitglied, das in man-
chen Kooperationsbereichen außen vor bleibt, an anderen 
jedoch ein ausgeprägtes Interesse hat. Insbesondere in 

Plakate, die gegen die Euro-
Einführung werben (aufge-
nommen in Kopenhagen am 
19.9.2000). Dänemark hat sich 
bereits früh den Ruf eines 
euroskeptischen Landes erwor-
ben. Im Jahr 2000 lehnten 53,1 
Prozent der Dänen die Euro-
Einführung bei hoher Wahlbe-
teiligung ab. picture alliance/dpa
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den Kooperationsbereichen Umwelt- und gemeinsame Au-
ßenpolitik hat sich Schweden als aktives und fortschrit tli-
ches sowie insgesamt pragmatisches EU-Mitglied erwie-
sen (Jerneck 2013: 2). Wirtschaftlich profitierte Schweden 
von seiner Mitgliedschaft (Miles 1997: 266). Insgesamt 
aber wünschen weder die politische Elite noch die Bevöl-
kerung eine uneingeschränkte Integration ihres Landes. 
Zwar verpflichtete sich das Land im Beitrit tsvertrag von 
1994 zur Euro-Einführung und hat anders als Dänemark 
kein Opt-Out hinsichtlich der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion. Formal müsste das Land daher der 
Eurozone beitreten. In einem Volksreferendum im Septem-
ber 2003 sprach sich jedoch eine Mehrheit (56,2 Prozent) 
dagegen aus. Die schwedische Regierung fühlt sich seit-
dem an dieses Votum gebunden. Anders als die dänische 
Krone ist die schwedische Krone noch nicht einmal an den 
europäischen Wechselkursmechanismus gekoppelt. Die 
schwedische Wirtschaft befürwortet allerdings die Euro-
Einführung, da man ansonsten Standortnachteile befürch-
tet (Euro-Anwärter 2014). 

Island

In Island war die EU-Mitgliedschaft bis vor wenigen Jah-
ren kein Thema. Es gab kaum überzeugende Gründe, der 
EU beizutreten (Schumacher 2000: 121). Vor der 2008 ein-
setzenden schweren Wirtschaftskrise waren die traditio-
nell sehr ausgeprägte Betonung der Unabhängigkeit Is-
lands sowie eigener wirtschaftlicher Erfolg gewichtige Ur-
sachen für die weitverbreitete EU-Skepsis. Eine Mehrheit 
der isländischen Politikerinnen und Politiker wollte sich 
nicht fremdbestimmen lassen, schon gar nicht beim Fisch-
fang, dem wichtigsten Exportsektor des Landes (Etzold/
Rebhan 2013). Außer einer stabilen Währung sahen Is-
lands Politiker in einer Mitgliedschaft keinen Mehrwert, 
nicht zuletzt deswegen, weil Island als Mitglied des Euro-
päischen Wirtschaftsraums (EWR) ohnehin viele wirt-
schaftliche Vorteile der EU genießen kann und freien Zutrit t 
zum europäischen Binnenmarkt hat (ebenda). Die Krise von 
2008 stellte Islands EU-Politik und die Ablehnung einer 
Vollmitgliedschaft auf den bisher größten Prüfstand. Island 
schien isoliert mit einer kollabierenden Währung, ohne die 
Möglichkeit, auf verlässliche Unterstützung der EU zu 
bauen, und war mit seinen politischen und wirtschaftlichen 
Problemen überfordert (ebenda). Aus diesem Grund stellte 
die neu gewählte linke Regierung Islands im Sommer 2009 
einen Antrag auf EU-Mitgliedschaft. Die Verhandlungen 
mit der EU begannen 2010, wurden jedoch nach einem 
neuerlichen Regierungswechsel 2013 abgebrochen. 

Norwegen

Ähnlich wie in Island liegen in Norwegen die Hauptgründe 
für die Ablehnung einer EU-Mitgliedschaft in der Angst vor 
einem Verlust nationaler Souveränität – Norwegen und Is-
land sind erst seit 1905 bzw. 1944 unabhängig – sowie 
wirtschaftlicher Eigenständigkeit. Norwegens reiche Öl- 
und Gasvorkommen tun dazu ihr Übriges. Als Reaktion auf 
die Ablehnung der EU-Mitgliedschaft durch die norwegi-
sche Bevölkerung 1994 entwickelten Norwegen und die 
EU jedoch eine spezielle und enge Form der Zusammenar-
beit.

Norwegen ist so weit in den EU-Rahmen integriert, wie es 
ein Nichtmitgliedstaat sein kann. Einen Großteil seines Au-
ßenhandels wickelt Norwegen mit der EU ab. Norwegen 
hat 75 Prozent aller EU-Gesetze übernommen, mehr als 
6.000 EU-Rechtsakte wurden in norwegisches Recht integ-
riert (Berglund 2012). Davon haben viele direkte Auswir-
kungen auf die Gestaltung norwegischer Innenpolitik. In 
Energiefragen ist Norwegen als Exporteur von Gas und Öl 
ein wichtiger Partner der EU. Demnach spielt Energie eine 
große Rolle in den gegenseitigen Beziehungen. Auch in 
außen- und sicherheitspolitischen Fragen arbeiten beide 
Seiten eng zusammen. Anders als dänische Soldaten (auf-
grund des Opt-outs Dänemarks in der EU-Verteidigungs- 
und Sicherheitspolitik) nehmen norwegische Truppen so-
gar an militärischen EU-Missionen teil. 
Die enge EU-Anbindung ohne Vollmitgliedschaft hat je-
doch auch ihre Schattenseiten. Die Möglichkeiten der Mit-
entscheidung sowie der Durchführung nationaler politi-
scher Debatten über die Inhalte der Rechtsakte sind stark 
beschränkt. Hierin erkennen viele ein demokratisches Defi-
zit. Dennoch sieht die norwegische Regierung insgesamt 
mehr Vor- als Nachteile im gegenwärtigen Verhältnis. 
Norwegen profitiert vom Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) mit seinen positiven Auswirkungen auf den norwegi-

Norwegen hatte zu Beginn der 1970er Jahre zusammen mit 
Dänemark, Großbritannien und Irland ebenfalls den Beitritt 
zur Europäischen Gemeinschaft angestrebt. Die Mehrheit 
der norwegischen Bevölkerung (53,5 Prozent) sprach sich in 
einem Referendum 1972 jedoch dagegen aus. 1994 sprach 
sich die Bevölkerung erneut gegen einen Beitritt aus.
 picture alliance/dpa
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schen Arbeitsmarkt, auf Finanzmärkte und Politikfelder wie 
Umwelt, regionale Entwicklung und Forschung (Norwe-
gian Ministry of Foreign Affairs 2012: 5–6). 

Aktuelle europapolitische Veränderungen und 
Kontinuitäten

Natürlich waren und sind die Europapolitiken und die Be-
ziehungen der nordischen Länder zur europäischen Integ-
ration und zur EU Änderungen und Anpassungen unter-
worfen. Auch bleibt der Norden Europas nicht unberührt 
von den aktuellen europäischen Entwicklungen und der 
europäischen Wirtschaft- und Schuldenkrise, die noch 
lange nicht ausgestanden ist und einen großen Einfluss auf 
die Strukturen und die aktuellen Inhalte der europäischen 
Zusammenarbeit hat. Die Krise erreichte auch die Wirt-
schaften der nordischen Länder – wenn auch in geringe-
rem Maße als viele südeuropäische Länder. Sie reagierten 
darauf mit Reformen und konsequenter Haushaltskonsoli-
dierung und sind zudem bei der europäischen Krisenbe-
wältigung gefordert, ob Mitglied der Eurozone oder nicht. 
Die aktuellen Entwicklungen hatten und haben unmittel-
bare Auswirkungen auf die nationalen EU-Politiken, die 
sich unter dem Eindruck der Krise teilweise veränderten.
In Dänemark führte bereits der Wechsel von einer liberal-
konservativen zu einer sozialdemokratisch geführten Re-
gierungskoalition im September 2011 zu leichten Justierun-
gen in der Europapolitik. Zwar hält sich im Königreich im 
Kern die Skepsis gegenüber einer vertieften Integration, 
dennoch scheint die neue Regierung offener und koopera-

tionsbereiter. Kurz vor den Parlamentswahlen hatte die da-
malige Regierung auf Druck der rechtspopulistischen und 
offen europafeindlichen Dänischen Volkspartei beschlos-
sen, Grenz- und Zollkontrollen an Dänemarks Schengen-
Grenzen zu Deutschland und Schweden wieder einzufüh-
ren. Dieser Beschluss sorgte für Empörung und Sorge in 
Brüssel und Berlin und isolierte Dänemark. Allerdings 
wurde der Beschluss nie umgesetzt. In einer ihrer ersten 
Amtshandlungen machte die neue linke Regierung von Mi-
nisterpräsidentin Helle Thorning-Schmidt diese Entschei-
dung rückgängig. Dies war ein wichtiges Signal an die EU-
Partnerländer und Institutionen, dass Dänemark keine in-
nereuropäische Isolierung wünscht. 
Gleich zu Beginn ihrer Amtszeit stellte die Regierung zu-
dem die dänischen Opt-outs in der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (GSVP) und in der Zusam-
menarbeit in Justiz- und Innenpolitik (ZJIP) infrage. Viele 
dänische Politikerinnen und Politiker können beispiels-
weise nicht mehr nachvollziehen, dass Dänemark nicht am 
Austausch von Fluggastdaten beteiligt ist und dass däni-
sche Truppen zwar an Auslandseinsätzen unter dem Kom-
mando der Vereinten Nationen oder der NATO teilneh-
men, nicht aber an EU-geführten Einsätzen. Letztlich wi-
dersprechen diese Opt-outs dänischen Interessen. Eine 
Einführung des Euros und ein neues Volksreferendum über 
diese Frage stehen momentan jedoch nicht zur Debatte. In 
Umfragen von 2012 lehnten fast 70 Prozent die Euro-Ein-
führung ab (Hvidt/Mouritzen 2013: 244). Der ursprüngli-
che Plan, Volksreferenden über eine Abschaffung der 
GSVP- und ZJIP-Opt-outs noch im Herbst 2012 abzuhalten, 
wurde ad acta gelegt, nicht zuletzt aufgrund der aktuellen 
Turbulenzen in Europa. Bis heute wurde kein Termin festge-
legt. In Umfragen von 2012 sprach sich jedoch eine Mehr-
heit der Bevölkerung zugunsten der Abschaffung dieser 
Opt-outs aus (Hvidt/Mouritzen 2013: 244 ff.). Die Befürch-
tung ist daher eher, dass europapolitische Referenden zur 
Abrechnung mit der unbeliebten Regierung genutzt wer-
den könnten. Ohnehin scheint insgesamt die öffentliche 
Meinung in Dänemark gegenüber der EU oftmals positiver 
zu sein als weithin vermutet (Etzold/Opitz 2013: 378). In 
Eurobarometermessungen im Frühjahr 2013 äußerten sich 
72 Prozent der Dänen optimistisch über die Zukunft der EU 
(Eurobarometer 79: 11). Dies ist der höchste Wert aus allen 
befragten Mitgliedstaaten. 
Während seiner EU-Ratspräsidentschaft 2012 konzent-
rierte sich Dänemark auf technische Aufgaben, auf kon-
krete Ansätze zur Krisenbewältigung und verabschiedete 
zum Beispiel den politisch und wirtschaftlich bedeutenden 
Fiskalpakt, an dem sich Dänemark im Unterschied zu Groß-
britannien beteiligt. Die dänische Regierung zeigte auch 
Bereitschaft, einer europäischen Bankenunion beizutreten. 
Ihr ist bewusst, dass angesichts der wirtschaftlichen Ab-
hängigkeiten innerhalb der EU und der engen Ankoppe-
lung der dänischen Krone an den Euro eine Überwindung 
der Schuldenkrise auch im eigenen nationalen Interesse 
ist. 
In Finnland schlich sich in jüngster Zeit ein etwas skepti-
scherer Ton in die nationale Europadebatte, mit direkten 
Auswirkungen auf die finnische Europapolitik und das Auf-
treten der Regierung in EU-Verhandlungen. Seit den Parla-
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mentswahlen im Frühjahr 2011, in der die europaskeptische 
Partei „Die Finnen“ mit 19 Prozent stark abschnitt, hatte sich 
eine zunehmende EU-Skepsis im Land breitgemacht, die 
auch auf einige der bislang proeuropäischen Parteien ab-
färbte. Im Gegenzug für Finanzhilfen verlangte Finnland, 
ähnlich wie Deutschland, von den Südländern harte Re-
formschrit te, die Finnland in den 1990er Jahren selbst vor-
nehmen musste. Die finnische Regierung forderte zudem 
spezielle Sicherheiten in den Verhandlungen über Ret-
tungspakete für Spanien und Griechenland („Finnen-
pfand“) – in erster Linie, um das zunehmend skeptische 
Wahlvolk zu beruhigen. Kurzzeitig wurde sogar ein Aus-
trit t Finnlands aus der Eurozone diskutiert.
Die finnischen Sonderwünsche lösten wiederum in Deutsch-
land und anderen EU-Partnerländern eine Verunsicherung 
über die finnische Haltung und Zuverlässigkeit aus, ver-
bunden mit der Frage, ob sich Finnland weiter an den um-
fassenden Hilfspaketen beteiligen oder diese im Gegen-
teil blockieren würde. In deutschen Medien war sogar von 
finnischen Unruhestiftern und Scharfmachern zu lesen 
(Böhm 2014). 
Trotz eines etwas härteren Auftretens und Verhandelns 
stellt die finnische Regierung das Grundkonzept der euro-
päischen Integration nicht infrage. Ministerpräsident Jyrki 
Katainen steht der Idee einer tieferen politischen Union 
und des Übertragens von mehr wirtschaftlicher Macht auf 
die EU und insbesondere die Europäische Kommission po-
sitiv gegenüber (Tiilikainen 2012: 3). Finnland möchte eine 
mögliche Spaltung der EU vermeiden, sollte aber die Ver-
tiefung der wirtschaftlichen und fiskalen Zusammenarbeit 
in der Eurozone eine Spaltung erfordern, würde die finni-
sche Regierung einen Platz im inneren Kern der EU anstre-
ben (ebenda). Unter dem Strich hat sich Finnland aufgrund 
seiner Wirtschaftsstärke und vernünftigen Haushaltsfüh-
rung viel Einfluss im EU-Krisenmanagement und auf der po-
litischen Bühne erarbeitet (Wall/Duxbury 2012). Inzwi-
schen ist aber auch die finnische Wirtschaft in erhebliche 
Nöte geraten. Schon wird darüber gestrit ten, ob Finnland 
nicht vor allem deswegen an Wirtschaftskraft einbüßt, weil 
das Land als ein Notanker der Eurozone herhalten muss 
(ebenda). 
In Schweden schien der Wechsel von einer sozialdemokra-
tischen zu einer bürgerlichen Regierung im Herbst 2006 
eine Wende in der traditionell eher zurückhaltenden, sozi-
aldemokratisch geprägten Europapolitik einzuläuten. Die 
konservative Regierung von Ministerpräsident Fredrik 
Reinfeldt schien zunächst aktiver und pragmatischer und 
beschwor engere Beziehungen zur EU (Johansson/Naurin 
2013: 447). In der Substanz sind jedoch wenige Unter-
schiede erkennbar. Am aktivsten trit t die schwedische Re-
gierung in außenpolitischen und regionalen Fragen auf. 
So geht die Östliche Partnerschaft mit sechs ehemaligen 
Sowjetstaaten auf eine schwedisch-polnische Initiative zu-
rück. Ein großes Gewicht legte die schwedische EU-Rats-
präsidentschaft 2009 zudem auf die Annahme einer EU-
Strategie für die Ostseeregion. Der Euro-Beitrit t ist nach 
wie vor kein Thema in Schweden, obwohl das politische 
Bewusstsein darüber wächst, dass die Nichtteilnahme am 
Euro die schwedischen Einflussmöglichkeiten auf die aktu-
ellen Entwicklungen stark einschränkt (Jerneck 2013: 1). 
2013 sprachen sich in Umfragen jedoch nur neun Prozent 
der schwedischen Bevölkerung für die Einführung des Euro 
aus. Die Zustimmung ist also weiter gesunken. Wie Däne-
mark hat Schweden den europäischen Fiskalpakt unter-

zeichnet, lehnt aber anders als Dänemark die Gründung 
einer europäischen Bankenunion ab. Im Zuge der Krise 
zeigt sich die Regierung wieder als zögerlich bis ableh-
nend gegen über weiteren Integrationsschrit ten, primär 
aus der Angst heraus, als Nichtmitglied der Eurozone, das 
an einer vertieften wirtschaftlichen Integration nicht unein-
geschränkt teilnehmen kann, zunehmend ins Abseits zu ge-
raten (Johansson/Naurin 2013: 447). Auch die Zustimmung 
der Bevölkerung zur EU ist momentan gering. Laut einer 
Umfrage vom März 2014 meint eine Mehrheit, dass Schwe-
dens EU-Mitgliedschaft das Land negativ beeinflusst. Nur 
18 Prozent sind der Ansicht, dass sich die EU in die richtige 
Richtung entwickelt (Dagens Nyheter/Ipsos Public Affairs 
2014: 2ff). 
In Norwegen erreicht die Ablehnung einer EU-Mitglied-
schaft auch aufgrund der europäischen Wirtschafts- und 
Schuldenkrise mittlerweile Rekordhöhen (75–80 Prozent). 
Eine Mitgliedschaft ist daher nach wie vor keine realisti-
sche Option. Auch in Teilen der politischen Elite ist die EU-
Skepsis tief verankert. Einige EU-Gegner stellen sogar die 
EWR-Mitgliedschaft aufgrund des vermeintlichen Demo-
kratiedefizits grundsätzlich infrage und plädieren statt-
dessen für ein flexibleres bilaterales Handels- und Koope-
rationsabkommen. Manche konservative Politiker dage-
gen werben für die volle EU-Mitgliedschaft als Lösung für 
das Demokratiedefizit (Etzold 2013: 2). Andere halten den 
EWR für überholt und daher für reformbedürftig, da er aus 
der Zeit vor der großen EU-Erweiterung ab 2004 stammt 
und nicht mehr die aktuelle Situation von 28 statt 15 Mit-
gliedstaaten widerspiegelt. Die seit Herbst 2013 regie-
rende konservative Regierung scheint jüngst jedoch, um 
die Bedeutung Europas für Norwegen wissend, eine leichte 
Akzentverschiebung in die Wege zu leiten. Ein Zeichen für 
ein aktives europäisches Engagement und für den Wunsch 
nach engen Beziehungen ist die erstmalige Ernennung ei-
nes direkt der Ministerpräsidentin unterstellten Europami-
nisters. Ob mit oder ohne Vollmitgliedschaft, enge Bezie-
hungen zur EU bleiben äußerst wichtig für Norwegen. 
Dass Island 2009 überhaupt einen EU-Beitrit tsantrag ge-
stellt und Verhandlungen geführt hat, ist als Zeichen grö-
ßeren Interesses an der EU und europäischer Zusammen-
arbeit zu werten. Zwar sind die Verhandlungen unlängst 
gescheitert, bzw. von der seit Mai 2013 regierenden kon-
servativen Regierungskoalition einseitig beendet worden, 
dennoch besteht weiterhin ein Interesse an einer guten Zu-
sammenarbeit in flexibler Form. Die Vorteile einer Vollmit-
gliedschaft sind für die Isländer jedoch zu wenig offen-
sichtlich, solange es ihrer Wirtschaft einigermaßen gut 
geht, was inzwischen wieder der Fall zu sein scheint. Die 
eng mit der konservativen Politikelite verwobene mächtige 
Fischereiindustrie lehnt zudem aus Gründen der Besitz-
standwahrung einen EU-Beitrit t strikt ab, da man in der Fi-
schereipolitik die Einmischung der EU fürchtet. Wären die 
Beitrit tsverhandlungen fortgesetzt worden, hätten sie 
letztlich hieran scheitern können. 

Die nordischen Länder und die Zukunft der EU

Die großen politischen Fragen und Visionen für die Zukunft 
der EU haben momentan für die Regierungen der nordi-
schen Länder keine Priorität. Daher halten sie sich bezüg-
lich des Entwerfens von Zukunftsszenarien sowie Überle-
gungen anderer Länder zu vertragsrechtlichen und institu-

172

To
b

ia
s 

Et
zo

ld



tionellen Reformen der EU zurück. Die Ministerpräsidenten 
Dänemarks und Schwedens, Helle Thorning-Schmidt und 
Fredrik Reinfeldt, teilen beispielsweise die Auffassung, 
dass die EU zuerst ihre aktuellen Probleme lösen und ihre 
Wirtschafts- und Wettbewerbsfähigkeit sowie den euro-
päischen Binnenmarkt verbessern und stärken sollte, bevor 
sie sich dem Vorhaben zuwendet, die Integration zu vertie-
fen, die supranationalen Institutionen zu stärken und Ver-
tragsänderungen in die Wege zu leiten (Radio Sweden 
2012). Die schwedische Regierung unterstreicht, dass es 
zunächst um die Substanz europäischer Zusammenarbeit 
gehen muss. Aus Sicht des schwedischen Außenministers 
Carl Bildt bringt zum Beispiel die Zusammenlegung des 
Präsidenten der Kommission und des Europäischen Rates 
vor dem Hintergrund der Schuldenkrise nichts (vgl. Frank-
furter Allgemeine Zeitung vom 18.10.2012). 
Die nordischen Länder zeigen zunehmende Bereitschaft, 
ihre aus der Bewältigung eigener wirtschaftlicher Prob-
leme generierten Erfahrungen und Expertise anderen Län-
dern zur Verfügung zu stellen. In Politikfeldern, in denen sie 
gemeinsame Interessen vertreten, treten die nordischen 
Länder oder zumindest einige von ihnen – nicht unbedingt 
nur die EU-Mitglieder – hin und wieder geschlossen auf 
und entwickeln gemeinsame Positionen und Initiativen. Die 
Ministerpräsidenten Dänemarks, Finnlands und Schwe-
dens forderten in einem gemeinsamen Brief an den Euro-
päischen Rat im Juni 2013 verstärkte Anstrengungen im 
Kampf gegen die in vielen Ländern Europas grassierende 
Jugendarbeitslosigkeit, von der, anders als viele vermuten 
würden, auch Schweden stark betroffen ist. Während die 
Beschäftigungspolitiken vorrangig im nationalen Verant-
wortungsbereich liegen, können gemeinsame Anstrengun-
gen zu Verbesserungen auf den Arbeitsmärkten führen. 
Insbesondere regten die Premierminister an, dass die Mit-

gliedstaaten voneinander lernen. Sie verwiesen dabei auf 
verschiedene erfolgreiche Instrumentarien in ihren Län-
dern sowie auf die regionale Zusammenarbeit im Nordi-
schen Ministerrat.
Auch die in Europa zurzeit umstrit tene Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit genießt in Skandinavien einen hohen Stellenwert. 
In einem gemeinsamen Artikel in der Financial Times im Ja-
nuar 2014 bekannten sich die Europaminister Finnlands, 
Norwegens und Schwedens zur Personenfreizügigkeit in 
Europa, die gerade auch in Krisenzeiten bewahrt werden 
müsse. Die Wirtschaften ihrer Länder würden von den Leis-
tungen der Arbeitnehmer aus anderen EU- und EWR-Län-
dern profitieren (Ohlsson/Stubb/Helgesen 2014). 
Einen interessanten Einblick in die zukünftige Ausrichtung 
der europäischen Integrationspolitik der nordischen EU-
Mitgliedstaaten geben auch deren Reaktionen auf die bri-
tische EU-Debatte und die Pläne des britischen Premiermi-
nisters David Cameron, die EU nach britischem Gusto zu 
reformieren, Kompetenzen aus Brüssel in die nationalen 
Hauptstädte zurückzuholen und ein Referendum über den 
Verbleib Großbritanniens in der EU abzuhalten. Cameron 
hoffte unter anderem aus den nordischen Ländern auf Un-
terstützung für seine Pläne. Dänemark, das in der Vergan-
genheit in vielen EU-Fragen Großbritannien nahestand, 
spielt jedoch zunehmend seine eigene Rolle und ist keines-
falls gewillt, Großbritannien zu folgen, sollte es die EU 
bzw. Teilbereiche der EU verlassen. Der damalige däni-
sche Europaminister Nicolai Wammen betonte, dass das 
Vereinigte Königreich seinen Weg allein gehen müsse, 
sollte es die EU verlassen wollen. Es sei in Dänemarks Inte-

Arbeitssuchende vor der staat-
lichen Vermittlungsstelle in 
Stockholm. Die Ministerpräsi-
denten Dänemarks, Finnlands 
und Schwedens forderten in 
einem gemeinsamen Brief an 
den Europäischen Rat im Juni 
2013 verstärkte Anstrengun-
gen im Kampf gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit, von der 
u. a. auch Schweden stark 
betroffen ist. picture alliance/dpa
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resse, so nah wie möglich am Kern Europas zu sein (EurAc-
tiv 2013). Um tatsächlich in die Nähe des Kerns zu kommen, 
müsste sich Dänemark allerdings weiter bewegen und ei-
nige seiner traditionellen europaskeptischen Grundhal-
tungen aufgeben. Die Abschaffung der Opt-outs in den 
Bereichen Verteidigungspolitik sowie Justiz und Inneres 
wäre ein erster Schrit t in diese Richtung (Etzold/Opitz 
2013: 377). 
In Schweden fürchtet man, dass ein britischer EU-Austrit t 
Schweden in eine exponierte Lage bringen würde und es 
dadurch an Stärke einbüßen könnte. Schweden braucht 
Großbritannien, um den Einfluss von Deutschland und 
Frankreich auszubalancieren: „For us, obviously the ba-
lance in the EU would shift in a problematic direction 
should the UK leave. It would be more continental, more 
dirigistic and less flexible and open, so we need a strong 
British voice in these discussions” (Finanzminister Anders 
Borg in Milne 2013). Schweden sieht sich in vielen Fragen 
weiterhin als engen Verbündeten und Partner Großbritan-
niens. Die schwedische Regierung unterstützt auch David 
Camerons Forderung, keine neuen Vollmachten nach Brüs-
sel zu übertragen (Handelsblatt 2013). Wie das Land rea-
gieren wird, sollte Großbritanien tatsächlich aus der EU 
austreten, und ob es möglicherweise den Briten folgen 
wird, könnte eine interessante Frage werden. 

Fazit

Die nordischen Länder befinden sich in einer besonderen, 
mitunter widersprüchlichen Position. Einerseits sind sie in-
tegraler Teil Europas sowie der europäischen Integration 
und Zusammenarbeit. Andererseits ist eine gewisse Skep-
sis gegenüber der EU und einer uneingeschränkten eu-
ropäischen Integration in den Bevölkerungen und in Teilen 
der politischen Elite nach wie vor verbreitet. Diese ist je-
doch inzwischen, nicht zuletzt aufgrund der europäischen 
Finanz- und Währungskrise, auch in vielen anderen EU-
Mitgliedstaaten stark ausgeprägt. Europaskeptische und 
-feindliche Parteien sind in vielen Ländern auf dem Vor-
marsch wie sich bei den Wahlen zum Europäischen Parla-
ment im Mai 2014 zeigte. Zwar schnitten in den nordischen 
EU-Mitgliedsstaaten entsprechende Parteien stark ab – 
die dänische Volkspartei gewann in Dänemark sogar die 
Wahlen. Dennoch haben die nordischen Länder diesbe-
züglich keine Sonderstellung (mehr). Zwar sind sie noch 
nicht im Kern der EU angekommen und halten sich ins-
besondere in großen politischen Fragen bewusst zurück. 
Insbesondere für Dänemark und Schweden wiegen die 
wirtschaftlichen Vorteile einer EU-Mitgliedschaft nach wie 
vor am schwersten, während die politische Kooperation 
ein etwas geringeres Gewicht hat. Ihre EU-Politik wird 
auch in Zukunft daran orientiert sein, nicht zu viele Kompe-
tenzen an die EU abzugeben. Finnland scheint in dieser 
Hinsicht etwas weniger zurückhaltend, zeigte sich jüngst 
aber zunehmend skeptischer, insbesondere in Fragen der 
Eurozone, und forderte Zugeständnisse. Norwegen und Is-
land werden der EU weiterhin aus politischen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Gründen fernbleiben, solange ihre 
nationalen Wirtschaftssysteme stabil bleiben. 
Die nordischen Länder gelten daher nach wie vor als zö-
gerliche und zurückhaltende aber durchaus auch als weit-
gehend verlässliche und stabile Partner innerhalb der EU 
bzw. Europas. Sie sind in der Lage, politisches Gewicht in 

die Waagschale zu werfen, insbesondere dann, wenn sie 
gemeinsame Positionen vertreten und geschlossen auftre-
ten. Als wirtschaftlich wie politisch vergleichsweise stabile 
Länder werden sie vor dem Hintergrund der anhaltenden 
europäischen Wirtschafts- und Schuldenkrise bei der Pro-
blembewältigung benötigt, nicht zuletzt da sie eigene Er-
fahrungen und Expertise im Umgang mit nationalen Wirt-
schaftskrisen beisteuern können. Gerade auch für Deut-
schland sind die nordischen Länder interessante Partner, 
da sie ähnliche ökonomische Vorstellungen, Denkmuster 
und Voraussetzungen haben und Deutschland in wichti-
gen Fragen innerhalb der EU unterstützen. Die nordischen 
Länder und ihre politischen und ökonomischen Ansätze 
werden in der EU durchaus geschätzt (Munk Jensen 2012: 
120). Vielleicht ermutigt sie das Bewusstsein hierüber zu 
einem selbstbewussteren, offeneren und entschlosseneren 
Auftreten innerhalb Europas und der EU.
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NEUTRALITÄT UND KOOPERATION, ENGAGEMENT UND INTERVENTION

Außen- und Sicherheitspolitik  
Norbert Götz

Die Außen- und Sicherheitspolitik der im 19. und 20. Jahr-
hundert entstandenen skandinavischen Nationalstaaten 
hat unterschiedliche Phasen durchlaufen. Eine in den 
1930er Jahren zunächst noch gemeinsam verfolgte Neu-
tralitätspolitik blieb angesichts der machtpolitischen 
Konstellationen während des Zweiten Weltkriegs erfolg-
los. Nach 1945 waren die nordeuropäischen Länder be-
strebt, ihre Souveränität zu wahren und sich im beginnen-
den Kalten Krieg zu positionieren. 1948 wurde eine 
skandinavische Verteidigungsunion erwogen, die letzt-
lich an den Differenzen der nordischen Staaten schei-
terte. Dänemark, Norwegen und Island wurden Grün-
dungsmitglieder der NATO, während Schweden seine 
neutralitätspolitische Tradition fortführte und Finnland 
aufgrund der Grenzlage zur UdSSR einen pragmati-
schen Kurs verfolgte. Um die unterschiedlichen sicher-
heitspolitischen Orientierungen zu kompensieren, wurde 
1952 der Nordische Rat gegründet. In den 1960er Jah-
ren wurde der Kurs einer aktiven und in internationaler 
Hinsicht stärker politisierten Außenpolitik eingeschla-
gen. In der Europapolitik hingegen zeigten sich die nor-
dischen Länder eher zögerlich. Ambivalent gestaltete 
sich auch die Kooperation mit den baltischen Ländern 
Estland, Lettland und Litauen. Die seit 2005 zu beobach-
tende Renaissance der nordischen Zusammenarbeit ver-
mag die Heterogenität der von den skandinavischen 
Staaten verfolgten Außen- und Sicherheitspolitik nicht zu 
überdecken. 

Vorgeschichte

Die heutige Staatenstruktur Nordeuropas geht auf die na-
poleonischen Kriege zurück, als Finnland aus dem schwe-
dischen und Norwegen aus dem dänischen Reich heraus-
gebrochen wurde, auch wenn die beiden neuen Staaten 
zunächst noch nicht in den Genuss von Souveränität ka-
men und erst im Laufe des 19. Jahrhunderts eine eigene 
nationale Identität entwickelten. Norwegen erlangte nach 
einer Volksabstimmung 1905 die Unabhängigkeit von 
Schweden, und Finnland löste sich im Zuge der Oktoberre-
volution 1917 von Russland. Der isländische Nationalismus 
geht gleichfalls auf das 19. Jahrhundert zurück, mündete 
aber erst 1944 in der Unabhängigkeit – unter Protektion 
der Alliierten. Zu den fünf nordischen Nationalstaaten 
 kamen im Laufe des 20. Jahrhunderts drei autonome Ge-
biete hinzu, oder gingen aus ihnen hervor: Die schwedisch-
sprachigen, aber unter finnischer Souveränität stehenden 
Åland-Inseln sowie die zu Dänemark gehörenden Färöer 
und Grönland.
Versuche der 1930er Jahre, die geopolitisch periphären 
nordischen Demokratien durch eine gemeinsame Neutrali-
tätspolitik von den machtpolitischen Spannungen der Zeit 
abzukoppeln, blieben weitgehend erfolglos. Während 
des Zweiten Weltkriegs bot Skandinavien daher ein zer-

split tertes Bild: Finnland war bereits 1939 von der Sowjet-
union im Winterkrieg angegriffen worden und nach Bruch 
des darauf geschlossenen Friedens von Moskau seit 1941 
in einem Krieg mit dem Deutschen Reich gegen die Sowjet-
union verbündet. Letzterer Konflikt, für den sich die irrefüh-
rende Bezeichnung Fortsetzungskrieg festgesetzt hat, war 
ein Revanchekrieg, in dem Finnland seinerseits die Sowjet-
union angriff. Schweden war als einziges nordisches Land 
im Zweiten Weltkrieg in der Lage, sich einer Verwicklung in 
die eigentlichen Kriegshandlungen zu entziehen, kompro-
mittierte jedoch seine Neutralität als Transitland deutscher 
Soldaten und Truppenverbände. Dänemark unterwarf sich 
der deutschen Invasion 1940 kampflos und durfte im Ge-
genzug bis zum Rücktrit t der demokratisch gewählten Re-
gierung 1943 sein eigenes politisches System beibehalten. 
Erst im Zusammenhang mit der Zulassung zur Gründungs-
konferenz der Vereinten Nationen im Sommer 1945 wurde 
das Land im Nachhinein zu einer kriegführenden Nation 
erklärt. Das 1940 gleichzeitig vom Deutschen Reich ange-
grif fene Norwegen leistete dagegen mehrere Monate 
lang Widerstand und wurde mit seiner Exilregierung in 
London von vornherein zu einer der alliierten Nationen. 
Die dänischen Kolonien und Reichsteile Grönland, Island 
und Färöer wurden 1940 und 1941 aus strategischen Grün-
den von Großbritannien und den USA besetzt.
Diese gegensätzlichen Orientierungen und Erfahrungen 
wurden nach dem Zweiten Weltkrieg mit Verweis auf das 
Los kleiner Staaten in einer von der Rivalität der Groß-
mächte beherrschten Welt heruntergespielt. Zudem gab es 
ein gemeinsames Interesse, Spannungen in Nordeuropa 
auf dem niedrigstmöglichen Niveau zu halten und Finn-
lands demokratisches System diesseits des Eisernen Vor-
hangs zu stabilisieren. Als gemeinschaftliche Ideologie 
konnte auf den in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
entstandenen Skandinavismus zurückgegriffen werden, 
der der deutschen und italienischen Einigungsbewegung 
und dem Panslawismus ähnelte. Zwar war der Skandinavis-
mus politisch weitgehend erfolglos geblieben und im Hin-
blick auf Finnland uneindeutig, was seiner breiten zivilge-
sellschaftlichen Popularität bereits in der Zwischenkriegs-
zeit und verstärkt nach dem Zweiten Weltkrieg aber keinen 
Abbruch tat. Bereits während des Kriegs kam es zu einer 
erneuten Auflage nordischer Föderationsdiskussionen und 
nach 1945 zu vielfältigen Initiativen der nordischen Zusam-
menarbeit (Hecker-Stampehl 2011).

Positionierung im Kalten Krieg

Dänemark und Norwegen agierten entgegen der Tendenz 
des frühen Kalten Krieges zunächst als Brückenbauer, eine 
Politik an der die Regierungen beider Länder bis ins Früh-
jahr 1948 festhielten. Die Wahl des norwegischen Außen-
ministers Trygve Lie zum ersten UN-Generalsekretär 1946 
war ein Resultat dieses Ansatzes. Gleichzeitig bemühte 
sich die schwedische Regierung, ihr beschädigtes Verhält-
nis zur Sowjetunion zu reparieren, unter Beibehaltung der 
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Bündnisfreiheit des Landes. Im Jahre 1953 wurde dies mit 
der Wahl des schwedischen Diplomaten Dag Hammarsk-
jöld zu Lies Nachfolger honoriert. Mit Ausnahme Finnlands 
entschieden sich die skandinavischen Regierungen 1947, 
das Angebot des Marshallplans anzunehmen, wenn auch 
nicht ohne eine gewisse Zurückhaltung im Hinblick auf die 
dadurch implizierte Stellungnahme im Kalten Krieg deut-
lich werden zu lassen (Majander 1994).
Das Unbehagen angesichts der eigenen Bündnislosigkeit 
verstärkte sich im Zuge des sich verschärfenden Kalten 
Krieges. Im Jahre 1948 läutete der kommunistische Februar-
umsturz in der Tschechoslowakei auch in den skandinavi-
schen Ländern Bestrebungen ein, jenseits der im Ost-West-
Konflikt paralysierten Vereinten Nationen Sicherheitsga-
rantien zu erlangen. Der Umstand, dass sich die finnische 
Regierung zu dieser Zeit gezwungen sah, einen Vertrag 
über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen 
Beistand mit der Sowjetunion abzuschließen, gab darüber 
hinaus der Befürchtung einer möglichen Sowjetisierung 
Skandinaviens Vorschub. Die Stimmung in Norwegen, mit 
seiner Grenze zur Sowjetunion, aber auch in Dänemark, 
näherte sich im Frühjahr 1948 einer politischen Massen-
hysterie.
In diesem Zusammenhang und um einer unterschiedlichen 
sicherheitspolitischen Positionierung der drei skandinavi-
schen Kernländer vorzubeugen, schlug der schwedische 
Außenminister Östen Undén im Mai 1948 Norwegen und 
Dänemark ein nach außen neutrales Verteidigungsbünd-
nis vor. Eine solche skandinavische Verteidigungsunion 

wurde in den folgenden Monaten ernsthaft erwogen, 
scheiterte aber Anfang 1949 an unüberbrückbaren Diffe-
renzen zwischen den Norwegern und Schweden. Wäh-
rend letztere auf Unabhängigkeit von anderen Militär-
bündnissen beharrten, waren die Norweger auf westliche 
Sicherheitsgarantien bedacht. Die dänische Regierung 
war in dieser Frage unentschieden und hätte vermutlich ei-
ner bilateralen Verteidigungsunion mit Schweden Vorrang 
vor einer umfassenderen westlichen Lösung gegeben. Die 
Schweden lehnten jedoch ein solches reduziertes Modell 
aus strategischen Gründen ab (Petersen 1979).
Vor diesem Hintergrund wurden Dänemark und Norwegen 
sowie Island im April 1949 Gründungsmitglieder der North 
Atlantic Treaty Organization (NATO), während Schweden 
seine Politik der bewaffneten Neutralität fort führte. Die 
schwedische Linie gründete nicht nur in der neutralitätspo-
litischen Tradition des Landes, sondern zielte auch darauf 
hin, die Sowjetunion davon abzuhalten, am Status quo 
Finnlands zu rütteln (Kronvall 2003). Residuen der Neutra-
litätspolitik der Zwischenkriegszeit und eine verhältnis-
mäßige Distanz zum Konflikt der Supermächte ließen sich 
auch in der Sicherheitspolitik der skandinavischen NATO-
Mitglieder ausmachen (Ørvik 1986). Island gewährte den 
Vereinigten Staaten den Stützpunkt Keflavík, blieb jedoch 
ein Staat ohne eigenes Militär. Dänemark und Norwegen 
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bauten nur langsam eigene Streitkräfte auf und akzeptier-
ten weder Kernwaffen noch Militärbasen anderer Länder 
auf ihrem Territorium. Die einzige Ausnahme war die im 
Zweiten Weltkrieg geschaffene Thule Air Base auf Grön-
land, die in der Hand der Vereinigten Staaten blieb. Ande-
rerseits nahm die dänische Regierung die Insel Bornholm, 
den östlichsten Vorposten Dänemarks in der Ostsee, der im 
Zweiten Weltkrieg von der Sowjetunion befreit und bis An-
fang 1946 besetzt gehalten worden war, von militärischen 
Aktivitäten der NATO aus. Nur als Abhorchposten spielte 
die Insel eine aktive Rolle für das westliche Bündnis.
Im Koreakrieg engagierten sich Schweden, Dänemark und 
Norwegen mit einem Lazarettschiff, Feldlazaretten und 
medizinischem Personal. Seit der ersten UN-Friedensmis-
sion im Suezkonflikt im November 1956 sind alle skandina-
vischen Länder mit Ausnahme Islands wesentliche Beiträ-
ger derartiger Missionen gewesen, wenn auch seit dem 
Ende des Kalten Krieges mit deutlich abnehmender Ten-
denz (Jakobsen 2006). In den vergangenen beiden Jahr-
zehnten haben zahlreiche Dokumente gezeigt, dass die 
skandinavische Verstrickung in den Kalten Krieg sehr viel 
weiter ging als die zeitgenössischen Politikerinnen und Po-
litiker Glauben machen wollten. Zum Beispiel gaben däni-
sche Regierungen den Vereinigten Staaten im Wider-
spruch zur eigenen erklärten Politik, Kernwaffen in Frie-
denszeiten nicht auf ihrem Territorium zu dulden, freie 
Hand zur Stationierung solchen Militärguts auf Grönland 
(Petersen 1998). Noch bemerkenswerter ist, dass sich das 
vermeintlich neutrale Schweden während des Kalten Krie-
ges insgeheim enge Abstimmungsprozesse mit dem westli-
chen Bündnis erlaubte (Neutralitetspolitikkommissionen 
1994; Petersson 2003). Bezeichnend für die besondere 
Stellung Skandinaviens während des Kalten Krieges als 
eine Zone reduzierter Spannung ist, dass alle Betroffenen 
Stillschweigen darüber bewahrten, einschließlich der 
Sow jetunion. Zugleich waren die Beziehungen zu den 
Westmächten, insbesondere die Beziehungen Schwedens 
und der Vereinigten Staaten, distanziert. Der von den 
Großmächten gewährte Spielraum, die Propagierung des 
Völkerrechts und der Glaube an die Überlegenheit des 
skandinavischen Wohlfahrtsmodells trugen zur Herausbil-
dung eines Skandinavienbildes bei, das einen drit ten – 
und möglicherweise besseren – Weg gefunden habe, um 
mit den politischen, wirtschaftlichen und militärischen Be-
dingungen des Kalten Krieges umzugehen (Ingebritsen 
2002; Browning 2007).

Aktive Außenpolitik

Interskandinavische Zusammenarbeit verankerte die Vor-
stellung von Gemeinsamkeit in der Region selbst und trug 
dazu bei, das Bild einer einzigartigen nordischen Sicher-
heitsgemeinschaft quer zu den Bruchlinien des Kalten Krie-
ges zu befestigen (Wiberg 2000). Auch um ihre unter-
schiedliche sicherheitspolitische Orientierung zu kompen-
sieren, gründeten die skandinavischen Länder im Jahre 
1952 den Nordischen Rat als gemeinsames interparlamen-
tarisches Forum. Im Rahmen der Vereinten Nationen arbei-
teten sie eng zusammen, häufig als Mittler zwischen Ost 
und West und im Zuge der Entkolonialisierung zunehmend 
zwischen Nord und Süd (Götz 2011). Im Jahre 1955 gab 
die Sowjetunion den Stützpunkt Porkkala in der Nähe Hel-
sinkis zurück und gestattete Finnland, Mitglied des Nordi-

schen Rats und der Vereinten Nationen zu werden. Von 
diesem Zeitpunkt an trug die nordische Zusammenarbeit 
dazu bei, dass Finnland, trotz der außenpolitischen Ab-
hängigkeit von Moskau, ein Teil des Westens blieb. Die 
selbst erklärte finnische Neutralitätspolitik wurde nur zeit-
weise von der Sowjetunion als solche akzeptiert und kam 
eher einem rhetorischen Schachzug im Spiel um die Souve-
ränität des Landes gleich, denn einer neutralen Position im 
üblichen Wortsinne (Rentola 2000). Auch das in Finnland 
als hässlich empfundene Wort der „Finnlandisierung“, eine 
Wortschöpfung Richard Löwenthals zur Bezeichnung einer 
opportunistischen Haltung gegenüber der Sowjetunion, 
weist auf die Grenzen des finnischen Handlungsspiel-
raums im Kalten Krieg hin (Laqueur 1980; Majander 1999).
In den 1960er Jahren gingen die nordischen Regierungen 
von vorsichtigen völkerrechtlich geprägten Außenpolitiken 
zu stärker politisierten Stellungnahmen in den internatio-
nalen Beziehungen über, teilweise verbunden mit Solidari-
tätsgesten gegenüber der Drit ten Welt. Die symbolisch 
aufgeladene Anti-Vietnamkriegspolitik sowie das Anti-
Apartheidprofil des schwedischen Ministerpräsidenten 
Olof Palme waren in dieser Hinsicht besonders einschlägig 
und resultierten in frostigen Beziehungen zu den USA (Leif-
land 1997). Ein finnischer Diplomat nahm dies zum Anlass, 
den Unterschied der finnischen und schwedischen Neutra-
litätspolitik damit zu erklären, dass Finnland bemüht sei, 
sein Verhältnis zu Ost und West ähnlich gut zu gestalten, 
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während Schweden sich damit begnüge, ähnlich schlechte 
Beziehungen zu pflegen (Jakobson 2002: 463).
In den 1970er und 1980er Jahren nahmen die militärischen 
Spannungen in Skandinavien aufgrund globaler militär-
strategischer Entwicklungen zu – ein Zeichen dafür war das 
viel debattierte Vorkommen sowjetischer U-Boote in schwe-
dischen Gewässern. In dieser Zeit begann eine deutliche 
Aufrüstung auf beiden Seiten des Ost-West-Konflikts den 
Status Skandinaviens als ein gegenüber Mitteleuropa 
spannungsarmes Gebiet zu gefährden. Ideen aus den 
1960er Jahren zu Nordeuropa als einer kernwaffenfreien 
Zone wurden wiederbelebt, ohne jedoch zu konkreten Re-
sultaten zu führen (Arbetsgrupp 1986). Während die Implo-
sion des Ostblocks und der Sowjetunion nach 1989 im Ost-
seeraum eine tektonische Verschiebung bewirkte, mit – trotz 
weiter bestehender russischer Präsenz – deutlich verringer-
ten Spannungen, unterliegt der arktische hohe Norden bis 
heute einer kontinuierlichen geopolitischen Aufwertung mit 
negativen Implikationen für die Sicherheitslage.

Entwicklungshilfe

Ausgehend von nur bescheidenen Anfängen wuchsen die 
Entwicklungshilfebudgets Dänemarks, Norwegens und 
Schwedens in den 1960er Jahren rasch an und übertrafen 
Anfang der 1970er Jahre den Durchschnitt der OECD-Län-

der. Schweden war gemeinsam mit den Niederlanden 
1975 das erste Land, das die Zielvorgabe der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen umsetzte, 0,7 Prozent 
seines Bruttoinlandsprodukts für Entwicklungshilfe aufzu-
wenden. Seit der zweiten Hälfte der 1970er Jahre lag das 
Niveau der Entwicklungshilfe Schwedens, Norwegens und 
Dänemarks im Allgemeinen zwischen 0,8 Prozent und ei-
nem Prozent des Bruttonationaleinkommens, bisweilen und 
auch in jüngerer Zeit über einem Prozent. Dies entspricht 
dem Dreifachen des Durchschnitts der westlichen Länder 
(Olesen/Pharo/Paaskesen 2013). 
Zugleich vermittelte die skandinavische Entwicklungshilfe 
im Vergleich mit der anderer Staaten den Eindruck, weni-
ger von eigenen Interessen bestimmt zu sein, häufiger auf 
multilaterale Gebermodelle zurückzugreifen, stärker von 
der Unterstützung der ärmsten Länder der Welt getragen 
zu sein und weniger auf den Rückfluss der eingesetzten 
Mittel in den eigenen Wirtschaftskreislauf zu pochen. 
Heutzutage erschweren die in Skandinavien für die öffent-
liche Hand vorgeschriebenen new public management-Mo-
delle sowohl die Mitsprache der Begünstigten als auch die 
Förderung von Projekten, denen sich kein unmittelbarer 
quantifizierbarer Nutzen zuschreiben lässt (Follér et al. 
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2013). Ein besonderer Schwerpunkt skandinavischer Ent-
wicklungshilfe lag bis in die 1990er Jahre auf den „Front-
staaten“ des südlichen Afrika gegen das Apartheidregime 
und insbesondere auf Tansania (Engh/Pharo 2009). 
Die Gründe für das kostspielige Engagement Skandinavi-
ens in der Entwicklungshilfe sind komplex, doch sind die 
Externalisierung der Prinzipien des Wohlfahrtsstaats, die 
Generierung von soft power, eines konsistenten nationalen 
Selbstbilds und eines positiv besetzten brand sowie im 
weiteren Sinne sicherheitspolitische Erwägungen (Wirken 
für globale Stabilität) von Bedeutung. In Sonntagsreden 
schreiben führende skandinavische Politiker ihren Ländern 
immer wieder die Rolle humanitärer Großmächte zu. Finn-
land und Island haben nur geringen Anteil an diesem, dem 
globalen Süden zugewandten und mit einem ungewöhn-
lich großzügigen Entwicklungshilfeengagement verbun-
denen skandinavischen Profil.

Europapolitik und Baltikum

Die seit den 1990er Jahren verstärkte und institutionali-
sierte Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
der Europäischen Union (EU) stellte insofern eine Heraus-
forderung für die nordischen Länder dar, als sie nur drei 
Staaten einschließt: Dänemark, das 1973 Mitglied der Eu-
ropäischen Gemeinschaft wurde, sowie Finnland und 
Schweden, die der EU 1995 beitraten. Abgesehen davon, 
dass Norwegen und Island nicht an der GASP teilhaben, 
ist letztere in ihrer sicherheitspolitischen Dimension zudem 
Gegenstand eines der dänischen Maastricht-Vorbehalte. 
Andererseits ist die GASP eine politische Platt form, die mit 
präventiver Diplomatie und friedenserhaltenden Maßnah-
men verbunden ist, wie sie mit intensiver nordischer Beteili-
gung schon lange insbesondere von den Vereinten Natio-
nen vertreten werden (Laatikainen 2003). In ähnlicher 
Weise weist die zunehmende Gewichtung zivil-militäri-
scher Zusammenarbeit innerhalb der GASP eine Affinität 
mit dem Profil der nordischen Sicherheitspolitiken auf.
Auch wenn die EU kein Forum intensiver Zusammenarbeit 
der drei nordischen Mitgliedsstaaten wurde, lassen sich 
doch Gemeinsamkeiten erkennen (Schumacher 2000). Dä-
nemark, Finnland und Schweden ziehen die Erweiterung 
der Union einer Vertiefung vor und pflegen ein besonderes 
Profil in Fragen ökonomischer und administrativer Offen-
heit und Mitbestimmung nationaler Parlamente sowie soli-
der Finanzen, sozialer Werte, Gleichstellung der Ge-
schlechter und unterschiedlicher Minderheiten. Wie auch 
Norwegen und Island sehen sie heute in Deutschland ihren 
wichtigsten Partner in Europa. Der gemeinsame Auftrit t der 
fünf Länder im nordischen Botschaftszentrum in Berlin gilt 
inzwischen als ein Modell für die nordische Diplomatie 
(vgl. Skov 1999). Neben Deutschland fungiert allerdings – 
in einer Art Balance selbst gewählter Referenzmächte – 
auch das europakritische Großbritannien als wesentlicher 
Orientierungsfaktor. So wurde in den vergangenen Jahren 
das jährliche Northern Future Forum etabliert, ein informel-
les Gipfeltreffen der Ministerpräsidenten der nordischen 
und baltischen Länder sowie Großbritanniens.
Abgesehen von den Vor- und Nachteilen der eigenen Mit-
gliedschaft weckte die europäische Integration nach 1989 
– auch aufgrund ihres Versprechens der Stabilisierung der 
Verhältnisse im Ostseeraum – das Interesse der Skandina-
vier. Bis zu den Erweiterungen von NATO und EU in den 

Jahren 1999 und 2004 waren die Außen- und Sicherheits-
politik der nordeuropäischen Länder stark vom Ebnen des 
Weges für die dortigen Beitrit tskandidaten, insbesondere 
der drei baltischen Staaten, geprägt. Die traditionelle nor-
dische Zusammenarbeit erweckte vor diesem Hintergrund 
in den 1990er und in der ersten Hälfte der 2000er Jahre 
häufig den Eindruck einer Zuarbeit für die höheren Zwecke 
europäischer und ostseeregionaler Integration. Einzelne 
nordische Länder waren darüber hinaus federführend für 
die Entwicklung zunächst der Nördlichen Dimension und 
dann der Ostseestrategie der EU. Zugleich wurde die nor-
dische Kooperation von den Anti-EU-Bewegungen zu ei-
nem Gegenmodell der europäischen Einigung ausgerufen. 
Während die nordischen Länder aktiv auf die Bildung eige-
ner Organe für die Kooperation Estlands, Lettlands und Li-
tauens und auf eine rasche Integration dieser Länder in die 
Strukturen der europäischen und transatlantischen Zusam-
menarbeit hinwirkten, versagten sie ihnen die gewünschte 
Mitgliedschaft in den Organisationen der nordischen Zu-
sammenarbeit selbst. Die baltischen Länder sind nach Auf-
fassung ihrer Bewohnerinnen und Bewohner allenfalls im 
Hinblick auf ihre Leidensgeschichte, nicht aber identitäts-
mäßig eine einheitliche Ländergruppe. Der Zweck der Or-
gane der baltischen Zusammenarbeit ist somit vor allem der 
einer parallelen Strukturbildung zur nordischen Zusammen-
arbeit, der die multilaterale Interaktion beider ermöglicht. 
In den 1990er Jahren wurde diese unter der Formel einer „5 
+ 3“-Kooperation vollzogen. Seit dem Jahre 2000 ist von 
„NB8“ – den nordisch-baltischen Acht – die Rede; ein Be-

Das Gemeinschaftshaus der skandinavischen Botschaften in 
Berlin. Der gemeinsame Auftritt der fünf Länder im nordi-
schen Botschaftszentrum gilt inzwischen als ein Modell für 
die skandinavische Demokratie. picture alliance/dpa
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griff, der größere Homogenität und Gleichberechtigung 
der Partner signalisieren soll. Die Differenz des europäi-
schen Nordens und Baltikums bleibt aber im subtilen „NB“ 
konserviert.
Dass die baltischen Länder auf das „B“ verzichten würden 
und im Grunde eine Verschmelzung mit Skandinavien wün-
schen, zeigt ein Dokument, das die interparlamentarische 
Baltische Versammlung 2001 verabschiedete. Die balti-
schen und nordischen Länder würden, so heißt es dort, „lo-
gically constitute a single region based not only on geo-
graphical closeness but also on common values“ und der 
Nordische Rat wird aufgerufen „to facilitate rapproche-
ment of the Baltic States with the Nordic countries by ad-
mitting the Baltic States to those Nordic co-operation ins-
titutions where their participation is already possible“ 
(Statement 2001). Da die Organe der nordischen Zusam-
menarbeit im Gegensatz zu anderen Organisationen regi-
onaler Zusammenarbeit relativ klar abgegrenzte identi-
tätsbasierte Einheiten sind, ist die Reaktion bis heute ver-
halten. Charakteristisch ist ein Plädoyer für die Ausweitung 
der nordischen Zusammenarbeit um die baltischen Staa-
ten und eventuell Polen, das der ehemalige dänische Ver-
teidigungsminister Knud Enggaard mit der Feststellung 
schloss: „Wir brauchen Freunde außerhalb des Nordens, 
aber die Familie ist nordisch“ (2002: 423). Bislang wurden 
die baltischen Staaten einzig im Jahre 2005 in der Nordi-
schen Investitionsbank als Vollmitglieder aufgenommen.

Nordische Renaissance 

Für viele überraschend erfuhr die bereits totgesagte nordi-
sche Zusammenarbeit in der zweiten Hälfte der 2000er 

Jahre eine Renaissance, und zwar ausgerechnet aus-
gehend vom Politikbereich der Außen- und Sicherheitspoli-
tik, der aufgrund der unterschiedlichen bündnispolitischen 
Orientierung der nordischen Länder bis dahin zumindest 
formell weitgehend ausgeklammert geblieben war. 
Gründe für diese Verschiebung waren das neue Gleichge-
wicht im Ostseeraum nach der Osterweiterung von NATO 
und EU; Herausforderungen der Globalisierung, die sich 
für die kulturell, sozial und wirtschaftlich eng verbundenen 
skandinavischen Staaten ähnlich darstellten; die geopoli-
tische Neubewertung der Arktis, ein Gebiet, in dem die EU 
praktisch keine Rolle spielt; haushaltsbedingte Anreize zur 
stärkeren sicherheitspolitischen Konzertierung sowie die 
Krise der europäischen Integration nach der gescheiterten 
Verfassungsinitiative und im Zuge der Finanzkrise.
Verschiedene Ansätze der nordischen Zusammenarbeit in 
der Materialbeschaffung, Friedenssicherung und anderen 
Bereichen wurden im Jahre 2009 in der nordischen Vertei-
digungskooperation (Nordic Defense Cooperation/NOR-
DEFCO) gebündelt. Im gleichen Jahr unterbreitete der so-
genannte Stoltenberg-Bericht 13 konkrete Vorschläge, um 
die gemeinsame nordische Sicherheitspolitik zu vertiefen 
(Stoltenberg 2009). Zahlreiche Vorschläge des ehemali-
gen norwegischen Außenministers Thorvald Stoltenberg 
wurden inzwischen umgesetzt. Selbst umstrit tenere Punkte 
wie eine nordische Solidaritätserklärung und die gemein-
same Überwachung des isländischen Luftraums nach Auf-
gabe des Luftwaffenstützpunkts Keflavík durch die USA 
wurden verabschiedet, wenn auch nicht auf dem ursprüng-
lichen ambitioniertem Niveau. Die Solidaritätserklärung 
beschränkt sich weitgehend auf Katastrophenhilfe und 
den Bereich des Terrorismus; verteidigungspolitische Soli-
darität im eigentlichen Sinne hätte vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Beziehungen zur NATO zu komplizierten 
Folgefragen geführt. Die Lösung anderer schwierigerer 
Fragen des Stoltenberg-Berichts wie einer gemeinsamen 
Meeresüberwachung, Einsatz von Eisbrechern und der Be-
schaffung kostenträchtiger Waffen steht noch aus (Archer/
Joenniemi, im Erscheinen). 
Mit den Erklärungen von Haga 2009 und 2013 wird heute 
insbesondere auf verstärkte nordische Zusammenarbeit in 
den Bereichen gesellschaftlicher Sicherheit, ziviler Vertei-
digung und Krisenbereitschaft hingearbeitet. Kritisiert 
wird indes, dass sich die neue nordische Orientierung vor 
allem auf der Ebene von Absichtserklärungen nieder-
schlägt, ohne dass sich in konkreten Sachfragen so viel be-
wege wie es die diskursive Wende nahe legt. Ein strukturel-
les Problem der Zusammenarbeit wird insbesondere in der 
mangelhaften Kompatibilität der nationalen strategischen 
Kulturen gesehen. Finnland ist das einzige nordische Land, 
das noch über eine Armee aus Wehrpflichtigen verfügt. 
Während etwa Finnland am Prinzip der klassischen Terri-
torialverteidigung festhält, hat sich insbesondere die dä-
nische Sicht davon gelöst und stattdessen dem Erwidern 
globaler Sicherheitsrisiken zugewandt. Nach einer Politik 
zögerlicher NATO-Mitgliedschaft und sicherheitspoliti-
schen Leisetretens bis in die 1980er Jahre vollzog Däne-
mark in der darauf folgenden Dekade eine radikale Kehrt-
wende, die das Land bis in den Irakkrieg an der Seite 
George Bushs führte.
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Im Windschatten der dennoch spürbaren neuen Konjunk-
tur der nordischen Zusammenarbeit wurde inzwischen das 
Thema einer möglichen Föderation aus der Versenkung 
geholt, das seit den 1940er Jahren nicht mehr auf der Ta-
gesordnung gestanden hatte. Im Auftrag von Nordischem 
Rat und Nordischem Ministerrat verfasste der schwedi-
sche Historiker und Verbandsfunktionär Gunnar Wetter-
berg einen Bericht, in dem er eine nordische Union mit ge-
meinsamer Außen- und Verteidigungspolitik propagierte 
(Wetterberg 2010). Eine bodenständigere Vision legte im 
Anschluss daran, ebenfalls im Auftrag des Nordischen 
Rats, das Zentrum für Norden-Studien der Universität Hel-
sinki vor, das für unterschiedliche Politikbereiche die Bil-
dung flexibler „nordischer Gemeinschaften“ ins Gespräch 
brachte (Strang 2013). 
Bemerkenswert ist in jedem Falle, dass dem europäischen 
Norden in jüngster Zeit wieder ein utopisches Potential zu-
geschrieben wird, wie er es seit Jahrzehnten nicht mehr 
verkörpert hatte. Am Nordischen Rat und Nordischen Mi-
nisterrat ist die reale Intensivierung der Zusammenarbeit in 
den Bereichen Außen- und Sicherheitspolitik bislang aller-
dings weitgehend vorbeigegangen, und es ist eine offene 
Frage, ob diese Organe in der Lage sein werden, Nutzen 
aus den aktuellen Entwicklungen zu ziehen. Kritischen 
Stimmen zufolge betätigen sie sich heute weitgehend als 
Propagandaorgane für die Markenzeichen „Norden“ und 
„nordisches Modell“, unter gleichzeitigem Rückzug aus 
praktischen politischen Zusammenhängen. Oder anders 
ausgedrückt: Die aktuelle neue Gemeinsamkeit Skandina-
viens kommt vor allem im weiteren Bereich der nationalen 
Sicherheitsestablishments zum Tragen, ohne zu einem inte-
gralen Bestandteil der bestehenden Strukturen der nordi-
schen Zusammenarbeit geworden zu sein.
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SKANDINAVISCHE WUNDERLÄNDER?

Fazit und Ausblick – Desiderate sozial-, kultur- 
und geschichtswissenschaftlicher 
Nordeuropa-Forschung  
Bernd Henningsen/Sven Jochem

Bernd Henningsen und Sven Jochem, die mit ihrem fach-
lichen Rat wesentlich zum Entstehen des vorliegenden 
Heftes beigetragen haben, bündeln in einem kurzen Fazit 
die hier versammelten Beiträge. Alle Beiträge stellen die 
nordische Homogenität und die Exzeptionalität des nor-
dischen Modells, das in der Fremdwahrnehmung nur 
allzu gerne idealisierend betrachtet wird, in Frage. Die 
skandinavischen „Wunderländer“ sind eben kein mono-
lithischer Block kulturell homogener Gesellschaften und 
Kulturen, sondern vielmehr heterogene, weltoffene, mul-
tikulturelle, und letztlich vielschichtige Länder. Die Hete-
rogenität hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten eher 
noch zugenommen. Abschließend werden fünf Deside-
rate benannt, die für eine stärkere wissenschaftliche Hin-
wendung und intensivere Forschungsbemühungen rich-
tungsweisend sein können.

Der Norden Europas übt auf viele Beobachter einen be-
sonderen Reiz aus. Dieser Reiz speist sich zum einen aus 
landschaftlichen, aus klimatischen oder auch aus kulturel-
len Merkmalen, zum anderen ist der Norden aber auch aus 
sozial-, kultur- sowie geschichtswissenschaftlichen Pers-
pektiven von nicht zu unterschätzendem Belang. Wir ha-
ben uns mit diesem Heft der Zeitschrift „Der Bürger im 
Staat“ zum Ziel gesetzt, über die Forschung zu Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft der nordischen Länder zu infor-
mieren, dabei auch aus theoretischer Perspektive Einblick 
zu gewähren – und somit gleichsam den State of the Art der 
politik- und sozialwissenschaftlichen Forschung zu präsen-
tieren, Politik und Gesellschaft des europäischen Nordens 
transparent werden zu lassen. 
Während für viele Beobachter der Norden Europas offen-
sichtlich eine Region ist, in der Honig und Milch fließen – 
oder das „Manna from the North Sea“, wie es Gøsta 
Esping-Andersen in Bezug auf den Erdölreichtum Norwe-
gens einmal ausdrückte –, so steht für andere der Norden 
eher beispielhaft für eine Region, in der die Freiheit des 
Einzelnen auf dem Altar staatlicher Umverteilung und frei-
heitsverzehrender Reglementierung geopfert werde. Diese 
alternativen Sichtweisen bringen den Norden immer dann 
in den öffentlichen Fokus, wenn Wahlen anstehen – in 
Deutschland, in Europa und gerne in den Vereinigten Staa-
ten. Dass diese Polarisierung auf gründlichen Kenntnissen 
von Politik, Kultur und Gesellschaft der nordischen Länder 
beruht, ist nur sehr selten festzustellen. Kritische Stimmen 
beziehen sich so zum Beispiel auf die bis in die 1970er 
Jahre im Norden erfolgten eugenischen Zwangssterilisati-
onen und Zwangsabtreibungen (Broberg/Roll-Hansen 
2005). Forcierte kollektive Mobilisierungsrituale, hohe 
Selbstmordraten, ein hoher Verbrauch von Antidepressiva 

oder gar der Umstand, dass der scheinbar so erfolgreiche 
nordische Kapitalismus – auch und gerade in der jüngsten 
Krise – nur bestehen könne, da der Norden auch die Re-
gion mit der weltweit höchsten privaten Pro-Kopf-Verschul-
dung sei, werden als weitere Beispiele einer eher negati-
ven Würdigung des Nordens aufgeführt (vgl. Booth 2014). 
Aufgabe empirisch vergleichender, systematischer Wis-
senschaft ist es jedoch, zu differenzieren, zu spezifizieren 
und nachvollziehbar zu urteilen: Das „Märchen von ‚Nor-
topia‘“ (Henningsen 2012) gilt es ebenso zu hinterfragen 
wie unpräzis verallgemeinernde Klagelieder scheinbarer 
nordischer Unfreiheit, die ein nordisches Dystopia intonie-
ren. 
So groß also das Interesse an den nordischen Gesellschaf-
ten, an Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur in der 
breiten Öffentlichkeit ist, so widerstandsfähig halten sich 
krude Wahrnehmungen des Nordens, die eher einer „poli-
tischen Folklore“ zugerechnet werden sollten. Viele Beob-
achter außerhalb der Region nehmen den Norden als mo-
nolithischen Block kulturell homogener Gesellschaften und 
Kulturen wahr, welche lediglich von historisch kontingen-
ten Grenzen in Territorialstaaten aufgetrennt seien. 
Eine erste Erkenntnis (und vielleicht die wichtigste) der hier 
versammelten Beiträge liegt darin, diese Vorstellung einer 
nordischen Homogenität in Frage zu stellen. Gewiss gibt 
es kulturelle und historische Quellen des Gemeinsamen im 
Norden: Es gibt eine (auch vielbeschworene) nordische 
Gemeinschaft der politischen und kulturellen Werte, es 
gibt eine sprachliche, eine religiöse, ja eine ethnische Ho-
mogenität dieser Länder, die erst seit den letzten Dezen-
nien des vorigen Jahrhunderts durch Europäisierung und 
Globalisierung, durch Emigration und weltweite politische 
Verwerfungen erschüttert wurde und in ihrer historischen 
Prägnanz so nicht mehr feststellbar ist. So sollen die hier 
versammelten Beiträge belegen, dass der zeitgenössische 
Norden bunter, vielschichtiger und somit auch komplizier-
ter für die vergleichende Forschung ist, als gemeinhin an-
genommen wird. 
Als Gleichnis des neuen nordischen Selbstverständnisses 
kann ein profanes Beispiel dienen: Der schwedische Auto-
mobilhersteller Volvo – mit erst amerikanischer, neuerdings 
chinesischer Aktienmehrheit – ist ein nationales Symbol 
dieses Landes – ähnlich wie Mercedes Benz, Volkswagen 
oder BMW dies für Deutschland sind. Ein neues Modell 
des schwedischen Autoherstellers wird gegenwärtig an-
spielungsreich vermarktet1: Eindrucksvolle Bilder eines ver-
schneiten und eisigen Schwedens werden kombiniert mit 
wilden Autofahrten und hinterlegt von der gesprochenen 
schwedischen Nationalhymne. Der Slogan lautet: Made 
by Sweden. Hauptdarsteller neben der Natur und dem 
Auto ist nun wahrlich kein Urgestein des typischen Schwe-
den: Zlatan Ibrahimović! Der in Schweden geborene Sohn 
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einer bosnischen Flüchtlingsfamilie, der durch spektaku-
läre Aktionen auf und abseits des Fußballfeldes für Aufse-
hen, Bewunderung und Ablehnung sorgt, verkörpert also 
den neuen schwedischen Phänotyp. Ibrahimović lobt das 
Land mit Formulierungen, die der schwedischen National-
hymne entnommen sind: Er will sich für ein Land einsetzen, 
in dem er leben und sterben will. Es ist eine interessante 
Pointe dieses Bildes, dass in den ersten beiden Versen der 
schwedischen Nationalhymne gerade nicht auf Schweden 
verwiesen wird, sondern auf den Norden allgemein (als 
die Hymne gedichtet wurde, gehörte schließlich Norwe-
gen zur Union). Allerdings wird diese Eigenheit der schwe-
dischen Nationalhymne in dem Werbeclip gebrochen, der 
bosnisch-schwedische, der internationale Fußballstar will 
leben und sterben in Schweden, nicht im Norden! Hier ha-
ben wir vielleicht das moderne Bild des schwedischen und 
auch nordischen Modells und Selbstverständnisses: Welt-
offen, multikulturell, voller Konflikte und Spannungen – 
aber dennoch eingebettet in typisch schwedische, nordi-
sche Natur und Kultur.2 
Eine zweite Erkenntnis der hier versammelten Beiträge lau-
tet, dass diese Heterogenität in den vergangenen zwei De-
kaden eher noch zugenommen hat. Man muss sich die 
Frage stellen, ob es je ein nordisches Modell gegeben hat 
(Henningsen 1995, 2013). Vielleicht liegen wir auch einer 
populären und psychologisch nachvollziehbaren Konst-
ruktion auf, die von punktuellen Gemeinsamkeiten ausge-
hend ein homogenes Gesamtgebilde des Nordens lange 
Jahre, ja Jahrhunderte lang konstruiert und in die Öffent-
lichkeit eingespeist hat. Die Konstruktion einer kulturellen, 
politischen und gesellschaftlichen Heile-Welt im Norden 
mag den eigenen Defizienzerfahrungen entsprungen sein 
und erfährt immer dann seine ungläubigen Erschütterun-
gen, wenn – was ja durchaus zu erwarten gewesen wäre 
– auch im Norden sich Ausbrüche unprovozierter Gewalt 
ereignen: Wenn ein Ministerpräsident auf offener Straße 
erschossen, wenn eine Außenministerin im Kaufhaus ersto-
chen wird, wenn in der Urlaubsidylle eine Einzelperson ein 
Massaker an Jugendlichen verübt. Dass die politischen 
und kulturellen Akteure des Nordens offensiv mit diesem 
Bild des „nordischen Modells“ als Vorbild für die Welt 
Werbung in eigener Sache betreiben, macht die wissen-
schaftliche Differenzierung nicht unbedingt einfacher. 
Die hier versammelten Beiträge decken allerdings nicht 
alle Aspekte nordischer Politik ab, schon gar nicht umfas-
send. Dies ist auch dem Umstand geschuldet, dass manche 
Aspekte nordischer Politik schwer zu fassen sind; weitere 
Forschungsbemühungen sollten dringend unternommen 
werden. Wir nennen fünf Desiderate, die Liste ist leicht zu 
verlängern – sie sollen aber nicht implizieren, dass die „al-
ten“ Forschungsfragen hiermit obsolet wären, im Gegen-
teil! Eine stärkere wissenschaftliche Hinwendung, intensi-
vere Forschungsbemühungen aus politik-, sozial- sowie kul-
turwissenschaftlicher Perspektive erscheinen uns als 
dringend angeraten. 3

 l Erstens erodieren gegenwärtig zentrale Fundamente 
nordischer Politik. Dies kann beispielsweise an einer of-
fenkundig zunehmenden ökonomischen Ungleichheit 
und abnehmender Egalität im Norden ebenso abgele-
sen werden wie an den mobilisierenden rechtspopulisti-
schen Parteien. Systematische Demokratieforschung mit 
Bezug auf den Norden kommt vor allem am nachhalti-
gen nordischen Rechtspopulismus nicht vorbei. Die Dy-
namiken und „Kollateralschäden“ der nordischen Identi-

tätspolitiken und der Auswirkungen einer seit Jahrzehn-
ten gepflegten Debatte über nationale Identität und 
nordische Exzeptionalität müssen stärker fokussiert wer-
den. Dazu zählt auch der Widerspruch einer ja auch im 
Norden gelebten Europäisierung und Globalisierung 
bzw. den gemeinhin genutzten und geschätzten positi-
ven Konsequenzen einer Integration und einer Öffnung 
– durchaus ökonomisch und kulturell verstanden.
 l Zweitens sollten die nordischen Öffentlichkeiten stärker 

und systematischer analysiert werden – dieser Punkt ist 
eng verflochten mit dem ersten. Hier sollten nicht nur die 
– keineswegs immer hohen Qualitätsanforderungen ge-
nügenden – nordischen Medien und ihre Funktion für die 
Demokratie Aufmerksamkeit in der Forschung bekom-
men. Allgemeine Prozesse der öffentlichen Auseinan-
dersetzung sind systematisch zu erfassen und in ihren 
Konsequenzen für die Demokratie zu bewerten. Gewalt-
exzesse wie in Utøya und Oslo am 22. Juli 2011, bren-
nende Vorstädte wie in Stockholm im Mai 2013 oder der  
Amoklauf am 7. November 2007 im finnischen Jokela 
sind nur einzelne, aber durchaus mächtige Indizien da-
für, dass die Verfahren zur friedvollen Auseinander-
setzung gegensätzlicher Interessen und Lebensphilo-

Nicht nur Volvo hat Zlatan Ibrahimović als Werbeträger ent-
deckt, sondern auch die schwedische Post. Im März 2014 
kam die Briefmarkenserie in Umlauf. Verkörpert Zlatan 
Ibrahimović, der auf dem Fußballfeld für Aufsehen sorgte, 
einen neuen schwedischen Phänotyp? picture alliance/dpa
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sophien auch in den nordischen Öffentlichkeiten brö-
ckeln. 
 l Drittens verdienen das traditionelle skandinavische Öf-

fentlichkeitsprinzip und das nordische Verständnis von 
Presse- und Meinungsfreiheit der wissenschaftlichen 
und der vergleichenden Betrachtung. Der Beitrit t Schwe-
dens und Finnlands zur Europäischen Union 1994 hat 
auch mehr Transparenz und Öffentlichkeit nach Brüssel 
gebracht, das seinerzeit von Skandalen erschüttert war. 
Akten von Politik und Verwaltung sind im Norden öffent-
lich, Verwaltungsvorgänge für jedermann einsehbar. 
Dieses Prinzip, im kulturellen Haushalt der Nationen tief 
abgesunken, ist wesentlich für die Spitzenplätze der 
nordischen Länder auf den Anti-Korruptionsskalen und 
hat bisher zu wenig Beachtung im internationalen Ver-
gleich gefunden. Damit hängt eine exzessive Auslegung 
des Rechts auf freie Meinungsäußerung zusammen. Die 
Verfassungen der Länder und das öffentliche Selbstver-
ständnis schützen dieses Bürgerrecht auf eine Weise, 
die in vergleichbar zivilisierten Ländern auf striktere le-
gale Grenzen stoßen.
 l Viertens ist festzustellen, dass sich gegenwärtig die 

geographische Lage des Nordens verschiebt: Durch die 
Klimaerwärmung und die abschmelzende Eiskappe der 
Arktis bekommt dieser Raum eine stärkere politische Bri-
sanz (vgl. Humrich 2011; Hannemann 2011). Was dies für 
die nordischen Demokratien impliziert, ist noch schwer 
abzuschätzen. Gleichwohl sind neben neuen – aus öko-

logischer Perspektive fragwürdigen – Initiativen zur För-
derung von Rohstoffen auch außen- und sicherheitspoli-
tische Reibungen in dieser Region zu erwarten. Mit der 
aktuellen grönländischen Souveränitätsdebatte ist die 
politische und ökonomische Sprengkraft auch einer 
breiteren, nicht-nordischen Öffentlichkeit bekannt, viel-
leicht bewusst geworden – hier berühren und reiben 
sich erneut Ost und West. Auch der „ganz hohe Norden“ 
verdient daher eine höhere Aufmerksamkeit für die poli-
tik-, sozial- und kulturwissenschaftlich orientierte Nord-
europa-Forschung.
 l Fünftens wollen wir ein kulturelles, ein politisches und 

ein wissenschaftliches Desiderat erwähnen: Wir haben 
verschiedentlich darauf hingewiesen, dass das Wissen 
über den Norden bei uns nicht sehr groß ist, aber gleich-
zeitig ein ausgeprägtes kulturelles und politisches Inter-
esse an den nordischen Ländern auszumachen ist – die 
Verkaufserfolge nordeuropäischer Kriminalromane be-
legen dies, aber auch die Diskussionen über die Ergeb-
nisse der PISA-Studien oder das Flexicurity-Arbeits-
marktmodell. Interessanterweise spiegelt sich dieses 
deutsche Interesse am Norden seit dem Fall der Berliner 
Mauer zunehmend auch im verstärkten Interesse der 
nordischen Länder an Deutschland – auch hierbei spie-
gelt sich, dass das Wissen in Nordeuropa über Deutsch-
land sehr bescheiden ist: Es zeigen sich die Folgen einer 
Abwendung der nordeuropäischen Gesellschaften von 
Deutschland spätestens seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges und einer Hinwendung zur angelsächsi-
schen Kultur. So wenig die Deutschen mit den skandina-
vischen Sprachen etwas anfangen können, so wenig le-
sen oder verstehen, geschweige denn sprechen die po-
litischen, kulturellen und wissenschaftlichen Milieus in 
Skandinavien das Deutsche. In den Literaturverzeichnis-
sen der skandinavischen Wissenschaftler lassen sich al-
lerhöchstens vereinzelt deutsche Titel entdecken und 
wenn, dann in englischer Übersetzung (so auch in dieser 
Anthologie); die deutsche Forschung zu Skandinavien 
wird dort nur selten wahrgenommen. Demgegenüber 
wird hierzulande die skandinavische Forschung nur 
dann rezipiert, wenn sie auf Englisch vorliegt. Zahlrei-
che sozialwissenschaftliche (Abschluss-)Arbeiten mit 
skandinavischen Themen werden regelmäßig ohne 
Kenntnis von Land, Leuten und Sprache verfasst. Es sollte 
also Aufgabe der Wissenschaft sein, nicht zuletzt auch 
der sozialwissenschaftlichen, eine regionale Aufmerk-
samkeitskultur zu pflegen – wenn, wie wir feststellen 
müssen, interkulturelle Kommunikation nur als Parole 
ausgegeben wird, es für sie jedenfalls keinen (oder we-
nig) Realitätsgehalt gibt, dann darf es nicht verwundern, 
dass es zu kulturellen, politischen und ökonomischen 
Missverständnissen kommt. Wie politisch diese Missver-
ständnisse dann wieder werden, kann man an der von 
Giorgio Agamben im Kontext der europäischen Schul-
den- und Finanzkrise losgetretenen Debatte über ein 
„Lateinisches Reich“ des Südens versus der nordeuropä-
ischen Effizienzgesellschaften ablesen: Die südliche 
„Mittelmeer-Union“ ist nicht die Alternative zur nördli-
chen „Aquavit-Union“; wer nur ein wenig weiß von den 
jeweiligen politischen und ökonomischen Realitäten, 
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gar von den kulturellen, der wird sie sofort als Konstruk-
tionen entlarven. 

Solche Forschungen benötigen Räume und Ressourcen. An 
den deutschsprachigen Universitäten gibt es eine Vielzahl 
von Einrichtungen mit regionalen Spezialisierungen und/
oder Schwerpunkten zu beispielsweise Osteuropa, Nord-
amerika oder jüngst vermehrt auch zu den asiatischen 
Räumen. Die Institute und Zentren, die sich in Forschung 
und Lehre mit dem Norden Europas aus politik- und gesell-
schaftswissenschaftlicher Perspektive befassen, sind aber 
weiterhin ein Desiderat. Zwar hat die universitäre Skandi-
navistik in den letzten zwei Jahrzehnten einen gender- und 
einen kulturwissenschaftlichen Paradigmenwechsel (cultu-
ral turn) erlebt – die Materialgrundlagen sind aber traditi-
onell die nordeuropäischen Literaturen und Sprachen ge-
blieben (zu erklären mit der aus der Gründung des Faches 
im 19. Jahrhundert im Schlepptau einer als Nationalwis-
senschaft verstandenen philologischen Germanistik); nur 
die Geschichte Nordeuropas ist an einigen Universitäten 
stabil etabliert (Kiel, Greifswald). 
Einzig das Nordeuropa-Institut der Humboldt-Universität 
zu Berlin (gegründet 1994) kombiniert (noch) philologische 
Forschung mit sozial-, kultur- sowie geschichtswissen-
schaftlichen Ansätzen. Der Norden Europas ist als Gegen-
stand einer Regionalwissenschaft immer noch zu entde-
cken. Als positives Signal ist zu deuten, dass die einzige 
deutschsprachige Zeitschrift zu den nordischen Demokra-
tien und Gesellschaften, das Nordeuropaforum, wieder 
deutlich sichtbarer geworden ist.4 Dass eine systematische 
Forschung zum Norden Europas unser theoretisches Ver-
ständnis von Kultur, Gesellschaft, Wirtschaft und Demo-
kratie mehren kann, dies ist unsere Hoffnung mit den hier 
versammelten Beiträgen – ob dies allerdings auf eine 
überzeugende Art und Weise geschieht, das haben wie 
immer die Leser und Leserinnen zu entscheiden. 
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strategie auch von H&M verfolgt wird, der „naiven“ blau-gelben Schwe-
denidylle ist hingegen IKEA weiterhin verpflichtet. 
3  Das Fach Skandinavistik im deutschsprachigen Raum ist traditionell 
auf die philologische Forschung ausgerichtet. Erst in jüngerer Zeit können 
auch sozialwissenschaftliche Forschungsbemühungen ausgemacht wer-
den, die explizit den Norden als Region in den Fokus nehmen; vgl. Jochem 
2012; Förster/Schmid/Trick 2014.
4  Das Nordeuropaforum ist eine Open-Access Zeitschrift in deutscher 
und englischer Sprache. Textbeiträge sowie Rezensionen, Annotationen 
und weiterführende Links sind einsehbar unter http://www2.hu-berlin.de/
skan/nofo/aktuelle_texte) [12.05.2014]. 
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Down Under

Esther Blank:
Australien. Ein Länderporträt

Ch. Links Verlag, Berlin 2014.
224 Seiten, 16,90 Euro.

Kein Kontinent ist von Europa weiter entfernt als Australien. 
Und dennoch fasziniert Australien Besucher aus aller Welt. 
Immer mehr junge Menschen zieht es nach Australien, für 
ein Auslandsstudium oder einen Ferienarbeitsaufenthalt. 
Oft stößt man irgendwo im Outback – buchstäblich „in the 
middle of nowhere“ – auf einen frischgebackenen Abituri-
ent hinter dem Tresen einer Kneipe, der Bier ausschenkt, 
Geschirr aufräumt und am nächsten Morgen wach genug 
ist, um an der Tanksäule Touristen mit Benzin zu versorgen. 
Der fünfte Kontinent hat alles, was ein Touristenherz be-
gehrt: Korallenrif fe und Berge, tropische Dschungel und 
Regenwälder, roterdige Wüsten und weiße Strände, pul-
sierende Großstädte mit architektonischen Meisterwerken 
und verschlafene Dörfer im Outback. Die wohl einzigar-
tige Tierwelt und die Vielfalt der Landschaft sind Thema 
des „Einstiegs“ in das Länderporträt Australiens. 
Esther Blank, die seit über 30 Jahren für deutsche Rund-
funkanstalten und Fernsehsender arbeitet, war u.a. als Re-
porterin für die australischen Sender SBS, TV und SBS Ra-
dio tätig. Seit Ende 2000 leitet sie die Vertretung der Deut-
schen Welle in Sydney. Esther Blank lebt in Sydney und ist 
mit einem Australier verheiratet. Die langen Jahre in Aust-
ralien haben sich in dem lesenswerten Länderporträt nie-
dergeschlagen. Die einzelnen Buchkapitel spiegeln Ver-
ständnis und Sympathie für das Land wider, sparen aber 

nicht mit einer investigativen und kritisch-konstruktiven Be-
richterstattung. 
Es ist nicht leicht, das Porträt eines Landes zu zeichnen, das 
so groß wie die USA (ohne Alaska) ist und dessen Vielfalt 
augenfällig ist. Vielfalt meint zunächst Landschaft und Tier-
welt, schließt aber ein ausgeprägtes Gefälle zwischen an 
den Küsten gelegenen Städten und dem Outback ebenso 
ein wie eine kulturelle Vielfalt. So leben z.B. in manchen 
Stadtteilen Sydneys oder Melbournes Menschen aus über 
150 Ländern und die verschiedensten ethnischen Gruppen 
neben- und miteinander. Vielfalt befördert letztlich auch 
widersprüchliche Extreme zutage. Australiens Gesell-
schaft zeichnet sich durch Toleranz, eine nachahmens-
werte Portion Gelassenheit, Optimismus und eine egali-
täre Grundhaltung aus. Genauso stößt man aber auf Eng-
stirnigkeit und auf Rassismus. Während der Bauarbeiter 
einmütig neben Angestellten und Touristen Bier trinkend 
am Tresen der berühmten und gut frequentierten Bier-
kneipe „Bojangles Saloon“ in Alice Springs steht, sitzen 
abgelegen von den Hauptverkehrsadern und unbeachtet 
von der weißen Bevölkerung Aborigines im Park und fristen 
ihr allzu oft armes Dasein. Folgerichtig ist ein ausführliches 
Kapitel der Geschichte und dem Schicksal, dem spirituell-
religiösen Weltbild und den gegenwärtigen Lebensbedin-
gungen der australischen Ureinwohner gewidmet. Die Ge-
schichte der Aborigines ist gleichzeitig eine Erzählung von 
weißer Ignoranz und allzu seltener Akzeptanz anderer Le-
bensweisen. So war das Schicksal der „gestohlenen Kin-
der“ bis Ende der 1990er Jahre vielen Australiern unbe-
kannt: Über Jahrzehnte hinweg wurden 100 000 Aborigi-
nekinder ihren Eltern weggenommen. Die Kinder bekamen 
eine meist nur notdürftige Ausbildung in staatlichen und/

Das hochkomplexe Thema Staats- und Eurokrise in der schulischen oder 
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oder kirchlichen Heimen und wurden dann auf Farmen 
oder in die Städte verschickt. Die Zahlen sprechen für sich 
und sind ein Beleg für die Existenz der „Drit ten Welt“ in ei-
nem reichen Land: Indigene Australier machen ca. zwei 
Prozent der australischen Bevölkerung aus, aber über 25 
Prozent der Gefängnisinsassen. Mehr als 16 Prozent der 
Aborigines sind arbeitslos. 26 Prozent leben in baufälligen 
Häusern.
Die „didaktisch“ kluge Anordnung der einzelnen Kapitel 
spiegelt eben jene Vielfalt und Widersprüchlichkeit des 
fünften Kontinents wider. Esther Blank gibt einen faszinie-
renden, eloquent geschriebenen und fundierten Einblick in 
Geschichte, Gesellschaft, Ökonomie, Ökologie und den 
Alltag des Landes. Das Kapitel „Geschichte und Politik“ 
spannt den Bogen von der ehemaligen Strafkolonie und 
der Besiedlung durch Goldsucher, Abenteuerlustige, 
Flüchtlinge und Freiheitssuchende aus Europa, dem Nahen 
Osten, Asien und Afrika bis zur heutigen Immigrationspoli-
tik, die nur hochqualifizierte Einwanderer im rohstoffrei-
chen, wohlhabenden Australien Arbeitsplätze und ein 
neues Zuhause finden lässt. So hat sich seit 1788, als die 
britische Krone Strafgefangene aus ihren überfüllten Ge-
fängnissen auf den Kontinent schickte, im Laufe der Jahr-
hunderte eine multikulturelle Gesellschaft entwickelt, die 
sich ständig verändert. 
Esther Blank versteht es, immer wieder persönliche Begeg-
nungen mit den Bewohnern des Landes einzuflechten, die 
die Vielfalt der Lebenswelten illustrieren. Sie hat die Kultur 
der Aborigines und deren Leben kennen gelernt. Die Le-
bens- und Arbeitsbedingungen der oft wochenlang von 
ihren Familien getrennt lebenden Minenarbeiter, die regel-
mäßig mit Flugzeugen (fly in/fly out) oder Bussen hunderte 
Kilometer zum Arbeitsplatz pendeln, werden ebenso le-
bendig beschrieben wie das Leben von Frauen in abgele-
genen Bergbausiedlungen. Das pulsierende Leben in den 
Städten Sydney, Melbourne, Canberra, Darwin und ande-
ren Großstädten wird in Kontrast gesetzt zum Leben im 
Outback. So entsteht ein durchaus sympathisches und in-
formatives Bild des fünften Kontinents. Esther Blank gelingt 
es, die Klischees und imaginären Bilder von Australien be-
hutsam zu hinterfragen, indem sie Leserinnen und Leser am 
Alltag der Menschen teilhaben lässt und die historischen, 
politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen präg-
nant erörtert. Die dichten Beschreibungen, die genauen 
und feinfühligen Beobachtungen eröffnen ein tieferes Ver-
ständnis der australischen Kultur und Gesellschaft.

Siegfried Frech

Zivilcourage – eine anspruchsvolle und unbequeme 
Tugend

Gerd Meyer:
Mut und Zivilcourage. 
Grundlagen und gesellschaftliche Praxis

Verlag Barbara Budrich, Opladen u. a. 2014.
276 Seiten, 29,90 Euro.

Das Wort Zivilcourage hat stets dann Konjunktur, wenn die 
Öffentlichkeit von spektakulären Übergrif fen erfährt oder 
wenn über dramatische und bedrückende Vorfälle berich-

tet wird, in denen Menschen angegriffen werden, ohne 
dass jemand hilft. Allenthalben wird dann gefordert, hin-
zusehen und einzugreifen, sich mutig für Mitmenschen ein-
zusetzen, auch wenn man dabei ein Risiko eingeht. 
Wie aber ist es um das Alltagshandeln bestellt? Ist Zivil-
courage nicht auch in der Familie, im Freundes- und Kolle-
genkreis, in Schulen und Betrieben, in Verwaltungen, in 
Parteien und Parlamenten gefragt? Immerhin gibt es doch 
unzählige weniger spektakuläre Situationen, in denen es 
auf den „kleinen Mut“ ankommt. Genau diese Fragen ste-
hen im Mittelpunkt der vorliegenden Monographie von 
Gerd Meyer. Zivilcourage oder sozialer Mut – so die zent-
rale Botschaft des Buches – ist in allen Lebensbereichen 
erforderlich, wenn es darum geht, mutig und mit Bereit-
schaft zum begrenzten Risiko für fairen Konfliktaustrag, für 
gerechte Verhältnisse, für Meinungsfreiheit und vor allem 
für die Wahrung der Menschenwürde einzutreten. Zivil-
courage ist nicht nur eine anspruchsvolle Tugend, sondern 
auch ein unverzichtbares Element einer demokratischen 
politischen Kultur.
Gerd Meyer, bis 2007 Professor für Politikwissenschaft am 
Institut für Politikwissenschaft der Eberhard Karls Universi-
tät Tübingen, hat sich im Rahmen seiner Lehr- und For-
schungstätigkeit seit mehr als 15 Jahren mit Zivilcourage, 
Autoritarismus und demokratischem Humanismus intensiv 
beschäftigt. Er hat systematische Analysen, Definitionen, 
schlüssige und zugleich komplexe Erklärungsmodelle so-
wie Hinweise auf Handlungsperspektiven für zivilcoura-
giertes Verhalten und Überlegungen zum bisher noch un-
zureichend erforschten Thema Mut vorgelegt. Erlaubt sei 
der Hinweis, dass Gerd Meyer auch federführend an dem 
Themenheft „Aufrechter Gang: Zivilcourage im Alltag“ un-
serer Zeitschrift „Der Bürger im Staat“ (3/2011) beteiligt 
war. Die nunmehr vorliegende Monographie führt seine 
Arbeiten weiter: bisherige analytische Überlegungen wer-
den veranschaulicht, noch gründlicher empirisch belegt 
und praxisnäher erörtert. Kennzeichnend für alle Arbeiten 
Gerd Meyers war immer die Frage, wie analytische Kon-
zepte für die (pädagogische) Praxis und den Alltag frucht-
bar gemacht werden können. Diesem Anspruch wird auch 
das vorliegende Buch gerecht. Vertieft werden Fragen von 
Mut und Zivilcourage am Arbeitsplatz und in der Politik (s. 
unten), ebenso wie Überlegungen zu ihrem philosophisch-
psychologischen Verständnis wie zur Bedeutung von Mut 
im (subjektiven) Handeln und Erleben.
Angesichts der inflationären Verwendung des Wortes Zi-
vilcourage klärt das an die Einleitung anschließende 
Grundlagenkapitel zunächst die Begrifflichkeiten „Zivil-
courage“ und – gleichbedeutend gemeint – „sozialer Mut“. 
Beide Begriffe werden trennscharf von Tapferkeit, Hilfe, Al-
truismus und Solidarität abgegrenzt. Auf dieser Definition 
aufbauend werden die Haupttypen zivilcouragierten 
Handelns differenziert beschrieben – je abhängig von der 
Art des Konflikts, der in den Blick genommenen Personen 
bzw. Personengruppen, den sozialen Kontexten, dem 
Handlungsdruck bzw. -spielraum sowie der Kalkulierbar-
keit des Erfolgs oder Risikos. Als leitendes Motiv zivilcoura-
gierten Verhaltens werden in dem Grundlagenkapitel der 
persönliche Mut, dessen Grundformen, Quellen und Mo-
tive erörtert. Im Folgeschrit t werden Entscheidungs- und 
Faktorenmodelle sozial mutigen Handelns dargelegt. Die 
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beiden Modelle beantworten die Frage, warum Menschen 
in vergleichbaren Situationen zivilcouragiert handeln, an-
dere hingegen nicht. Das Entscheidungsmodell nimmt zu-
nächst die Situation und die Person selbst sowie den sozi-
alen Kontext in den Blick und beschreibt, inwieweit der si-
tuative Kontext und die Persönlichkeit, Gefühle, moralische 
Standards, Geschlecht und soziale Nähe das Verhalten 
bestimmen. Das Faktorenmodell diskutiert ausführlich, wel-
che Faktoren Zivilcourage fördern bzw. sich als hinderlich 
erweisen. Neben situativen und personenbezogenen Fak-
toren kommen hierbei auch soziale, politische und ökono-
mische Rahmenbedingungen ins Spiel. 
Das mit „Zivilcourage konkret“ überschriebene Kapitel fo-
kussiert typische Situationen und häufige Probleme im Um-
gang mit Alltagskonflikten, die sozialen Mut erfordern. Fra-
gen der Identität, der Aspekt der Selbstsicherheit, Mut zur 
Selbstbehauptung, praktizierte oder fehlende Solidarität 
und schließlich auch der kompetente Umgang mit Gewalt 
stehen im Mittelpunkt. Mechanismen und (nur allzu be-
kannte) Abläufe eigenen Verhaltens werden anhand von 
Praxisbeispielen verdeutlicht. Der besondere Gehalt liegt 
in den aufgezeigten Handlungsmöglichkeiten, die z.B. mit 
sogenannten „Eingreifregeln“ konkretisiert werden. Es 
geht dabei keineswegs um vorschnelle oder gar wohlfeile 
Rezepte, sondern stets um die zentrale Frage, was Men-
schen in konfliktbehafteten Situationen tun können und 
was ihnen zugemutet werden kann.
Die Erörterung sozialpsychologischer Mechanismen und 
Gruppenkontexte (Strukturen, Loyalitäten, Abhängigkei-
ten, Hierarchien und Dynamiken, Rolle und Status, Grup-
penzugehörigkeiten, Bezugsgruppen usw.) wird in den Ar-
gumentationssträngen der beiden Folgekapitel, die sich 

mit Zivilcourage am Arbeitsplatz und in der Politik ausein-
andersetzen, konkretisiert. Obwohl Zivilcourage gerade 
am Arbeitsplatz gefragt ist, wird sie dort nur allzu selten 
praktiziert und/oder gelebt. Das ökonomische System – so 
die Analyse – ist eine Sphäre strukturell ungleich verteilter 
Macht und damit unterschiedlich gewichteter Risiken. Be-
trachtet man die jüngste Banken- und Finanzkrise drängt 
sich zudem der Eindruck auf, dass moralische Standards 
den Bilanzen untergeordnet werden. Zentrale Fragen die-
ses Kapitels sind: Wird Widerständigkeit und Kritik be-
lohnt oder abgestraft? Sind kritische Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer überhaupt gewünscht? Welche Risiken 
gehen sozial mutige Kolleginnen bzw. Kollegen ein? Wie 
viel Rechtskenntnis ist notwendig, und welche Rechte defi-
nieren Verhaltensnormen am Arbeitsplatz? Wie mit 
Schweige- und Vertuschungskartellen, mit falscher Solida-
rität umgehen? Warum sitzen Kapitaleigner, Manager und 
Investoren oftmals am „längeren Hebel“? Wie hängen Zi-
vilcourage im Betrieb und Firmenethos zusammen? Welche 
Rolle spielen professionell bzw. allzu häufig unprofessio-
nell agierende Führungspersonen? 
Angesichts aktueller Vorkommnisse sind die Ausführungen 
von Gerd Meyer über Whistleblowing brisant und span-
nend. Whistleblower sind Personen, die in ihrem Arbeits-
umfeld oder beruflichen Wirkungskreis gravierende Miss-
stände mit schwerwiegenden Folgen und/oder Gefahren 
aufdecken und diese öffentlich benennen. Merkmale, Kon-
fliktlagen, Rechtfertigung und Motive des Whistleblowing 
werden besonders plastisch in einem inneren Dialog, der 
Pro- und Contraargumente gegenüberstellt, demonstriert. 
Dieser innere Dialog mündet in die Frage: „Verräter oder 
Held?“ Diese existenzielle Dichotomie verdichtet sich ge-
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genwärtig augenfällig an den Auseinandersetzungen um 
Edward Snowden. 
„Selbst der Applaus kennt den Fraktionszwang“ – so Roger 
Willemsen unlängst in einem Interview in der Wochenzei-
tung „Das Parlament“. Dieses Zitat bringt das Anliegen des 
Kapitels über Zivilcourage in der Politik auf den Punkt. The-
matisiert wird das Führungshandeln von Eliten in Parteien 
und Parlamenten, in staatlichen Einrichtungen und auch in 
den Massenmedien. Dass ein harter Parteienwettbewerb 
und der Druck der öffentlichen Aufmerksamkeit Politikerin-
nen und Politiker prägen, ist unumstrit ten. Ebenso wenig 
umstrit ten ist der Umstand, dass Macht und Mandat erhal-
ten sein wollen. Rechtfertigt dies aber das Abnicken jed-
weder Entscheidung mit Blick auf die Fraktion? Sind „Ab-
weichler“ in den parlamentarischen Reihen eine schüt-
zenswerte Spezies? Wenn wir von der Freiheit der 
Abgeordneten und ihrer Verpflichtung gegenüber dem 
Gewissen sprechen, müssten wir abweichende Meinun-
gen doch wertschätzen. Warum sind Selbstkritik und der 
Mut, unpopuläre Entscheidungen zu treffen und Loyalitäts-
konflikte hinter sich zu lassen, so selten? 
Ein weiteres Kapitel nimmt die pädagogische und prakti-
sche Förderung von Zivilcourage in den Blick und erörtert, 
ob sozial mutiges Verhalten gelernt und habitualisiert wer-
den kann. So werden die Sozialisationsinstanzen Familie 
und Schule, die mithin prägende soziale Handlungskom-
petenzen vermitteln, auf förderliche Faktoren für zivilcou-
ragiertes Verhalten hin befragt. Ebenso wird der Frage 
nachgegangen, ob und wie man Mut und Zivilcourage in 
Trainings einüben kann. 
Im Schlussteil des Buches schließlich geht es um die Grund-
lagen persönlichen Muts, der – so bereits im Grundlagen-

kapitel dargelegt – den eigentlichen Kern von Zivilcourage 
ausmacht. Hier werden vor allem emotionale, moralische 
und auch spirituelle Sinnbezüge diskutiert. 
Der besondere Gehalt des Buches, das den aktuellen 
 Forschungsstand umfassend referiert und auf einer über-
aus breiten Literaturgrundlage fußt, liegt in seinem inter-
disziplinären Zugang: Es verbindet gekonnt (1) psycholo-
gische  Aspekte von Persönlichkeit und Sozialverhalten 
(einschließlich kognitiver und emotionaler Einflüsse sowie 
situationsgebundener Kontexte) mit (2) soziologischen und 
politikwissenschaftlichen Analysen und diskutiert (3) mo-
ralische, philosophische und spirituelle Erfahrungen, Be-
gründungs- und Erklärungsstränge für sozial mutiges Ver-
halten. 
In dem überaus lesenswerten und eloquent geschriebenen 
Buch haben sich mehr als nur 15 Jahre Forschung und aka-
demische Analyse niedergeschlagen. An vielen Stellen 
wird deutlich, dass Gerd Meyer – meist persönlich, direkt 
und offen für neue Erkenntnisse – mit Soziologen, Politik-
wissenschaftlern, Psychologen, mit Praktikern und Trai-
nern, mit Pädagogen und Journalisten im Dialog stand und 
steht. Und dies stets getragen von der Intention, ein besse-
res Verständnis für die Komplexität zivilcouragierten Ver-
haltens zu gewinnen und damit den sozialwissenschaftli-
chen Diskurs zu intensivieren. 
Die Monographie von Gerd Meyer ist kein Ratgeber-Buch 
(mit schlichten Rezepten), sondern eine praxisnahe Studie 
nicht nur für Experten, sondern für Leserinnen und Leser in 
den unterschiedlichsten Zusammenhängen: im privaten 
Alltag, in der Berufs- und Arbeitswelt, im politischen Raum 
sowie in der pädagogischen Praxis. Mithin ein Buch, dem 
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man viele interessierte Leserinnen und Leser wünscht (und 
das in keiner gut sortierten Bibliothek fehlen sollte!).

Siegfried Frech 

Klare Ansage für Jungs

Reinhard Winter:
Jungen brauchen klare Ansagen. Ein Ratgeber für Kindheit, 
Schule und die wilden Jahre. 

Beltz Verlag, Weinheim und Basel 2014. 
275 Seiten, 15,99 Euro.

Eltern brauchen klare Ansagen – diesen Eindruck muss 
Reinhard Winter in den vielen Beratungsgesprächen ge-
wonnen haben, die er seit Jahrzehnten über Erziehungs-
fragen führt. Immer mehr Mütter und Väter sind verunsi-
chert und stellen in Frage, ob sie angemessen und unter-
stützend auf ihre Kinder reagieren. Und aufgefallen ist 
Winter noch etwas: Die meisten der Ratsuchenden sind 
Eltern von – Jungen. Schließlich sind sie es, die als „Bil-
dungsverlierer“ gelten, die süchtig nach Computerspielen 
sind und gern mal aus der Reihe tanzen. Warum das so ist? 
Winter führt gleich drei Gründe an: biologische Vorausset-
zungen, psychische Faktoren sowie soziale und gesell-
schaftliche Zuschreibungen. Ein Glück für Jungen, dass er 
den Einfluss der Gesellschaft höher als den der Gene ge-
wichtet, denn Männlichkeitsbilder lassen sich ändern. Da-
für gibt Winter ganz konkrete Beispiele: Wieso schwänzen 
viele Väter eigentlich die Elternabende an den Schulen? 
Damit signalisiert das männliche Vorbild, dass Schule nicht 
so wichtig ist. Und dass Führungsaufgaben noch immer 
eher Männern als Frauen zugetraut werden, macht es Müt-
tern schwer, ihre Führungsrolle gegenüber den Kindern 
durchzusetzen. 
Überhaupt ist das Thema Führung ein ganz zentrales: klar 
und nah soll sie sein; diese Kernbotschaft zieht sich wie ein 
roter Faden durch das gesamte Buch. Winter lebt vor, was 
er fordert: Klarheit schafft er vor allem durch Konkretion. In 
seinen „Klassikern des Familienlebens“ beschreibt er typi-
sche Konfliktsituationen, wie sie viele Familien kennen: Ver-
halten beim Essen, (fehlende) Mithilfe im Haushalt, Kon-
sumverhalten, bis hin zur Medien- und Toilettennutzung. 
Zur Entspannung dieser oft heiklen Szenen zeigt Winter 
klare, konkrete, eindeutige Handlungsoptionen auf. Dort 
findet sich eine Formel, wieviel Zeit in welchem Alter elekt-
ronischen Geräten zugestanden werden könnte, Uhrzei-
ten, bis wann Jugendliche abends ausgehen sollten und 
der Rat, die PC-Passwörter der Kinder zu kennen. Sehr an-
schaulich sind auch die immer wieder in den Text einge-
streuten Dialoge, in denen Eltern vorbildlich in heiklen Situ-
ationen (re-)agieren – Nachmachen erwünscht!
Zwangsläufig mehr Interpretationsspielraum lassen die 
„Sieben Schrit te zur gelingenden Jungenerziehung“, die 
den zweiten Teil des Buchs ausmachen. Hier findet sich ein 
Wertekompass, es gibt Tipps zur Analyse des eigenen Füh-
rungsstils und Beispiele, wie Konsequenzen bei Fehlverhal-
ten aussehen können, wenn sie nicht den Charakter einer 
Strafe erhalten sollen. Winters Empfehlungen werden der 
Tatsache gerecht, dass Eltern so verschieden wie auch ihre 
Kinder sind, so dass die „klaren Ansagen“ im konkreten Fall 

sehr unterschiedlich ausfallen können. Und dennoch bie-
ten seine sieben Schrit te einen hilfreichen Orientierungs-
rahmen, innerhalb dessen sich gute Lösungen finden las-
sen. Erziehung ist eine Herausforderung, die sich anzuneh-
men lohnt – nicht nur die Kinder wachsen daran, sondern 
auch die Eltern. Winters sehr gut gegliedertes, flüssig und 
vor allem mit Herzblut für Kinder und Verständnis für Eltern 
geschriebenes Buch zeigt, wie moderne, empathiefähige 
Erziehung heute aussieht. Viele Anregungen werden die 
Leserinnen und Leser  mit Kindern in ihrem bisherigen Tun 
bestärken, und sicher werden sie nach der Lektüre auch 
neue Akzente setzen, wie es zumindest mir als Mutter von 
immerhin drei Jungen ging. Doch das Buch richtet sich nicht 
nur an Eltern von Jungen; es ist ein Plädoyer dafür, dass 
sich Geschlechterbilder und Rollenzuschreibungen än-
dern müssen, um Chancengleichheit herzustellen und faire 
Rahmenbedingungen für Mädchen und Jungen zu schaf-
fen. Und da nicht nur Eltern Geschlechterbilder prägen, 
wünsche ich dem Buch eine große Verbreitung: als mehr 
oder weniger gute Vorbilder haben wir alle unseren Anteil.

Sabine Keitel

Denkanstöße über den Tag hinaus

Heribert Prantl:
Alt. Amen. Anfang. Neue Denkanstöße.

Süddeutsche Zeitung Edition, München 2013.
184 Seiten, 14,90 Euro.

„Das Älterwerden ist einem auf den Fersen wie ein Stalker, 
der sich an kein Distanzgebot hält und dafür nicht einmal 
belangt werden kann“. Mit diesem Zitat nimmt der Philo-
soph Wilhelm Schmid die biologische Unabänderlichkeit 
des Älterwerdens relativ gelassen in den Blick. Anders hin-
gegen die öffentliche – und oftmals auch politische – De-
batte, in der Alter und Älterwerden als Katastrophe apost-
rophiert werden. Der „Herbst des Lebens“ wird den Älteren 
nur allzu häufig durch demographische Schwarzmalerei 
vergällt. Diesen unsäglichen Debatten zufolge nehmen die 
„Alten“ den „Jungen“ die Zukunft weg – einfach dadurch, 
dass sie zulange leben. Dieser Offenbarungseid enthüllt 
ein System, das nicht willens und anscheinend nicht in der 
Lage ist, sich um die (ganz) Alten zu kümmern – ein System, 
das Heribert Prantl zufolge selbst dement ist.
Heribert Prantl, Journalist und Publizist, leitet das Ressort 
für Innenpolitik bei der Süddeutschen Zeitung und ist Ver-
fasser zahlreicher Leitartikel, in denen er engagiert Miss-
stände anprangert, Denkanstöße gibt, den liberalen 
Rechtsstaat und die Grundrechte verteidigt. In dem vorlie-
genden Buch sind Leitartikel zu den christlichen Festtagen 
Weihnachten, Pfingsten und Ostern versammelt. Der vierte 
Buchteil, überschrieben mit „Gott und die Welt“, fokussiert 
christliche Werte und kontrastiert diese mit der Alltagspra-
xis. Es sind allesamt Texte, die sich mit Gott, der Welt und 
der nahen Heimat befassen, den Umgang mit Flüchtlingen, 
die Sozialpolitik und die „Kultur des Teilens“ thematisieren. 
Angesichts der europäischen Flüchtlingspolitik stimmt die-
ser Gedankengang mehr als nachdenklich. Wir gönnen 
den Flüchtlingen, so Heribert Prantl, nicht einmal einen Zip-
fel des Mantels vom Heiligen des Teilens, von Sankt Mar-
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tin. Und hier schließt sich wiederum der Kreis zum klassi-
schen politischen Leitartikel.
Ein weiterer thematischer Schwerpunkt des Buches ist das 
beherzte Plädoyer, die Alten in den Blick zu nehmen, weil 
sie auch „unsere“ Zukunft sind. Es geht um das Alter und da-
rum, ob und wie das Alter eine Gesellschaft verändern 
kann. Das längere Leben ist nicht nur eine bloße Last und 
Infragestellung proklamierter und gesellschaftlich wertge-
schätzter Normen (Leistung, Produktivität und Fitness), son-
dern ein Zugewinn. Hatte früher das Leben nur drei Teile 
(Kindheit, Arbeit, Alter), hat sich nun zwischen Arbeit und 
Alter eine neue Lebensphase geschoben. Und genau diese 
Phase gilt es anzuerkennen, wertzuschätzen und gesell-
schaftlich zu nutzen. Das Alter kann eine Gesellschaft 
menschlicher machen, weil die Älteren Zeit für Dinge haben, 
für die die Jungen keine Zeit haben. Eine solche veränderte 
Einstellung wird also nicht nur den Alten gut tun, sondern 
auch den Jungen und Kindern. Es wird sie sozialer und klü-
ger machen, weil ältere Menschen Erfahrungen und Wissen 
haben – und dies auch gerne einbringen. Deswegen auch 
die Wahl des Buchtitels: „Alt“ mündet nicht zwangsläufig im 
„Amen“, sondern kann auch „Anfang“ bedeuten, kann für 
Hoffnung stehen, die das Alter machen kann. 
Dies sind auf den ersten Blick Fragen, mit denen sich politi-
sche Leitartikel nur am Rande beschäftigen. Dabei bergen 
sie eine gehörige Brisanz in sich. Mithin geht es in den hier 
versammelten Leitartikeln, die sich mit dem Thema Alter 
und Älterwerden beschäftigen, um gesellschaftlichen Aus-
gleich und den Anspruch, Bürgerinnen und Bürger – egal 
welchen Alters – nicht allein zu lassen. Treffend bemerkt 
Prantl, dass Menschsein „nicht am Lineal von Ökonomie 
und Leistungsfähigkeit gemessen [werden kann]“ (S. 70). 

Um die Brisanz des Themas zu erfassen, ist ein gesell-
schaftlicher Mentalitätswandel nötig, der mit einer nach-
haltigen Kursänderung in der Politik einhergehen muss. 
Stattdessen lassen wir aber die „organisierte Entwürdi-
gung der Alten“ (S. 58) zu. Die Situation in der Pflege ist 
nach wie vor beschämend. Nach wie vor leben ca. zwei 
Drit tel der Pflegebedürftigen zu Hause. Ohne die Familien, 
die sich kümmern, wäre das System der Pflegeversicherung 
längst bankrott. Die Pflegeversicherung deckt nur einen 
Bruchteil der Kosten. Heribert Prantl stellt in diesem Zusam-
menhang die provokante Frage, wie wir im Jahr 2050 mit 
fast vier Millionen pflegebedürftigen Menschen umgehen 
werden. Wie soll dies funktionieren, wenn es schon heute 
nicht funktioniert? Greift Deutschland dann zum Allheilmit-
tel „Oma Export“? Beim Exportieren ist ja Deutschland be-
kanntlich Weltmeister. Grenzüberschreitende „Altenver-
bringung“ bzw. „gerontologischer Kolonialismus“ (S. 63) 
wird ja schon heute praktiziert: Pflegeheime in Thailand, 
Spanien und Ostdeutschland sind allemal billiger als west-
deutsche Pflegeheime. 
Die Besprechung einer Anthologie kann nicht immer allen 
einzelnen Beiträgen gerecht werden. Hier wurde der Fokus 
auf das Thema Alter und Älterwerden gerichtet. Dennoch 
gilt in der Summe: Die „neuen Denkanstöße“ von Heribert 
Prantl sind ein besonderes, nachdenklich stimmendes Lese-
vergnügen und weisen über den Tag hinaus. Mancher Zeit-
genosse mag dem gelernten Juristen Prantl Vermessenheit 
unterstellen, wenn er die großen Fragen des Lebens und 
Sterbens in Leitartikeln abhandelt. Aber genau diese Fra-
gen bewegen Menschen in aller Regel mehr als die Frage, 
wie ein neues Regierungsprogramm aussieht. 

Siegfried Frech
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